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Anerkennung iL'priviUg. Gerichast. d, Klerus etc. 

s neue,, gleichsam unvermittelte gläekliche Lage 
nders Ut es mit dem privileginm fori. Bein als 
«t konnte freilich anch dieses nnr Eustenz ge- 
len Reiche durch die Freigebigkeit der Kaiser, 
1 nach dieser Bicbtnng hin längst in der Kirche 
nldet, auf welche die Kaiser bei ihren Gesetzen 
ie sie anknüpfen, die sie weiter fortbilden oder 
, Es findet hier also ganz Aehnliches statt, wie wir 
iserlichen Gesetzen über das Vermögen der Kirche 
beobachten Gelegenbeit hatten. 

in dem die Kirche vor ihrer Anerkennung Sei- 
ilt eine Gerichtsbarkeit ausübte , ist bekannt ge- 
L wir nur die Gesichtspunkte an, die zur bessern 
kaiserlichen Gesetze im Äuge zu behalten man 
tscbeid, bezw. di^ Durchführung desselben durch 
ittel bei allen eigentlich hircMicheti Streitfragen 
oliscben Zeiten naturgemäss in der Hand der 
'.iehe Streitigkeiten, die an sich zwar nicht unter 
' Kirche fielen, wurden gleichfalls schon in den 

die Bischöfe als Schiedsrichter gebracht. Die 
eis I. Cor. 6, 1 ff. legte Grund zu dieser in der 
mbildenden Gewohnheit. Die Kirche rägte es, 
igelegenheiten vor den [heidnischen] weltlichen 
wegen der Gefabren, die für den Glauben der 
en daraus erwuchsen; für Kleriker galt es ge- 
len, als Apostasie, wenn sie einen Laien oder 
r dem Bessert des weltlichen Eichters belangen 
bildete der Bischof die erste Instanz in einer Ge- 
te in Sachen der Kleriker wie der Laien. War 
Beklagter, so sassen seine Amtsbrüder aul den 
litz des Metropoliten über ihn zu Gericht. Ton 
dieser lei Christiana durch den heidnischen Staat 
line Bede sein, obschon vereinzelte Fälle vorka- 
»dniscbe Kaiser die Kirche in der Durchsetzung 
anterstützteu. Wir erinnern ah den bekannten 
lie Verfügung des Kaisers Anrelian wider den von 
irtheilten Bischof Paulus von Samosata^). Uit 
er christlichen Beligioo als Staatsreligion sahen 


c. p. II, Üb. 3. c. 101 £ 
, VII, 30. 
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eerdotes Dei . . . '). -Hiernach 
gegebene Urtheil der Biscböfe 
Appellation an ein weltliches 
izen nicht zulässig war. 
en Synode, also der Bischöfe 
! was immer für eines Ver- 
1 Consiantius. In kaiserlicher 
tr, es könnten Bischöfe nicht 
ien , sondern etwaige Klagen 
rächt werden. Als Motiv wird 
X verhindert werden, das» jeder 
ihnldiguugen gegen die Bischöfe 

nichts Neaes., was nicht schon 
] von Constantin T. als rechts- 
wir von Constantins , dessen 
iss gibt von seiner Abneigung 
en Bischöfe, erwarten, daas er 
Oesetz erlässt, worin er den 
tande und ihrer Würde , als 
e Kirche selbst zuwies , vor 
Bischöfe abgeurtheilt werden 
Qg ist datirt vom Jahre 355, 
nach dem Tode seiner beiden 
der katholischen Kirclie auf- 
rorzüglichsteii Verfechter , der 
i vernichten und an ihre Stelle 
rebt war. Hier iat eine ünter- 
Qrche und BiscbJife scheinbar 
Lrauf hioans lief, die eine wie 

ätz wie manches andere uns 
ssse der arianischen Bischöfe. 
n Qesetzen Hohn sprechende 


lemns, in judiciis Epiecopos accusari 
8 aestimatar libcra ait ad ar^en- 
'• igitnr g^netelaium, quod quispiam 
» convetiit explorari, "nt opot- 
bns audientia commodetar.« Cod. 


■urasnof, Ute AnerKennung d. privileg 

Treiben derselben ist bekannt. Wir 
ten schmachvoIleD Anklagen, welche 
Hgen Athanasins vorbrachten, am s( 
die Torgänge auf den Synoden von i 
sogenannten Kirchweihsynode 341 , 
Arles n. s. w. Hier wäre Grund gei 
die Staatsgewalt gegen die arianischi 
wie später gegen die Donatisten, da 
der grOssten Frevel gegen die kath< 
Diener schuldig machten. Oder wi 
Fälsehnng von Urknnden, rohe Gewa 
ten der arianischen Bischöfe verQbt ' 
im Fall einer Anklage vor dem weltl 
zn werden? Und gewiss hätte ein i 
ter, deren es vielleicht im Oriente in 
hafte Bischöfe, dem schamlosen Tn 
zugesehen , hätte vielmehr die Kir 
hobener Anklage gegen Unrecht nni 
nommen. Allein ein derartiger Proci 
Forderungen der Katholiken noch an 
gefunden hätten , war ebensowenig 
arianischen Bischöfe wie ties Constani 
auf den Synoden zu Arles und Mails 
nnd der arianischen Bischöfe Ahsii 
identisch waren. Nichts war daher n 
Sorge trug, es möchten die nur unl 
getroffenen Beschlüsse jener Bischöfe 
selbst nicht wegen förmlicher Ter 
Bichter belangt werden. Hier liegt 
Anfrechthaltnng einer Immunität dut 
aus reinem Wohlwollen und ans edlei 
zugestanden hatte. Die arianischen i 
einer Synode belangt werden, auf de 
Partei dominirte; die wenigen katl 
kein unparteiisches ürtheil zu erwart 
ja, sie worden gar nicht einmal gehQ 
einmal gestattet, ihre gerechten Bescl 
der eigentliche Sinn , den die kaist 
libera ad arguendos eos animis fa 
rasende Gemflther hatten nach des 1 
die Katholiken, zumal die katholisc 
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Drliegende Gesetz nur auf eigentlicbo cansae 
ud behaupten, es involvire nicht auch eine 
in Giril- und GrlmiDalsachen von Klerikern, 
inpflicbtenO- Denn einm^ war die Kirche 
h ffir die letztbezeicbneten cansae gewesen. 
I von seinem Vater bestätigte Gewohnheit 
dass fortaii nur die inneren religifieen Strei- 
t der Kirche geborten , alle sonstigen Ver- 
tes , so mosste das im Gesetze ausdrücklich 
:hiebt aber nicht, vielmehr deuten die Wort«: 
[amm, quod quisqnam defert, etc. in ihrer 
lie gegeutbeilige Ansicht des Kaisers, dass 
ibes und bürgerliches der Bischöfe nur vor 
rerde. In diesem Sinne genommen, diente 
las Gesetz voUkommen den Absichten d^ 
unischen Bischöfe, und es schUesst sich so 
m Gulturkamptgesetzeti des Constantins am 
5 an. — Was die Priester und die niedern 
ihrer in dem Gesetze des Constantins nicht 

nach wie vor in allen Vergehen vor dem 
de sich haben stellen müssen. 

in, wie sich die kirchliche Gerichtsbarkeit 
aiser Valentinian dem Aeltereu gestaltete, 
]brosius in seinem 32. Briefe. Von Valeu- 
Tgefordert, mit dem arianischen Bischöfe 
;espräch im kaiserlichen Palaste abzuhalten, 

dessen und schrieb bei der Gelegenheit: 
iter tuns non solum sermone respondit, sed 
t , in causa fidei vel ecclesiadid ordmis 
ebere, qni nee maoere impar sit nee jure 

sacerdotes de sacerdotibus volnit judicare. 
iqne argneretur Episcopos , et morum esset 

1 hane voluit ad Episcopale Judicium perti- 
ti, Clementissime Imperator, in causa. fidei 
asse? Ita ergo qnadam adulatione curvamur, 
ns immemores, et quod Deus donavit mihi, 
e credeudum? . . . At certe, si vel scriptu- 

vel vetera tempora retractemus , quis est, 
lei in caus:. inqnam fidei Episcopos solere de 

1. c. p. 198. 
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1 vor die weltlichen Ricbterstähle. Gratian be- 
die bisher dem Klerns zustehende Immunität, 
lallen , dass gerade dieser sonst den IClerikem 
te Monarch sich dazu entaehloaa. Man hat dess- 
Lunahme geneigt, es beziehe sich dieses Gesetz 
Gleistlichen , es handele sich hier am Laien , die 
rchengesetze und gegen die staatliche Orduung 
olgendQ wird zeigen, dass, wenn sich die kaiser- 

auch nicht ausschliesslich auf BischSfe und 
nindestens ebenso gtU auf .diese, wie auf Laien 

sich unter der Regierung Gratians die Irrlehre 
, eine Nachwirkung des Guosticismus und noch 
smns ausbreitete, und diese Häretiker durch ihre 
1 und Gewohnheiten Kirche wie Staat gleichmäesig 
m sich beide Gewalten hier zumal veranlasst, dem 
er geföhrlichen Secte Einhalt zu thnn. Vor allem 

die Häupter der Irrlehre, die BiscbCfe Instantius, 
in, Helpidins und Hyginus einschreiten, wollte 

der Häretiker steuern, wesshalb denn auch mit 
ehreren seiner Anhänger von der Staatsgewalt 
Process gemacht wurde, indem man sie zu Trier 
in glaubte nun dem Treiben der FriscilUanisten 

und Bischöfe am besten dadurch vorbeugen zu 
les Vergehen vor den weltlichen Richter gebracht 
6 früher die Geistlichen von den Bischöfen abge- 
lte. Nun wagten jene häretischen Kleriker und 
eicht mehr , die sittliche und bürgerliche Ord- 

da sie als Angeklagte jetzt nicht mehr von ihres 
1 eigenen Bischöfen freigesprochen , vielmehr vor 
eltlichen Richters ihren Vergehen entsprechend 
jatraft wurden. Nun ist es freilich richtig, dass, 

einem Verfehren gegen Häretiker nichts zu lesen 
ten Auffassung desselben in gleicher Weise auch 
ihöfe tind Kleriker ihre bisherige Immunität zum 
ifern bisher für sie in allen Vergehen die Kirche 

war. Allein auch angenommen, aber noch nicht 

das Gesetz Gratians für das ganze Reich mass- 


das Gesetz nar an einige Bischöfe Oalliena und Spaniens 
Ländern die Irrlehie Priscillians besonders am sidi ge- 


, ■ 'VV 
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genehme lästige Aufgabe für den Bischof, und die afrikanischen 
Väter baten den Kaiser dringend um Befreiung von dieser Pflicht. 
Honorius glaubte ihrem Wunsche am leichtesten dadurch willfahren 
zu können, dass er dergleichen schiedsrichterliche Entscheidungen, 
bei denen nach altem Gesetze eine Berufung von der bischöflichen 
Instanz an den weltlichen Bichter zulässig war, einfach untersagte 
und fortan nur solche Klagen vor das kirchliche Forum zu bringen 
gestattete, in denen es sich de religione handelte; in allen anderen 
Sachen sollte man den weltlichen Bichter angehen. Das Gesetz be- 
rührt also gar nicht die Gerichtsbarkeit über den Klerus, es handelt 
sich nur um die schiedsrichterlichen Entscheidungen, um welche 
Laien die Bisehöfe ansprachen. — Dass Honorius nicht daran dachte, 
die Immunität des Klerus zu verkürzen , geht aus einem weiteren 
Gesetze zur Genüge hervor. 

:^ Kleriker j€ so ist der Wortlaut der neuen Verordnung*), 
>Jcönnen nur bei den Bischöfen verUagt werden. Wenn also ein 
Bischof, Presbyter, Diacon oder sonst einer der niedern geistlichen 
Bangstufen bei dem Bischöfe — denn anderswo darf es nicht ge- 
schehen, — von irgend einer Person angeklagt wird, so soll man 
wissen, dass der, welcher die Klage in löblicber Absicht vorbringt, 
wessen Standes oder welcher Würde er auch sein möge, die Beweis- 
fuhrung seiner Anklage antreten müsse. Wer gegen dergleichen 
Personen Vergehen zur Anzeige bringt, die er nicht beweisen kann, 
der soll kraft gegenwärtigen Gesetzes wissen, dass er der Infamie 
unterliege, damit er durch den Verlust seiner eigenen Ehre lerne, 
wie man nicht ungestraft den guten Namen anderer antasten dürfe. 
Denn sowie Bischöfe, Presbyter, Diaconen und die übrigen Kleriker, 


1) »Clericos non nisi apud Episcopos accusari convjBnit. Igitur si Episco- 
pus vel Presbyter vel Diaconus et quicunque inferioris loci Christianae legis 
minister apud Episcopum — siquidem alibi non oportet — a qualibet persona 
fuerint accosati, sive ille sublimis vir honoris sive ullius alterins dignitatis, 
qui hoc genas laudabilis intentionis arripiet, noverit docenda probationibns, 
monstranda documentis se debere inferre. Si quis ergo circa hujusmodi perso- 
nas nim probanda intulerit, aactoritate hujus sanctionis intelligat, se jactnrae 
famae propriae subjacere, nt damno pndoris existimationis dispendio discat sibi 
alienae y^recondiae impnne insidiari saltem de cetero non licere. Nam sicut 
Episcopos, Presbyter OS, Diaconos ceterosque, si his objecta comprobari potuerint, 
maculatos ab Ecclesia venerabili aequum est removeri, nt contempti post haec 
et miserae hamilitatis inclinati despectu injariarum non habeant actionem, ita 
similis videri debet justitiae, qnod appetitae innocentiae moderatam deferri jos- 
simns nltionem. Ideoque hujusmodi dumtaxat causas Episcopi sub testificatione 
multorum actis audire debebunt.« Cod. Theod. XVI, 2, 41. fanno 412). 
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chen Privilegs ist man wiederum 
ti da aus dem Worte indiaereÜm 
lau in wieweit Johannes das privi- 
st anch ans den allgemein gebal- 
len Gesetzes kein sicherer Schlusa 
io in integrum durch dasselbe er- 
Icannten anderneiten Gesetzen des 
iem, was uns die Geschichte auaser- 
:atholikenfeindlichen Tyrannen be- 
1 habe derselbe die Competenz der 
dster Weise beschränkt, so dass 
I diese auch in allen Fällen , viel- 
Lngelegenheiten der Kirche* auage- 
em weltlichen Siebter sich stellen 
ire dann auch das Gesetz Valen- 
liserin Placidia zn ioterpretiren. 

Gesetze haben durchweg — die 
len und abgesehen von zwei zeit- 
s Verhältuiss in Be2ug auf unsere 
ungsweise aufrecht erhalten: AUe 
wie niederen Ranges gehörten vor 
>ehmang, resp. Verurtheilung eines 
iker fand Statt vor dem Bischöfe, 
loliten auf einer Synode. — unter 

III, treten nun wesentliche Ver- 

?n Kaiser bis aitf Justintan. 
ian III. sein Gesetz de episcopali 
Ue berücksichtigt wurden, je nach- 
inter einander, der Kleriker gegen 
I ') , ferner je nachdem das Ver- 
iches oder ein förmliches crimen 
Beatimmnngen kurz und über- 

unter Klerikern hat der Bischof 
den, jedoch nach vorausgegangenem 

In der Edit. Hdnel tit. 34. 
ie weit die BefagniBH der Bischöfe gehen 
rien Bind. Doch lie^ du ansBerhalb 
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Ig mit einigen Worten vorans. Er sagt: »De episeopali 
iversorum saepe cauaatio est. Ne uUerius querela procedat, 
ist, praesentt lege sancire« etc. Mehr&ch war es nämlich 
imen, dass Kleriker, wenn sie gegen einen Laien klagbar 
diesen zn bestimmen sncbten, sich der Entscheidung des 

zu unterwerfen , andererseits sich aher weigerten , falls 
I von Laien eine Klage angestrengt wurde, den Ürtheils- 
nes weläicJien Richters als rechtsgültig anzuerkennen. Das 
in zu manniehfachen und langwierigen Differenzen , denen 
an durch die besonders oben unter 2) und 4) getroffenea 
Igen abzuhelfen glaubte. In Fällen, bei denen es sich um 
richtlichen Act swischen Laien und Klerikern handelte, 
ie YalenUnianischen Bestimmungen aus den genannten 
immerhin für gerechtfertigt erscheinen. Zudem Sei jetzt 
tgrund , wesshalb von den ersten christlichen Zeiten bis 
ie Kirche entschieden auf eine Scblichtnng von allen Streit- 
ig Gläi^ngen i^erhaupt vor ihrem Fornm gehalten hatte, 
n die Bichterstflhle waren jetzt nicht mehr mit heidnischen 

besetzt, bei denen man oft vergeblich Unparteilichkeit 
)er desto Öfter Verachtung und Haes gegen die christliche 
und deren Anhänger fand; jetzt haben sich christlicher 
hristliche Ansichten und Grundsätze auch in die Gerichts- 
nein verbreitet, so dass wenigstens der Glaube der kläge- 
iristlicben Parteien hier nicht m%hr gefährdet war. Nun 
tfl aber Valentinian das Privilegium fori för den Klerus 
nderer, empfindlicherer Weise. Wir wollen, nur anf einen 
jonders hinweisen, weil hier die spätere Gesetzgebung an- 
Mher waren Streitigkeiten der Kleriker unter einander 

Bischöfe geachlichtet. Vom Erfordemiss eines Compro- 
r bei Geistlichen nie di» Rede gewesen. Als Honorios und 
die Competenz des Biscbofes von einem bezäglichen Gompro- 
dägerisohen Parteien abhängig machten , hatten sie nur 
iten von Laden im Auge gehabt. Jetzt sollten , um den 
>mpetent zu machen , auch die Kleriker bei Streittragen 
mder erst einen derartigen Compromiss zn schliesseo haben, 
inne des Kaisers kam diese Bestimmung wohl kaum zur 
lg; denn nach kirchlichen Gesetzen war es durchaus nn- 
und es standen namhafte kirchliche Strafen darauf, einen 
er vor einem andern , als dem geistlichen ^^chter anzo- 
(Venn man will, so fand hier jedesmal ein stillschweigen- 
romias statt. Indessen war durch Valentinians Gesetz die 
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alte Immunität insoiern beschränkt , als jetzt eventuell bei Streit- 
fragen unter Klerikern die Sache vor den weltlichen Richter ge- 
zogen werden konnte, beziehungsweise musste^). 

Dass Valeniinian III. mit seiner Verordnung, es solle auch bei 
Klerikern auf einen Compromiss ankommen , falls sie bei Streitig- 
keiten den Bischof angehen wollten, zu weit gegangen sei, erkannte 
schon Kaiser iüfajbnaw, der nach der vorübergehenden Regierung 
des Petronius Maximus und des Avitus den Kaiserthron bestieg im 
Jahre 456. Leider ist sein Gesetz »de episcopuli judicio et de 
ceteris negotiis« etc. nicht vollständig auf uns gekommen; es ent- 
hält in den Nov. Theod. lib. IV, tit. 2. nur den dritten uns hier 
nicht interessirenden Theil. Die Interpret, zu Nov* Theod. lib. II, 
tit. 12. bemerkt übrigehs: »Lex ista de diversis rebus multaconsti- 
tuit, sed imprimis de Clericis, quod dictum est, ut nisi per compro- 
missi vinculum Judicium Episcopale non adeant. Posteriori lege 
Majoriani ahrogatum est,<a 

Ebenso, wie jetzt im Abendlande alle Streitigkeiten der Kleriker 
unter einander ohne weiteres wieder vor den Bischof gebracht wer- 
den konnten, war es auch im Morgenlande. Kaiser Marcian er- 
kannte in seinem Reiche den freien Gerichtsstand der Kleriker in 
der genannten Ausdehnung an und ertheilte noch besondere gericht- 
liche Vollmachten dem Patriarchen von Constantinopel. Wollte näm- 
lich Jemand gegen den Oeconomen einer Kirche [die nach kirch- 
lichem Gesetze damals sämmtlich Kleriker sein mussten] oder einen 
anderen Kleriker in geistlicher oder in eigener Angelegenheit kläge- 
risch auftreten, so konnte er seine Klage einfach vor den Patriarchen 
bringen; doph stand ihm auch das episcopale Judicium offen. »Decer- 
nimus, ut quicunque catholicarum ecclesiarum, quae sub viro archie- 
piscopo hujus almae urbis sunt, reverendissimum oeconomum sive de 
ecclesiasticis sive de propriis et ad ipsum solum pertinentibus causis, 
vel quemcunque alterum earundem ecclesiarum clericum aliqua 
voluerit Ute pulsare, apud memoratum heatissimum archiepiscopum 
causam dicat, in negotiis audiendis fidem ac sinceritatem geminam 
praebiturum, et sacerdotis et judicis. Volentibus tamen actoribus 
pateat episcopale Judicium, ac nuUus , qui hujuscemodi intendit in 


1) Die kirchliche [auf dem Concile von Chalcedon] wie die Staatsgesetz- 
gebung befassten sich mit diesem Gegenstande in ein und demselben Jahre. 
Das kaiserliche Gesetz erschien an den Calenden des Mai 452, die Publication 
der Chalcedonischen Canones, in denen nochmals jede andere Inanspruchnahme 
des Rechtes für Kleriker als vor dem Bischöfe strengstens untersagt wurde, 
erfolgte erst im August desselben Jahres 452. 
Archiv flir Kirchenrecht XXXVIII. 2 
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ericos actionem ad religiosia- 
Die weiteren Bestimmungen 
. köiioen wir hier übergelieü, 
unter Leo.I. begegnen, 
land^) folgerdes Gesetz'): 
rechtgläubigen Kirche aller 
1 die Mönche solleji in bür- 
lem höheren oder niederen 
oder aus der Profinü, der 
in , abgerufen werden. Die 
iUT Untersuchung gelangen 
dem Statthalter derjenigen 
.ufhalt. »Omnes, qui ubique 
sacerdotes et clerici,, eujus- 
i cansis civüibus ex nullius 
is commonitoria ad extranea 
locum aut regionem, quam 
n ecciesiaa vel monasteria 
relinquere tniserabili neces- 
'dinarios, id est provincia- 
isiarum ministerüa obsecun- 

. Just. I, 3, 25. findet sich ein 
ben Praef. Fraet. CoDstantiDQs 
ea: >Cnin Clericis in jüdicinm 
tarnen actoribns, si actor discep- 
ixi, ementiBaimae taae sedis eia- 
rchiepiecopo hujus arbia clericoa 
um tarn de ania qnam de eccle- 
]Qi in nallo alio foio vel apud 
litibns irritire et civilibus vel 


fQr das Abendland Becbtskraft. 
ithemins als Gesetzgeber. Schon 
in die Ost- and WesthSIfte hat- 
ieBetigebang zn bewahren, sieh 
[er einen an die andere gesandt 
en, ohne indeaaen damit achon 
i. I, I, 5. (anno 429.) ed. Banel. 
vtsehen den beiderseitigen Re- 
Die £dicte tragen von nnn 
nms oder der Beamte , an den 
[eichen seines Ursprunges. 
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dent, omniumque contra se agentium excipiant actiones.« Der Kai- 
ser fugt sofort noch näher das Motiv zu dieser ersten seiner Verord- 
nungen bei : »ut his horis saltem atque teraporibus, quibus religiö- 
ses vires a turbulenta observatione praetorii vacare contigerit, cum- 
que eos ad tempus petitorum intentio calumniosa laxaverit, ad sua 
se monasteria et venerabiles ecclesias conferentes sapienti animo pre- 
catione sollicita, faciliusque de proximo sacrosanctis altaribus obse- 
cundent, in suis laribus domiciliisque constituti.c Welch lobens- 
wertbes Bestreben des Kaisers^ dass der Gottesdienst und die Seel- 
sorge keine Störung und Unterbrechung erleide! Im Beiche »der 
Gottesfurcht und frommen Sittec zieht man den Klerus masselnweise 
vor Gericht und hält ihn möglichst lange in Untersuchungshaft, un- 
bekümmert, ob an hundert und abermals hundert Ortschaften der 
Gottesdienst dadurch aufhört. Ein Beichsfeind sollte fast denken, 
dass es eben darauf ankomme ! 

»Wenn in dieser Hauptstadt [Constantinopel],« fährt Leo I. fort, 
Bischöfe, Priester oder andere Kleriker oder Mönche aus was immer 
für anderen Provinzen wegen irgend einer Angelegenheit, cujuscun- 
que rei causa, verklagt werden sollten, so soll es niemanden gestat- 
tet sein, sie vor ein anderes, als vor Dein hohes Gericht ^) zu ziehen, 
wo einmal die Würde des geistlichen Amtes gebührend berücksich- 
tigt wird und zugleich eine genügende Anzahl gewandter Verthei- 
diger der klerikalen Bechte zugegen ist, ubi eis [seil, clericis] et be- 
atitudinis honor debitus reservetur et oratorum affluens in defen- 
sionibus copia large praestetur 2).« — Wenn ferner Geistliche in den 
Provinzen auf Befehl und Verfügung des Statthalters gerichtlich vor- 
gefordert werden, so sollen sie, sie mögen nun Presbyter oder Kle- 
riker irgend welcher hierarchischen Ordnung, oder Mönche sein, 
wenn sie nur der rechtgläubigen Kirche anhängen und in eigener Sache 
verklagt sind, keine andere als Bürger zu stellen brauchen, als die 
Defensoren der eigenen Kirche, die sogenannten Oeconomen, Clerici 
. . . dummodo approbentur orthodoxi, qui in propriis causis contrac- 
tibtisve pulsantur, non aUos, quam ecclesiae propriae defensores seu 
quos oeconomos appellant, fideijussores praebeant. Als Motiv ist bei- 
gefügt: ne dum executoris pertinax et avara protervitas extraneos 
et idoneos fideijussores flatigat, multiplex innoxiae paupertati infliga- 
tur incommodum ^). — »Sollten hier in Constantinopel Priester der 
rechtgläubigen Kirche, Defensoren oder Oeconomen oder andere Kle- 


1) Nämlich das des Praef. Praetor. Eutropius, 

2) Cod. Just I, 3, 33, §. 1. — 3) Ebend. §. 2. 


ff. fib! tii ili— iij 4. gi^mu^j, dtrieAaat. <. Btr^m eU. 

ä^m. SB w^feEi w nmif GBst Pm9B ü^ftflc ^Li«iU6n 
»pwm ]i)[b>a 'iiftrL'iiZA, lo. 'v^iüiöiis vir ö^ si^eMKisIich 
ui«a "leczL oö^aj. äc imr^.u:kat A mß.L^s A eit em. in 
iwf. i« « in rä- rainfr Siiiät^ i-bir Di Sudtea ifeT Kirefae, 
i^^HQcfg. äe^oiCT*; «>>riai. 9> mr itt . Fus rili^T nt der 
if. «äatat Bärz^i 1:1 fudai- lii^äs b^&KtrC ««den, äon- 
^ «QUO 'i^ Kislxnaa nsör?? fimll rä' irrinflfT selbst 
KK. was ^&<i& JOL^s ia iäs^a^i^ Wicm. ier >%ipalaÜOD 
i^, •xis' -Se S'iC.ii? CüCiüa ve agaen Vandgea, 
iki-iinz ilifvr •jico' LiiB&n't — Beotb^s «iid Bocb 
I in A n iv fiJ-wHi h •Jh.m , w^ü:!!«* 'üti- Eriifce ädtet beiirfen, 
■ias als li« AnBeapii-fCir. -i h. Iff Ow«i«b d«r Brehe, 
' BcK&of je[bdt enaonti Li^ EkLul^i; ««rd« kdose; lioc 

oösoTTiiKi'K ot in eaitäi <r>:^»i&rii>.-ü. mTfaiiB atimn «on- 
^ nra emn. qam d^penaac-^nm paopeniBT id est oeeo- 
[«siae ^i90>pi cractLts} d^^^rit. Hon« eiün äae dohio 

[d. k. TOB Bischvt^; «äoaTenii; wimri; i|Bem tuneo 
[nämlidi Jea »cerios. dea Kseü^f^ defcoffiris ecclesiae 
tti praedpiiniiä^.« Es tolgt Boa «ne Bähe genaner 
^en, wie ml TM d« bekLizt«« G«BUidea an Sporteln 
skosten m zahlen sei, wie ab«- aaasadem do' Execntor 
ntentehea aolle, die Kleriker ir^eod wäiex zn beannüiigeii 
Istigen, Ihn Terin^ säaas Term^vas, seiner Stellong 

«t die Veror^iBgn des Eaisefs Leo L Wir eiseheo 
iasa die StreitigfceiteK der Klerika dankgäsgig, nament- 
TÜstratigkeit« ugelit, oioht mAt tot das Fonun der 
d«n stets mr ^ des wdtikhen Richters gebradit wer- 
Wie es mit Chmiaaläll» gehalten wurde, ergibt sich 
sribfit. Id rm länkikkm Angriegraheitea war jetzt 
dw Kscht^ competent. Wenn im Gesetie mehrfach von 
läasttcis die Bede ist, so hasdelt es äch dabei stets um 
teressen der Kinke, um ihr Vermdgen o. s. w. also nm 

(eschrSiikang nun, welche der Klerus lücksiehtUch des 
fori darcfa Leo er&hrea hatte , schant anter den nach- 
iswn fiirtbeetaaden n haben, bis Jostioian durch seine 
le, günstigere Terhsltoisse schuf. 

Mul §. 3. - 2) Kbend. §. 4. — a) Ebend. §§. 5. 6. 7. 8. 
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3. Die Cresetze Jtts 
Im Jahre 530 erliess Jnstinmn eii 
Weise und auf welchem Wege die Änkla 
bin erledigt werden sollten. Es lautet: 
Geistlicher von irgend jemanden , es sei 
unmittelbar bei dem gottseligen Patrij 
werde ; wir wollen vielmehr, daas der Ge: 
fassung gemäss, juxta sacra instituta, 
des Ortes verklagt werde, an welchen 
sich aufhält. Erst, wenn der Bischof 
scheint, darf die Klage vor den Erzbisc 
dieser die Anklage abweist, mag der V 
Synode gezogen und die Sache von dem 
mit drei andern Bischöfen, welche in l 
der Ordination die ältesten sind, vor der 
aynodo, untersucht werden. Erklärt si( 
gefällten Urtheile einverstanden, so mnsi 
glaubt er sich durch die Entscheidung bena 
Fatriarchen der Promnz Berufung einleg 
Scheidung der letzteren unbedingt, omnii 
von den Entscheidungen dieser Vorsteh 
mehr appellirt werden kann [an eine hö 
unsere Vorgänger festgesetzt. Dasselbe 
ten, wenn ein fiscAo/' von einem Laien, 
von einem andern Bischof verklagt wi 
Bestimmungen über das Sportelwesen o 
genau geregelt wissen will ; nam si 
ran sportularum et sumptuum modum 
praestari voluimus, mnito magts in ecelesii 
servari aaucirnns *). — »Diejenigen Kla{ 
liehe Angelegenheiten beziehen , dürfen r 
Erzbischöfen, bei den heiligen Synoden oi 
archen erhoben werden. Ras actiones , 
negotia pertinent, necesse fore jabemu 
episGopis aut metropolitanis aut a sacrii 
triarchis cognoscantur. Handelt es sich 
so soll es zwar den Klägern unbenommei 
selbst es wollen, bei den Bischofen einza: 

1) Cod. Just I, 4, 29. — 2) Ebend. §. ! 


'Heg. Gerichtsal. d. Klerua elS^ 

r Provinz hierher gekommen 
'elches wir sie ansschlieBslicb 
jerlichen Angelegenheiten, in 
i oder in Sachen der Kirche, 
so sollen dieselben mit der 
nicht belästigt werden, son- 
lirere sind] für einander selbst 
ierlichen Form der Stipulation 
tion aus eigenem Vermögen, 
i ') — Besonders wird noch 
e die Xirohe selbst betreffen, 
d. h. der Oeconom der Kirche, 
, belangt werden könne; hoc 
lesiasticis, nuUum alium con- 
torem pauperum, id est oeco- 
[orit. Hnnc eniin sine dnhio 
.venit ordinari; quem tarnen 
Bischof] defensoris ecclesiae 
ilgt nun eine Beihe genauer 
Igten Geistlichen an Sportein 
aber ausserdem der Eiecutor 
irgend weiter zu beunruhigen 
YermögenB, seiner Stellung 

'aiserß Leo I. Wir ersehen 
[leriker durchgängig, nament- 
;ht mehr vor das Forum der 
liehen Bichters gebracht wer- 
1 gehalten wurde, ergibt sich 
R Angelegenheiten war jetzt 
enn im Gesetze mehrfach von 
^delt es sich dabei stets um 
r Vermögen u. s. w. also um 

der Kiems rücksichtlich des 
tte , scheint unter den nach- 
□ , bis Justinian durch seine 
ichnf. 


3. Die Gesetze Ju^nians. 
Im Jahre 530 erliess Justinian ein erstes 6esei 
Weiae und auf welchem Wege die Anklagen gegen Kl 
hin erledigt werden sollten. Es lautet: >Wir befehi 
Geistlicher von irgend jemanden , es sei derselbe Klei 
unmittelbar bei dem gottseligen Patriarchen der F 
werde ; wir wollen vielmehr, dass der Geistliche, der h 
fassang gemäss, juxta sacra instituta, zunächst bei 
des Ortes verklagt werde, an welchem der betrefft 
sich aufhält. £!rst, wenn der Bischof nicht als u 
scheint, darf die Klage vor den Erzbischof gebracht 
dieser die Anklage abweist, mag der Verklagte vor 
Synode gezogen und die Sache von dem Erzbisebote 
mit drei andern Bischöfen, welche in Bücksicbt anf 
der Ordination die ältesten sind, vor der ganzen Syno 
synodo, untersucht werden. Erklärt sich der Klaget 
gefällten TJrtbeile einverstanden, so muss er die Sachi 
glaubt er sich durch die Entscheidung benachtheiligt, so 
^airiarchen der Fromm Berufung einlegen, muss sich 
Scheidung der letzteren unbedingt, oninino, unterwerfe 
von den Entscheidungen dieser Vorsteher [der Patr 
mehr appellirt werden kann [an eine hShere Instanz] 
unsere Vorgänger festgesetzt. Dasselbe Verfahren ii 
ten, wenn ein Bischof von einem Laien , einem Kleri 
von einem andern Bischof verklagt wird*).« — I 
Bestimmungen über das Sportelwesen n. s, w., wel 
genau geregelt wissen will ; nam si in civilibus 
rari sportularum et sumptuum modum curavimus, 
praestari voluimus, multo magis in ecclesiasticis accusat 
servarl sa^cimus ^). — >Diejenigen Klagen , welche s 
liehe Angelegenheiten beziehen , dürfen nur bei den ; 
Erzbischöf^n, bei den heiligen Synoden oder den hoch^ 
archen erhoben werden. Has actiones, si quidem a 
negotia pertinent, necesse fore jubemns, nt a solis 
episcopia aut metropolitanis aiit a sacris synodis aut 
triarchis cognoscantur. Handelt es sich nm reine Cit 
so soll es zwar den Klägern unbenommen sein, ihre K 
selbst es wollen, bei den Bischöfen einzureichen; wir 


I) Cod. Just I, 4, 29. — 2) Ebend. g. 1. 
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riker, sie mögeti aus welch immer einer Provinz hierher gekommen 
sein, vor Deinem hohen Gerichte, an welches wir sie ausschliesslich 
verwiesen haben [vergl. oben], in bürgerlichen Angelegenheiten, in 
causis civilibus^ sei es in eigener Sache oder in Sachen der Kirche, 
suis seu ecclesiastici^, belangt werden, so sollen dieselben mit der 
Verpflichtung, einen Bürgen zu stellen, nicht belästigt werden, son- 
dern entweder [wenn der Beklagten mehrere sind] für einander selbst 
büi'gen können, was jedoch unter der feierlichen Form der Stipulation 
geschehen muss, oder die nöthige Caution aus eigenem Vermögen, 
durch Verpfändung ihrer Güter leisten ^) — Besonders wird noch 
betont, dass in Angelegenheiten, welche die Kirche selbst betreffen, 
nieniand anders als der Arraenpfleger, d. h. der Oeconom der Kirche, 
welchen der Bischof selbst ernannt hat, belangb werden könne; hoc 
nihilominus observando, ut in causis ecclesiasiicis^ nuUum alium con- 
veniri fas sit, nisi eum, quem dispensatorem pauperum, id est oeco- 
nomum ecclesiae episcopi tractatus elegerit. Hunc enim sine dubio 
a sacerdote [d. h. vom Bischöfe] convenit ordinari; quem tamen 
conventum [nämlich den sacerdos , den Bischof] defensoris ecclesiae 
fidei committi praecipimus^).« Es folgt nun eine Reihe genauer 
Bestimmungen, wie viel von den beklagten Geistlichen an Sportein 
und Qerichtskosten zu zahlen sei, wie aber ausserdem der Executor 
sich nicht unterstehen solle, die Kleriker irgend weiter zu beunruhigen 
und zu belästigen, bei Verlust seines Vermögens, seiner Stellung 
u. s. w. 3). 

So weit die Verordnungen des Kaisers Leo I. Wir ersehen 
aus ihnen, dass die Streitigkeiten der Kleriker durchgängig, nament- 
lich was Civilstreitigkeiten angeht, nicht mehr vor das Forum der 
Kirche, sondern stets vor das des weltlichen Eichters gebracht wer- 
den soUteu. Wie es mit Criminalfällen gehalten wurde, ergibt sich 
daraus von selbst. In rein kirchlichen Angelegenheiten war jetzt 
wie früher der Bischof competent. Wenn im Gesetze mehrfach von 
causis ecclesiasticis die Rede ist, so handelt es sich dabei stets um 
zeitliche Interessen der Kirche^ um ihr Vermögen u. s. w. also um 
Civilklagen. 

Die Beschränkung nun, welche der Klerus rücksichtlich des 
Privilegium fori durch Leo erfahren hatte , scheint unter den nach- 
maligen Kaisern fortbestanden zu haben , bis Justinian durch seine 
Gesetze neue, günstigere Verhältnisse schuf. 


1) Ebend. §. 3. — 2) Ebend. §. 4. — 3) Ebend. §§. 5. 6. 7. 8. 


3. Die Gesetze JusH 
Im Jahre 530 erliess Jnatinian ein 
Weise und auf welchem Wege die Änklag 
hin erledigt werden sollten. Es lautet: 
Geistlicher von irgend jemanden , es sei d 
unraittelbar bei dem gottseligen Fatriar 
werde ; wir wollen vielmehr, dass der Geis 
fassnng gemäss , juxta sacra instituta, z\ 
des Ortes verklagt werde, an welchem 
sich aufhält. Erst, wenn der Bischof 
scheint, darf die Klage vor den Erzbisch 
dieser die Anklage abweist, mag der Vei 
Synode gezogen und die Sache von dem 1 
mit drei andern Bischöfen, welche in Ri 
der Ordination die ältesten sind, vor der { 
aynodo, untersucht werden. Erklärt sieh 
gefällten ürtheile einverstanden, so muss 
glanht er sich durch die Entscheidung benac 
Patriarchen der R'ovim Berufung einlegei 
Scheidung der letzteren unbedingt, omnino 
von den Entscheidungen dieser Vorstehe 
mehr appellirt werden kann [an eine h$h< 


ten, wenn ein Bischof von eiaem Laien, 
von einem andern Bischof verklagt wir( 
Bestimmungen über das Sportelwesen u. 
genau geregelt wissen will ; nam si ii 
rari sportularum et sumptuum modum ( 
praestari voluimus, multo magis in eeclesias 
servari sancimus ^). — >Diejenigeu Elage 
liehe Angelegenheiten beziehen , dürfen nu 
Erzbiscböfen, bei den heiligen Synoden ode 
archen erhoben werden. 9as actiones , , 
negotia pertinent, necesse fore jubemus. 
episcopis aut metropolitanis aut a saeris 
triarchis cognoacantur. Handelt es sich ii 
so soll es zwar den Klägern unbenommen 
selbst es wollen, bei den Bischöfen einznre 

1) Cod. Juat I, 4, 29. — 2) Ebend. §. 1. 
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r Provinz hierher gekommen 
elches wir sie aasschliesslicb 
lerlichen Angelegenheiten, in 
) oder in Sachen der Kirche, 

so sollen dieselben mit der 

nicht belästigt werden, son- 
irere sind] für einander selbst 
ierlichen Form der Stipulation 
tion ans eigenem Vermögen, 
|i) ~ Besonders wird noch 
e die Kirche selbst betreffen, 
1 h. der Oeconom der Kirche, 
, belangt werden kdnne; hoc 
lesiastieis, nullum aliam con- 
torem paDperum, id est oeco- 
;erit. Hunc enim sine dnbio 
renit ordinari; quem tarnen 

Bischof] defeosoris ecclesiae 
ilgt nnu eine Reihe genauer 
igten Geistlichen an Sportein 
aber ausserdem der Eiecutor 
' irgend weiter zu beunrabigen 

Vermögens, seiner Stellung 

Kaisers Leo I. Wir ersehen 
üeriker durchgängig, nament- 
;ht mehr vor das Forum der 
lieben Richters gebracht wer- 
1 gehalten wurde, ergibt sich 
n Angelegenheiten war jetzt 
enn im Gesetze mehrfach von 
indelt es sich dabei stets um 
r Vermögen u. s. w. also um 

der Klerus rüoksicbtlich des 
tte , scheint unter den nach- 
n, bis Justinian durch seine 
whuf. 

3) Ebend. §§. 5. 6. 7. 8. 
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3. Die Geselse Justinians. 
Im Jähre 530 erliess Jastiomn ein erates Gesetz, in welcher 
Weise und anf welchem Wege die Anklagen gegen Kleriker künftig- 
hin erledigt werden sollten. Es lautet: »Wir befehlen, dass kein 
Geistlicher von irgend jemanden , es sei derselbe Kleriker edel* Laie 
nnmittelbar bei dem gotteeUgen Patriarchen der Provinz belangt 
werde ; wir wollen vialraehr, dass der Geiatliche, der kirchlichen Ver- 
fassung gemäss, justa Sacra instituta, zunächst bei dem Bischöfe 
des Ortes verklagt werde, an welchem der betreffende GeistlicUe 
sich anfbält. Erst, wenn der Bischof nicht als unparteiisch er- 
scheint, darf die Klage vor den Erzbischof gebracht werden ; falls 
dieser die Anklage abweist, mag der Verklagte vor die Provincial- 
synode gezogen und die Sache von dem Srzbischofe in Vereinigung 
mit drei andern Bischöfen , welche in Rücksicht anf den Empfang 
der Ordination die ältesten sind, vor der ganzen Synode, eoram tota 
aynodo, untersucht werden. Erklärt sich der Kläger mit dem hier 
gefällten IJrtheile einverstanden, so rauss er die Sache ruhen lassen ; 
glaubt er sich durch die Entscheidung benacbtheiligt, so kann er bei dem 
JPütriarchen der Frovme Berufung einlegen, muss sich aber der Ent- 
scheidung der letzteren unbedingt, omnino, unterwerfen. Denn dass 
von den Entscheidungen dieser Vorsteher [der Patriarchen] nicht 
mehr appellirt werden kann [an eine höhere Instanz] , haben schon 
unsere Vorgänger festgesetzt. Dasselbe Verfahren ist zu beobach- 
ten, wenn ein fisc^o^ von einem Laien, einem Kleriker oder auch 
von einem andern Bischof verklagt wird i).« — Es folgen nun 
Bestimmungen über das Sportelwesen n. s. w., welches Justinian 
genau geregelt wissen will ; nam si in civilibus judiciis mode- 
rari sportularum et sumptuum modum curavimus, eaque ex lege 
praestari voluimus, multo magis in ecclesiasticis accusationibus modiuu 
servari sai)cimns^). — iDiejenigen Klagen, welche sich auf geist~ 
liehe Angelegenheiten beziehen , dürfen nur bei den Bischöfen oder 
Erzbisehöfen, bei den heiligen Synoden oder den hochwürdigen Patri- 
archen erhoben werden. Has actiones, si quidem ad eeclesiastica 
negotia pertinent, necesse iore jubemus, ut a solis religiosissimis 
episcopis ant metropolitanis aut a sacris synodis aut a sanctis pa- 
triarchis cognoscantnr. Handelt es sich um reine dvilsireitigheiten, 
so soll es zwar den Klägern unbenommen sein, ihre Klage, wenn sie 
selbst es wollen, bei den Bischöfen einzureichen ; wir wollen sie aber 


1) Cod. Jvsl. I, 4, 29. — 2} Ebend. §. 1. 
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nmer einer Provinz hierher gekommen 
:hte, an welches wir sie aassehliesslich 

, in bürgerlichen Angelegenkeiten, in 
mer Sache oder in Sachen der Kirche, 
) werden , so sollen dieselben mit der 
<a stellen, nicht belästigt werden, son- 
agten mehrere sind] für einander selbst 
iter der feierlichen Form der Stipulation 
thige Caution aus eigenem Vermögen, 
Lei leisten *) — Besonders wird noch 
ten, welche die Kirche selbst betreffen, 
npfleger, d. h. der Oeconom der Kirche, 
uannt hat, belangt werden könne; hoc 

cansis ecclesiasticis, nullum alium con- 
I dispensatorem pauperum, id est oeco- 
itatus elegerit. Hunc enini sine dnhio 
:hofe] convenit ordinari; quem tarnen 
rdos , den Bischof] defensoris ecciesiae 
« Es folgt nun eine Reihe genauer 

den beklagten Geistlichen an Sportein 

sei, wie aber ausserdem der Esecutor 
e Kleriker irgend weiter zu beunruhigen 
5t seines Vermögens, seiner Stellung 

Jen des Kaisers Leo I. Wir ersehen 
iten der Kleriker durchgängig, nament- 
igeht, nicht mehr vor das Foram der 

des weltlichen Richters gebracht wer- 
ninalfällen gehalten wurde, ergibt sich 
kirchlichen Angelegenheiten war jetzt 
Stent. Wenn im Gesetze mehrfach von 

ist, so handelt es sich dabei stets um 
\e, um ihr Yermögen n. s. w. also nm 

, welche der Klerus rücksichtlich des 
■fahren hatte , scheint unter den naeh- 
1 zu haben, bis Jusiinian durch seine 
lältnisae schuf. 


a. §. 4. — 3) Ebend. §§. 5. 6. 7. 8. 
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« 

5. Die Gesetze Jttstinians. 

Im Jahre 530 erliess Justinian ein eri^tes Gesetz, in welcher 
Weise und auf welchem Wege die Anklagen gegen Kleriker künftig- 
hin erledigt werden sollten. Es lautet : »Wir befehlen , dass kein 
Geistlicher von irgend jemanden , es sei derselbe Kleriker odet Laie 
unmittelbar bei dem gottseligen Patriarchen der Provinz belangt 
werde ; wir wollen vielmehr, dass der Geistliche, der kirchlichen Ver- 
fassung gemäss ; juxta sacra instituta, zunächst bei dem Bischöfe 
des Ortes verklagt werde, an welchem der betreffende Geistliche 
sich aufhält. Erst, wenn der Bischof nicht als unparteiisch er- 
scheint, darf die Klage vor den Erzbischof gebracht werden; falls 
dieser die Anklage abweist, mag der Verklagte vor die Provincial- 
synode gezogen und die Sache von dem Erzbischof e in Vereinigung 
mit drei andern Bischöfen, welche in Eücksicht auf den Empfang 
der Ordination die ältesten sind, vor der ganzen Synode, coram tota 
synodo, untersucht werden. Erklärt sich der Kläger mit dem hier 
gefällten ürtheile einverstanden, so muss er die Sache ruhenlassen; 
glaubt er sich durch die Entscheidung benachtheiligt, so kann er bei dem 
Patriarchen der Provinz Berufung einlegen, muss sich aber der Ent- 
scheidung der letzteren unbedingt^ omnino, unterwerfen. Denn dass 
von den Entscheidungen dieser Vorsteher [der Patriarchen] nicht 
mehr appellirt werden kann [an eine höhere Instanz], haben schon 
unsere Vorgänger festgesetzt. Dasselbe Verfahren ist zu beobach- 
ten, wenn ein Bischof you einem Laien, einem Kleriker oder auch 
von einem andern Bischof verklagt wird^).« — Es folgen nun 
Bestimmungen über das Sportelwesen u. s. w., welches Justinian 
genau geregelt wissen will; nam si in civilibus judiciis mode- 
rari sportularum et sumptuum modum curavimus, eaque ex lege 
praestari voluimus, multo magis in ecclesiasticis accusationibus modum 
servari saucimus 2). — »Diejenigen Klagen , welche sich auf geist- 
liche Angelegenheiten beziehen , dürfen nur bei den Bischöfen oder 
Erzbischöfen, bei den heiligen Synoden oder den hochwürdigen Patri- 
archen erhoben werden. Has actiones, si quidem ad ecclesiastica 
negotia pertinent, necesse fore jubemus, ut a solis religiosissimis 
episcopis aut metropolitanis aut a sacris synodis aut a sanctis pa- 
triarchis cognoscantnr. Handelt es sich um reine dvilstreitigheiten^ 
so soll es zwar den Klägern unbenommen sein, ihre Klage, wenn sie 
selbst es wollen, bei den Bischöfen einzureichen ; wir wollen sie aber 


1) Cod. Just. I, 4, 29. — 2) Ebend. §. 1. 
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nötbigen, falls sie es vorziehen, sich an die weUUchen 
wenden, vrelch letzeren auch das Recht znsteht, in Cri~ 
i die Untersuchung zu führen. Si civilium rernm contro- 
rolentes quaestionem apud antistites instituere patiemur, 
BQ noü cogemns cum jndicia civilia sint, si ea adire ma- 
|nae licet etlam de criniinibus cognoscere*).«" 
iiche and eingehende Bestimmangen aber den Umfang 
hen Qerichtsbarkeit hat JuBtinian in den Novellen nie- 
Wir stellen sie im Folgenden kurz und übersichtlich zn- 

i Urcklichen Vergehen der Kleriker ist die Untersnchung 
eidung in der Hand der Bischöfe.. »Si ecciesiasticnm sit 
gens castigatione ecclesiastica et muHa , Deo amabilis 
IOC discernat, nihil communicantibus clarissimis proviaciis 
eque enim volumus talia negotia omnino scire dvilesju- 
oporteat, talia ecclesiastice eiaminari, et emendari ani- 
lentium per ecclesiasticam mnltam secnndam sacras et 
iilas, quas etiam nostrae sequi non dedignantur leges s).« 
n kirchlichen Vergehen rechnete Justinian, wie es die 
und Anthemius bereits gethan hatten, auch diejenigen, 
[geistlichen] Oeeonomen, Xenodochen u. b. w. kurz allen 
und Vorstehern kirchlicher Wohlthätigkeitsanatalten rück- 
rer Verwaltungsthätigkeit begangen wurden. Etwaige An- 
>n die eben Genannten musaten ebenfalls bei dem Bischöfe, 
jene standen, vorgebracht werden. »Oeconomos et xeno- 
ocomos, ptochotrophos et aliorum venerabil. locomm gu- 
5t alios omnes clericos jubemus pro creditis suis guber- 
ipud proprium epiacopum, cui subjaeent, conveniri et ra- 
) gubemationis facere . . . ^).« Glaubten die Angeklag- 
reh das ürthei! des Bischofs beeinträchtigt und in ihren 
ichldigt, 80 konnten sie an den Metropoliten und in letzter 
den Patriarchen appelliren; nur in dieser Reihenfolge 
Berufung eingelegt werden, ein Ueberspringen im Instan- 
r nicht statthaft. 

tte irgend jemand gegen einen Kleriker, MOach u. s. w. 
he CivüMage, sei es um Geld oder irgend ein anderes 

nd. 8- 4- 

■. 83 , cap. 1 ; cf. Nov. 123, c. 21, §. 2. i. f. : »Si ecclesiastica 
tllam commimioneiu babeaat jadices dvilea circa talem eiamina- 
sanctiBs, epUcopus secundum sacraa regalaa caasae finem impo- 
JoY. 123, cap. 23. 
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will, falls gegen solche eine Untersuchung 
: würde. 

rung gebracht, sagt der Kaiser, dass in 
eschieht nnd wollen ihm durch ein Ge- 

r [in Constantinopel] und überall Geltung 
m volentes corrampere orthodoxae fidei 
tem habuerint quaai cum monachis aut 
inteipellant ; at illi mittunt executores, 
ra loca sanctä et monachos trahere atque 
nquietare , forsan etiam eas , quae non 
1 et confusionem non parvam adorabilibus 

Aehnlichkeit zwischen dem Treiben der 
)D und dem Auftreten jenes Polizeicom- 
er Äbenda nenn Uhr und später noch in 

»praesumena accedere infra loca sancta 
irec alles im Auftrage und Namen der 
solchen nichtswürdigen Unfug beim rech- 
i Inwohner der Kiflater vor den Angriffen 
sieher, »Propterea igitur sancimus, si quis 
sam cum aliquibus venerabiiibus sancti- 
inibus aut mulieribus omnino in monasteriis 
em civitatis illius episcopum interpellet; 
mni honestate, qnae sunt de personarnm 
oportet per abbates sive per responsales ') 
<o fieri ; ipsi vero cum Omni veneratione 
enfc et judieent, et ctviles non smt pmi- 
[undant eonim honestatem« etc.'). So viel 
ich einem prenssischen Justizminister im 

genannt 

:. und cap. 1; d. Nov. 123, cap. 27: »Si cauaa 
aecutio inferator pro qualibet pecnniaria causa 
lerico aut monacho aut monHatriae ant cuicum- 

feminarum, jubemOB sine injuria et cum com- 
Beri, non tarnen nonastriain jnonaaterio abstrahi 
iri, qui pro caasa reapondeat.« Die schwersteti 
Btrafen, Verbannung treffen Richter und Eiecu- 
ich Ungebührlichkeiten gegen Elöeter, znraat ge- 
len. Wenn es wahr ist, dass die bestehenden Ge- 
den Bildungs- und GesHtnngsgrad eines Tollfes, 

wahrere Humanität, im alten reniischen Eaiser- 
len Zeiten, oder im neuen deutschen Kaiserreiche 

Jahrhundert?! 
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htaverfahren in Anwendung gebracht wigaen ^iW, je nach- 
h nra Anklagen gegen Bischöfe oder andere Kleriker 
QStinian gab auch hier klar seinen Willen zu erkennen. 
n Biacliöfe unier einander Streit , sei es in kirchlichen 
,upt bürgerlichen Angelegenheiten, so wurde zuerst der 
tngegangen, und dieser untersuchte und entschied mit 
der übrigen Bischöfe [der Synode] die obschwebende 
ivenirte der einen oder anderen Partei der bier gethane 
licht, so war von diesem eine Berufung au den Patriarehen 

aber, dass dieser als letzte Instanz eraehieu '), — Hatten 
er Laien gegen einen Bischof irgend welche [Civil]-Klage 
1, so musste das ebenfalls bei dem Metropoliten, im Be- 

bei dem Patriarchen geschehen^). — War der Metro- 
igeklagte, so lag dem Patriarchen das ürtheil ob. In 

Fällen war von Seiten des Angeklagten weder die Stel- 
Bfirgen noch die Leistung einer Caution erforderlich 3). 

einer Geld- oder Gritninalsache einen Bischof gegen 
)n vor einem weltlichen, bürgerlichen oder Kriegsgericbte 

war verboten , ausgenommen den Fall , dass der Kaiser 
Irlaubniss dazu ertbeilt hatte. Der diesem Verbote zn- 
ilnde Biehter verlor sein Amt und musste der Kirche, 
of beeinträchtigt war , zwanzig Pfund Gold bezahlen ; 
r verlor gleichfalls seine Stellung und wurde nach er- 
■perlicher Züchtigung in die Verbannung geschickt*). 

qniB Banctisaimoram episcoponim ejasdem synodi dabitationem 
ivicem habest, sive pro ecoleaiastioo jure sive pro aliis qnibnedam 
netropnlita eorum cum aliia de aua sjiiodo episcopia causam ejta- 
cet. Et ai non rata habuerit ntraqne para, quae jndicata sunt, 
[>atriarclia dioeceeis illiaa inter coa aadiat, et illa determiDet, quae 
«uonibaB et legibus consonant, nu]|a parte ejus seutentiae ccntra- 
.« Nov. Just. 123. cap. 22. 

a olero aut alio quoounqne aditio contra episcopam Hat propter 
9am apud sanctiasimum ejas metropolitam secundUm sacraa regn- 

leges cauaa jndicetor. Et si quia judicitia contradiierit, ad bea- 
copum et patriarcbaiQ dioeceos itlias referatur caasa, etille secim- 
et leges huic praebeat finein.« 

vero contra metropolitam talis aditio fiat ab episcopo aut clero 
inqae persona, dioeceoa illina beat. patriarcha aimili modo causam 
omnibna autem causia, pro quibiis . . . epiacopi conveniantur, nul- 
mem aut cautioDcm pro lite eiig-antar.« . . Ebend. 
lue pro qualibet pecuniaria cansa vel criminali episcopnm ad jn- 

aut militarem invitntn producere aut eihibere citra imperialem 
B etc. Not. 123, cap. 8. 
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chehes , dass ihre Diener in Civil- und Criminalklagen 
lim des weltlichen Eichters gezogen werden; in allen 
faen Streitfragen hält sie sich einzig und allein cooipe- 
terauebong und Entscheidung. Ein »weltlicher Gerichts- 
iliehe Angelegenheiten« ist ein Unding, iat Unsinn, und 

noch 80 vielen gestrengen Oberappellations- und Ober- 
len zusammengesetzt sein, er eiistirt för die Kirche, für 
li-treuen Klerus, für das gläubige katholische Volk nicht, 
leidungen sind in ihren Äogen null und nichtig. 
fcehen am Schlüsse unserer Untersuchung , die wir anf 
! der Gesetzgebung der römischen Kaiser über das Ver- 
die Immunitäten der ifirche und des Klerus angestellt 
■ade die genaue Bekanntschaft, die wir in vorstehenden. 
3n mit den »kirehenpolitisehen* Gesetzen des römischen 
blossen, gewähi-t uns einen Standpunkt, von dem ans 
llung des Staates zur Kirche überhaupt in damaligen 
besser zu beurtheilen vermögen , als an der Hand ein- 
ischer Facta, einzelner Handlungen der Kaiser zu Gunsten 
iten der Kirche und des Klerus. Denn Gesetze pflegen 
er müssen wir in Rücksicht auf .die mit Damptkraft be- 
jtzesfabrikation im Culturland Preussen-Deutschland rich- 

pflegtrcn — gewöhnlich das Resultat besonnener Ueber- 
sten Nachdenkens , ruhiger Würdigung und Abwägung 
lisse nach allen Seiten hin zu sein. 

wir nun' aus der gesammten vorangehenden Gesetzes- 
jin kurzes, bündiges Gesammtresultat. Von der Zeit an, 

rifmischen Gewalthaber zur Kirche rief, als die Kaiser 

der Kirche ihre Freunde , aus ihren Verfolgera ihre 
iworden waren, als zwischen den beiden göttlichen Ord- 
er Welt, zwischen Kirche und Staat das Freundschafts- 
h gefestigt hatte, von dieser Zeit an beginnt die kaiser- 
jebung einzugreifen in das äussere Leben und Weben 

Zu dem Imperium munUi , das in der Hand der Impe- 
s, kam jetzt, da letztere Söhne der Kirche geworden, 
a Eccle^ia, d. h. die hohe erhabene Verpflichtung, den 

Schirm der Kirche zu übernehmen. Dieses blosse 
genügte den c)iristlich gewordenen Kaisern nicht. Es 
3 ein Ausdruck ihrer Verehrung nnd Dankbarkeit gegen 
andererseits ein Zeichen politischer Klugheit , dass sie 
wie deren Diener durch mannigfache Privilegien und 
Hier that sich uns ein weiter Kreis 
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von Oesetzen und Verordnungen auf, die 
hatten, daa Vermögen der Kirche wie des 
und Klerus von lästigen Verpflichtungen U! 
zu befreien, dem letzteren besonders ein 
über der Laienwelt zu sichern durch eint 
stand , wie den Kirchen durch Ertheilnn 
Kaiser wuaaten, dass die Kirche nie eine 
und nie sein kann, weil beide von Gott gi 
dass die Kirche vielmehr als eine Stütze de 
erwies ; sie wussten, dass der Klerus der katl: 
Intionärer Klerus, dass vielmehr die Geistlic 
Kirche, so loyale Anhänger und üntertbane! 
sind. Nar ein neubeidnisclier Kaiser wie 
der Kirche und ihr von Gkitt gewolltes V« 
kennen ; nur ein Günstling und Empor! 
durfte es ein paar Jahre wagen , die kai 
reicbsfeiitdlich und landesverrätheriscli ans 
lerwirthschaft -eines Eutropins war kein 
Kaiserreich, »Et nunc reges intdligite; 
terramlU 


II. 

Domini Nostri Pii Dhrina Providentia Papae IX. 

nla die XII. Martii MBCCCLXXVII. Ad 8. ß. E. 
Cardinales AedOms Vaticanis. 

"»les Fraires! Lnctuosins exagitati No8tri Pontificatns 
Inries TestniiD amplissimum ordinem in bas aedes ad- 
i mente, ut gravia mala apud Vos deploraremus, quibus 
foe affligitur, et contra ea quae siTe in Italia sive in 
as in- perniciem Ecclesiae ac Sedis Apostolicae patrata 

protestationes ederemas. Novissimis vero hisce annis 
intiores asqne impetus atque injnrias spectare debuimus, 

Dei in variis Orbis catholici partibus pertniit ab in- 
18, qni opportunani satis occasionem, Jesu Christi spon- 
tdi reputaveruntcalainitosam conditioiiem rerum nostra- 
itudinem eam, in qua Nos omiii humana ope destituti 
)ptassemus qnidem hodierna die Yenerabiles Fratres 
itationi vestrae proponere immanein hanc lateque diffa- 
onem, qaae in plnribns Earopae regionibua contra Ec- 
t, aed habentes in animo, acerbam hanc descriptionem 
mpore exhibere, Interim facere non possumus, quin Ec- 
; Italia Labores et vexatioues in dies asperiores Vobis 
ns, ac pericula qnae qnoüdie majora Nobis et bnic 
edi impendere conspicimua, aperiamus. 
18 jam procedit annus, ex quo invasores civilis Nostri 
mnibns divinis ac bamatiis juribus proculcatis, solera- 
im fide violata et calamitates iUustris Nationis catho- 
litatem snam repntantes, vi atque armis prorincias, quae 
estate adhuc erant, occuparant, bane sanctam civitatem 
ac tantae iniquitatis opere Ecclesiam universam Inctu 
tpleverunt. Simulatae atque inädae promissiones, quas 
iebos ipsi super rebus nostris Guberniis exteris obtulere, 
3 velle obsequium et honorem reddere libertati Bccle- 
im ac plenam esse volle Romaoi Pontificis poteatatem; 
loterunt, ut Nos vana spe illecti non penitus praecipere- 
quae luctuosa ac misera Nos sub eoram dominatione 
lin probe conacii cOQsitiomm impiomm qnae propria 
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leo solfimnitcr coiisecraturi sQBt, saecularis mi- 
, ac vitae genus peiferre, quod ab inatitutis et 
)rum longissime abdorret. Quid plura? Sub- 
stae legfis, quibns Universum Patrimonium, quod 
s Inf iolabilibas titutis possidebat magna ei parte 
J3 ejus loco ac ex parte tantum eiiguis redditi- 
nporum vicibus, et voluntati ac arbitrio publicae 
iciuntur. Deplorare etiam coacti fuimus magno 
! piebas tideliiim gravibas admodum sumptibns 
.e chriHtianis Romae temporibus digna eraiit, 
)itium praebebant virginibus Deo devotis aut 
iDdiacriminatim legitimis possessoribus ejectis 
i profaaos usus destinata. Ädempta insuper 
rae, et sacronim ministromm curationi, tot pia 
ati ac beneflcentiae exercendae consecrata, quo- 

aliiaqne miserils et neeessitatibua sublcTandis 
i Bomaai Pontifiees Praedecessorea Noatri et 
ia liberalitas condiderant; ac si qua ex üs 
ribus adbuc aub Eccleaiae vigilaiitia maneiit, 
US rogaiida eaae fertur, qua illa a Nobia aub- 
,tu8 oboleantur, veluti publica documeata non 
lenunciaut. Vidimua praeterea, idque aDima 

modum dolore perculaa c'ommemoramua, Ec- 
moderationi subduetum publicum ac privatum 

magisterium, et doceudi muuus concreditum 
dei, aut apertis Ecciesiae inimicis et qui uoii 
npietatem publice profiteri. 
ione et everaia tot religioaia magnique momenti 
satia Visum est filiis Ecclesiae desertoribus, nisi 
merent sanctuarii Miniatris, ne suum spirituale 
■ere exereere ; atque huc etiam nefarie perventum 
atoruffi legibus ferendis novissime approbata, 
»s inscribitur, cujus vigore crimini et noxae 
iraqne sacerdotibus, ac gravibus poenarum sanc- 

actus, quoa aub insidioao nomine perturbationis 
unt publieae, aut paeis farailiarum praedictae 
ituntur. Ejus porro quam innuimus iegis jusau, 
a generis, quibua Religiotiia administri decreta 
qne publicae auctoritatis actum yel rei sacrae 
ücclesiae legibus adyersantem, pro sui officii ra- 
iprobandum censeaut, animadversioni et poeuis 


ae IX. allocutlo habila die 12. Marlii 1877. 

,x, atiimarum procuratio et salus, quae suprema 
apertam discrimen vocabantur. Verum in hoc quod 
iima pericuia removenda, palam ac iterum agnosci 
lastam eam legem , quae regium placUum vocatur, 
ac detestai'i, aperte declarantes per tpsam laedi 
auctoritatem, ejusque libertatem violari. 
utem, quae hactenus exposuimus , omittentes plura 
plorarda sermoiiem nostrum pcodueere possemus, 
i ratione fieri possit, ut Ecclesiam gubernare vale- 
tione ejuamodi'pot^statis, quae omnia Nobis media 
postolatum nostrum exercendum continenter adimit, 
ruit, aova in dies impedimenta iiovas diflicultates 
uaque laqueos insidiasque molitur? Profecto Nos 
)08sumua eos homines reperiri , quorum uescimus 
malitia major sit, qui sire per publicas ephemeri- 
bu3 scriptis sive impudentibus sermonibus pluriam 
lum liabitiB, obtrudere et persuadere populis co- 
li summi Fontificis in urbe conditionem talem esse, 
Tiu9 potestatia dominatioue constitutus plena liber- 
'anquille et plene possit suo supremo spiritnali pri- 
Äd quam opiiiionem publice confinnandam nullum 
üinunt, sive cnm Episeopi et fidelea ex exteris pla- 
03 aeeedunt, sive cum eorum pios coetus in con- 
admittimus, sive cum impios ansus contra Gccle- 
08 sermonibus deploramus, quin de industria et cal- 
uare studeant, Nos reipsa plena potestate et liber- 
[uendi tum excipiendi fideles tum Ecclesiam uni- 
Ludi. Hiram Nobis est, quod tatia impudenter jac- 
i exercitium itlorum actnnm, qui recensentur, pleoe 
I Dostra potestate, et quasi in iis tota gubernationis 
lae ad munus Nostrum pertinet, contineretur. Qnis 
sab Mostra sed snb dominantium potestate esse 
.tis, quam tantopere extoUunt, ita ut eatenus et 
ictus eiercere possimus , quatenus et quam diu 
impideatur P Quae tarnen nostrorum actuum li- 
;ub eorum potestate sit , etsi alia argumenta dees- 
ac docet novissima ea lex, quam nuper deploravi- 
eiercitium spiritualia nostrae potestatia, et mini- 
ordiuis nova et in tolerabili oppressione constrin- 
annullos actus Nos posse esercere perraiaerint, ea 
noscant, quantopere eorum intersit Nos sub eorum 
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dominatione liberos existümari, quam mnlta tam 
necessaria summiqae momenti sunt, quae ad fon 
nisterii Nostri pertinent, quibus reipsa ac rite pt 
miBaatium jugo subjecti omni oecessaria facnlta 
remus ? Yellemus quidem illos , qui ea qnae 
aut loquuntur, oealos su03 ad ea, quae circa N 
cerent , ac alieno paullisper a partibua animo { 
vere dici possit , Ecclesiae regendae potestats 
commissam cum eo statu, ad quem Nos adegi 
natns, posse componi, Vellemus eos agnoseen 
contumelias quae etiam io aula Oratorum Fopuli 
hnmilitatem Nostram eff'uaduDtur, convicia, in 
ignoscimus miseris, qui ea promunt, sed tarnen ii 
mam fidelium cedunt, quorum communis Pater v 
dunt, nt imminaatur apud eos existimatio, auctori 
Vicariatus Christi quem indigni sustinemus, supre 
titas postulat. Vellemus eos testes esse probron 
quibus tum amplissimus ordo vester, tum sacri E 
omnibns modis impetuntur, tanto cum administn 
mento; testes esse irrisu» ac ludibrii, quo augus: 
tiones catholicäe Ecclesiae dehonestantur, petulai 
sima leligionis mysteria profanautur , ac conspio 
significationibus et pompis decoratam impietatem 
dum contra religioaae supplicationes et pompae ^ 
italorum pietas libere aemper celebrare solemnibi 
suevit. Vellemus etiam ipsis notas esse blasphei 
aactoritate publica dissimulante , contra Ecclesiai 
couventu eonjiciuatnr, in quo Ecclesiae ipsi subyi 
eudi criminatio est illata, libertas ejus nefarinm 
TOcatum est, doctrinae ejus perversae, ac societa 
santes appellatae sunt, vis et auctoritas ejus tan 
tio perniciosa incusata fuit. Neque possent iid( 
libertatis praecones inficiari tot multiplices conti] 
nes in id eomparatas, ut incauta Juventus inflan 
coiTumpatur , ac ex ejus animo catholiac fides i 
Si ipsi demum vias Iiujna urbis, quae per B. Fe 
gionis sedes et caput est, obirent, judicare p 
utrum templa acatholici cultus bis temporibus e: 
raptionis quaquaveraus diffusae, tot domus perd. 
stitutae, obscena et foeda spectaeula, qiiae oculis 
talem rerum conditionem faciant, quae tolerabili 
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apostolatus officio debet quidem et vellet tot maus occurrere, at 
contra omnibiis mediis et rationibns, omni potestatis exercitio pri- 
vatur, quo possit vel uni tantum es tot nialis necessaria remedia 
adhibere, et animabus ia exitiuni ruentibus opem ferre. Hie taadem 
est, Venerabiles Pratres, statuä cui subeaae cogimur opera ejus Gu- 
bernii, quod in hac urbe dominatur, haec est illa libertas et potes- 
taa exereendi ministerii noatri , cujus nomine abutuntur et qua Noa 
potiri impudenter jactitant : libertas scilicet videndi demolitiouem 
in dies deteriorem ordinis et constitutionis eccleaiasticarum rerum, 
videndi exitium animarnm , quin operam nostram ad tot damna op- 
portune reparanda impendere et navare possimus. His ita se baben- 
tibus nonne nova atnarulenta irrisio et ludibrium existimandum est 
illud quod saepe dicitur, nempe debere Nos conciliationis et concor- 
diae consilia cum novis dominatoribus inire, cnm baec conciliationis 
ratio non aliud ex parte nostra esset, nisi omnino prodere non modo 
summa Sanctae bujus Sedis Jura, quae tamquam sacrum et inviola- 
bili depositum ad baue aupremam cathedram evecti cuatodienda ac 
tuenda recepimns, aed etiam et praecipue prodere divinum rainiate- 
rium N^obia pro aalute animarnm commissum , tradere- hereditatem 
Chriati in manus auctoritatis hujusmodi, cujuß opera ad ipsum ca- 
tbolicae religionis nomen, si fleri posaet, delendnm, diriganturP Nunc 
profecto terrarum orbi claro in lumine omnique ex parte conspicienda 
praebetur vis vigorfides eamm concessionam, quibus ad ßdelium illusio- 
nem hostes nostri libertatem et dignitatem Bomani Pontiücis tueri 
se Teile ostentarunt, quae fundamentum snum positum habent in 
arbitrio ac hoatili voluntate reipublicae moderatorum quorum in po- 
testate est juxta sua consilia et rationes, ac pro lubitu eas aptare, 
servare, int«rpretari, atque executioni mandare. Haadquaquani cert«, 
haudqaaqnam Somanus Pontifex est aut erit unquam plenae liber- 
tatia compos, ac suae plenae potestatis, donec aliis in urbe sua do- 
minantibus snbjiciatur. Alia ejus sors Romae esse non potest nisi 
aut supremi Principis aut captivi: nee unquam catholicae Eccleaiae 
universae pax, securitas, tranquillitas constare poterit, donec exefci- 
tium supremi apoatolici ministerii obnoxium fuerit studüa partium, 
arbitrio dominautium , vieibua politicarum electionum , consilüs et 
operibus bominum callidorum ac utilitatem justitiae praeferentinm. 
Ät in tantis malia, qneia laboramus et premimur, ne putetis, 
Venerabiles Fratres, aut animum Noatrum fractum concidere, aut 
illam in Nobts fiduciam deficere, qua Oranipotentis et Äeterni de- 
creta expectamus. iTos quidem consilium cum inissemus post occu- 
pationem ditionis Kostrae Bomae potins manendi quam querendi 
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alienis in terria tranquUlnm hospitium, idqiie ea 
Beati Petri sepulcrum pro re catholica vigiles ( 
numquam destitimu9 auxiliante Deo pro causa E 
et qnotidie certamus nullibi loco cedentes bostl 
perpauca illa qoae adhnc reliqna sunt ab impetu i 
vertere omnia conantiura vindicemus. übi autem 
cerunt praesidia, quibns Ecclesiae et religionis 
Nos nostrae vocis et uostrarum eipostulationem 
cujus rei teates estis ipsi, quibns communia peric 
biscuin dolor fnit: saepe namque verba. eicepistii 
prolata, slve nt nova facioora reprobaremus et co 
bostium violentiam proteataremur , aive ut aptis i 
strueromns, ne iosidiis improborum et simulataf 
neve noxiis falsorum fratrum doctrinis deciperenti 
bus Nostris tandem admoveaat aures animnmqae 
mm ad officium pertinet et maiime interest, auc 
sustentare, et causam , qua nulla justior et sancti 
Nam qui fleri poteat, ut illorum prudentiam fugii 
ac veram prosperitatera in nationlbus, tranquillita 
popnlis stabUitatem potestatis in iis, qui sceptra 
si Ecclesiae auctoritas, quae societates ornnes rec 
culo religionis continet, impune contemnatur et vi 
put supremum in suo ministerio obeundo plena lit 
et potestatis alterius sit obnoiiua arbitrio? 

Dlud sane (eliciter accidisse laetamur, ut vo( 
yerso catholico Populo filiali pietate Nobis obsf 
magnoque cum fructu exceptae tuerint ; talia en 
ipsis accepimus dilectionis assiduae et iterata tesi 
et Eccieaiae summam gloriam couferant, et bene 
ant laetiores dies eidem Ecclesiae et huic Äpostol 
Äc profecto vii verbis aeqnare possumus jucundlt: 
pereepimus, validia licet ausiliis undique destituti, 
animorum motus et geuerosa studia , quae sponte 
propagantur inter geotes etiam remotissimas, ut 
tus et humilitatis Nostrae causam suscipiant, di| 
Liberalia subsidia, quae ex omni terrarum parte s 
ut urgentibus necessitatibus Sanctae bujus Sedis 
frequentia tot filiorum nostrorom , qui ad has V 
omni gente confluutit , ut risibili Eccieaiae capiti 
tem auam testentur, ejuamodi pignora animon 
pro i^uibus paies agere gratias divinae bonitati o 
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tarnen ab omnibss intelHgi, quod aalutaris documeati loco 
maiQ vini et aignificationem veratn peregrinationem istaram, 
iBipore crebro iterari videmua, quo Romanns Pontificatus teter- 
lum experitur. Scilicet illae dod eo valent tantuui ut amorem 
antiam fidelium prodant erga humilitatem Nostraiu, sed 
n praebent Judicium sollicidntinis et ausietatum, quae eomin 
^arbant, quod communis Parcens io abnorm! prorsus ac io- 
anditione versatur. Neque haec anzietas et sollicitodo con- 
mo augeatur oportet, donec in po9Ses&ionem plenae et verae 
Pastor aniversae Ecciesiae restituatar. 
rea nihil magis optamus, Venerabiles Fratres, qaam nt 
trae ex hoc parietum septo ad altimos terrarum fines ma- 
»tius orbis fidelibus pro illnstribns quae continentur ipsi 
ilialis dilectionis et obsequii argumentis, sensus gratissimi 
tri testentm, Optamus enim iis gratias agere pro pia li- 

qua etiam interdum difficultatis rerum suamm ohliti No- 
ratur, ognoscentes Deo offerri quidquid Ecciesiae tribuitur, 
pro m^^animitate et virtute, qua impiorum iraa et irrist- 
ciunt, Nosque iis devinctos profiteri pro alacritate, qua 
oaes sui amoris NoblB offerre student ad celebrandum anni- 
diei illius memorlam, quo ante annos quinquaginta Episcopalis 
)ni8 munus, licet indigui snseepimus. Nee minus Nobis in votis 
diies etiam Ecclesiarum quae late per orbem diffusae sunt 
roces has Nostras" excipientes ex iis iucitamentum sumant, 
«nt fidelibus suis pericula, oppugnationes et incommoda 
raviora, quibus premimur, eosqne simul certiores faciant. 
m nunqnam destituros, quicumque rerum exitus futurua 
probandis ioqaitatibus qaae corum Xobis patrantur ; verum 

äliquando cum propter legee nuper rogatat, tarn propter 

praenunciantur etiam aaeviores , ut voi Nostra osque ad 
i rarius et aegre admodnm per interpositas difficaltates 
rri. In bis tarnen rerum adjunctis Paatores ipsos excita- 
reges snoa praemoneant, ne fallacibus capiantur artibus, 
ines frauduleuti veram rerum conditionem in qua positi 
bis invertere et defermare uituntur, sive ceiantes acerbita- 
sive libertatem Nostram extolleutes, et poteatatem noatram 
noxiam esse aMrmantes, dum vere rem totam sie paucis 
possumus : scilicet Eeelesiam Dei in Italia' vira et perse- 
pati: Christi Vicariim neque libertate, neque exercitio ple- 

snae potestatis &ui. 

res boc loco sint, nihil opportunius ducimus, nihil cupi- 
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Der Inhalt dieser AUocution wird E. E. gewiss nicht neu sein, 
denn E. E. ist Zeuge alles Dessen gewesen, was gegen das Eecht 
des hl. Stuhles verübt worden ist. Die Geschichte dieses heiligen 
Stuhles wird in den ungerechten Akten des italienischen Parlaments 
verewigt bleiben. Die kirchenschänderischen Reden und die gottlo- 
swi Profanationen , welche verschiedene Deputirte gegen die Heilig- 
keit des Statthalters Christi und der gesammten Kirche vorgebracht 
und verübt haben ; ' die unchristlichen und barbarischen Gesetzesvor- 
schläge, bestimmt, das Papstthum herabzuwürdigen, diese einzige, 
um die menschliche Gesellschaft in Wahrheit hochverdiente Institu- 
tion, da sie aus göttlicher Inspiration hervorgegangen; die ver- 
brecherische Absicht, unsere heiligste Religion zu zerstören — alles 
Das sind nicht nur sündhafte Bestrebungen, sie gereichen überdies 
der Gemeinschaft der Gläubigen zum grössten Schaden. 

Se. Heiligkeit hofft, dass E. E. die ganze Aufmerksamkeit der 
von Ihnen so würdig repräsentirten Regierung auf diese Thatsachen 
lenken werden, besonders aber auf die Akte der verschiedenen Mi- 
nister des Königs Victor Emmanuel seit dem 20. September. In 
diesen Akten ist nämlich das gerade Gegentheil dessen enthalten, 
was sie nach der Annexion des letzten Theiles des Earchenstaates 
feierlich proclamirt hatten. . 

Wie wird es je möglich sein , dass der Papst die Kirche un- 
abhängig regiere, wenn er in seiner eigenen Residenz das Placet ei- 
ner Regierung bedarf, welche sich von den revolutionären Ideen des 
Jahrhunderts fortreissen lässt?, 

Wie wird es möglich sein, bedauerliche Unordnungen zu ver- 
meiden, wenn im Falle eines Conclave die Regierung des Königs 
Victor Emmanuel sich mit Hilfe von Ungläubigen bemühen wird, 
einen Gegenpapst zu schaffen, der natürlich nichts Anderes sein wird 
als eine Creatur des Ministeriums, das in jener Zeit am Ruder be- 
findlich sein wird? 

Die Polgen dieser Zustände werden natürlich auch in den an- 
deren katholischen Staaten deutlich fühlbar sein, und überall dort, 
wo römische Katholiken leben. 

Die von der politischen Revolution zerfleischte Welt wird so 
auch die religiöse erleben, und dadurch wird die allgemeine Verwir- 
rung noch vermehrt werden^ 

Im Vertrauen auf die so vielfach wiederholten Versicherungen 
von Ergebenheit und Liebe von Seite der von E. E. vertretenen Re- 
gierung glaubt der hl. Vater hoffen zu -dürfen, dass dieselbe den In- 
halt der beifolgenden AUocution in ernste Erwägung ziehen werde, 
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sowohl in ihrem eigenen Interesse, als in dei 
welche die Gnade Gottes Ihrer Obhut anvertrai 

Ich ergreife die Gelegenheit etc. 

Der CardiDal-Staat?secret 
Späier erliess der Cardindl-Staatssecreiär noch 
Nttniim. 

Der italienische Siegelbewahrer Mancmi h 
die Generalprocuratoren angewiesen, die Veröffe 
cntion zu gestatten, jede Zustimmung oder Ver 
aber gerichtlich zu verfolgen. Dies veranlass 
Cardinal-Staatssecretär Simeoni ein Rundschreib 
sehen Nnntien behufe TJeberreichung bei den betr 
zu richten, welches in deutscher Uebersetzuug folj 
Erlauchter und verehrungswürdigster 

Das Bundschreiben des Ministers Siegelbe 
neralprocuratoren der Appellhöfe über die letzte 
Vaters, ein Kundschreiben welches die rainiatei 
in Rom veröffentlichte wird siclier nicht der Anfi 
entgehen. 

Das Rundschreiben gibt an , dass die Zeit 
päpstliche Docnment veröffentlichen werden , ni' 
sollen, vorausgesetzt, dass sie es mit keinem Zu 
eher ihre Beistimmung ausdrückt, und diese 
dargestellt als ein um so augeufalligerer Beweis 
dem souveränen Kirchenfürsten in der Ausübun) 
gesichert sei, als die Ansprache, nach der ErklE 
alle denkbaren Greq?;en überschritten habe und ( 
päpstlichen Undankbarkeit sei , gegenüber einer 
sich so freigebig und grossmüthig gegen die Kir 

Thatsache ist es, dass, wenn es noch eines 
dürfte, um den bedaueruswerthen Stand der Di« 
setzen, welcher in der Ansprache des heil, Vaters 
in Frage stehende Rundschreiben denselben in 
liefern würde. 

In der That, von dem Momente an, wo ■ 
des päpstlichen Wortes dem Gutdünken irgend 
rers untergeordnet wird, ist nnd kann die einem 
erkannte Freiheit nur illusorisch sein. Es ist 
der erklärt, dass, wenn er die Strenge des Gesetz 
düng brachte , es bloa darum geschah , weil er f 
düng üben wollte. Morgen wird derselbe Minisl 
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dere , der ihm auf diesem Posten folgen wird , statt Gefühlen der 
Duldung sich hinzugeben, die man dermalen vorschützt, sich mit 
demselben Rechte als strenger Vollzieher von Gesetzen zeigen, die 
leicht anzurufen sind und beim Mangel anderer Motive zu dem ge- 
wöhnlichen Verwände greifen, dessen man sich ohne irgend einen 
Grund in dem letzten Rundschreiben bedient, zu dem Vorwande 
nämlich, dass der römische Oberpriester das kirchliche Gebiet ver- 
liess, um in das weltliche überzutreten. Ich sage, dass dieser Vor- 
wand heute ganz besonders ohne irgend einen Grund angeführt wurde, 
denn für Jeden, der die Ansprache vom 12. März gelesen, ist es 
klar, dass die Darlegung der Thatsachen, welche sie enthält, blos 
und allein die religiösen Interessen berührt, unter welche man vor 
Allem die Bückforderifiig der vollen und wirklichen Unabhängigkeit 
in der Ausübung des apostolischen Amtes zälilen muss. 

Insoferne die der Kirche geschlagenen Wunden — Wunden, 
gegen welche man jetzt Einsprache erhebt und gegen welche man 
auch früher stets Einsprache erhoben hat , möge der Urheber des 
Rundschreibens darüber sagen, was er wolle — also insoferne diese 
Wunden die traurigen Wirkungen einer Politik sind, welche unge- 
rechterweise auf einen Boden getragen wurde, der ihr nicht gehört, 
kann man doch nicht sagen, dass Derjenige aus seinem Kreise trete, 
welcher das Recht und zugleich die Pflicht hat, so lange Einsprache 
zu erheben, bi3 er Restitution erlangt. 

Aber es gibt in dem fraglichen Rundschreiben andere Puncte, 
die noch besser zeigen, was es mit der dem höchsten Kirchenfarsten 
grossraüthig bewilligten Freiheit für eine Bewandtniss habe. Diese 
Freiheit besteht darin : einerseits erlaubt man der kirchenfeindlichen 
Presse, sich in jeder Weise gegen das Wort des heil. Vaters zu er- 
heben, indem man dasselbe zum Anlasse von Beleidigungen und 
Gotteslästerungen macht, und indem man dessen Sinn fälscht, wäh- 
rend man von der anderen Seite der guten Presse jeden Commentar 
verbietet, der geeignet wäre, die Wahrheit der beklagten Thatsachen 
zu bekräftigen und welcher Zeugniss ablegte für die Ergebung fär 
das Wort des erhabenen Oberhauptes der Kirche, für dessen Rath- 
schläge wie für dessen Lehren. Bereits haben mehrere katholische 
Provinzialblälter, die aus dem einzigen Grunde verfolgt wurden, weil 
sie ihre Bewunderung für die päpstliche Ansprache ausdrückten, die 
Wirkungen dieses Verbotes an sich erfahren. 

Was den Klerus insbesondere betrifft, so formulirt sich die 
Freiheit, welche man ihm verspricht, durch neue und viel beengen- 
dere Drohungen dergestalt, dass, wenn die Diener der Kirche, ge- 
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machen, ebenso wie auf die Bemerkungen, weli 
Heben Ett. . . . besonders hervor, dass, wenn ä 
tholiken einen gerechten Grund haben, sieh besd 
sie trotz der Bedrückung, welche sie erdulden, 
wohlbekannter Plebiacite, von welchen das Rn 
ihre feste Anhänglichkeit an den souveränen Ei 
senderlei Weise mit wahrer Preiwilligkeit und l 
bezeugen; — die Katholiken der anderen Nation 
gache haben, sich ebenso zu beklagen. 

In Folge dessen haben deren Eegiemngeti 
teresse, sich ernstlich mit einem solchen Standi 
scbäftigen gemäss den Anempfehlungen, welc) 
dieses Gegenstandes durch den heil. Vater bei d 
gemacht wurden, amsomehr, als das Rundschreii 
auf die bestehenden diplomatischen Beziehungen 
deutung man absichtlich übertreibt, so dass ma 
auf die nämlichen fremden Beglernngen die Ve 
üebel wälzen möclite, welche der souveräne Obt 
dauert. Es wäre zugleich nützlieb, zu beme: 
Vater, indem er sich beklagt, io seiner gegenwä 
im Stande zu Bein, die Kirche zu regieren, wie ( 
Thätigkeit der Gläubigen bei ihrer Regierung ai 
dessen wünscht, obwohl der Siegelbewahrer mit 
Grund schweigt, dass diese Thätigkeit den Gest 
nen Länder entspreche. 

Indem ich Sie autorisire, von dieser Dej 
der auswärtigen Angelegenheiten eine Abschrift i 
er den Wunsch danach ausspricht, versichere ic 
achtungsvollen Gesinnung. 

Born, 21. März 1877. 

Giovanni Sim 


'Bekehrung' der Uniten in Ruseland (1S71—1876.) 

t Admiuistrator der DiScese CLelm, Popil, hatte dem 
oi gemeldet, daas die kaiserlichen Verordnungen nur 
:o!gt wurden. Tolstoi verordnete die Einführung streng- 
aität mit der griechischen Kirche , die Abschaffung 
Orgeln, Kosenkranz, Schellen bei der Messse n. s, w. 
1 der Geistlichen kam den Befehlen nach. Die Baaern 
sieh auf. An vielen Orten enthielten sie sich gänzlich 
besuches. An andern misshandelten sie die Priester, 
arfe steinigten sie den Geistlichen zu Tode. Polizei 
waren bereits zu Hülfe gerufen, Bauern getödtet wor- 
Kosaken ebenso, namentlich Officiere. In Mynciewicz 
die Bauern die Kirche mit Gewalt, wurden indessen 
lesiegt. Sie wurden aufgefordert, eine Bekehrnngserklä- 
Tzelchnen, und als sie sich weigerten, erhielt jeder Mann 
.t der Kosahenpeitsche , jede IVau 25 und jedes Kind, 
;hied des Geschlechtes oder Alters, 10 Hiebe. Eine 
mehr denn 100 Hiebe. Die Nachrichten über diese Vor- 
gerade während der Hochzeitfeierlichkeiten der jetzigen 
1 Edinburgh in Petersburg eingetroffen und hatten dort 
ilichen Eindruck hervorgerufen, daas weitere Massuah- 
;t wurden. Nichts deatoweniger wurden die gefangenen 
hatten massenhafte Verhaftungen stattgefunden — nicht 
Am 18. Februar berichtet Mansfield, dass die Verfol- 
^eln noch ihren steten Fortgang nehmen. Vorgänge, 
ipf und die Feitschung in Mynciewicz« hatten sich an 
en wiederholt. Am 7. März berichtet Mansfield, dass 
m noch ihren steten Fortgang nehmen; nur wurde da- 
I meist ein anderer Modus der Bekehrung angewandt. 
derspmch zeigte, wurde gleich so viel Militär in den 
dass an Widerstand nicht zu denken war. Ausaer- 
von den einzehieu Orten Geldstrafen von 200 bis 400 
ben. 

uveruement Dublin waren die Verfolgnagen damals noch 
roff aufgetrettm wie in Siedice. Die Bauern im Lubliner 
n sich inde'ssen verschworen, lieber jede Kirche und je- 
is niederzubrennen, als die russischen Beformen anzu- 
u 18. März hatte Lord A. Loffcus mit Herrn v. West- 
iie Vorgänge in Polen Bücksprache genommen. West- 
im bei jener Gelegenheit die Versicherung , die Sache 
Czaren höchst schmerzlich, die Vorgänge ständen indes- 
tischen Fragen in keinerlei Beziehung. Die lateinische 
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Verhältniss Wind bekam, wurde der betreffende Besitzer sofort unter 
Polizei-A.ufsicht gestellt. 

Am 27. Januar 1875 übersandte Lord A. Loftus einen weite- 
ren Artikel (vom 15./27. Januar) an Carl Derby. Darin wird über 
/re/w?tZ%e (!) Massenübertritte zur orthodoxen Kirche berichtet. Fünf- 
zigtausend Seelen und 26 Priester hatten »tem Erlaubniss gebe^en^^ 
in die orthodoxe Kirche überzutreten, und der Gzar hatte aMergnör- 
digst geruht, eine zastimmende Antwort zu ertheilen und den Con- 
vertiten seinen Dank auszusprechen. Am 28. Januar übersandte 
Loftus einen weiteren Ausschnitt aus dem amtlichen Blatte^ den 
Wortlaut der Loyalitäts-Adresse der Convertiten enthaltend. Am 
29. Januar berichtete der General-Consul Mansfield über den -er- 
wähnten Massenübertritt. Derselbe ist »durch verschiedene Mittel 
zuwege gebracht worden, worunter Misshandlung ein nicht unbe- 
deutendes Element bildet.« In einigen Gemeinden wurden die Wi- 
derspenstigen herausgegriffen und nach Sibirien verbannt. Die üeb- 
rigen gaben nach, als sie sahen, dass »alle ihre Habe von Kosaken 
verzehrt wurde.« In anderen Gemeinden wurde Geld vertheilt, und 
dadurch wurden die Leute nachgiebiger gestimmt. In anderen wie- 
der wurden die Bauern misshandelt^ bis sie dem Zwange nachgaben. 
In einem Orte, welchen Mansfield als Beispiel herausgreift, wurden 
die Bauern geprügelt^ bis die Militärärzte erklärten, weitere Schläge 
würden ihr Leben gefährden. Sodann wurden sie gewaltsam durch 
einen halbgefrorenen Strom getrieben, in welchem sie bis über die 
Hüfte im Wasser gingen. Zwischen Soldatenspalier wurden sie in 
die Pfarrkirche getrieben und zur Unterzeichnung der Bittschrift an 
den Czaren gezwungen. Beim Herausgehen riefen sie : »Ihr mögt 
uns orthodox nennen, allein wir bleiben in dem Glauben miserer 
V(Uer.<i Nachdem die Bittschriften unterzeichnet worden waren, 
meldete der General-Consul weiter, wurde eine Anzahl Bauern ge^ 
swungen^ sie als Delegirte den Behörden einzureichen und dem Erz- 
bischof ihre Unterwerfung anzuzeigen. »Die Massregeln sind dem 
sehr ähnlich, was zwischen 1835 und 1838 in Litthauen vorging, als 
über 1,000,000 unirter Griechen durch gute oder böse Mittel in die 
russische Orthodoxie übergeführt wurden.« 

Mit Bezug auf die amtlichen russischen Angaben, dass die 
römischen Katholiken gesucht hätten, die Uniten zu ihrer Kirche 
herüberzubringen, bemerkt Mansfield: »Die Geschichte müsse mit 
Verdacht aufgenommen werden.« Die Priester waren nämlich da- 
mals schon lauter Leute, die sich den russischen Vorschriften unter- 
worfen hatten. Die ursprünglichen Priester waren bereits vor meh- 
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Die 'Bekehrtmgt der Uniten in Russlm 

iü ConvertiteD sich keineswegs mit Leib n 
le BDgeschlossen iiaben. *8ie besuchen wede 
'e; sie lassen weder ihre Kinder durch rui 
ihre Todten dnrch sie bestatten , nnd s 
m,* Dia russischen Popen berichteten di 
ischof von Warschan, und Nowogeorgiewsk, 
lie Polizei nicht zn Hülfe rnfen wollte, wni 
Begiernng nach Cherson versetzt. Joham 
e alt, seit 1859 Erzbischof von Warschan, 
antlich zur Zeit des Anfstandes , dorch s 
imigkeit aasgezeichnet. Ueber den Nachfol 
afield nichts. Am 14. Febm^ meldete ] 
ing von etwa 400 widerspenstigen Uniten 
it sollten sie in ortbodoi-griechischen I> 
en, immer je eine Familie von TJniten auf 
sr die weitere Behandlung dieser Lente beri 
herson. Sie wurden sehr streng gehalten 
fen. Es waren etwa 600 Personen, alles v 
mit Gewalt von ihrer Familie gerissen wor 
)a — Frau und Kinder — blieben daheiii 
nartiemng! Am 17. November 1876 beri 
dessa, dass der Minister des Innern in sä 
itwaige Ansfühnmg geistlicher Handlnngei 
sehe Geistliche für die Uniten streng verbo 
i Ministerial-Erlass ist im Wortlaut beigefi 
Depeschen-Sammlung, 

Nachtrag. Von der russischen Orenseachi.. _ _ . . 

1 1874 der ^Germania* Folgendes: >Wiederholt habe ich Ihnen 
den Schismatisirungsgelüsten des Gzaren gegen die lateiniscfa- 
olische Kirche berichtet Derselbe geht nun bereits so weit, 
er sogar auf eigene Faust seine Creaturen za Diöcesan-Admi- 
atoren ernennt. Den Beweis dafnr liefert folgendes Randschrei- 
mittelst dessen die Decane der Diöcese Luck-Zjtomierz dem 
esanklerus die Grneannng des Prälaten Boszkowski, bisherigen 
liedes der sogenannten katholischen Petersburger Gollegiums, 
DiCcesau-Administrator anzeigen : 

>Mittelst Ukas des geistlichen Consistoriums vom 20. Jänner 
air die Mittheiluug geworden , dass der Hosudar Imperator am 
December (5. Januar) durch allerhöchsten Befehl den Prälaten 
kowski 7.nm Leiter der Diöcese Luck-Zytomierz zu bestellen ge- 


Ruasland imd die lateinische Kirche 

rnht hat. Derselbe hat die Leitung derselbt 
nommen. Der Decan N.« Der Czar gerirt 
reits das Hanpt der katholischen Kirche wäi 
der Prälat ist, der sich vom Czareo me ein 
einer katholischen Ditieese commandiren lässl 
an sämoitliche Decane der Diöcese gerichteb 
ich nach dem rassischen Originale wGrtlich 

»Den Aufforderungen der CtvilbehCrden 
ter der Diöcese Luck-Zytomierz wiederholt 
die Herren Decane anfgetordert, ihrem Kien 
cheD, dass derselbe nicht ohne schriftliches, 
Diöcesanbehörde basirtes Zeugniss der Ortspo] 
ist es za meiner Kenntniss gelangt, dass de 
rend ohne jegliches Zeugnisa verreist. Dam 
würden auf, den Geistlichen ihres Decanates no 
anzaempfehlen , dass sie fortan die das Yei 
betreffenden Vfrfägungen ohne jegliche Aasl 
herzigen sollen, dass gemäss dem allerhöchst 
QeneralgouTerneur von Kljew die im Gonsis 
Deeember 1876 bezeichneten Rechte {Verbai 
BeneficiuDis, Translocation) ertheilt, sie allein i 
datfir treffen werde. ÄuBser diesem juridischen ( 
jeder Geistliche sich in seinem Gewissen für ver^ 
keinen Leiden und sich selbst keiner Verantw 
wünsche ferner, dass sie mir, als dem nenen L 
ToUziehnng der behördlichen Verfügungen die I 
waltung erleichtern, statt mir noch Äerger ur 
DerDiöcraan-AdministratorRoszkowski, ddo. 1 

Hieraus zu schliessen — so ßhrt der Cor 
fort — läast sieh von diesem Werkzeuge der t 
Also der Klerus darf ohne Erlaubniss der Poli 
ber zu beichten oder einem sterbenden Nachbar] 
mente zu reichen, die Ffarrgrenze nberschreitt 
gibt es dort in derselben Pfarre fast nirgends. 
Beispiele, dass die Polizei die Ertheilung ihres 
zelnen Falle von der vorherigen Erlaubniss desC 
holnng Wochen lang, dauert, abhängig macht 
zägliche Bitte fast regelmässig abschlägt. Dei 
Gewissenspffichten nicht erfüllen, er ist isolirt 
graben. Das passt aber dem Schisma gerad< 
Feldzag, der zur Schismatisirung der DiCcese in 


IV. 

Die Regelung des Verhältnisses zwischen 
Hilfspriestern *) am Pfarrsitze in der griech 
Kirche in der Bukowina. 

Ein Erlass des Czemowitzer Meiropolit.>Coi 
Juli 1874 Z. 2901. (Diöcesan-Blatt 1874, Nr. 1' 
in romanischer und rutlieniacher Sprache dem Kle 
lautet in dentscher Uebersetzung wie folgt; 

1. Die Hilfspriester am Ffarrsitze Bind det 
Pfarre dieselben angedtellt, tmd dem sie zur Ansh 
untergeordnet. 

2. Der Pfarrer ist fär alle ant die Seelsorj 
Angelegenbeiten, also Predigt, Katechiaation, Cnl 
Schule, sowie auch die mit dem Pfarramte ver 
Schäfte verantwortlich. Er ist der leitende SeelS' 
und hat das Recht und die Pflicht, fät die geh 
mit seiner Stellung verbundenen Obliegenheiten 

3. Der Hilfaprieater ist in dienstlichen Ai 
Pfarrer Subordination schuldig, in Bezug auf i 
Verrichtungen an die Anordnungen desselben g 
sieh ohne Bewilligung desselben vom Pfarrorte i 

i. Doch hat auch der Hilfspriester als Mit 
ralische Verpflichtung, für das religiCs-moralischi 
meinde mitzusorgen, und mit dem jedem Seelsorg 
an dem Seelenheile der Gläubigen mitzuarbeiten. 

In Verhinderung des Pfarrers ist der Hil&] 
liehe Stellvertreter desselben. 

5. Der Pfarrer hat den Hilfspriester als se 
zusehen und ihm stets freundlich und boSich zu 

Gleicherweise liegt dem Hilfspriester ob, dei 
Vorgesetzten zu achten und ihm gegenüber jenes 
Tag zu legen, welches in der Natur ihres beiderse 
gegrändet ist. 

i) Znr Benrtheilong dea hier mitgetheilten StatuI 
gen, dasB die griechisch-orientalischen Hilfaprieater wie 
nicht Terwittwet sind, Terheirathet sind. 
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Der Pfarrer und Hilfepriester haben sich 
halten, dass dleaelbea-verpfliclitet sind, in ge| 
brgderlicher Eintracht mit allem Eifer, nnd 
ihnen dnrcb- ihren Beruf gegebenen Mittel die 
zn führen. 

Vorzüglich wird Beiden ^znr Pflicht gemai 
den, was geeignet wäre, das Vertrauen, die Ai 
Pfarrkinder zn ihren Seelsorgern zn schwächen, 
Pfarrgemeinde zn stören. Eine Verletzung dies 
pflichtnng wird als ein Dienstvergehen betracht 
behandelt und strenge geahndet weiden. 

6. Sowohl der Pfiirrer als auch der Hilfsp 
ihre Amtabandlnngen nach den bestehenden '^ 
gegebenen Verhältnissen unter Beobachtung de; 
klugheit gebotenen Bäcksichten zu verrichten. 
Differenzen, so hat sich der Hilfeprte^ter der Ad 
zu fügen. Dem Hilfspriester bleibt jedoch unb 
frage der höheren Behörde znr Eotseheidnng v< 

7. Der Pfarrer und Hilfsprieater haben d 
der kirchlichen Functionen den Oläubigen zur '. 
ihren reltgiös-moralischen Lebenswandel drasel 
dienen, und der Hilfspriester untersteht diesfa 
Pfarrers. Lässt sieb dennoch der Hilfspriester in ei 
etwas zu Schulden kommen, so hat der Pfarre 
Pflicht, denselben auf die vorkommenden Ge 
zu machen, und durch geeignete Mittel diesell 

Wird hiedurch der gewünschte Erfolg nicl 
die erwähnten Gebrechen auf den Dienst und 
lieh ein, so hat der Pfarrer wegen Abstellung 
höheren Behörden zn wenden. 

8. In der Begel haben an den gebotener 
und der Hilfspriester, wenn sie Beide nur auf 
seil sind, abwechselnd zu liturgisirea, jedoch so 
liturgisirt, der Andere die Predigt abhält , uni 
Unterricht ertbeilt. Eine Abweichung von di< 
Hilfspriester wegen Vorbereitung zur Liturgie ( 
Vornherein rechtzeitig bekannt gegeben werden, 
t^en bleibt es dem Ermessen des Pfarrers ül 
dem Hilfepriester in Gemeinschaft oder aUein 
Hilfepriester liturgisiren lässt. In Bezug auf 


zwischen griech.-oHent. Pfarrern u.BUfavr. in d. Bukoviina. 

ben Unterricht trifft an diesen Tagen der Pfarrer die ent- 

YeTfüguDg nach billigem Ermessen. 

im Seelaorgeaprengel mehrere Kirchen, dann litorgisirt, 
id katechisirt jeder von den Gemeindeseelsorgerti nach 

des Pfarrers bald in der einen;- bald in der andern Kirche. 

Bezug anf die Verrichtung der andern kirchlichen Func- 
im Allgemeinen als Regel zu gelten, dass der Pfarrei 
iester gleichmässig zu verwenden, and einerseits nicht mit 
tang von mehr als der Hälfte sämmtlicher zu überbürden, 

nicht zu wenig zu beschäftigen, namentlich ihm nicht 
1 den dritten Theil sämmtlicher Functionen ■ zu überlas- 

Perrichtung der kirchlichen Functionen, für welche mehr 
ester erforderlich ist oder gewünscht wird , ist der Hilfs- 
mer beizuziehen. 

)ie*!Ertheilung des Keligiousnnterrichtes in der Schule, so- 
lle Beicht und Gommunion der Schurkinder gehört auch zu 
enheiten des Pfarrers. Doch kann er unter seiner Ober- 
l Controle diese auch dem Hilfepriester zuweisen, und ist 
jetztere verpSichtet, das ihm übertn^ene Amt gewissen- 
■walten. 

Südlich hat der Pfarrer das Becht und die Pflicht, den 
ir im Kanzleigeschäfte , und zwar sowohl in der Ansar- 
a. Qeschäftsstücken, als auch in der Eaazlei-Manipulation 
g and ohne üeberbürdung zu verwenden, und der Hilfe- 
t die Pflicht, sich verwenden zu lassen, 
lleichwie hinsichtlich der Verrichtung der seelsorgerlichen 
, ebenso steht auch hinsicfatlich des Empfanges der Opfer- 

der Erbebung der Stolgebühren die Anordnung dem Pfar- 
EU, welcher dabei an die Beobachtung des Stoltarifs und 
1 diesfälligen Vorschriiten gebunden ist. 
^ertheilung dieser Einkünfte zwischen Pfarrer und Hilfs- 
t in folgender Weise zu geschehen: 
den gebotenen Liturgien hat in den Ptarren mit nur einer 
chviel , ob der Pfarrer oder der Hilfsprieater litorgisirt, 
liehe Einkommen derart vertheilt zu werden, dass zwei 

Hil&priester und ein Viertel der Kirchensänger und der 
ler erhalten. 

ilbe findet auch in Pfarren mit zwei Kirchen statt, so oft 
znlllsslgen Grunde nur in Einer derselben liturgisirt wird; 
etzteres aber in Beiden, so fallen in jeder Kirche von dem 
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sämmtlicbea Eiokommen solcher Liturgien 
tnrgisireDdun Pfarrer und ein DritttheU d 
ternen Eirchenpersoaale za. 

Von den fibrigen geistlichen Fanctic 
wenn er selbst solche verrichtet, das ganz 
kommen. Verrichtet solche der Hilfspriest 
bnnden, demselben von denjenigen Functioi 
die Pfarr-Gongrua eingerechnet wird, ein I 
norars und der damit verbundenen Opfergal 
tionen hingegen, deren Einkommen nicht i 
net wird, das ganze Honorar und die dam 
zuzuwenden. 

13. Alles, was nach dem Obigen toh 
auf den Ffarrverweser Anwendung. 

In dem Circular des Metropolitan-Co 
stehendes Statut publicirt wurde, heisst es 

Was die Stellung der Kipositen oder 
Operatoren bei einer Filialfcirche betrifft, so 
die erforderliche Entscheidung nachfolgen. 
1)isher als von den Pfarrern der Pferrkircl 
und gleich diesen bezägllch der Ausübung 
rung der Pfärrakten za bebandeln. 


«■.^ ^ *«-> -; - ^ • - - -, - ;!■•; --VJ^, 
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V. 
Zur Frage Ober den rechtlichen Charakter der Concordate. 

I. »Der Herausgeber des Archivs hat sich in seinem Lehrbuche 
des katholischen und protestantischen Kirchenrechts« §. 50.. sehr ein- 
gehend über diese Frage ausgesprochen und des Näheren nachge- 
wiesen, dass die Behauptung einiger protestantischen Canonisten, nach 
der Ansicht der römischen Gurialisten enthielten die Concordate blosse 
einseitige vom Papste nach Willkühr widerrufliche Indulte und Pri- 
vilegien in diesem Sinne überhaupt unrichtig ist, dass dagegen die 
Mehrzahl der römischen Canonisten und die römische Curie selbst 
die Concordate ausdrücMich als beide Theüe bindende Verträge zweier 
für ihr besonderes Gebiet selbstständig berechtigter Mächte nach 
Analogie der Volkerverträge ansehen. Es wurde bei jener Erör- 
terung (S. 421) auch der Schrift des Herrn v. Bonatd über das 
französische Concordat (1871) gedacht, wonach dieses Goncordat 
eine reine Goncession des Papstes an die französische Regierung sei 
und nicht einem Vertrage gleichgeachtet werden könne. 

n. Herr v. Bonald hatte seine Schrift auch dem Professor des 
Kirchenrechts am römischen CoUeg Camülo Tarquini S. J. (der 
bald nach seiner Erhebung zum Gardinal 1874 starb) übersandt. 
Tarquini richtete nun ein zustimmendes Schreiben vom 30. Nov. 1871 
an Herrn v. Bonald (dessen italienischen Text in der Zeitschrift »La 
scienza & la fede. Publicar. periodica. Ser. III. voL 17. Napoli 20. 
Februar 1872 p. 232—238 und dessen lateinische Uebersetzung die 
Acta s. Sedis Romae 1872 vol VI. p. 536 sqq. enthalten). Wir 
theilen dieses Schreiben Tarquinis hier in einem nach dem italieni- 
schen Text von Professor J. Hergenrother gefertigten deutschen Aus- 
zuge mit : 

»Ich danke Ihnen lebhaft fiir die Uebersendung der werthvol- 
len Schrift über das Goncordat von 1801. Man muss einen wahren 
Trost empfinden, wenn man sieht, wie ein Laie so richtig über kirch- 
liche Materien schreiben und mit edlem Freimuth die Wahrheit 
aufrecht halten kann, während Andere ^ die mehr dazu verpflichtet 
wären, sich von menschlichen Rücksichten einschüchtern lassen. Ich 
habe nie verstehen können, wie man die katholische Lehre bekennen 
und zugleich dem Primat des römischen Papstes jenen Theil der 
kirchlichen Verwaltung entziehen kann, der unter ein Goncordat ge- 
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Schreiben des Professor Tarquini an l 

fallen ist. Es heisst sich selbst täascfaea, 
der Kirche und seine Nachfolger könnti 
treten, wenn sie es für nothwendig erac 
und zwar von dem zurücktreten, was s: 
dieser aonexen Materie für eben dieses 1 
den haben — ' und doch dabei Überzeiigl 
tische Lebre vom Primate völlig gewat 
kein den Nachfolgern Petri für ihre Perst 
dem eine Last und Verpflichtung. Wai 
vor dem Richterstuhle Christi £echensch 
nachlässigten Theil der Heerde ablegen i 
schuldigen wollte, er habe för ihn nie) 
Unordnung auf einem seiner freien Disp 
dates entzogenen Gebietes statt fand? ( 
Also hast Du meine Heerde verkauft? £ 
ganz noch theilweise die ihm anvertraute 
veräussern. VFflrde aber das Concordat . 
seitiger völkerrechtlicher) Vertrag in der 
sen, dass der Papst nur mit Erlanbniss 
ren Theils die Verwaltung einer geistlic 
nexen Sache, die unter dessen Dispositiot 
nehmen durfte, so wäre offenbar bezüglic 
äussernng anzunehmen, folglich Christi i 
chenverfassnng zerstört. In jener Annf 
gebän, dass ein Papst die Gewalt seiner f 
dass die Gewalt der Nachfolger nicht g 
von Christus dem Petrus verliehenen, das 
unmittelbar von Christus seine Gewalt ei 
Vorgänger, dass, wenn ron den 260 Fä[ 
neues Concordat abgeschlossen hätte, ^ 
der Päpste auf NuU redacirt wäre, Alles 
terliegt, das unterliegt auch der Verjähr 
gen die Gewalt des kirchlichen Primai 
Dls ist aber gegen die Glaubensregel, f( 
pörend. 

Wie würden die Vertreter jenes S] 
lösen, was zu geschehen hat, wenn ein ii 
liches Concordat unter' veränderten ümsl 
lieh geworden ist, dem Seelenheil sch'ädlic 
Papst den Consens des anderen Contrah 
weiss, wie zähe die Fürsten an ihren Pri 
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nun der Ffirst seinea Conseas nicht, was 
wie Einer meiate, an das allgemeine Oewii 
denn abgesehen von der Absurdit&t des A 
dieses Urtheil des allgemeinen Gewissens < 
kennen? Sodann ist es häretisch, dasVol 
hjjehsten Richter anzosehen, Krieg kann < 
ihr zum Kriege rathen, heisst sie verderbt 
Der Bann kann auch nicht znm Ziele M 
einen heterodoxen Pursten oder mit einer 
geschlossen, ist er ohnebin nicht anwendl 
der Ezcommnnication das Concordat annu 
nicht in einer milderen Weise, anch ohne 

Sie s^en richtig; In der Eirchenn 
setzgeber, alle Anderen Untergebenen. Mi 
der res spiritoales vel spiritnalibus annexa 
cordate beziehen, eine Töllige Gleichheit ■ 
Theile statuiren. Wir bekennen und die 
in rebus temporalibus et aub respecta ten 
abhängig, aber in rebns spiritnalibns vel < 
Gesetzgeber nnd die Untergebenen hier g 
contradictio in tenninis. Die Kirche ist 
walt des Papstes ist nicht seine Gewalt, f 
dessen Vicar er ist. Das, was die Färst 
haben, wenn sie mit einem Federstriche vi 
sige Rechte der Lehen, der Provinzen, dei 
hoben, weil sie dieselben dem Gemeinwoh 
wollen sie dem Statthalter Gottes nicht zi 
Heil der Seelen eine Abänderung für gel 
Sachen können nicht verkauft, nicht Ge 
werden. 

Die von den Päpsten gebrauchten Am 
die Principien der Wissenschaft vergessen 
will nicht unterscheiden, welche Argumen 
sehen von Beweisen haben, und welche a 
betrachten sind. Die Beweise sind nnr 
liehen, allgemein angenommenen Principü 
täten aber, die mit Ihnen im Widersprach 
nen zd betrachten, die eine Erklärung erb 
die Goncordate als synallagmatische Erk 
wollten sie nur s^en, es sei ihr entschiede 
ümen nUtalidi aufrecht m erhalten, wie es 


Frage übtr den recMIichm Charoi 

den Interessen des PtqistthQms 
ent. 

Papst will darchans keine Aofhebi 
imals anfgehoben; was sage ichP 
beobachtet. Die Regierungen si 
ikel derselben zerrissen , oder sie 
Ire Sache ist es; nnd rielleicbt wi 
1er Kirche den Vortbeil verschaffe 
leit im Handeln gewinnt. Die E 
nselben dnrch die Erklärung, sie 1 
sr eingegangenen Verpflichtung nie 
straften Brache der Concordate ii 

ist die Lehre , der man in Rom i 
1 dort auch Gelehrte, welche der ^ 
lidigen , so nOthigt uns doch die 1) 
le die in Hinsicht anf Wissen und 
n Persönlichkeiten der von Lains i 
Ansicht zugethan sind. 
I haben mir ihr Bedauern ausgedrüi 
QU auch bona fide sich den Feindi 
zu sehen, um die bereits bestehe 
1er wenigstens einen Grand zu hi 
.« etc. 

[ierauf erschien im Center Bien pn' 
den Bemerkungen der Giviltü Cat 
des Herrn Domcapitular Prof. Mi 
auf den Brief des Professor da A 
Inhalt aller in diesem Briefe von . 
ken reducirt sich natürlich aui die 
>itet wird, and anf welche sich all( 
so gefasst: 

Q que les concordats stipul^s par 1 
lernes, avee les divers gouvernemei 
, des concessions oa Privileges, il 
1 de la forme dans laquelle ils son 
B imposent anx deox parties contra< 
ame de v^ritables contrats bilatära 
rend nun diese These die Rechtglä 
art, indem er zugesteht, die Con 
iusicht nnr Zugeat&ndnisse und Frr 
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allein die Gontroyerse zu Gnosten des ausgezeichneten fri 
Pablicisten, Herrn M. de Bonald entscheidet, so lässt sii 
gleich die Eilfertigkeit erkennen, mit der sie abge&sst ie 
sie die Materie znr Form in Gegensatz bringt nnd behav 
kSnne dnicb diese wesentlich verändert werden. Die Q: 
pien der Philosophie und selbst das Licht der Vernnnft t 
erschüttert. Wie soll denn eine Materie, von der man 
dass sie, an uch betrachtet , zu einem gegenseitigen Ter 
geeignet, sondern ihr« Natur nach dazu bestimmt ist, e: 
nnd ein ZngestSndniss zu sein, eine Form erhalten, die il 
entgegengesetzt ist, und durch die absonderlichste Metamt 
rade das werden kj^nnen, was ihrer Katur widerstreitet 
gegenseitiger Vertrag? Jeder Italiener wird sich hier an 
nen Verse. Dsnte's erinnein (Paradies, Ges. I. V. 127 ff.) 

Vero i, che, come forma non s'accorda 
Holt« Säte oll' intenzion dell* arte, 
Perchi a riaponder la materia h aorda. . . 
Wahr iat's dass, wie gar öfters dsa Gebilde 
Nicht aherelDstimnit mit dea EQnatlera Absicht, 
Weil taub der Stoff ist, Antwort dianf zu geben. 

D. h. wie Francesco da Buti commentirt : Die Fori 
Gebilde stimmt oft mit des Künstlers Absicht nicht übei 
fem die Kunst (der Künstler) ein Gebilde fertigen m&cht 
für ein anderes gefertigt sieht; und er gibt hiefür den < 
weil die Materie für > die Antworte d. h. um der Absicht 
lers zu folgen, »taub« d. i. untauglich und unbrauchbar 
möchtet gern,« scheint der Dichter sagen za wollen , »de 
spielen, nnd mit dem Fiat eures Wortes einer untauglich 
die Form aufprägen, die ihr im Kopfoihabt.« Aber ich 
euch, s^ er, dass euer Wort verloren gehen wird, wei 
terie »taub« ist nnd es nicht hört Das ist gerade unse 
gesteht zu, daaa die Materie der Concordate, an sich betr 
stimmt ist, ein reines Privileg zu sein ; und dann mOchi 
Hilfe einiger Phrasen, wie durch ein zweites Fiat, verlar 
sie die Form eines bilateralen Vertrages annehme! Das 
80 möglich, um mich der ebendaselbst vom Dichter g 
Bilder zu bedienen, wie wenn »ein Giessbach nicht von ei 
Berge berabstürzen, sondern wie eine Mauer emporsteig 
wozu zum Wenigsten Moses Stab nötbig wäre, oder wie 
lebendige Feuer ruhig auf dem Boden bleiben , d. h. an 
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festhaften und Dicht ia die Hohe zängelo sol 
Bnti commentirt, was noch nie gesehen word 

Daraas Iftsst sich naa schliessen, welc 
Brief haben intiBS, da Alles auf den Beweis 
hinzielt. Dessiuigeachtet wollen wir die üi 
>Cette ptoposition est vraie, et M. -Labia l'a 
ments, qui ne souffrent pas de r^pliqne. 

Connnejit, en effet, pomrait on nier cel 
rains-Pootifes l'ont admis explicitement par 
ces Conventions ?< 

Weder Herrn de Bonald, noch mir, an 
lehrten Cardin^ Gagiano waren diese Artikel 
vielmehr wissen, dass dieser ao^eüeichnete Ci 
Tode den Schreiber dieses zu sich beschied n 
Gedanken mittheilte , daas er an Se. Heiligk 
richten wolle, Sie möge anzuordnen geruhen, 
ner Artikel verbessert und anf genauere Am 
werde; ich habe ihn in diesem Vorhaben se 
Tod, der ihn übereilte, hat dessen Ansfäbriui 
also, jene Aasdrücke nicht erschreckt, noch 
Unheil, das dem Verfasser des Briefes vor 
warum? Den Grund hievon habe ich so besi 
an Herrn M. v. Bonald angegeben, dass ich 
ken darf, meine eigenen Weite hier za wied 

»Der Beweis, mit dem sie zu triumphir 
von den Päpsten selbst gebrauchten Ausdrücl 
daten den Charakter eines wechselseitigen V 
Wahrheit aber verleugnen sie mit einem s 
Principieu der Wissenschaft, Sie können n 
unterscheiden, welche Arguifiente die Kraft 
weises haben, und welche unter die blossen I 
Der Beweis kann nur von gewissen, unverändei 
gen Principien genommen werden. Eine Aue 
diese Principien verstOsst, und mit ihnen ii 
tritt, ist ein Einwand, der erklärt werden mi 
wie die Gesetze der Interpretation fordern, i 
wendig ist, deren eigene Worte und zwar in d 
gebraucht. Was haben also die Päpste sag 
Concordaitn den Charakter eitles wechselseitig 
Sie haben ihren entschiedenen WUlen ausdri 
eu halten, solange es in ihrer Macht gelegen ; 
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Irrtbümlicbkeit (l'erroneitä), wenn ich mich so ausdrucken darf, des 
Einwurfes, den man macht hinreichend in's Klare, üebrigens las- 
sen sich ausser der angegebenen noch viele andere Ursachen anfuh- 
ren, wesshalb in den Concordaten jene uneigenthumliche Sprach weise 
eingeführt werden konnte : z. B. weil die Goncordate, wenn sie auch 
von Seite der römischen Päpste nur Privilegien und Indulte genannt 
werden können, gleichwohl von Seite der Fürsten auch wahre Ver- 
träge enthalten; wenn sie z.B. als Ersatz der Gott und der Kirche 
genommenen Gfiter sich verpflichten, den Bischöfen und den Capi- 
teln einen Jahresgehalt auszuzahlen u. dgl. ; was Veranlassung sein 
konnte, dass um der Einheit des Aktes willen promiscue die oben 
bezeichneten Ausdrücke gebraucht worden sind. Ferner: weil die 
Goncordate, wie der Nanie selbst sagt, Indulte sind, gewährt, um 
das gute Einvernehmen (la concordia) wieder herzustellen. Nun 
fliessen aber bei derlei Indulten die Ausdrücke: 

»Versprechen, Vertrag« gleichsam unwillkfihrlich aus Mund 
und Feder, wie davon Jedweder täglich die Erfahrung machen kann 
bei häuslichen Wiederversöhnungen zwischen einem nachsichtigen 
Vater und einem unfolgsamen Sohne, obgleich es gewiss ist, dass 
zwischen einem Vater und einem noch unmündigen Sohne durchaus 
keine, beide Theile bindende, Verträge zulässig sind u. s. w. u. s. w. 

Seien nun aber die Gründe, wesswegen die entgegengesetzten 
Ausdrücke in die Goncordate eingeführt worden, welche immer und 
wie viel sie wollen, das ist sicher und unleugbar, dass dieselben nie 
und nimmer eine wesentliche Form bilden konnten, die nämlich die 
Natur der Goncordate bestimmen würde, weil ihre Materie, was der 
Verfasser des Briefes selbst zugibt, zu deren Aufnahme unßhig ist, 
indem er sie gemäss der katholischen Lehre zur Natur der Indulte 
bestimmt ist. Daraus folgt, dass die Form, welche aus den genann- 
ten Ausdrücken sich ergibt, nur eine accidenteUe ist ; was den enor- 
men Irrweg, auf den der Verfasser des Briefes gerathen ist , in ein 
neues Licht setzt. Er hat gedacht, die accidentelle Form vermöge 
den Dingen ihre Natur zu geben, gerade wie wenn die Form des 
Brodes, die man einem Marmor gäbe, ihn in wahres Brod umwan- 
deln könnte ! 

Hienach sieht Jeder, welchen Werth die Worte haben, mit de- 
nen der Verfasser des Briefes fortfährt : » Ajoutez , qu'en professant 
que les Goncordats sont, de la parte du Pape, des concessions rövo- 
cables ad nutum, les docteurs catholiques, quoique anim^s de la meil- 
leure Intention du monde, ne favorisent cependant pas les int^rdts 
de la Papaut^ et de catholicisme. Le Pape ne veut pas l'abolition 
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des Goncordats , et tl ne les a jamais t 
les a tonjoara scrapnleusement obserT^s.c 

Ea ist sehr schwer in diesen Worte 
menhang zn entdecken. Was hat die Lo^ 
aie die Goncordate hielten , mit der Kati 
Auch ich habe diese Ehrlichkeit, nnd vit 
hoben, obwohl ich eine ganz- andere Ans 
Goncordate habe als der Verfasser des Bri 
ea ein Irrthnm ist, daaa ein solch trenes 
thümlicher, nnd, wie man sagt, auaschiiea 
seiUgen Verträge sei, da Keinem die Regel 
Bechtes unbekannt sein kann, dass anch < 
Fürsten, wo die Vernunft nicht entgegensti 
den will; Beneficinm Frincipis decet esse t 
noch? Weil, wie der gelehrte Director des l 
des Briefes des Professors de Angelis] bei 
hanptet hat, ea sei dem Papste erlaubt, ä 
Gaprice und ohne jeden vernfinftigen Gm 
auch einen vemänftigen Grund angenomm 
wie es der katholischen Lehre nicht entsp 
teh, der Papst habe demungeachtet kraft 
dates die Rechte seinea Primates verloren 
ten, welche die Aufhebung desselben erb« 
allzu rasch zugestandene Behauptung, die 
nlge Erfahrung in der Eirchengeschichte 
nen, dass die Päpste unter aolchen Umatäi 
gewichen seien, was ihre Vorfahren nnt 
einem oder dem anderen Fürsten zngestai 

>Ce sont les gouvernements ,< fährt 
fort »qui bien souvent en ont döchirös oe: 
completement snpprimös. C'eat leur affaii 
fid^Üt^ de leur part procurera-t-elle ä TE: 
vrer sa pleioe et enti^re libertä d'action.« 
Perle. Er ist eine jener Huldigungen, di< 
znm Beweise ihrer unwiderstehlichen Mac! 
blicke, in dem maji daran ist, sie zu verke: 
dass euer System der Eirche die Freiheit 
Wiedergewinnung derselben sprecht. Ihr 
nachtheiligt zu haben, weil ihr bekennt, 
dessen, was ihr der Kirche genommen h 
werde. Somit sind nicht eure Gegner, sc 
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e Interessen des Papstthoms and des Katliolicismns scbä- 
i sich, wenn auch bona fide den Feinden des hl. Stuhles 
i. Aber, ich bitte! fühlt ihr wohl das Gewicht eures Ge- 
)3? Ihr gesteht, dass ihr euch zn einem Systeme bekennt, 
P'erlust der Freiheit der Eirche als za Recht bestehend be- 

Das ist nicht blos ein Schaden, der ihren Interessen zu- 
rd: es ist eine Wuniie, die man der katholischen Lehre 
Wird man die Freiheit der Kirche je als rechtslos erklären 
Ihr bringt die ganze Kirche in Aufregung von den Vätern 
ims bis auf den regierenden Papst Pins IX. Hdrt, wie 
:. sieh äusserte : Neque Papam, neque Ärehidiaconum, ne- 
opnm aliquem, seu Cardinalem licite facere id potuisse. — 
stolica domina^est, non ancilla nee alicui subdita, sed om- 
jlata ; et ideo nnlla omnino ratione sub jugum a quoquam 
ist Quod a Nicoiao factum esse dicitur, (er habe dem 
d seinem Kachfolger das Becht eingeräumt, die Wahl der 

Bischöfe zu bestätigen oder zu verwerfen) injnste profecto 

praesumptum est. Noa tarnen cujnsquam stultitia, Tel te- 
tmittit Ecciesia dignitatem suam; neque tos id sentire alla 
hetis. 

ti dachten sicher die Nachfolger des Nicolaus, die jenes Zuge- 
infhohen, nicht so, und was Nicolaus seibat anlangt, so trifft 
n Victor in. ein so strenges Uitheil über ihn fällt, die 
n der Gegner der ramischen Kirche, die damals die näm- 
,che führten, wie der Verfasser des Briefes , indem sie be- 

ein Becht, das einmal feierlich zu Gunsten des Kaisers 
rorden, k&une Ton den folgenden Päpsten nicht widerrufen 
Dass aber dies nicht der G«danke des Nicolaus und er selbst 
mbekannt mit der göttlichen Verfaasang der Kirche gewe- 
licht zu wissen, dass kein Papst im Stande sei, Snccesori- 
imejudicium generare, pari post eum, imo eadem potestate 
cum non habeat Imperium par in parem, wie Innocenz III. 
, Innotuit de electione), hiefür genügt als Beleg die Be- 

dass derselbe, während er das besagte Zugeständniss an 
nachte, den Cardinal Hildebrand (St. Gregor VII.), dessen 
in der Aufrechthaltung der vollen kirchlichen Freiheit meines 
I zur Genüge bekannt sein dürfte. 

aber mit eurer entgegengesetzten Doctrin sagt, dass die 
js Handelns, sofern nicht die Treulosigkeit der Regierungen 
Gelegenheit biete, sie wieder zu gewinnen, tür die Kirche 
ier Concordate auf legalem Wege Terloren sei. Aber, enfc- 
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schuldigt, habt ihr denn wohl schon bedacht, was Freiheit des Han- 
delns in der Kirche bedeute ? Es ist die Pflicht des Hirtenamtes selbst. 
Glaubt ihr also, das Gebot zu weiden, das Christus der Person des 
römischen Bischofes gegeben, indem er seine persönliche Thätigkeit 
auswählte und desshalb dreimal das Bekenntniss der Liebe (amas 
me?) verlangte, könne vom römischen Bischöfe annuUirt werden? 
Es könne der Papst einen Vertrag mit Jemanden schliessen, dessen 
Natur, weil er der ihm von Gott auferlegten Pflicht Fesseln anlegt, 
dem göttlichen Gebote geradezu widerspricht? Wäre das nicht ein 
Vertrag, von dem Isaias mit Recht sagen würde: Pactum vestrum 
cum inferno non stabit? Erwäget noch besser, was die Freiheit im 
Handeln sei, von der ihr sagt, dass die Päpste sie auf legale Weise 
verloren hätten. Es ist der Primat selbst. Erschreckt ihr nicht bei 
dem Worte: »Gesetzlicher Verlust des Primates?« Vielleicht dfinkt 
ihr euch sicher unter der Aegide der Unterscheidung des Herrn Ca- 
nonisten LaMs : »Entre la Puissance apostolique et Tusage de cette 
puissance?« Aber, frage ich, was ist denn eine Gewalt ohne ihren 
Gebrauch? Ein leeres Spiel,' eine Theaterscene. Die römischen Ge- 
setze führen ein Eigenthum , das unwiederuflich getrennt ist von der 
Nutzniessung, als eine Sonderbarkeit an, welche ans Absurde streift, 
(leg. antiquitas 14. eod. de usufr.); und ihr möchtet den Primat 
beschränken auf eine Gewalt, die unwiederruflich getrennt ist von der 
Ausübung derselben. Aber wesshalb übertrug dann Christus den 
Primat dem römischen Bischöfe? Um ihn mit einer, Ehrendecora- 
tion zu zieren ? oder nicht vielmehr , um für seine Heerde zu sor- 
gen ? Aber, wenn zur Obsorge far seine Heerde , wie wird für die- 
selbe gesorgt, wenn nicht durch Bethätigung der Gewalt ? Ihr nennt 
die Nachfolger der Päpste gesetzlich beraubt die Freiheit im Han- 
deln durch das von einem ihrer Vorgänger abgeschlossene Concordat. 
Somit seid ihr der Ansicht, ein früherer Papst könne, gegen die aus- 
drückliche Lehre Innocenz III., die Gewalt seiner Nachfolger ein- 
schränken ! Die Gewalt der Nachfolger sei nicht ganz und gar die- 
selbe, wie jene, die von Jesus Christus dem hl. Petrus übertragen 
wurde! Der Nachfolger der römischen Pontificate empfange seine 
ihm in der Person des Petrus übertragene Gewalt nicht unmittelbar 
von Christus, sondern von seinem Vorgänger ! Merkt ihr nicht, dass 
ihr über die katholische Lehre hinauskommt ? (Conc. Vatic. Con- 
stit. Paetor aeternus, c. H. III.) 

^Herr Can. Ldbis sah sich von diesen Wahrheiten so sehr in 
die Enge getrieben, dass er, weil er keinen anderen Ausweg fand, 
diesem Labyrinthe durch die Behauptung zu entrinnen glaubte, dass. 
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wenn die Concordate nicht beobachtet werden können ohne grossen 
Nachtheil, und die Schwierigkeit nicht gehoben werden kann dnrch 
gemeinsames Einverständniss , dem Papste die Macht und Pflicht 
bleibt, sie abzuschaffen. Allein ganz abgesehen von den üngenauig- 
keiten, die bei einer derartigen Ausflucht immerhin bleiben, und von 
der Saat von Zänkereien und Schwierigkeiten, die sie ausstreut^ be- 
merkte schon Herr v. Hemptinne vortrefflich , dass Herr Labis mit 
diesen Worten zugleich einerseits der Substanz nach die Thesis des 
Herrn v. Bonald rechtfertigte, der nie gesagt hat, dass es dem 
Papste erlaubt sei, die Concordate zu brechen einer blossien Caprice 
willen und ohne vernünftigen Grund, andrerseits aber die seinige 
vernichtete, weiL die Natur eines bilateralen Vertrages nach den Re- 
geln des Rechtes durchaus nicht gestattet, dass der Nachtheil, der 
eine der beiden Parteien trifft, diese zum Vertragsbruche berechtige. 
»Mais TEglise n'a jamais cru pouvoir leur fournir une arme pour 
les abolir impun^ment , en d^clarant qu'elle ne $e croit pas oblig^e 
ä maintenir les conditions stipul^es.« und dieses Argument gefällt 
ihm so sehr, dass er es am Schlüsse des Briefes noch einmal wie- 
derholt. Nun muss aber ein Gelehrter, wie er ist, wissen, dass un- 
ter den garstigsten Fehlern, welche die Logik brandmarkt, sich einer 
findet, den man petitio principii nennt. Gerade in diesen hat ihn 
die Eilfertigkeit, mit der er schrieb gestürzt. Was will jenes »eine 
Waffe in die Hand geben« und dann jenes »ungestraft« sagen? 
Welche Waffe gibt der Gesetzgeber dem Unterthanen in die Hand, 
um das Gesetz ungestraft zu verletzen, wenn er das ausspricht, was 
er ohne Thorheit gar nicht verschweigen könnte, dass er nämlich 
die Macht besitze, es abzuschaffen, wenn das öffentliche Wohl es 
fordert? Ihr setzt im Streite gegen Herrn v, Bonald gerade das 
voraus, was dieser und mit ihm Jeder, der an den katholischen Prin- 
cipien festhält, ganz und gar verwirft, nämlich, dass die Concordate 
bilaterale Verträge seien. Euch gegenüber, die ihr sie als solche 
erklärt, ist euer Einwurf ganz am Platze. Indem ihr sie als solche 
bezeichnet, behauptet ihr zugleich, um nicht den Vorwurf der Impietat 
euch zuzuziehen, dass , wenn ein Concordat für die Kirche nachthei- 
lig wird, und die Differenzen nicht durch gemeinsames Ueberein- 
kommen gehoben werden können, der Papst es aus eigener Macht- 
vollkommenheit aufheben kann und muss. Das heisst doch wohl 
»den Regierungen eine Waffe in die Hand geben, um ungestraft die 
Concordate zu vernichten.« Denn bei den bilateralen Verträgen ist 
Alles gegenseitig ; wenn ihr also dem Papste eine solche Macht zu- 
gesteht, so müsst ihr ganz ebenso dieselbe auch den Fürsten ein- 
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räumen, so oft ihnen das Goncordat nachtheilig^ erscheint für die 
bürgerliche Gesellschaft. Und wie ihr den Papst zum Richter über 
Wahrheit seiner Behauptung macht, so müsst ihr aus demselben 
Grunde der völligen Gegenseitigkeit der bilateralen Verträge auch 
die Fürsten zu Bichtern über die ihrige machen; da seht ihr, 
wie gerade euere Lehre es ist, welche den Fürsten eine Waffe in 
die Hand gibt, die Goncordate ungestraft zu vernichten. 

Vor Herrn v, Bondld und den Katholiken, die seiner Gesin- 
nung sind, macht ihr euch mit einem solchen Einwurfe lächerlich. 
Sie sagen: Jesus Ghristus hat dem hl. Petrus nicht den Auftrag 
gegeben, zu unterhandeln und Verträge zu schliessen, sondern zu 
weiden (pascere), d. h. zu regieren, seine Stelle zu vertreten, zu re- 
gieren durch Gesetze. Sie sagen, dass die Fürsten in der Heerde 
Christi, d. i. in geistlichen Dingen oder solchen, die mit ihnen zu- 
sammenhängen, die Lämmer (agnelli) sind, und der Papst der Hirte, 
Gibt man etwa dadurch den Lämmern die Waffen, d. i. das Recht, 
ungestraft die ihnen angewiesene Weide zu verlassen, dass man be- 
hauptet,*- der Hirte habe die Macht und auch die Verpflichtung, sie 
zu wechseln, sobald er es für nützlich erachtet ? Ist es das, was der 
Verfasser des Briefes gelernt hat von den in Hinsicht auf Wissen- 
schaft und Geschäftsführung angesehensten Männern ? Denn es schliesst 
so: »Teile est la doctrine la plus accreditöe ä Borne; et bien qu'il 
s'y rencontre des docteurs qui embrassent Topinion de M. Maurice 
de Bonald, la vörite cependant fait un devoir de reconnaitre que les 
personnages les plus importants sous les rapports de la science et 
de la pratique, des affaires, professent le sentiment si bien expos^ par 
itf. LaUs,^ Zur Ehre Eoms bin ich gezwungen, zu erklären, dass 
das nicht richtig ^ist. 

Mit wie vielen Personen ich auch zu sprechen Gelegenheit, 
hatte, Personen die wegen ihres Wissens hoch angesehen sind, und 
mit der Praxis die Wissenschaft verbinden, ich habe immer gefun- 
den, dass sie die Ansicht des Herrn v. Bondld theilen. Man muss 
sich gewaltig wundern, wenn man hört, Eom verwerfe die Ansicht 
des Herrn v. Bonald , da doch der Lehrer der ganzen Ghristenheit 
das »Wissen« des Herrn v. Bonald belobt, weil er »den natürlichen 
und besonderen Gharakter der Goncordate« in's Klare gestellt hat. 

Diese Worte sind eine Bestätigung dessen, was der hl. Vater 
bereits durch die That gelehrt hatte, dadurch, dass er die sogenannte 
apostolische Legation Siciliens abschaffte, und bei derselben Gelegen- 
heit auch mit Worten, indem er folgende allgemeine Lehre auf die- 
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sen besonderen Fall anwendete : Etsi enim de rebus ageretur ab hac 
Apostolica sede ob legitimas cansas forte unquam concessis, tarnen 
hujusmodi concessiones revocandae et abolendae omnino essent^ cum, 
rerum ac temporum immutatis adjunctis, experientia demonstret, ma- 
xima orta esse et oriri damna ex hisce concessionibus, easque oninis 
generis corruptelis et abusibus aditum aperire, et Ecclesiae anima- 
mmque saluti maxime adrersari, und zwar mit der ausdrücklichen 
Glausel, dass es Niemanden erlaubt sei, diese Abrogation und ihren 
Inhalt zu bekämpfen : ex eo quod praedicti, et alii quUibet in prae- 
missis Interesse habentes . . ., etiam dignitatis Begiae, illis npn con- 
senserint, nee ad ea vocati, citati et auditi fuerint. (Constit. -Su- 
prema V. Cal. Febr. 1864). 

VI. Die Civiltä caUolka (Ser. VIU. voL 8. vom 19. Ott. 1872) 
theilte die vorstehenden Documente mit und fügte Folgendes hierzu : 

»Dieser Brief [des Professor Tarquini] scheint uns mit Grün- 
den von solcher Kraft geschrieben zu sein, dass Jeder, dessen Oeist 
nicht von VorurtheUen eingenommen ist, demselben zustimmen muss.« 
(S. 140); Der Einwand, dass, wenn der Papst das Recht habe, so- 
bald es das Wohl der Kirche gebieterisch erheische, die in den 
Goncordaten zugestandenen Privilegien ganz oder theilweise zurück- 
zuziehen, er auch den Fürsten dasselbe in Betreff der von ihnen 
kraft der Concordate übernommenen Verpflichtungen zugestehen 
müsse, — ist unstatthaft. Denn desswegen weil der Gesetzgeber 
aus Gründen des Staatswohles einen Theil eines Gesetzes aufhebt, ist 
der ünterthan nicht berechtigt, von der Beobachtung des noch in 
Kraft bestehenden übrigen Theiles sich far entbunden zu halten. 
Nun hat aber das Concordat den Charakter eines Privatgesetzes in 
Bezug auf ein bestimmtes Seich, und der contrahirende Fürst han- 
delt als Vertreter des Volkes, das dieses Gesetz erhält und folglich 
in der Eigenschaft eines ünterthanen. Das trifft zu, auch wenn der 
Fürst irr- oder ungläubig wäre. Es handelt sich in diesem Falle 
nicht um seine wirkliche, sondern um seine fingirte Person, insoferne 
sie die Vertreterin des Volkes oder eines Theiles des Volkes ist, für 
dessen, geistliche Begierung das Gesetz gegeben oder das Concordat 
geschlossen wird. Für dieses unterhandelt Actione juris auch ein 
akatholischer und ungläubiger Fürst, um wie viel mehr ein gläubi- 
ger. Der einzige Unterschied besteht darin, dass dem akatholischen 
Fürsten nicht die persönlichen Privilegien zukommen würden, welche 
einem katholischen zugestanden werden , sondern nur die sachlichen 
(realen), welche auf das Wohl der Gläubigen sich beziehen. (S. 148). 

Daraus erhellt die Falschheit der von Labis aufgestellten Be- 
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bauptung, dass der weltliche Ffirst bei der Stipulation eines Con- 
cordates als vom Papste unabhängiger Sou verain bandle (Bevue catfa. 
p. 13). Das ist ja gerade der Grundsatz , auf welchen die Begali- 
sten ihre Doctrin von »Placet« und »Jus cavendi« stützen. Ein 
Fürst der in religiösen Angelegenheiten dem Papste gegenüber nicht 
als Unterthan, sondern als Gleicher betrachtet wird ! Ein Fürst, der 
angesichts des Papstes das Recht der Katholiken garantirt! Wo 
stehen wir? Also nicht dem Petrus allein, sondern dem Petrus und 
Tiberius miteinander hat Christus die Sorge für seine Heerde anver- 
traut und beiden zusammen hat er das Amt der Besorgung der re- 
ligiösen Angelegenheiten übergeben! Beide werden also, als völlig 
gleichberechtigt, beurtheilen, was in religiöser Beziehung den Völ- 
kern nützlich ist, uüd beiden werden das Gesetz des Evangeliums 
auslegen!« Dagegen haben wir behauptet: auch der ungläubige 
Fürst handelt bei Abschliessung eines Concordats vermöge einer Art 
juridischer Piction als der päpstlichen Auctorität unterworfen , inso- 
fern man in ihm die politische Auctorität in Bücksicht auf die Ka- 
tholiken betrachtet. Eine solche Auctorität ist ihrer l^atur nach 
and daher immer und in jedem Falle der kirchlichen untergeordnet. 
(S. 144.) 

Schliesslich nahm die Civiltä die Lyoner jßdutes in Schutz we- 
gen eines Artikels über die Coucordate, den Herr v. BonaM in ei- 
ner Kritik (Bi^n public 20. annöe n. 239.) als gefährlich bezeich- 
net hatte. Die »lltudes« hatten nämlich gesagt: »Die Definition 
von der Kirche als Gesellschaft der Seelen, und dem Staate als Ge- 
sellschafP der Leiber sei nicht richtig ; hier wie dort sind es Men- 
schen, welche beide Gesellschaften bilden. Nun können aber die 
Menschen nicht zu diesen beiden Gesellschaften gehören, ohne dass 
das Geistige und Zeitliche, mit einander verbunden, gemischte Ge- 
genstände erzeugen. Und gerade diese bilden das eigentliche und 
ordentliche Object der Concordate.« 

Die Civiltä fand diesen Passus ganz untadelhaft und fast wört- 
lich im Einklänge mit den von ihr selbst entwickelten Anschauungen. 
Sonald aber sah ^ier einen Irrthum, und wendete zunächst ein, dass 
hienach die Concordate der normale Zustand wären, während sie doch 
eine blosse Ausnahnie sind. »Eins von beiden,« sagt er; »entweder 
die Worte haben keine Bedeutung, oder es folgt aus dieser Stelle, 
dass die Concordate das natürliche, gewöhnliche Begiment sind, das 
gemeine Becht der Kirche und des Staates, während sie doch nur 
ein Ausnahmsrecht bilden. In der That, da die Concordate nach 
dem Verfasser jenes Artikels auf gemischte Gegenstände sich be- 
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ziehen , die hervorgehen aus der Verbindung des Geistigen und 
Zeitlichen, und diese Verbindung immer statthaft, indem das Gei- 
stige und Zeitliche einander immer zur Seite stehen — anima ra^ 
tionalis et caro unus est hon^o; — so folgt daraus, dass es immer 
an der Stelle ist, Concordate zu schliessen. Aber wie kommt es 
dann, dass es Länder gibt, die deren keine haben, sondern nach 
dem gemeinen Rechte der Kirche regiert werden? (Beispiel Sardi- 
nien i. J. 1814). 

»Herr v. BonaM,€ bemerkte hiezu die Cinltä, »zieht hier offen- 
bar Consequenzen , die in den Prämissen des von ihm censurirten 
Artikels nicht enthalten sind. Die Folgerung BonaMs : »Also sind 
Concordate immer an der Stelle« bedarf einer Unterscheidung: »im- 
mer an der Stelle« d. i. möglich — Ja ; immer nothwendig — Nein. 
Das Vorhandensein von gemischten Gegenständen hat nicht die Noth- 
wendigkeit der Concordate zur Folge, sondern nur das gute Einver- 
nehmen der beiden Mächte und dieses ist von den Concordaten sehr 
verschieden. Das Concordat ist eine positive üebereinkunfi; und ent- 
steht häufig durch die Störung jener Harmonie, so dass, um sie 
wieder herzustellen, die kirchliche Gewalt sich der weltlichen gegen- 
über zu Zugeständnissen herbeilässt, indem sie zu deren Gunsten auf 
einige disciplinäre Puncto verzichtet, dafür aber das ausdrückliche 
Versprechen der getreuen Durchfahrung des Uebrigen fordert. Da- 
gegen ist das gute Einvernehmen die naturgemässe Wirkung der 
Unterordnung der zeitlichen Gewalt unter die geistige, wesshalb es 
eines besonderen Vertrages zur Grenzregiilirung der beiden Mächte 
nicht bedarf, solange dieser normale Zustand dauert.« (S* 146 f.) 

- Allein Herr v. Bonald leugnet ja die »gemischten Gegenstände« 
selbst. »Es gibt,« sagt er, »gar keine solchen Gegenstände zwischen 
Kirche und Staat; denn die Ausdrücke »gemischte Gegenstände« 
petzen offenbar gleiche Interessen voraus, folglich streitige und darum 
entgegengesetzte. Nun frage ich: wenn Kirche und Staat relativ 
in demselben Verhältnisse stehen wie Seele und Leib , wie kann da 
je ein Gegensatz von Interessen zwischen ihnen- stattfinden? Ent- 
gegengesetzte Interessen! Aber im Allgemeinen darf und kann es 
in keiner Weise solche geben, so wenig als in ein und derselben 
Maschine die Räder sich entgegengesetzt sein dürfen. (S. 147). 

Dagegen erscheint die Existenz solcher »gemischter Gegen- 
stände« der Civ. so evident, wie die Existenz des Menschen, der recht 
wohl selbst eine »gemischte Materie genannt werden kann, wegen 
seiner doppelten, nämlich bürgerlichen und religiösen Beziehung. Die 
Zweideutigkeit , an der Herr v, Bonald leidet , besteht darin , dass 
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er meint, »die gemischten Gegenstände setzten von beiden Seiten 
gleiche Interessen voraus.« Nein; sie supponiren verschiedene aber 
einander untergeordnete Interessen, analog wie im Menschen die 
beiden Vermögen: Vernunft und Sinn, Verschiedene Interessen kön- 
nen manchmal in Gegensatz kommen; allein in diesem Falle muss 
in Anbetracht des höheren religiösen Zweckes das bürgerliche- Inte* 
resse weichen. Somit bleibt der Gedanke einer >Bivalit&t< ausge- 
schlossen — denn Rivalität setzt Gleichheit voraus und hier gibt es 
keine Gleichheit, sondern nur Unterordnung. (S. 147 f.). 

Herr v. Bonald setzt nämlich voraus, mit der Benennung »ma- 
teria mixta« wolle man eine Materie bezeichnen, die in geistlicher 
Beziehung einer doppelten Gewalt unterstellt sei, so dass in dieser 
Hinsicht die Gewalt der Kirche beschränkt werde und collidire mit 
der bürgerlichen ; denn er sagt am Schlüsse seiner Kritik : >Es ist 
schmerzlich, wenn man die bürgerliche Gewalt so behandelt sieht, 
als hätte sie die gleichen Rechte wie der Papst« 

Nie haben die lindes etwas Aehnliches behauptet: nur von 
ihrer weltlichen Seite (nicht von der religiösen, deren Ordnung der 
Kirche allein und ausschliesslich zusteht) kommt die mat. mixta in 
Betracht, und auch deren Behandlung muss der kirchlichen Aucto- 
rität, dem höheren religiösen Interesse untergeordnet sein. Somit 
kann nach dieser Theorie von einer Theilnahme der weltlichen Ge- 
walt an der Jurisdiction des Papstes keine Rede sein. 

VII. Im Genter Bien ptMic Nr. 275 vom 1. October 1872 
theilte Professor Labis eine Duplik des Canonicus Philipp de Ange- 
lis, auf die Ausfahrungen des P. Tarquini mit, woraus wir hier das 
Wesentliche folgen lassen : 

Herr v, Bonald sagte : Die Concordate sind von Seiten des 
Papstes keine zweiseitigen Verträge und der Papst nimmt keine Ver- 
pflichtung auf sich, dieselben aufrecht zu halten. Sie sind einfach 
blos beliebig (ad nutum) widerrufliche Zugeständnisse. Auf diese 
Behauptung antwortete Herr Canonicum LaMs: Obgleich die vom 
hl. Stuhl mit den bürgerlichen Regierungen seit 300 Jahren geschlos- 
senen Concordate Goncessionen seien bezüglich ihres Inhalts (quoad 
materiam), so seien sie doch bezüglich der Form, welche sie annehmen, 
wirkliche Verträge und folglich verpflichte sich dadurch der Papst für 
sich und seine Nachfolger, dieselbe 'zu beobachten, ausgenommen im- 
mer den Fall, dass die in den Concordaten festgesetzten Artikel das 
Heil der Seelen gefährden würden. In diesem Falle ist der Papst 
nicht nur nicht verbunden, sie zu halten, sondern kann und muss er 
sie sogar aufbeben. In einem Briefe habe ich dieser Ansicht des 
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Ganonicns Ldbis, zngestimmt. Am 30. Juli 1872 brachte das Gen- 
ter Bien public ein (oben Nr. V. mitgetheiltes) gegen mich und 
indirect auch gegen Herrn LcJbis gerichtetes Schreiben des Herrn 
P. Tarquini. Der ^rste Grund , den er gegen uns vorbringt , lässt 
sich also zusammenfassen : »Wenn die Goncordate nach ihrem Inhalt 
(quoad materiam) einfache Zugeständnisse sind , so können sie nicht 
nach ihrer Form (quoad formam) zweiseitige, d. h. beide Theile ver- 
pflichtende Verträge sein; denn der Inhalt kann nicht eine seiner 
Natur widersprechende Form annehmen. Was mich in meiner Ein- 
fachheit betrifft, so erstaune ich, dass P. Tarquini mit seinem tiefen 
Verstände sich auf einen solchen Grund gestutzt hat. Kann man 
sich nicht freiwillig zu etwas verpflichten,, ohne gehalten zu sein, 
darüber einen Vertrag zu schliessen oder eine Urkunde aufzunehmen? 
Und die Schenkungen nicht blos die zur Wiedervergeltung, sondern 
auch die aus blosser Liberalität geschehenden, sind sie keine Ver- 
träge mehr und brauchen sie nicht gehalten zu werden? Dasselbe 
muss man von allen Verpflichtungen sagep, welche man mit vollem 
freien Willen übernimmt. Wenn wir diesen Satz auf unsern Fall 
anwenden^ müssen wir sagen : Die Fürsten und die Begierungen könn- 
ten nicht verlangen, dass der Papst ihnen die in den Concordaten festge- 
setzten Privilegien gewährt ; indessen der Papst verleiht sie ihnen und 
verpflichtet sie aufrecht zu halten und so ergibt sich, wie die Goncor- 
date bezüglich ihres Inhalts Zugeständnisse, bezüglich ihrer Form 
Verträge sind. Ohne also einen verborgenen Sinn zu suchen, wo 
keiner ist und ohne lange die »Materie und die Form« zu erörtern, 
genügt es, zu erwägen, dass Jeder frei nach seinem B^eben sich zu 
dem verpflichten kann, wozu er ohne seinen guten Willen auf keine 
Weise verhalten werden kann. Das ist die Erklärung dessen, was 
wir vorgebracht haben. . . . Allein, könnte man sagen, wie Herr 
V. BonaM und P. Tarquini wirklich sagen, wie beweist man, dass 
die Päpste in der That sich verpflichten, wenn sie Freigebigkeit mit 
ihren Rechten üben und weit entfernt sind die Rechte Anderer zu 
begehren: non aliena appetunt jura, sed propria largiuntur [wie 
es in dem päpstlichen Breve vom 19. Juni 1871 an Herrn v. Bo- 
nald heisst, vergl. Archiv Bd. 27. S. 169 und Vering^ Lehrbuch des 
Kirchenrechts S. 421 Note]. 

Diese Frage ist vernünftig und der Canon. LaUs gibt da- 
rauf eine Antwort, welcher ich zustimme. Wir constatiren, sagt er, 
dass die Päpste sich durch die Goncordate verpflichten, weil sie es 
bestätigen^ dass sie sich verpflichten und dass die Thatsache, eine con- 
stante und unabänderliche Thatsache, durch diese Worte beweist, dass 
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sie die Absicht haiien, sieh sa verpflichten. Und wahi 
klarer als die von den Päpsten angewandten Ansdrüi 
die Goncordate »Yerträgec nennen nnd no sie ihnen 
Vertrages, »rim paeti, vim veri contractus,« zuschreit 
sie sich ,nnd ihre Nachfolger verpflichten, se sancte sei 
senhaft die von ihnen gemachten Goncessionen zu beo 

Diese Ausdrücke schienen unseren Gegnern so i 
so hart, dass, wenn man einer Aensserung des P. Tt 
sener Gardinal Cagino, glauben soll, er mit dem Ge 
gangen wäre, eine Bitte an Seine Heiligkeit zu richl 
sich würdige zu befehlen , dass das Formular diese 
bessert iind mit genaiieren Ausdrücken wiederhergest' 

Diese Massregel — mSge es mir erlaubt sein ( 
zeigt mehr Eifer als Bescheidenheit ; denn wie wagt 
ligen Stuhle in feierlichen Akten seit mehr als drei Jal 
staut angewandte Formel des Irrthums und der Un 


Und dennoch fürchten Herr v. Bonald und P. 
beizufQgen, dass diese Ausdrücke nicht im strikten S 
ligation genommen werden sollen: 1. weil der Papsi 
and der >Hirt< ist, und weil die Fürsten »Unterthani 
sind ; 

2. weil man nicht zugeben kann, dass der Papa 
die Goncordate zu halten, wenn das Wohl der Kirchi 
der Seelen deren Auflösung verlangen. 

Diese Gründe beweisen nichts. 

Denn, wer hat je gewagt zu behaupten, dass de 
ten sei, Goncordate selbst dann zu beobachten, wenn 
Seelenheil verderblich würden? Der Ghorherr iaftis 1 
sen Fall ausgenommen, obgleich wie oben gesagt wi 
nöthig war, den Vorbehalt zu formuliren, dajede Obli 
wenn sie zum Verderben des ewigen Heils gereicht, 
in detrimentum sälutis aeternae vel in pernieiem ani) 

Und hier noch verliert sich P.'Targuim. Ei 
nicht den moralischen Nachtheil vom rein materiellei 

Die Verträge können bestehen ungeachtet des ma 
tbeils der einen der contrabirenden Parteien; aber w( 
einen moralischen Nachtheil handelt, wenn der aufe 
unerlaubt wird, so können sie nicht bestehen, sie hCi 
facto auf. 

So verschwindet jener Gaesarismns, welchen, nacl 
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lienischen Blättern, die nar unbestimmte Begriffe von der Materie 
haben, unsere Gesinnung bezweckt; 

Da der zweite Grund gefallen, kommen wir auf den ersten 
zurück, worauf Herr v. Bcnald besonders gern sein Steckenpferd 
reitet. 

Der Papst ist die »Macht« und der »Hirt ;« »die Fürsten und 
die Nationen« sind »ünterthanen« und »Schafe;« woraus er folgert, 
dass der Papst ihnen Gesetze dictiren, allein sich nicht so weit her- 
ablassen kann, ihnen Yertragsconcessionen zu machen. 

Aber wenn der Papst aus üebermass seiner Güte um leichter 
die Beobachtang der Eirchengesetze zu erlangen , und dass endlich 
die Kirche in den . verschiedenen »Staaten ihrem göttlichen Stifter 
mit voller Sicherheit und Freiheit secura libertate dienen könne, 
wenn der Papst, sage ich, ihnen besondere Privilegien bewilligt und 
sich verpflichtet, dieselben zu halten, sollte man sagen, er könne es 
nicht thun, weil er »Macht« und »Hirt« ist? Die Kirche hat sich 
keineswegs zur Regel gemacht, nach der Fa9on der heidnischen Des- 
poten zu herrschen; Beges genimm aminantur eorum; sie ahmt viel- 
mehr den höchsten Monarchen nach, welcher im alten Testament 
mit den Kindern der Menschen ein Bündniss schloss und besonders 
mit dem Volke Israel, den, welcher uns, ohne die göttliche Majestät 
zu erniedrigen, ein Unterpfand seiner unaussprechlichen Herablassung 
gibt. Ebenso dulden weder die päpstliche Auctorität noch die von 
Jesu Christo bewilligte Vorsteherschaft an den Nachfolgern Petrus 
den geringsten Schaden der Concordatsconcessionen. 

Ich könnte andere aus dem canonischen Bechte genommene 
Beispiele von gewährten Privilegien geben; ich enthalte mich 
dessen; denn die Grenzen dieser Schrift würden die nothwendigen 
Erklärungen nicht zulassen, und das schlecht verstandene Argument 
lieferte den ^Gegnern Stoff zu neuen Streitigkeiten, welchen ich aus- 
weichen will. 

Wenn also gar kein Grund vorhanden ist, welcher den Papst 
hindert, sich zu verpflichten, und wenn er ausserdem bestätigt , sich 
schon verpflichtet zu haben, so müssen wir es für gewiss annehmen, 
dass er es wirklich ist. Und möge man es wohl beachten , die Aus- 
drücke, welche die Obligation ausdrücken, finden sich nicht nur im 
Texte der Conc4)rdate, sondern auch in den bestätigenden Bullen die- 
ser Verträge. Man kann als Beispiel die Constitutio Ecclesia Christi 
von Pius VII. anführen, welche das mit Bonaparte abgeschlossene 
Concordat ratificirt. Nachdem der Papst die in diesem feierlichen 
Akte eingegangenen Concessionen^ Conventionen^ Artikel und Verträge 
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bestätigt hat, fügt er bei: »Omniaque in eis contenta ac promissa 
sincere et innolabiliter ex Nostra ejusque Sedis parte adiropletam et 
servatum iri, tarn Nostro quam Nostrorum sucessorum nomine pro- 
mittimus ac spondemus« das heisst zu deutsch: 

»Wir versprechen und geloben, sowohl in unserem als im Namen 
unserer Nachfolger, dass der Inhalt dieses Concordates von Seite 
des heiligen Stuhles aufrichtig und unverletzlich erfüllt und beobach- 
tet werden soll.« 

Der heilige Stuhl hält also die in den Concordaten gemachten 
Concessionen nicht nur aufrecht, weil die Wohlthat des Fürsten per- 
manent sein soll, Beneficium Prindpis dehet esse mansurum^ »oder 
weil er seine Gesetze aus reiner Laune ändert,« wie P. Tarquini 
sagt, sondern weil der Papst versprochen, sie aufrecht zu erhalten 
und es in seinem und im Namen seiner Nachfolger feierlich ge- 
lobt hat. 

Und in der That, der Papst hat immer gewissenhaft die Con- 
cordate beobachtet. Je mehr er sich der üebertretungen und Ver- 
letzungen von Seite der weltlichen Regierungen zu beklagen hatte, 
— Herr Chorherr Labis citirt Beispiele und zahlreiche Documente — 
desto mehr bestrebte er sich der Anklage, dieselbe verletzt zu haben, 
zu entgehen. 

Wir haben dafür ein ganz neues Beispiel^ in der Note des Car- 
dinais Antonelli an den bevollmächtigten Minister des Königs von 
Portugal, datirt vom 19. Juni 1872. 

In dieser Note beweist der hochwürdige Staatssecretär, dass der 
heilige Stuhl keinen dem Concordate von 1857 widersprechenden Akt 
aufgestellt hat. 

Wenn er sich von der Meinung des Herrn v. Bondld oder P. 
Tarquini hätte leiten lassen , würde er sich gewiss nicht so viele 
Mühe gegeben haben, den heiligen Stuhl von der Anklage, das Oon- 
cordat verletzt zu haben, zu reinigen ; er würde einfach seine Theo- 
rie auseinander gesetzt haben, und weiter gegangen sein.. 

Allein diese improvisirte halsbrecherische Theorie konnte nicht 
den Ausschlag geben ; der römische Hof folgt Principien, welche der 
Sanftmuth und der Klugheit angemessen sind, und endet siegreich. 

P. Tarquini ist auch gar zu liebenswürdig, wenn er sagt, dass 
ich mich mit den Feinden der Kirche vereinige : »Sio bekennen also, 
sagt er, dass Ihr System der Kirche die Freiheit nimmt^ da Sie sich 
damit beschäftigen, sie *ihr wiederzuerlangen.« Diese Worte sind aus 
der Stelle gezogen, wo ich die Meinung äusserte, dass »vielleicht 
die Untreue der Regierungen und ihre Verachtung der Concordate 
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der Kirche den Vortheil bringen wird, ihr volle Handlungsfreiheit 
wieder zu erlangen.« Mittelst an den Haaren herbeigezogenen De- 
ductionen folgert er aus dieser Stelle, dass ich den gesetzlichen Ver- 
lust der Oberherrschaft im ramischen Papste sanctionire. — 

Ein solcher Schlag ist zu stark, mein hochwürdiger Pater, als 
dass er nicht in einen Schulstreit , in eine Zänkerei gehört. Wenn 
Sie von einem Qegner nicht Becht bekommen können, so packen Sie 
ihn hinterlistig an, um ihn zu betäuben, damit er das Gleichgewicht 
verliert, nnd so auf brutale Weise dem Streite ein Ende zu machen, 
welcher für Sie verloren war. Ich begreife es. 

Allein eine solche Erwiederung schriftlich abzufassen , sie der 
Oeflfentlichkeit übergeben, und glauben, sie könne Ihre Gegner ver- 
wirren, welche nicht einfache Schüler sind, und sie so aller Welt 
aufdringen zu wollen, o, das ist, ich wiederhole es, zu stark! Nach 
meinem System oder, meiner Meinung, die ich vertheidige, verpflich- 
tet sich der Papst kraft der Concordate, weil er sich verpflichten 
wül, und nach dem Obengesagten stellt sieh dem, wofiir er sich ver- 
pflichten kann, nichts entgegen; nun aber verliert jeder, der sich 
verpflichtet, gemäss der contrahirten Obligation, seine Handlungsfirei- 
heit, das heisst, dass er nicht anders handeln kann. Doch kann 
die Nichtbeobachtuug der Concordate von Seite der weltlichen Re- 
gierungen die Kirche zur offenen Erklärung fuhren , dass die sich 
ebenfalls von der Beobachtung der stipulirten Bedingungen dispen- 
sirt halte. 

Ich habe für gut gehalten, diese Bemerkung zu machen, weil 
der heilige Stuhl bis jetzt nicht gewohnt war, die Concordate auf- 
zukündigen, wie man sagt; obwohl er den Regierungen über ihre Un- 
treue Vorwürfe machte, so suchte er dieselben dennoch an die Be- 
obachtung der Verträge zu erinnern, hörte seinerseits nie auf, die- 
selben gewissenhaft zu beobachten. 

Wenn er aber sieht, dass alle seine Vorstellungen umsonst sind, 
sa könnte auch er eines Tages feierlich erklären, dass er auch sei- 
nerseits diese Verträge verwerfe, welche, von der anderen contra- 
hirenden Partei mit Füssen getreten, für die Kirche nicht mehr als 
ein Hinderniss ohne Compensation sind. Dieser Schluss ist sehr ein- 
fach. Könnte man glauben, dass P. Tarquini etwas dagegen einzu- 
wenden hätte? 

/Und doch! um ihn zn bekämpfen, bewaffnet er sich mit Tex- 
ten aus der heiligen Schrift, mit päpstlichen Sentenzen, mit Conci- 
lienbeschlüssen und endlich mit Justinians Codex. 
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Ich bewundere so grosse Gelehrsamkeit, sed non erat hie 
locus. 

Dieses genfigt zur Rechtfertigung meines Briefes. Es bleibt 
mir noch fibrig , den P. Tarquini zu versichern , dass ich denselben 
wohl überlegt habe, bevor ich ihn publicirte. 

Ich wusste, was für einen Gegner ich vor mir. hatte; allein 
nach reifer Prüfung konnte ich der Meinung nicht entsagen, welche 
ich gewonnen hatte. Doch bevor ich ihn der Oeflfentlichkeit über- 
gab, berieth ich Professoren von Born, Ganonisteu, und unter an- 
dern Geistliche, welche die ersten Stellen am römischen Hofe ein- 
nehmen; und ich kann behaupten, dass nicht nur alle meine Mei- 
nung theilten , sondern dass mehrere unter ihnen mich zu diesem 
Schreiben anspornten. 

Zum Schlüsse noch ein Wort über den Brief des heiligen Stuhles, 
worauf P. Tarquini am Ende seines:Angriffes eine Anspielung macht. 
Wenn ihm dieser Brief entgegengesetzt wäre, so würde er andere 
Antworten finden und davou Gebrauch machen. Was mich anbetrifft, 
so beschränke ich mich zu sagen , dass es einfach ein Wort des 
Lobes und der Ermunterung ist. Herr v. BonaM selbst würde darin 
keine kurze Bestätigung der Doctrin, welche in seiner Schrift ent- 
halten ist, sehen. 

In der That, Herr v. Bonald sucht mittelst seiner kleinen Dis- 
sertation über die Goncordate einige Gelebrität zu erwerben; möge 
es geschehen, allein suche er nicht in der ganzen Welt Anhänger, 
indem er jeden tadelt, welcher nicht geneigt ist, ihm seine Adhäsion 
zu senden oder sich erlaubt, anders zu denken als er. 

VIII. Der Herausgeber des Archivs erwähnte in seinem Lehr- 
buch des Kirchenrechts S. 419 auch ein Breve Benedicts XIV. v. 22. 
Januar 1746 an das Lütticher Gapitel, in welchem von den alten 
Goncordaten Deutschlands und den darin zugestandenen apostolischen 
Privilegien die Bede ist, aber keineswegs wie Febronius fälschlich 
dem Papste Benedict XIV. unterschob, behauptet wird, der Papst sei an 
diese Goncordate keineswegs gebunden, sondern umgekehrt, dieselben 
zweimal ausdrücklich als in Geltung und Kraft stehend erwähnt 
werden. Dieses Breve hat folgenden Wortlaut: 

DUectis ßiis Capittdo et Canonicis Gathedralis Ecclesiae Leodien. 

BENEDICTUS PP. XIV. 

Dilecti filii salutem et Apostolicam Benedictionem. Gum sicut 
pro parte dilecti filii Nostri Joannis Theodori Sanctae Bomanae Eccle- 
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siae Gardinalis a Bavaria nuncnpati Nobis expositum fuit, elf 
personae idoneae quae Ecclesiae Leodien, dum pro tempore pastoris 
solatio destitnta reperitnr, in Episcopnm a Bomano Pontifice pro tem- 
pore existente ad electionem hnjusmodi praeficiatur, ad Vos jtixia 
concardata dttdum inter sedem Äpostclicam, et inclytam Natimem 
germanicam inüa vel privüegia Äpostölica, aut alias UgvHme spec- 
tat^ dictus yero Joannes Theodorus Gardinalis, et Episcopns ut eye- 
niente casn , quo ex ejus persona praedictnm Ecclesiam dictae Sedis 
dispositioni reseryatam, sen affectam esse contingeret, jas eligendi 
hnjusmodi Vobis salyum atqne illaesum remaneat, oportune Vobis 
a Nobis proyideri, et ut infra indulgeri summopere desideret. Nos 
ipsius Joannis Theodori Gardinalis et Episcopi yotis hac in re fayo- 
rabiliter annuere, specialemque Vobis gratiam f acere yolentes, et ye- 
strum singulares personas a quibusyis excommunicationis , et inter- 
dicti aliisque Ecclesiasticis Sententiis, censuris et poenis quoyis modo, 
et quacumque de causa latis, Si quas forte incurristis hujus tantam 
rei gratia et absolutes fore censentes, supplicationibus ipsius Joannis 
Theodori Gardinalis et Episcopi nomine Nobis humiliter porrectis in- 
clinati, Vobis ut si contingat memoratum Joannem Theodorum Gar- 
dinalem et Episcopum etiam apud sedem Apostolicam praedictam 
obire, licet Ecclesia Leodien, praedicta per obitum hujusmodi ex quo- 
yis capite etiam speciali Nota et expressione digno ejusdem Sedis 
Apostolicae dispositioni generaliter, yel specialiter reservata aut quo- 
yis modo affecta tunc reperiretur, nihilominus electio personae ido- 
neae in locum dicti Joani^s Theodori Gardinalis et Episcopi eidem 
Ecclesiae Leodien, in Episcopum a Nobis seu Bomano Pontifice pro 
tempore existente ad electionem hujusmodi praeficiendae ad Vos juxta 
concardata, vel privilegia Apostolica praedicta omnino spectet etper^ 
tineat in Omnibus et per omnia perinde ac si Ecclesia Leodien, prae- 
dicta ejusmodi Sedis disponi nuUatenus reseryata, yel affecta esset, 
auctoritate Apostolica teuere praesentium concedimus et indulgemus. 
Decernentes easdem praesentes literas firmas, yalidas, et efficaces 
existere, et fore, suosque plenarios et integres efiectus sortiri et ob- 
tinere, ac Vobis plenissime suffragari ; sicque in praemissis per quos- 
cumque Judices Ordinarios, et delegatos etiam causamm Palatii 
Apostolici Auditores ac Sanctae Bomanae Ecclesiae praedictae Gar- 
dinales etiam de Latere Legates, et Apostolicae Sedis praedictae 
Nuncios sublata eis, et eorum cuilibet quayis aliter judicandi, et 
interpretandi facultate, et auctoritate, judicari, et definiri debere, ad 
irritum et inane si secus super his a quoquam quayis auctoritate 
fungente scienter, yer ignoranter contigerit atte/it^i. Non obstan- 
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tibns praemissis ac quibusvis Ganceliariae Apostolicae Begulis edi- 
tis, et edendis, ac aliis Constitutionibus et Ordinationibus Aposto- 
licis, ceterisque contrariis quibnscumque. Volumus autem ut prae- 
sens gratia non transeat in exemplum. Datnm Bomae apud Sanc- 
tam Mariam Majorem sab Annale Piscatoris ^k XXIL Januarii 
MDCCXLVI. Pontificatus Nostri anno VI. 

A. Gardinalis Passioneus. 
[Der ans vorliegenden Abschrift des vorstehenden Breve's ist 
folgende Beglaabignng nebst dem Amtssiegel des Gardinais Parac- 
eiani beigefügt]: 

Goncordat cum Originali , qaod asservatur in Tabalario Secre- 
taria Brevium. 

Pro Dno. Gard.: Paracciani ClarelU, 
F. Proßi SubUttäus. 
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VI. 

Litterae Apostolicae. 

Quibus Conceditur Serenissimo Regt Bavariae InduUum Nominandi 

Ad Duos Archiepiscopäles Et Sex Episcopales Ecclesias In Ditione 

Bavarica. (Cfr, Concordati Bavar. art. IX.) 

PIÜS EPISCOPUS SERVUS SERVORÜM DEI. 

Ad perpettMm rei memoriam, 

Carissimo in Christo Filio Nostro Mazimiliano Josepho Bava- 
riae fiegi illustri Salutem et Apostolicam Benedictionem. 

Frompta ac pia volttntas illa , qaam^ egregie ostendisti cum, 
pace restituta, et pablicis compositis rebus, snmmo studio a Nobis 
postulasti , ut res Ecclesiasticae .in Begno tuo perturbatae , hujus 
Sanctae Sedis auctoritate in ordinem revocarentur , et utilitas illa, 
quae ex Gonventione tecum nuper inita manat in ea quae ad res 
Ecclesiae et Religionis pertinent, non modo ob assignatos tnae ditio- 
nis Ecclesiis in bonis fundisque stabilibus reditus, sed etiam ob resti- 
tutam Ecclesiae Pastoribus Gharitatis effectus Nos urget, ut Tibi 
tuisque in Bavarico Regno Successoribus Gatholicis luculenta Ponti- 
ficiae Nostrae benignitatis dona largiamur , firma spe atque fiducia 
in Domino freti, fore, ut Tu et Successores tui gloriosis Majoram 
tuorum, qui tarn praeclare de Gatholica Religione sunt meriti, vesti- 
giis inhaerentes Orthodoxam Fidem colere , tueri , ac propagare, et 
populos ditioni vestrae concreditos in Fide Gatholica, ac vetere erga 
hanc B. Petri Gathedram obedientia continere omni studio sitis cu- 
raturi. Volentes itaque Tibi tuisque Successoribus Gatholicis Ba?a- 
riae Regibus gratificari, non dubitantes Te ac Illos in nominandis 
ad Ecclesias Regni Bavariae personis Ecclesiasticis, quae vitae in- 
tegritate, religione, fide, et doctrina praestent, ac Episcopalis muneris 
praerogativa dignae sint, summum Studium ac diligentiam semper 
adhibituros, nee conscientiam vestram hac in re uUo modo laedi pas- 
suros esse, Motu proprio et ex certä scientia Nostris deque Aposto- 
licae potestatis plenitudine, Tibi, tuisque^ Successoribus Bavariae 
Regibus, una cum subditis in sinceritate Fidei, et unitate Sanctae 
Romanae Ecclesiae nee non obedientia Nostra et Successorum Nos- 
trorum Romanorum Pontificum canonice intrantium perseverantibus, 
qui pro tempore Bavariae Regnum possederiut, Indultum nominandi 
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Ecclesiasticas personas probas, bonorum nominis et famae, ac secun- 
dum sacrorum Canonum, et Goncilii Tridentini Decretorum disposi- 
tiones idoneas ad octo Ecclesias Begni Bavariae, nempe ad Mona- 
censem, et Bambergensem, quas per alias Apostolicas Nostras litteras 
in Metropolitanas erecturi sumus, ad Batisbonensem , quam, prae- 
via Metropoliticae qualitatis suppressione, in Cathedralem erigemus, 
et ad Cathedrales actu existentes, Augustanam, Herbipolensem, 
Passaviensem , Eichstettensem , et Spirensem , quoties cnmque illas 
quovis modo, et ex quorumcumque etiam S. B. E. Cardinalium per- 
sonis etiamsi in Bomana Curia vacare contigerit, per Nos, et Boma- 
nos Pontifices Successores Nostros praedictos, iisdem Ecclesiis Mona- 
censi, Bambergensi, Augustanae,^ Batisbonensi , Herbipolensi, Passa- 
viensi, Eichstettensi , et Spirensi, etiamsi a primaeva earum vacent 
erectione, ad Nominationem hujusmodi praeficiendas tenore praesen- 
tium de special! dono gratiae concedimus, et assiguamus; quo qui- 
dem nominandi, Indulte, quod Tibi per has Nostras litteras imper- 
timur, uti possis, postquam per alias Apostolicas Nostras litteras 
dictarum octo Ecclesiarum statum praeviis n^cessariis, et opportunis 
derogationibus immutaverimus, ac ad formam tecum initae Conven- 
tionis constituerimus. 

Decernentes praesentes litteras, et in eis contenta quaecumque, 
nuUo unquam tempore de subreptionis vel obreptionis aut nuUitatis 
vitio, seu intentionis Nostrae defectu notari, aut impugnari posse, 
sed semper firmas et efficaces existere et fore, suosque plenarios et 
integres effectus sortiri et obtinere, et ab omnibus ad quos spectat 
inviolabiliter observari debere. 

Non obstantibus Apostolicis, ac in Synodalibus, Provincialibus, 
Universalibusque Constitutionibus et Ordinationibus Apostolicis, cae- 
terisque contrariis quibus cumque. 

NuUi ergo omnino hommum liceat haue paginam Nostrae Gon- 
cessionis, Indulti, Decreti Derogationis , ac Voluntatis infringere, ei- 
qne ausu temeraria contraire, si quis autem hoc attentare praesump- 
serit, indignationem omnipotentis Dei, ac Beatorum Petri et Pauli 
Apostolorum ejus se noverit incursurnm. 

Datum Bomae apud SaiM^tam Mariam Majorum Anno Incarna- 

tionis Dominicae millesimo octingentesimo decimo septimo [13. Nov.] 

Idibus Novembris, Pontificatus nostri Anno decimo octavo. 

-4, Card. Pro-IkUarim. H. Card. Consalvi. 

Visa de Curia D. Testa 
Loco PlumU. F. Lavisizarim. 
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VII. 
Neuere Erlasse des Papstes und der päpstlichen Behörden. 

1. Responsum s. Poenit. d. 5. Dec, 1873 de potestate äbsolvendi in 
casibtis papdlibus praelatis regularibus non concessa. 

Dubium S. Poenitentiariae propositunj fuit : An Praelati regu- 
läres post constitutionem Apostolicae Sedis iisdem privilegiis gau- 
deant quibus antea, id est possint necne snos subditos absolvere a 
casibüs papalibus in dicta constitutione simpliciter reservatis? 

Sac. Poen. die 5. Deeembris 1873 respondit: Negative , salvis 
illis facultatibus , qnae promanant ex rescriptis particularibus ad 
tempus concessis. 

J2. Beeret, S. ü. Inquis. d. 8. JvHii 1874 de tisurpatoribus cdque em- 

torilms bonorum ecciesiasticorum. 

EX S. CONCBECATIONE UNIVEESALIS INQÜISITIONK. 

Em. Philippus Deangelis S. ß. E. presbyter card. et episcopus 
Firmanus seqaentia dubia S. ü. I. Gong, proposuit. 

1. Qua parte Tridentinae censurae a const. Apostolicae Sedis 
confirmatae adhuc vigeant ? Quod idem est ac quaerere : an peccans 
in materia, quam et constitutio Apostolicae Sedis, et Gonc. Trid. at- 
tingunt, in duplicem excommunicationem incidat, alteram Born. Pon- 
tißci specialiter reservatam vi supradictae constitutionis, alteram sim- 
pliciter reservatam vi Gonc. Trid.? Et proinde an usurpatores bono- 
rum Ecclesiasticorum dnplici innodentur excommunicatione ? 

2. An qoi emant ecclesiastica bona ab usurpatoribus usurpata 
incidaht in excommunicationem Bomano Pontifici specialiter reserva- 
tam vi 'articnli XI. memoratae constitutionis ? 

3. An saltem in excommunicationem Bom. Pontifici simpli- 
citer reservatam vi cap. XI. De Bef. sess. XII. a Gonc. Trid. edi- 
tam? 

S. U. L Gongr. die 8. Julii 1874 respondit: 

Ad I. Negative. Videlicet usurpatores bonorum ecclesiasti- 
corum innodari sola excommunicatione B. Pontifici specialiter re- 
servata. , 
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Ad 2. Mioime dabitandum, qui 
nsurpatoribus usurpata incidant in e: 
reservatam : etemm praescindeado a 
aliquo modo attingatur a constit. Af 
esse potest quin comprebendatDr a < 
De Beform. s^s. XXn. Coüc. Trid. 

Ad 3. Proviaum in praecedanti 

3. Die Katechese vor dem sk 

Auf eine diesbez^liebe Anfr^ 
Briinn an den heiligen Stnhl ist unt 
Hanptsacbo nacfastebende Antwort ei 

Belato ad S. Sedem dubio ... 
nis mägister continnant possit catechi 
scholastico? S. Sedes reapondit: q 
liares rationes et circumstantias ab i 
presbyterie ipsius dioecesis, qui offic 
gantur, ut ledionem relU/ionis advcr< 
tieOt cmtinuetä, sub conditione tarn 
cwUungue itiierpelltüimi vel cbservai 
inspector circa eorum lecttones eäntsi 

4. 8S. Domini Nbstri Pii I 

. - LITTERAE APO 

Ad ^^iscopds Brasiliaiiae Begionis ■ 
sonicae seciae addidorum in pioni 


Vener<^les Fralres, Sahitetn et . 

Eiortae in ista ditione superi 
parte eorum, qui massooicae sectae ! 
sodälitates irrepseruut, uti vos, Vem 
praeser'im Olindenai et Belemensi de 
flictum , aic Noatro animo, ut scitia , 
extiterunt. Neu enim poteramus sine 
illins aectae pestis ad corrnptionem pra< 
atqae ita ea instituta quao ad sincen 
veDdam ordinäta essent, snperseminat 
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miseram conditionem essent prolapsa. Hinc Nos Apostolico Nostro 

munere admouiti, et paterna caritate impelleDte qua istam Dominici 

gregis partem proseqnimnr, hmc malo occarreDdam esse incanctan- 

ter existimayimaS; ac literis datis die 29. Maji anno 1873 ad Te, 

Venerabilis Frater Olindensis, Nostras Voces contra hanc deploran- 

dam perversionem in Ghristianas sodalitates invectam extnlimus, ea 

\. tarnen lenitatis et clementiae ratione erga deceptos et illusos masso- 

nicae sectae assedas adhibita, nt ad congnium tempns reservationem 

V censuranim in quas ipsi inciderant sospenderemus, in eum finem ut 

^ Nostra benignitate nterentor ad detestandos errores snos, et ad dam- 

natos, quos iniverant coetos, deserendos. Mandavimus insnper tibi 

t Venerabilis Frater Olindensis, ut eo temporis spatio elapso nisi ipsi 

^^ resipuissent , praedictas sodalitates supprimeres ac suppressas decla- 

";- rares, easque novis sociis adscriptis ab omni massonica labe immu- 

^: ; nibus, juxta suae originis rationem de integre restitueres. Praeterea 

^ cum Nos in encjclica epistola ad catholici orbis episcopos data die 

1. Novembris anno 1873 fideles omnes adversus sectariorum artes et 

i' insidias pro munere Nostro munire studeremus, palam ea occasione 

i pontificias constitutiones contra pravas societates sectariorum editas 

: in memoriam fidelium revocavimus, atque ediximus iis constitationi- 

: bus non unos percelli massonicos coetus in Europa constitutos, sed 

omnes quotquot in America aliisque totius orbis plagis habentor. 

Hinc Nos non potuimus non vehementer mirari, Yenerabiles Fratres, 

quod, cum auctoritate Nostra, et consiliis errantium salutem spec- 

':;-'. tantibus interdicta sublata essent, quibus in ista regione nonnullae 

Ecclesiae et sodalitia ex massonicis asseclis late conflata, subjecta 

fuerant, ex hoc occasio capta fuerit in vulgus disseminandi massoni- 

cam societatem in istis plagis consistentem apostolicarum damnatio- 

num exsortem esse, ac proinde eosdem sectarios tuto posse in pio- 

rumchristiauorum sodalitatibu« partem habere. Sed quantum haec 

a veritate et a Nostri animi sententia aberrent, id aperte declarant 

tum ea acta, quae superius memoravimus, tum epistola ipsa quam 

ad Serenissimum Imperatorem istius regionis scripsimus die 9. Februarii 

1875, in qua'^dum interdictum, quod nonnuUas Ecclesias istarum 

dioecesium afflciebat, revocatum iri spondebamus, ubi vos, Venerabi- 

les Fratres Parensis et Olindensis iujusto carcere detenti in liberta- 

:> tem essetis restituti, eäm tamen reservationem et conditionem adje- 

cimus, ut scilicet massonici asseclae ab oiflciis quae in sodalitiis ge- 

rerent, summoverentur. Quae ratio providentiae Nostrae non aliud 

habuit neque habere potuit propositum, nisi ut Imperatoris votis hac 

ex parte expletis, ac tranquillitate animorum revocata, opportunita- 
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tem imperiali Gubernio piaeberemus pias so 
depnlaa, in pristiimm statnm restituendi , ac 
sectae bomines Kostra erga ipsos cletnentia ; 
sese erjpere corarent. Ke vero io re tarn j 
peresse posset vel allus decepticoi locos, ] 
occasione iternm declarare et confirtuare, lUE 
qnae in ista regione, sive quae alibi terran 
iDultis vel deceptis vel decipieatibus sociale: 
progressum, mutuaeqiie beueficentiae exerci 
ApostoUcis constitutionibuE et damuationibuf 
percnlsas, eosqne omnes qui sectis iisdem n< 
ipso facta in majorem eicommunicatioDem 
vatam iucidere. Vehementer autem cupimn 
ut sive per yos, sive per cooperatoues vestrc 
fideles admoneatis eoaqne omni qua potestis 
mns praestare adnitamini. Nee minori cum 
commendamus , ut religioBa doctrlna per pi 
per opportunas instruetiones Christiano pop: 
tur; Bcitis enim quae utilitas ex hac ministi 
tnr, quae damma gravissima si negligator, 
dimanent. Ät praeter ea de quibus hie e 
cogimur pobestatis abusnm es parte eomm 
tibus' praesunt, qui nempe, ut ad Nos perlai 
arbithum revocantes, indebitum jus in rebus ( 
qnae spiritualia sunt sibi vindieare praesumun 
et parochi ipsi in sni oMcii "muneribus obi 
penitns obnoiii reddantnr. 

Qnae res non modo ecciesiasticis legib 
Christo Domino in Ecclesia sua constitnto i 
enim laici homines a Christo positi suut reru 
res, sed ii pro sua utilitate et salute legil 
debent, eorumqne et pro singniorum statu s 
bere, non autem sese immiscere in iis rebn 
sunt a Christo concreditae. Quapropter i 
agaoscimus, quam ut praedictarum sodalita 
ordinem exigantur.; et quae in iis abnormii 
parte sunt, cum Ecclesiae regulia et canon: 
ponantur. Ad bunc fiuem assequendum 1« 
spectatis ratiooibus quae inter ipsas sodalita 
intercedunt in eo quod attinet ad eamm ii 
üonem et ordiuationem , jam Cardinali Nost 
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portnna mandata dedimus ut cum imperiali Ga1)ernio agat, et con- 
cordia cnm ipso studia ad optatos effectus obtinendos convertat. 
Gonfidimus potestatem ciyilem in haue rem suas cnras Nobiscam 
stadiose coUatoram, ac Deum enixe . precamur, a quo bona cuncta 
procedunt, ut hoc opus qnod ad religionis et societatis civilis trän- 
qoillitatem pertinet, sua gcatia prosequi et adjuvare dignetar. He- 
rum votorum ut compotes simns, vos etiam, Venerabiles Pratres, ve- 
stras preces Nostris adjungite, ac in pignus sincerae dilectionis 
Nostrae accipite Apotolicam Benedictionem, quam vobis et Glero ac 
Fideiibus cujusque vestrum curae concreditis peramanter in Domino 
impertimus. 

Datum Romae, apud S. Petrum, die 29. Aprilis an. 1876. Pon- 
tificatus Nostri anno tricesimo. 

PIUS PP. IX. 

5. Pii PP. IX. lüerae breves ad societatem juventutis caihölicae 

Bononiae vigentem. 

DüecHs ßiis Joanni Äequademi^ Praesidi totique Consilio superiori 

Societatis juventutis ccUholicae. Bononiam. 

PIUS PP. IX. 

Dilecti filii, salutem et apostolicam benedictionem. Noh sine 
moerore accepimus, dilecti filii, esse inter vos contentiones ; cum 
alii illecti doctrinjt fautorum conciliat^onis arbitrentur, ex humiliori- 
bus susceptis operibus animum jam ad altiora erigendum esse, con- 
vertendumque ad occupanda publicorum conventuum subsellia, e qui- 
bus consuli yaleat gravioribus et generalibus Ecclesiae negociis : alii 
yero memores, se in subsidium coaluisse Ecclesiae, censeant, tenen- 
dam sibi esse viam ab ecclesiästica auctoritate designatam , et ea 
provehenda sibi potissimum esse , quae , ipsa suadente aut probante, 
susceperunt, donec eadem auctoritas aliter agendum suadeat. Jam 
yero, cum haec auctoritas nondum definiyerit, liceat nee ne, et quo 
pacto, praesertim pro dictione Nostra, publieis se ingerere negotiis: 
probare profecto nequimus illorum consilium, qui sacrae auctoritatis 
placitum anteyertentes , eam potius praeeundam, quam sequendam 
existimant. 

Quod sane consilium, nunc saltem inopportunum , ea etiam de 
causa displicet, quod non immerito yereamur, ue Satan se transfl- 
gurayerit, hoc in casu, in angelum lucis. Et sane, si mentem adji- 
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culis onitatis obstrinxerant popnlos; et quae Christi sänctorumque 
exemplo nituntnr, qai pro spirituali hominum salnte animam po- 
nere non dubitamnt. Hortamur itaque vos uniyersos, ut decipi noa 
sinatis a pseadosapientom consiliis, firmique perseveretis in propo- 
sito vestro, et cnretis, ut Schismata non sint in vobis; sitis autem 
omnes perfecti in eodem sensu et in eadem sententia. Deus pacis 
et caritatis vobis adsit gratia sua, yestramque coacordiam et unani- 
nitatem restituat et confirmet in snam gloriam , Ecclesiae profec- 
tüm, et veram fidelium utilitatem. Ac interim favoris ejus anspex 
Sit vobis apostolicae benedictio, quam paternae nostrae benevolentiae 
t^ätem vobis singulis, diiecti filii, totique, cui praeestis, catholicae 
consociationi peramanter impertimus. 

Datum Bomae apud S. Petrum die 29. Januarii anno 1877. 

Fontificattts Nostri anno trigesimoprimo. 

PIÜS PP. IX. 


r^" 



VIII. 
Die Straflosigkeit des Laiengot 

Urikeü des Kön. AppeUattons-GerickU 
Auf die in der ünterguchDngaaa 
^Disten Albert Elpel zu Lossen von < 
schall und von dem Aogeklagten ei 
Criminal-Senat des Eönigliclien Appel 
seiner Sitzung vom 21. März 1877 fü 
kenntniss des Köaiglichen Ereis-Gericl 
1876 dahiu zu bestätigen, beziebnngs 
geklagte, Lehrer und Organist Albert 
klage der nnbefngten Ausübung einei 
auch von der Anklage der DfTentlicb 
und die Kosten beider Instanzen nied 
ausser Ansatz zu lassen. 

Gründe: Der Vorderrichter hat 
g. 132. Strafgesetzbuch erhobenen Anl 
eines Öffentlichen Amtes freigesprochen 
Strafantrages des BncfahalterB Gustav 
öffentlicher Beleidigung des Letzteren 
TJnvermögensfalle 10 Tagen Gefängnis 
digten die Befugniss zugesprochen, dii 
ten durch einmaligen Abdruck des Er 
Kreisblatte binnen vier Wochen, nacl 
Erkenntnisses bekannt gemacht wordei 
öffentlich bekannt zu machen. 

I. Der gegen den freisprechend 

Seitens der KOuiglichen Staatsanwalts 

kann ein Erfolg nicht zugestanden w< 

Beziehung das erste Erkenntniss zu bc 

geklagten gerichtete Beschuldigung: 

in den Jahren 1875 und 1876 siel 

fiffentlichen Amtes befasst und da( 

132. Strafgesetzbuch schuldig gern 

stützt die Anklage lediglich darauf ui 

ricbter auf Gmnd des Zugeständnissei 

wiesen angenommen : 
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dass der Angeklagte in der gedachten Zeit zu Lossen in der dor- 
tigen katholischen Kirche allsonntäglich Gottesdienst abgehalten, 
indem er eine Predigt ablas und ein Lied singen liess, das Hoch- 
amt mit Weglassung des Messopfers abhielt und der Gemeinde — 
jedoch ohne Monstranz — den Segen ertheilte, dass er wieder- 
holt Wöchnerinnen eingesegnet, bei Begräbnissen die üblichen Ge- 
bete gesprochen, eine Grabrede vorgelesen, den Sarg and das 
Grab eingesegnet, auch sogenannte Einleitungen vorgenommen 
und häufig Eanzelfürbitten för Verstorbene gehalten, endlich wie- 
derholt Kinder und zwar in der Kirche getauft, auch für diese 
Handlangen liquidirt und den der Kirche zustehenden Gebühren- 
antheil an die Kirchencasse abgeführt hat. 
Wenn der Vorderrichter auf Grund der Aussage des Erzprie- 
sters Franz Schmidt annimmt, dass in allen diesen Verrichtungen 
des Angeklagten geistliche Amtshandlungen nicht als vorgenommen 
zu erachten seien, so möchte dies allerdings erheblichen Bedenken 
unterliegen. Es kommt indessen auf eine bestimmte Feststellung 
hierüber nicht an. Denn selbst wenn der Angeklagte in der ange- 
gebenen Weise das Amt eines Geistlichen der katholischen Kirche 
ausgeübt hat, so liegt gleichwohl der Thatbestand des §. 132. Straf- 
gesetzbuch gegen ihn nicht vor. Die Strafvorschrift des §. 132. cit., 
welche denjenigen mit Strafe bedroht, welcher unbefugt sich mit 
Ausübung eines öffentlichen Amtes befasst oder eine Handlung vor- 
nimmt, welche nur kraft eines öffentlichen Amtes vorgenommen wer- 
den darf, findet nach den zu Grunde liegenden Motiven und mit Rück- 
sicht auf die aus §. 31. Absatz 2. in Verbindung mit §. 359. Straf- 
gesetzbuch zu entnehmende Begriffsbestimmung eines öffentlichen 
Amtes im Sinne des Reichsstrafgesetzbuches auf die unbefugte Ver- 
richtung geistlicher Amtshandlungen keine Anwendung, jedenfalls 
alsdann nicht, wenn es sich um die Vornahme rein geistlicher, den 
Gottesdienst und die Seelsorge betreffenden Handlungen handelt. 
Dass aber der Angeklagte hierüber hinaus, soweit dem katholischen 
Geistlichen zu Lossen nach der gegenwärtigen Gesetzgebung staat- 
liche Functionen noct obliegen würden, auch Amtshandlungen der 
letzten Art vorgenommen habe, ist von der Anklage nicht behaup- 
tet und auch aus den vorliegenden Verhandlungen nicht zu entneh- 
men. Hiernach kann auf Grund des erwiesenen Sachverhaltes eine 
Feststellung dahin : 

dass der Angeklagte in den Jahren 1875 und 1876 zu Lossen 

unbefugt sich mit Ausübung eines öffentlichen Amts befasst habe, 

nicht getroffen werden und es bleibt im Resultat die Freispreohang 


ix: 

Was sind bischöfliche Functionen? 

Kritik eines Urtheils des Appellaiions-Qeriehts su Bat^or und 

eines des preussischen Oher^ibunals 

von Dr. Matthias Hoch. 

Id der Untersacbang gegen 

1) DeD Erzpriester Anton Moeser zo Ujest, 

2) Den Pfarrer Amand Dronia 

wegen Vergehens gegen §. 4, des Gesetzes vom 20. Mai 1874 
hat der Criminal-Senat des Königlichen AppeHations-Gerichts zuKa- 
tibor in der öffentlichen Sitang am 13. Januar 1877 f&r Becht er- 
kannt : 

dass das Erkenntniss des EQniglicheu Kreisgericfats za Oross- 
Strehlitz vom 10. Juni 1876 aufzuheben, die Angeklagten Erz- 
priester Anton Moeser ans Ujest des Vergehens wider §. 4. des Ge- 
setzes über die Verwaltung erledigter katholischer Bisthümer vom 
20. M^ 1874 und der Angeklagt« Pfarrer Amand Dronia aus Sla- 
wentzitz der Theilnahme an diesem Vergeben nicht schuldig und 
desshalb beide Angeklagte von Strafe und Kosten frei zu sprechen. 
Von Hechts Wegen. 
G'ründe: 

Unter der thatsächlicben Feststellung dass 

1) der Angeklagte Erzpriester Anton Moeser bischöfliche Rechte 
oder Verrichtungen der in §. 1. des Gesetzes vom 20. Mai 1874 
bezeicbneten Art vor der eidlichen Verpflichtnog ausgeübt und 

2) der Angeklagte Pfarrer Amand Dronia dem Herrn Moeser, der 
als Erzpriester sich berufen glaubte, die Oele, Hostien undGe- 
fässe entfernen zu müssen, wissentlich mit Rath and That Hülfe 
geleistet hat, 

hat der Vorderrichter den Ersteren wegen Vergehens gegen §. 4. des 
Gesetzes vom 20. Mai 1874 mit sechs Monaten Getängniss nnd den 
letzteren wegen Theilnahme an diesem Vergeben mit zwei Monaten 
Getängniss bestraft. 

Nachdem gegen diese Entscheidung Seitens der beiden Ange- 
klagten die Appellation eingelegt worden , mnsste dieselbe als nich- 
tig aufgehoben werden, weil der erste Richter das vom Angeklagten 
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Moeser behufs seiner Entlastung überreichte Decret des früheren 
Fürstbischof von Breslau vom 11. April 1868 als Beweismoment ge- 
würdigt und in den Kreis seiner Erwägungen bei der Entscheidung 
gezogen hat, ohne dass dieses Schriftstück bei der mündlichen Verhand- 
lung — wenigstens ergil>t das far die Beurtheilung der Beobachtung der 
Vorschriften des Verfahrens allein massgebende AudienzprotocoU darüber 
nichts — verlesen oder auch nur vorgelegt und auf diese für Schrif- 
ten allein zulässige Art zum Gegenstande der Verhandlung gemacht 
worden ist. Durch Unterlassung dieser Verlesung, beziehungsweise 
Vorlegung hat der erste Eichter das in §. 14. der Verordnung vom 
3. Januar 1849 ausgesprochene Princip der Mündlichkeit und Un- 
mittelbarkeit der Beweisaufnahme verletzt, seine Entscheidung &llt 
desshalb zufolge Artikel 107. Nr. 2. Artikel 108. und 102. des 
Gesetzes vom 3. Mai 1852 der Vernichtung anheim, und erübrigt es 
sich somit, die von ihm getroffene Feststellung einer näheren Erör- 
terung zu unterziehen. 

Die in Folge dessen vom Appellationsrichter behufs selbst- 
ständiger Beurtheilung und Entscheidung der Sache veranlasste Be- 
weisaufnahme hat denselben die Ueberzeugung von der Schuld der 
Angeklagten nicht gewinnen lassen und desshalb zur Freisprechung 
derselben geführt. 

Bei der zum Zwecke der Beweisaufnahme erfolgten verantwort-, 
liehen Vernehmung haben die beiden Angeklagten im Wesentlichen 
zugestanden, diejenigen Handlungen vorgenommen zu haben, aus de- 
nen die Anklage einen Grund der Handlung gegen §. 4. des Ge- 
setzes vom 20. Mai 1874 über die Verwaltung erledigter katholischer 
Bisthümer folgert. 

Es hat insbesondere der Angeklagt^ Moeser zugestanden und 
ist auf Grund dieses Zugeständnisses far erwiesen angenommen wor- 
den, dass derselbe, nachdem er erfahren, dass der Pfarrer Mücke in 
Elutschau die ihm angetragene Pfarrstelle in Gross-Strehlitz ange- 
treten habe und dahin übergesiedelt sei , am 2. März 1876 sich in 
Begleitung des Mitverklagten Dronia nach Elutschau begeben und 
die Eröffnung der dortigen Kirche durch den Eirchenvorsteher ver- 
anlasst hat. Hier hat er nach Eröffnung des Tabernakels mit dem 
vom Kirchenvorsteher herbeigebrachten Schlüssel durch den Mitan- 
geklagten Dronia aus dem Giborium die darin befindlichen 100 bis 
150 Hostien bis auf 2, welche er zurückliess, heraus- und mit nach 
Ujest genommen, ebenso aus einem Wandschrank zwei zinnerne 
Kännchen mit heiligem Gele und aus der in der offenen Sacristei 
hängenden Krankenbürse ein drittes Kännchen mit heiligem Gele; 
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das im Taufstein befindliche Taufwasser ist von ihm nach ErOff- 

4 

nung des Taufsteines durch den Kirchenvorsteher, ausgegossen wor- 
den. Durch das von dem Angeklagten Dronia abgegebene Zu- 
geständniss ist ferner ffir erwiesen angenommen worden, dass er 
nach erhaltener Nachricht von der Uebernahme der Pfarrstelle in 
Öross-Strehlitz und Uebersiedelung dahin Seitens des Pfarrers Mücke 
und in Folge Aufforderung des Angeklagten Moeser vom 2. März 
1876 sich mit diesem in die auf Verlangen geöffnete Kirche zu 
Klutschau begeben und hier das Tabernakel mit dem vom Kir- 
chenvorsteher herbeigeschafften Schlüssel geöffnet hat, während alle 
die vom Angeklagten Moeser zugestandenen Handlungen in seinem 
Beisein vorgenommen worden sind. 

Die Angeklagten wollen alle diese Handlungen lediglich in dem 
guten Olauben, dass die Kirche in Klutschau verwaist sei, und nur 
zu dem Zwecke vorgenommen haben, die betreffenden Gegenstände vor 
Verunehrung, beziehungsweise vor dem Verderben zu schützen. Ab- 
gesehen davon, dass dies bei vorausgesetzter Verwaisung der Kirche 
nach der Meinung der Angeklagten die Pflicht eines jeden katho- 
lischen Priesters gewesen wäre, hat Moeser sich noch besonders da- 
rauf berufen, dass sein Amt als Erzpriester , mit welchem das Auf- 
sichtsrecht über die zu seinem Bezirke gehörigen Kirchen verbunden 
sei, ihm in noch höherem Grade die Verpflichtung aufgelegt habe, 
im gegebenen Falle alle zur Erreichung jenes Zweckes erforderlichen 
Schritte zu thun. Davon, dass Pfarrer Mücke auf Präsentation des 
Kirchenpatrons durch Verfügung des Oberpräsidenten von Schlesien 
vom 18. Februar 1876 zum Stellvertreter in der Pfarrei Klutschau 
bestellt worden ist, will der Angeklagte Moeser zur Zeit der Vor- 
nahme jener Haidlungen — ebensowenig der Angeklagte Dronia — 
Kenntniss gehabt haben, vielmehr erst dur^h ein Schreiben des Pfar- 
rers Mücke vom 15. März 1876 von dessen Ernennung zum stell- 
vertretenden Pfarrer in Klutschau benachrichtigt worden sein. Beide 
Angeklagten bestreiten demnach, durch Vornahme der fraglichen 
Handlungen, beziehungsweise Theilnahme an denselben, welche sich 
nicht als Ausübung bischöflicher Rechte oder Verrichtungen ansehen 
liessen, eines Vergehens gegen §. 4. des aliegirten Gesetzes schuldig 
gemacht zu haben, indem der Angeklagte Dronia noch darauf hin- 
weist, dass er in seiner Eigenschaft als Actuarius circuli ganz beson- 
ders dazu verpflichtet sei , den Erzpriester in dessen Amtsverrich- 
tungen zu unterstützen. 

Für die Beurtheilung der Frage nun, ob die vom Angeklagten 
Moeser geständlich vorgenommenen Handlungen als Ausfluss der im 
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g. 1. 1. c. bezeichneten, mit dem bischöSichen-Amte verbundene 
Rechte oder geistlichen Yerrichtnngen zu characterisiren sind and 
ob aich Moeser durch deren Vornahme einer Uebertr 
§. 4. 1. c., Dronia aber durch die von ihm zugestand) 
lungsweise einer Theilnahme an diesem Vergehen schuldig 
hat, war es im Hinblick auf §. 59. des Strafgesetzbuches 
scheidender Bedeutung, festzustellen, ob den Angeklagten 
der Vornahme jener Handlungen der von ihnen ausdrü 
strittene Thatumstand bekannt gewesen ist, dass der Ffar 
damals bereits pIs rite bestellter Stellvertreter in der Pfd 
schau nach Vorschrift des §. 18. des Gesetzes vom 20. Mi 
betrachten war, weil nach, Lage der Sache nur unter diesi 
Setzung die in Rede stehenden Handlungen des Angeklagt 
als ein Akt der Ausübung bischöflicher Rechte betracht 
könnten. 

Notorisch ist der Fürstbischof von Breslau Dr. Heinri 
durch rechtskräftiges Erkenntniss des Königlichen Gericht 
kirchliche Ajigelegenbeiten vom 6. Oetober 1875 seines A 
setzt und dadurch der Biscbofsstubl im Biathum Breslau, i 
das Archipresbyterat Ujest, beziehungsweise die Pfarrei 
gehört, bis auf diesen Augenblick erledigt, die mit jenei 
liehen Amte verbundenen Rechte und geistlichen Verrichti 
fen also nach §. 1. 1. c, soweit sie nicht die Güterverwa 
treffen, seit der Erledigung des Bisehofsstuhles zur Verm« 
im §. 4. 1. c. angedrohten Strafe nur nach Massgabe de 
mungen des mehr allegirten Gesetzes ausgeübt werden , u 
die Angeklagten nicht behauptet, dass die für die Berecht 
Ausübung nach §§. 2. nnd 3. !. c. nothwendigen Vorausseti 
ihnen zuträfen. 

Es kann aber nicht zweifelhaft seio, dass die Angeklagte 
mit Kenntniss der Thatsache, dass ein nach dem Gesetz ri 
ter Stellvertreter für die Pfarrei Klutschau vorhanden war 
liehen Handlungen vorgenommen , beziehungsweise daran 
Dommen, ein mit dem bischi5flichen Amte verbundenes Bei 
übt haben; denn in diesem Falle lassen sich jene Handlung 
der Art aufTasseu, dass durch dieselbe thatsächlich ein ii 
locale particulare (efr. Bichter-Dove, Lehrbuch des Kirche 
215.) auf die Kirche zu Klutschau, beziehungsweise die dor 
gemeinde, de^en Verhängung nach dem canonischen Reehl 
tig nnr dem Bischöfe zusteht, gelegt werden sollte, insofer: 
factisch eine Suspendirung des Gottesdienstes nnd der Spe 
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Sacramente eintrat, und erselieint ea 
tig, dass der Angeklagte Moeser nacl 
Dronia auch nur auf Bitten des Eirc] 
Frivatandaclit vei-richten können, rc 
handenen Hostien zwei zurückgelassen 
Gläubigen die Mdglichkoit zn gewährt 
Andacht zn verrichten, denn abgesehi 
ser eigenen Angabe des Angeklagten 
Bedürfnisses der Gemeinde nur in sei 
gewesen wäre, wnrde es in dieser Be: 
erachtet werden müssen, dass, wie dui 
Theiles der Hostien und der heiligen 
Vornahme geistlicher Handlungen, be: 
Sacramente wenn auch nicht gänzlich 
desten — wenn auch eine Erneuen 
durch einen anderen Geistlichen auch 
geltend machen, zulässig gewesen nn< 
zeitweise beschränkt und erschwert w 
klagten, was nicht zu bezweifeln, sich au 
Anders dagegen gestaltet sich i 
wiesen angenommen werden kann, das 
Vornahme jener Handlangen von den 
stellten Stellvertreters Keuntniss gebal 
2. des allegirten Gesetzes auf die dor 
regelten, amtlichen Befugnisse der Ei 
keine Anwendung finden sollen, ei^b 
zu diesem Gesetz und aus seinem Zwec 
Kirchengesetze der Jahre 1874 und 18' 
1. c. §. 138.) und sind diese Aemter ai 
reo Fürstbischofs von Breslau dd, J 
1875 ') zweifellos nicht betroffen wordei 
Moeaer sich zur Vornahme der oft be 
Amt als Erzpriester yerpflichtet gefüh 
vorgenommen haben will, lässt sich h: 
1. c. nicht finden, und ein Beweis dal 
langen im ausdrücklichen Auftrage i 
Breslau oder eines Delegaten desselhc 
Anklage nicht angetreten, einZusamm 
der Amtsverwaltung, des in der Ankli 
Fürstbisehofe zum bischöflichen Gomn 


1) Der 12. Octobcr iat dos richtige D 
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nonicus Michael Kania in Gross-Strehlitz in keiner Weise ersichtlich 
gemacht. 

Nach canonischem Eechte ist nun unbestritten jeder katholische 
Priester berechtigt, beziehungsweise verpflichtet, im Falle der Ver- 
waisung einer Kirche, d. h. im Falle eine Kirche eines rite bestellten 
Geistlichen ermangelt, alle diejenigen Massregeln zu treffen, welche 
erforderlich und geeignet sin(^, die heiligen Geräthe, Oele, consecrir- 
ten Hostien etc. vor der Verunehrung zu schützen, beziehungsweise 
aus der verwaisten Kirche in geistliche Obhut zu bringen (cfr. E. 
d. 0. Bd. XII. Seite 265) und lag hierzu unter jener Voraussetzung 
den Angeklagten in ihrer Eigenschaft als Erzpriester und Actua- 
rius circuli eine um so grössere Verpflichtung ob, weil dem Erzprie- 
ster die Aufsicht über die zu seinem Bezirke gehörigen Kirchen und 
dem Actuarius circuli die' Unterstützung des Erzpriesters in seinen 
Amtspflichten übertragen ist. 

Ohne den Nachweis der Kenntniss von dem Vorhandensein ei- 
nes Stellvertreters in der Pfarrei Klutschau Hesse sich daher in dem 
Vorgehen der Angeklagten Mangels jedes andern Anhalts für die 
Annahme der Ausübung bischöflicher Rechte — als geistliche Verrich- 
tung oder Amtshandlung im Sinne der Kirchengesetze kann das- 
selbe überhaupt nicht angesehen werden (cfr, R. d. 0. Bd. XVII. 
Seite 265) -eine solche nicht finden. 

Die Argumentation des ersten Richters, dass, weil die Conse- 
cration der heiligen Oele nur dem Bischof zukomme, auch das Recht, 
über dieselben anderweitige Bestimmungen zu treffen, ein bischöfliches 
Reserverecht sein müsse, kann in dieser Allgemeinheit jedenfalls 
nicht für zutreffend erachtet werden, wie sich schon aus der oben 
erwähnten Vorschrift des canonischen Rechtes ergibt, und lässt sich 
auch aus den vom ersten Richter zur Begründung seiner Annahme, 
dass die incriminirten Handlungen die Ausübung bischöflicher Rechte 
involviren, herangezogenen §§. 152 ff. Titel 11. Th. II. des allgemei- 
nen Landrechts , insbesondere dem §T 155 1. c. dieselbe nicht recht- 
fertigen, weil jene Handlungen, insofern sie nur die vorübergehende, 
zeitweise Sicherung der heiligen Gegenstände bezweckten, als ent- 
scheidende Verfägung im Sinne des §. 155 1. c. nicht angesehen 
werden können. 

Während nun in der Anklage bestimmte Thatsachen, aus deneij. 
die Kenntniss der Angeklagten von der Bestellung eines Stellvertreters 
für die Pfarrei Klutschau hervorgeht, nicht behauptet sind und der erste 
Richter diese Kenntniss stillschweigend vorausgesetzt oder auf Grund 
des von ihm verlesenen, dazu aber jedenfalls nicht ausreichenden 

7* 
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ScbreibeDs des Oberpräaidentcn der ] 
1876 als erwiesen angeuenimen zu hl 
Verhandlungen in dieser Instanz von der I 
Sachen anter Beweis gestellt worden, i 
unmittelbar, nachdem ihm die Stellv 
schau übertragen worden, dem dortige 
theilung gemacht, ferner dass Mücke 
1876 in Elulschau wöchentlich einma 
dasa der Kirchenvorsteher Schauder i 
von den vorstehend angeführten Thats 
theilungen gemacht habe. 

Der hierüber angetretene Beweis 
obigen Ausfuhrungen für erheblich e 
zwar wegen so grosser Entfernung de 
nen Commissarius aufgenommen word 
welches ans der Verhandlung vom 15. 
der Beweiserhebnng zur Verlesung geb 
die Ueberzeagung, dass die Angeklagt 
incriminirten Mandliingen davon, dass 
Vertreter in der Pfarrei Klutschau ordnii 
oiss gehabt haben, nicht zu gewähren 

Zwar hat der Pfarrer Mücke eidli 
vielleicht am 22. oder 23. Februar 16 
halten, dass ihm bis auf Weiteres die 
Elutschau übertragen worden sei, er dt 
Strehlitz davon mit dem Ei'suchen , de 
schau davon zu benachrichtigen, Mittl 
Kirchenvorsteher Kauder auf die bei 
KIntschan abgehaltenen Gottesdienstes 
März 1876, erinnere er sich nicht met 
Frage, ob der Eirchenvorstand durch i 
geordneten Stellvertretung benachrich 
habe, und ist ferner, während der I 
Ejeises , Rndolf nicht eidlich erklärt 1 
Einsicht der Akten keine Auskunft di 
und wann er etwa dem Kirchenvorstai 
bertragung der Stellvertretung an dt 
gemacht habe, von dem Schneiderm 
Schauder) eidlich bekundet worden, i 
Klutschau — und zwar , wie er gl 
Landrathsamt von der Tlebertragung dei 
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Ktutschau an den Pfarrer Mäcke — jedoch ei 
1873 beuachrichtigt worden sei, und dass er s 
hiervon niemals Mittheilungen gemacht habe. 
Benachrichtigung dem Eirchenvorstande noch ^ 
das Landrathsamt zugegangen, so würde doc 
Grunde erübrigte sieh die nochmalige nach Eii 
veranlassende eidliche Vernehmung des Landri 
aus diesem Umstände noch nicht auf die Ke 
stehenden Thatsache Seitens der Angeklagten h 
den können. 

Wenn nun ferner auch der Pfarrer Müc] 
dass er noch am 24. Februar 1876 in der Pf: 
Gottesdienst abgehalten hahe — ob dies vor i 
mal geschehen, erinnert sich der Zeuge nicht me 
gar bestätigt liat , dass der Pfarrer Mücke in 
vom 21. Fehruar 1876, also dem Tage, an wel( 
schau nach Gross-Streblitz übergesiedelt ist, bi 
mal am erstereu Orte Gottesdienst abgehalten 
den beiden Angeklagten bei ihrer Anwesenheit 
theilt habe, so sind gleichwohl auch diese Thal 
dazu ausreichend, als erwiesen anzusehen, das. 
von, dass der Pfarrer Mücke rite iava Stellve 
Klutschau bestellt war, schon damals Kenntoii 
nach der weiteren Aussage des Kirchenvorstebi 
AngeJchgten bei ihrer Anwesenheit in Elutsch) 
auch erzählt hat, dass der Pfarrer Mucke, als 
also wohl bei Abhaltung des letzten Gottesdier 
dem 2. März — in der dortigen Kirche gewese 
sagt hahe, er werde nicht mehr wieder komm 

Diese Mittheilung musB wohl als geeign 
den Angeklagten selbst dem Umstände gegenübi 
mitgetheilt hatte, der Pfarrer Mücke habe se 
stelle in Gross-Strehlltz noch zweimal in Klnti 
gehalten, die üeberzeugung zu gewähren, da 
nach Antritt seines neuen Amtes fortan nicht 
eines Gottesdienstes oder zur Vornahme gotte 
tungen nach Klutschau kommen werde, diä 
thatsächlich als eine verwaiste im Sinne des 1 
rechts zu betrachten sei. 

War hiernach als festgestellt anzusehen, 
der Thatumstand, daas der Pfarrer Mücke orduu 
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Vertreter io der Pfarrei Klntschan 
iDcrinÜDirten Handlungen am 2. M 
ist, so konnte nach den vorstehend 
anf die von den Angeklagten nnd 
antragte Beweisaufnahme, inaonderh 
klage in Bezug geDOmmenen Urkunt 
sächlich festgestellt erachtet werdi 
am 2. März 1876 in der zum I 
rei Klntschan, nährend der Stuhl <: 
dem bischöflichen Amte verbundene 
tnngen ausgeübt hat, ohue anderwe 
äbnng in Gemässheit der §g. 2. un 
1S74 über die Verwaltung erledigt« 
zu haben, und 

2. Der Angeklagte Drouia dem , 
der Tbat ad 1. durch Rath oder ' 
hat , und musste demgemäss die F 
von der Anschuldigung des Vergehi 
20. "Mai 1874 beziehungsweise der 
der Kostenpunkt nach §. 178. nnd- 
naar 1849 erledigt werden. 


Dieses Erkenntniss vom 13. Ja 
Ortemngen Anlass : 

I. Die einzelnen Handlungen 
fernung des Sanctissimums , das Fo 
der von Pfarrer Mücke verlassenen I 
giessen des Tanfwaaaers waren kein 
dem Bischof vorbehaltenen Rechte. 
Hostien steht jedem Priester zn , je 
konnte daher das Sauctissimum emt 
Taufwassers ist keine bischöfliche, 
Amtshandlung (Rituale Wratial. v. 
tung, nicht auch die Verwendung 
Oele ist von dem ordo episeopalis, dt 
hängig. (Hinschius, die preussisch 
1875 S. 47); die Verwendung gescl 
bei jeder Taufe, bezüglich bei Jeder 
Zu sorgf^tiger Aufbewahrung werde 
nisse nach WaUer's Kirchenrecht §. 
Pfarrern zugesendet. Pfarrer Möcl 
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, lassen uod dadureh die Pflicht jener eigenen Anfbewahrung Tersäamt. 

Nur die sorgfaltige Verwahrung der heiligen Hostie" ""'' '^i" *" 

der Kirche zu Üjest war der Zweck des Vorgehens 

geklagten. Dass hierzu ein bischöflicher Auftrag nJ)th 

ist durch keine kirchliche Vorschrift bestimmt. Jahr ' 

wenn die nenen Weihnugen der Oele nnd des Tanl 

fanden haben, dnrch Pfarrer oder Gaplan die s 

entfernt; es wäre ganz unmöglich, daas der Bischt 

sämmtlichen 1029 Pfarrkirchen des Bisthums erschi« 

lernmig der alten Substanzen ausführte. Localist Pis 

pfarrer in Girlachsdorf, hat, ohne von der Königlict 

Schaft irgendwie angefochten worden zu sein, aus 

Gipradorf die heiligen Oele nach Girlaehsdorf überti 

Schon im canonischen Kochte findet sich die 7( 

de cust. euchar. (III. 44) : || Statuimus nt in cunctis ] 

et Eucharistia sub fldeli custodia clavibus adhibitis c* 

possit ad illa temeraria manus eitendi ad aliqua 1 

faria exercenda, Si vero is, ad quem spectat enat 

reliquerit, tribus mensibus ab officio suapendatur: 

cariam aliquid nefandum inde contigerit, gravid e 

Die päpstliche Bestätigung der Statuten des i 

haltenen Provincial-Concils von 1245, welche sich : 

des Breslauer Domcapitels (H. H. 41.) befindet, bes 

Quia multa maleficia in saeris fontibus, in qui 

tizantur, ac in sacratissimo corpore Domini nostr 

iu sacro chrismate perpetrantur, quando passim et 

gressus ad ea maleficia aperitur, ideo vobis praedieta 

damus, quatenus in vestris aynodis sub certa poeni 

ornnes praedicti fontes omnium ecclesiarum vestran 

non et chrigma et oleum et sacratissimum corpus 

serantnr diligentissime et claudantur, ita quod nallu 

ad eos habere, nisi quando parvuli fuerint bapti 

rommunicandi vel inungendi, et tunc iterum fei 

sortiarias et maleficas recludantur, ne in iis vale 

Das für das Bisthum Breslau geltende Ritual 

besagt S. 127: 

l) Omnibus quidem Ecclesiae Catholicae Sacra 
sancteque tractandis magna ac diligeus cura 
sed praecipue in administrando ac suscipiendo 
tiae Sacramento, quo nihil dignius, nihil sanctia 
habet Ecciesia Dei, cum in eo contineatur praec 
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et ipsemet omnis gratiae et sanctitatis fons 
a DominuB. 

laristiae particuUs frequenter parochns reno- 
ero seu particulae consecrandae sint recentes, 
:aTerit, veteies primo distribuat vel sumat 
Tabernaculi aea vasculi i. e. eiborii et mon- 
istia conservanda, wie es in dem Dämlichen 

— nicht auch die Cooaecration dea Sanctisai- 
bischofliches Recht. 

r. Püratlichen Gnaden dea Herrn Füratbischofa 

1855 §. 50 heisst es ferner: 

qtiaternas bebdomades negligatnr. [| Mit der 

Anbetung und mit der öfteren Kenovation 
i'orsehrift zusammen, welche in der Unter- 
Hicharz zu Oberhaoseu von dem rheinischen 

ObertribunalB zu Berlin am 6. April 1876 

rrei dea Geiitlichen entbehrt und nicht wenig- 
Woche Messe in der Kirche gelesen wird, 
len geweihten Hostien nach einer benachbar- 
t werden soll, 

e Obertribunal daa Hinüberbringen dea Cibo- 
■ehe überhaupt als eine nicht strafbare geist- 
nete und daher den Angeklagten freisprach. 
tio pro Archipresbyteris Episcopatus Wratis- 
ir 1858 §. 13 ist den Erzpriestern die Befug- 
Päicht aufgetragen »visitandi semel in anno 
', si ipsis opportunum visum fuerit, absqne so- 
itrictua ecelesias,« und in den zu dieser In- 
ivertenda in visitatione parochiarume heisst es : 
renovatio qiiando — elavia apud quem aer- 

- sera elauaom — apud quem clavis asser- 

olavis — renovatio — corabustio veterum. — 
ke eigenmächtig und unbefugt die Pfarrei 
als obenein mehrere gerichtliche Strafurtheile, 
ngen, die Möglichkeit öfteren straflosen Messe- 
r Renovation des Sanctissimums in der Pfarr- 
mer mehr in Frage stellten, war es die Pflicht 
I, zu thun, was ihrerseits veranlasst worden. 


Kritik des Urtheils des Appell.-Ger. zu Raiibor 

In der erzpriestorlichen Aufsicht über die Kiri 
auch das ausgeübte Recht eingeachlossen. Ebens< 
11. A.L. R, dem Erzpriester die Aufsicht zu, H 
stractioneu, welche von den katholischen BischÖi 
den die Kirchen Visitationen abgehalten (Meier, 
cheorecht, Berlin 1868 S. 114). Der Visitatoi 
Mängeln und Gebrechen sofort Abhilfe zu scha 
S. 109) ; wenn die Angeklagten also die geweil 
pfarrliche Obhut fanden, so mussten sie abhelft 
ein Verstoss gegen §. 155 IL 11. A. L. R. la 
tung der kirchlichen Ordnung in seinem Sprenj 
Erzpriesfcera, [Eichter-Bove, Kirelienrecht 6. , 
aus §§. 527. 395 IL 11. A. L. R. ergibt sieh 
Priesters, während der Erledigung einer Pfarrei 
zu treffen. Die Angeklagten haben aber keli 
vorgenommen, welche Hinschius a. a. 0. S. 47 
schöflichen Weiliegewalt, des ordo episcopalis a 
n. Ebensowenig ist durch die Gesamratl 
der beiden Angeklagten ein Interdict über dii 
von ihnen verhängt oder Oberhaupt ein bischflflii 
von ihnen ausgeübt worden. Trotz des gegen 
Gnaden am 6. October 1875 ergangenen Erke: 
Erzpriester und deren Vertreter in ihrem Amte 
S. 49 Nr. 7 und S. 52 Nr. 20), wie auch der 
gierungsrath v. Schuckmann in der Verfügung 
Nr. 3261 an Erzpriester Ensch in Gross-Doebi 
tnng Nr. 138 von 1876 S. 5.) die Portdauer 
Amtes und aller damit verbundenen Verpflichtu 
heiligen Gegenstände vor Misabrauch, Verunehri 
zu bewahren, ist die Pflicht jedes Priesters, zun 
Die Erfüllung dieser Pflicht war die alleinige 
Angeklagten. Die öffentlichen kirchlichen Pun^ 
KIutBcbau bis zu ihrer Wiederbeaetzung durch 
stätigten Pfarrer unmöglich zu machen, war S< 
geklagten weder bezweckt noch erreichbar. D' 
die Kirchenschlüssel, die kirchlichen Geiässe nn 
theils stand es , wie in obigem Eingange von '. 
nicht in der Macht der beiden Angeklagten, Mi 
Tauf-Spendung in der Kirche zu Klutschau un 
heiligen Oele dorthin ans einer anderen Kirchi 
nen oder iinberufenen Priester zu hindern oder 
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Selbst wenn die Absicht det 
gen wäre, den §. 13. Gesetz vom 
wirksam zn macheu, so würde doe! 
Rechtes hierin nicht gefunden wei 

Wie kein Beamter eigenra. 
(§. 79. II. 10. A. L. K. und §§. 
Gesetz-S. S. 466), wie keiii Kreisri 
gerichtsrathe , kein Hauptmann si 
erscheint es augenlUlIig unstattha 
menheit ein Priester ohne Gutheii 
bisheriges Amt verlasse nnd sich 
masse. Nach §. 523. II. 11. A. 
sein Amt niederlegen will, die G( 
nachsuchen. Durch die canonisch 
der katholischen Priester bestimtn 
Auch im Kiichenregiment ist die D 
jestät in der Allerhöchsten Cabir 
die Immediateingabe einer Anzah 
Generalsynode, die Traaformel un 
betreffend, laut der Akten des E 
Berlin (B. 0. 1031) jüngst auaapi 
ten können weder die Gemeindf 
Geistlichen sich durch obigen §. : 
bunilen erachten, zamal der §. k 
um ein dergleichen erledigtes Ami 
Herrn Fürstbischof Ton Breslau ■ 
liehen Gerichtshofes für kirchlich« 
1875 am Schlüsse seiner Auafühn 

Dem etwa nnkirchlich einge 
gegenüber w^re das Interdict, fal 
tigt oder ausgesprochen, obenein 
wesen, da, wer sich erst solchergei 
lehre über das Erforderniss der ki 
Kirchenrecht 1867 §. 180., SckuU, 
Sess. 22. cap. 11. de reformat., S 
14. de reform. cap. 13., Motive i 
einsetzen Hess, gewiss das von jei 
beachten würde. Selbst thatsächli 
terdict gar nicht ausgesprochen w 
und die Entnahme der Schlüssel 1 
der beiden Massnahmen haben die 
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Ein biechöflichea JurisdictionsrecLt, eine Straf- i 
walt zn üben , eine bischöfliche Anordnung über Gott 
SacramentenspendiiDg zu treffen , ist den Angeklagten 
Sinn gekommen. In letzterer Beziehung muss bemerkt 
die von Hinschitts, a. a. 0, S. 46 als ein bisehöfliehes 
haft gemachte Befngniss zu Anordnungen über die AI 
Oottesdienstes und die Spendung der Sacramente doch 
gemeinen Anordnungen far die gesammte Diöcese zu 
{RicMer-Dove, a. a. 0. §. 167); besondere Anordnung 
jenen allgemeinen Anordnungen nicht widerspricht, hat 
und Erzpriester für seinen Sprengel je nach den Orts 
selbstverständlich mannigfach , zu treffen. Geberdies ist 
geklagten wirklich keine Silbe einer Anordnung über 
und Sacramentenspende in der Pfarrei Klutschau getro: 

m. Das Obertribunals-Erkenntniss vom 23. Janus 
von anderen sehr unhaltbaren Yorauasetzungen aus. 

Der Stadtpfarrer Simon zn Schweidnitz, welchen ir 
Herr Försthischof Dr. Förster zu Breslau zn seinem C( 
zum Widerrufe ernannt hatte, übte nach der »Ämtsent 
Herrn Fürstbischofs gleichwie früher sein Amt aua und 
halb wegen bischöflicher Verrichtungen auf Grund des 
setzes vom 20. Mai 1874, über die Verwaltang erledij 
scher Bisthümer (»Gefängnissstrafe von secha Monaten 
Jahren trifft den persönlichen Vertreter oder Beauftrag 
achofs, welcher nach Erledigung des bischöflichen Stuh 
bischöfliche Rechte oder Verrichtungen auszuüben, ohne 
Gemässheit der §§. 2. und 3. die Befuguiss zur Ausüba 
erlangt zu haben«) angeklagt. Das Appellatious-Gerichl 
vemrtheilte deti Angeklagten, indem es in seinem Erkt 
ter Anderem ausführte, dass durch die Erledigung eines 
in Folge gerichtlichen ürtheils, abgesehen von den aus 
weihe sich ergehenden, von dem ordo'episcopalis überba 
gigeu Befugnissen, nur die Äemter der für das Lebi 
Seelsorge bestimmten Personen anberührt bleiben. Dies 
sieht trat zwar das Obertribunal nicht bei, Hess es viel 
neni Erkenntnisse dahingestellt, ob der erwähnte Satz 
Appellationsrichter ausgesprochenen Allgemeinheit richtif 
destflweniger aber bestätigte der höchste Gerichtshof dt 
kenntniss, indem er motivirend ausführte : || »War dem 
die Stellung eines bischöflichen Gommissars nur bis z] 
übertragen, so war diese seine Stellung — wenn man ai 
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den Ausdrücken »noster cominissarius,« »viearius 
dipgs gleichfalls auf eine pei'sönliche Vertretmi( 
— schlechterdinga als die Stellnng eines persönl 
Bcaiiftnigten des Bischöfe im Gegensätze zu ei] 
anzuselien, da dieselbe lediglich von dem Wil 
hing. Auch vermag hieran der Umstand nichts 
der Implorant Simon behauptet, nach der kirch 
Füi'stbisthum Breslau bei früheren Sedisvacanzei 
fürstbischöflichen Commiasare über die Sedisvaci 
dauert liätten, weil dessenungeachtet in der Gig 
ruflichkeit das characteriatische Merkmal eines 
gea im Gegensatz zu «inera sUiudigen kirchlicben 

Audi die Erzpriesfcer aber können von ihrem . 
entfernt weiden {Hinschitts, die preussiache Kir( 
S. 42) und bleiben doch auch nach dem Abga 
ihrer Wirksamkeit {Ilmsckius, die prenssische 
1874 und 1875 S. 49. 52). Einen Widerruf 1 
der Biäthnms-Commissare hatte Herr Fürstbisc 
chen ; nur die furstbiscliOflichen Behörden in I 
lei, General- Vicariatamt, Consistorium, Promotor- 
Amt, waren durch die Verfügung Sr. Fürstlich 
October 1875 als aufgehoben erklärt worden. 

In der Nichtigkeitsbeschwerde war ferner 
worden, dass die Ausübung der dem Angeklag 
gelegten Handlungen an sich nicht die Ausübui 
ricbtungen insbesondere des der bischöflichen J 
genden Aufsichtsrechts enthalte. 

Dem gegenüber führt das Obertribunal au 

»Es kann allerdings aus dem Umstände i 
geklagte Simon als bischöflicher Gommissarii 
und sich zu den in Frage stehenden Handlungei 
pflichtet erklärt hat, nicht gefolgert werden, dt 
in Wirklichkeit ein Ansfluas bischöflicher Kecl 
wie in der Nichtigkeitsbeschwerde behauptet wi 
richter eine solche Schlussfolgerung gezogen hS 
sich eines Bechtsirrthums schuldig gemacht ha 
keineswegs geschehen. Vielmehr hat der Appt 
theils die völlig zutreffende and gegenwärtig 
beschwerde nicht speciell angefochtene Ausführt 
ters , dass die fraglichen Handlungen , inshe: 
nung des Sanctissimums , der heiligen Oele u 
rechtlich als Ausfluss des bischöflichen Obei 
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gefaäst werden JcÖnnen, gebilligt und i 
des Angeklagten gegenüber , dass zu ( 
Handlungen jeder Geistliche befugt sei, 
Handlungen , wenn sie gleich nach ihi 
jedem Geistlicben, ja von jeder beliebi 
nien werden können, doch nach diese 
stände) allein und losgelöst von der F< 
den begleitenden Umständen nicht zur 
dürften, unter Berücksichtignng dieser 
den Falle als ein Aus&uss des bischöflici 
seien.« 

Was jeder beliebigen Person strafli 
als die Ausübung eines Amtes ersebeii 
allen Anderen die Befngniss zu der Han 
ster aber für die Handlung mit sieben 
strafen [ 


X. 

Verordnung der kQniglich-preussischen i 

vom 24. August 1876 in Betreff der i 

der Sonn- und Feiert« 

Aus Westfaleo, 2. December 1876 Tri 
geschrieben : 

>Di6 königliche Regierung zu Münster 
eine Verordnung in Betreff der äitsseren JE 
und Festtage erlassen, welche sämmtliche I 
stand betreffenden Verordnungen aufhebt. D 
als eine ganz im Geiste unserer jetzigen ki 
gebung getroffene Massregel nicht so sehr di 
net, als vielmehr durch das, was sie abschi 
nützlicher und heilsamer Bestimmungen alte 
unter dem Einflasse des Medlichen Zusamm 
Kirche entstanden waren, ausser Wirksamkei 
g^hen sind nämlich durch jene Verorduung 
Vorschriften der Regiernngsverordnnng vom 

>§. 4. An allen Sonntagen und allgeii 
tagen sollen amüiche Verhandlungen und G( 
ten und Obrigkeiten innerhalb und ausserha 
richtsstellen nicht vorgenommen werden ; nni 
zu bescheinigenden NothfUllen sind für die i 
kirchlichen Hanptgottesdienste Ausnahmen 
>§, 7. Die Polizeibehörden dürfen in der ] 
keine Erlaubniss zur Verlängerung der Tanz 
an Öffentlichen Orten über die feststehende '. 
theilen.< >§. 8. Im Innern der Kirchen 
und Kirchendiener auf Ruhe und Ordnung z' 
auch Pflicht der Polizei, den öffentlichen Got 
Kirche selbst als in der Nähe derselben geg 
zu schützen.« »§. 9. Ein jeder Hausvater 
nach ihrem Alter von der Beiwohnung des öf 
Vortheil zu ziehen vermögen, und die sonst 
gehörigen Personen zum fleissigen Besuche ( 
halten. Insbesondere müssen Herrschaften de 
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und Festtagen die nöthigeZeit zur Abwartung des öffentlichen Got- 
tesdienstes lassen und dasselbe dazu ermuntern.c »§. 10. Die Pfar- 
rer sind verpflichtet und werden hierdurch noch ganz besonders auf- 
gefordert, alle zu ihrer Kenntniss kommenden Uebertretungen dieser 
Vorschriften; ohne Ansehen der Person, der Ortspolizeibehörde anzu- 
zeigen; wenn aber diese hierauf das Geeignete zu verfügien unter- 
lässt, dies zur Kenntniss entweder des Landrathes oder ihrer vorge- 
setzten geistlichen Behörde behufs weiterer Veranlassung zu bringen.« 
Ferner wird die Bestimmung der Polizeiverordnung vom 3. Juni 
1858, wonach das Verbot des Hausirhandels auf die ganze Dauer der 
Sonn- und Feiertage ausgedehnt wird, aufgehoben, und jenes Verbot 
auf die Zeit Vormittags von 9 bis llVsühr beschränkt. Ausser der 
Authebung der vorstehend gedachten älter« Vorschriften, welche nicht 
mehr nach dem Geschmack unserer gedachten fortgeschrittenen Zeit 
sind, diaracterisirt die Tendenz der neuen Verordnung auch folgende 
Aenderung, die der §. 3. in Betreff der öffentlichen Abhaltung j^on 
Musik ^ Tanz oder ähnlichen Lustbarkeiten trifft. Während näm- 
lich früher die Zeit des Hauptgottesdienstes für das Verbot der Ab- 
haltung von Musik u. s. w. sowie für die Einstellung des gewerb- 
lichen Verkehrs massgebend sein sollte, und durch die Verordnung vom 
9. September 1842 die Ortspolizeibehörde angewiesen war, nach Eück- 
sprache mit den betreffenden Geistlichen die Zeit, wann des Morgens 
<}.er erste Hauptgottesdienst beginnt, und am Nachmittage der letzte 
Hauptgottesdienst beendigt ist, zu bemessen und bekannt zu machen, 
setzt die in Bede stehende neue Verfügung, ohne Rücksicht auf den 
betreffenden Gottesdienst, jene Stunden ein für alle Mal auf Vormit- 
tags von 9 bis IIV2 ^^d Nachmittags von IV2 Ws 3 Uhr fest.' 
Welche Unzuträglichkeiten dieser Bestimmung , namentlich für die 
Sonntagsfeier auf dem Lande , wo in der Regel der Nachmittags- 
gottesdienst nicht vor 3 Uhr beginnt, mit sich bringt, zeigt ein Fall, 
der sich schon bald nach Erlass jener Verordnung ereignete: mit 
dem Glockenschlage 3 Uhr begann zu gleicher Zeit in der Kirche 
die Vesper und im nahegelegenen Locale eines auf seinen Gewinn 
sehenden Wirthes die öffentliche Abhaltung der Tanzlustbarkeit, und 
in die Töne der Orgel beim sacramentalen Segen mischten sich die 
E^änge der Tanzmusik!« 


XI. 

I des österreichischen Verwaltungsgerichtshofes. 

den Nachlass eines Mönches in Oesterreich. 
ichiectieii Zeitschrift für VerwaltuDg Nr. 8. v. Jahre 1877.) 

!iovember 1874 überreichte das Bencdictinerstifl. in 
len Abt Clemens Moser, vertreten durch Dr. Ofiier, 
jandgeriehte ia Wien in Civilrechtsangelegenbeiten 
ir die Administration der allgemeinen Versorgunga- 
mlt dem Begehren , es möge erkannt werden : Die 
luldig, auf Grund der Rentenscheine vom SO. No- 
. 8531, vom 31. December 1849, Z. 5332, und vom 
852, Z. 5331 , jeder auf eine Einlage von 200 fl. 
len Namen des am 11. März 1874 verstorbenen Stift- 
tn Fesenböck zu Molk lautend, die Dividenden des 
tentenscbein mit 525 fl., sobin für alle drei Eenten- 
m mit 1575 ö. sammt 6 Frocent Verzugszinsen nebst 
ilen, 

rehren wurde auf den umstand zDrückgefQbrt, das» 
74 verstorbene Stiftpriester Aemilian Pesenböck auf 
mtenscheine der geklagten Kentenanatalt die Jabres- 
ntbetrage von 1575 fl., und zwar das letzte Mal im 
ogen. Nach den §§. 27. nnd 99. der Statuten der 
tn die Erben eines verstorbenen Mitgliedes die Divi- 
Bjahres ansprechen; allein die Geklagte verweigert 
Molk die Auszahlung dieser Dividende unter dem 
nach Aemilian Fesenböck keine Verlassabhandlung 
1, das Stift Molk übrigens nicht der gesetzliche Erbe 
ventualen sei, obwohl die Geklagte, nach dem Bach- 
zwei Jabre vorher die Jahresdividende nach dem 
iventualen Friedrich Beranek dem Stifte anstandslos 
Nach §. 573. allgemeinen bürgerlichen Gesetz- 
[Qnefa nicht befugt zu testiren ; nach noch zu Eecht 
mischen Vorschriften und nach den Patenten vom 20. 
30. August 1782 gehdrt alles , was ein Stiftpriester 
ifte, und dieses ist auch ohne eine Verlassabhandlung 
ler Erbe. Ferner legt Kläger eine Quittung des 
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BenedictinerstifteR Göttweih vor, welcher zufolge dasselbe ala geaetz- 
liclier Erbe seines Capitularen F. X. Windegger über ein dem Letz- 
teren gehöriges Satzeapital von 700 fl. quitirte und welche sowohl 
mit der bischdflichen, als auch mit der landesfürstlichen 
versehen wurde. Schliesslich beruft sich der Kläger aal 
geniein bürgerliches Gesetzbuch, wonach die gesetzliehe E 
lieber Personen im politischen Wege geregelt wird und 
obiges Begehren. 

Die Geklagte, vertreten durch Othmar Reiser, gei 
Einrede zu, dass Aeroilian Peaenböctt Besitzer dreier B 
war, erkennt aber das Stift Molk nicht als dessen Erben 
nachfoiger an ; sie beruft sich vor Allem darauf, dass ?■ 
keine Testivfähigkeit hatte (§. 573 aligemein bürgerliches 
und dass dem Stifte Molk auch kein Erbrecht nach dei 
steht, da Ordeusprofessen nach §. 182. des k. Patents vo 
1854 die DispositonsfUhigkeit über das TennOgen, welc 
Eintritte in das Kloster besassen , verlieren und auch n 
erwerben können. Uebrigens habe Peseuböck für seine ( 
läge von 231 fl. an Dividenden im Ganzen 7397 fl. 49 
und liege daher auch aus diesem Grunde kein Anlass V' 
weitere Dividende zu bezahlen, zumal für denselben b 
tuten vom 4. October 1824 massgebend sind, in diesen 
99., welcher den Statuten des Jahres 1862 angehört, niel; 
Es könne daher im vorliegenden Falle nur das Erbrecht 
aber eine anderweitige Rechtsnachfolge in Betracht 1 
fallen diese Dividenden gemilss §. iil. der Statuten den 
tenbesitzern zu. üeberdies seien die abgeschlossenen Li 
träge mit Hinblick auf die Erwerbsunfähigkeit Pesenböc 
sprünglich ungültig gewesen, darum können daraus keit 
das Stift abgeleitet werden. Bitte um Abweisung d 
gehrens. 

Nach durchgeführtem schriftlichen Verfahren wie 
Landgericht in Wien mit ürtheil vom 25. Februar 1871 
das Klagebegehren ab und rerurtheilte den Kläger zum 
mit 127 fl. 47 kr. liquidirten Kosten an die Geklagte, < 
folgenden Granden: 

Es steht nnbezweifelt fest, dass Aemilian Pesenböct 
ster des Benedi ctinerstifts in Molk gewesen, sowie dass ( 
bereits im Jalire 1810, laut Beilage K, das Gelübde der 
gelegt. Das allgemeine bürgerliche Gesetzbuch hat die 
dieser Gelübde ausdrücklich anerkannt, indem es dem L 

Aioliiv nir Kirclienraitht. XXXVUI. 
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Jemand dem Becbte, etwas überhaupt zn erwerben, entsagt habe, 
im §. 53^. eine ganz bestimmte Wirknng, nämlich die Erbnnfähig- 
keit des Entsagenden , zuschreibt und im §. 539. nur noch auf die 
besonderen politischen Gesetze- yerweist, welche die einzelnen Folger- 
ungen oder Abweichungen dieses im Ganzen festgehaltenen Grund- 
satzes normirt haben. Es ist aber ganz klar, dass §. 538. die Erbun- 
fähigkeit des Entsagenden nur aus der Unfähigkeit desselben, in 
Folge seiner Entsagung, etwas für sich zu erwerben, ableitet; es er- 
gibt sich demnach auch , dass ein Professpriester , der das Gelübde 
der Armuth abgelegt hat, nicht berechtigt sein kann, durch Hingabe 
eines fixen Geldbetrages sich eine Leibrente zu sichern. 

Dass ein solcher Stiftspriester durch die Abschliessung eines 
Leibrentenvertrages mit der allgemeinen Versorgungsanstalt in Wien 
dem Stifte ein Recht auf die Leibrente nicht erwerben konnte, er- 
gibt sich, ganz abgesehen von allen Amortisationsgesetzen, auf derefi 
Wirksamkeit heute nicht abgegangen zu werden braucht, aus §. 1. 
der Statuten der geklagten Gesellschaft yom 4. October 1824, wel- 
chem zufolge moralische Personen und Communitäten jeder Art an 
dieser Anstalt nicht theilnehmen können. Hat demgemäss Aemilian 
Pesenbdck ein Becht zum Bezüge der Leibrente für seine Person 
wegen des in Mitte liegenden feierlichen Gelübdes der Armuth nicht 
erwerben können, so kann es in Ansehung des von ihm zwar that- 
sächlich, aber nicht rechtlich ausgeübten Bezuges auch keinen Recbts- 
nachfolger geben und finden die §§. 27. und 99. der Statuten auf 
den vorliegenden Fall keine Anwendung^ 

Diese Entscheidung findet noch in einer weiteren Erwägung 
ihre gesetzliche Berechtigung: Durch eine Beihe von Hofdecreten, 
z. B. vom 9. November 1781, 30. August 1782, 23. October 1784, 
6. November 1786 , fand sich die Gesetzgebung des vorigen Jahr- 
hunderts genöthigt, das Erbrecht solcher Personen zu regeln, welche 
durch die Aufhebung der Orden aus deren Verbände getreten waren, 
und gleichzeitig zu erklären, dass dieselben, von diesem Zeitpuncte 
angefangen, auch befugt seien, auch auf andere Weise als durch Erb- 
recht zu erwerben. Diese Gesetze zeigen woljl klär, dass die Un- 
fähigkeit des Ordensprofessen zum Eigenthumserwerbe stets Grund- 
satz der österreichischen Legislation gewesen ist, weil eben erst Aus- 
nahmsbestimmungen für die Fälle erlassen werden mussten, in wel- 
chen Ordenspersonen aus dem Orden in Folge der Aufhebung der- 
selben zu treten genöthigt waren, um deren Erwerbsfähigkeit neu zu 
begründen. In ganz gleicher Weise wurde durch besondere Bestim- 
mungen (Hofdecrete vom 12. Deeember 1788 und 25. März 1802) 
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den als Pfarrer und Caplänen exponirten Mönchen solcher Klöster, 
welche keine stabilitas loci haben , eine beschränkte Erwerbs- und 
Testirfähigkeit eingeräumt; und auch diese Verordnungen zeigen a 
contrario, dass für alle nicht ausgenommenen Fälle das öster- 
reichische Recht einen Sondererwerb des Conventualen nicht aner- 
kennt. 

Nachdem Aemilian Pesenböck als Proiess und Priester des Be- 
nedictinerstiftes Molk angeführt wird und besondere Thatsachen nicht 
nachgewiesen wurden, aus denen eine auch nur beschränkte Erwerbs- 
fähigkeit desselben gefolgert werden könnte, nachdem daher dieser 
Ordensmann in Folge seines öelübdes für sich gar nichts erwerben, 
somit das Stift, dem er angehörte, in ein vom ihm erworbenesVer- 

» 

mögen als Bechtsnachfolger nicht eintreten konnte, musste das Elage- 
begehren abgewiesen werden. Der sachfällige Theil hat die Kosten 
des Bechtsstreites zu ersetzen. 

Ueberodie Appellation des klägerischen Stiftes änderte das k. k. 
Oberlandesgericht in Wien mit Urtheil vom 7. Juni 1876, Z. 6878, 
das angefochtene Erkenntniss der ersten Instanz ab, gab dem Klage- 
begehren Folge und verurtheilte die geklagte Yersorgungsanstalt zum 
Ersätze der Kosten erster Instanz mit 78 fl. 6 kr. und der Appel- 
lation mit 19 fl. 31 kr« Dieses in der Erwägung, dass die Rechts- 
Verhältnisse der Stiftsgeistlichen gemäss den §§. 867., 355. un(1356. 
allgemein bürgerliches Gesetzbuch und §. 31. des Gesetzes vom 7. 
Mai 1874, Z. 50^, nach den politischen Gesetzen neben dem bürger- 
lichen Gesetzbuche zu beurtheilen sind, also das letztere in Beziehung 
auf die Erwerbsfähigkeit dfer Benedictinermönche nicht mit solcher 
Strenge zu beurtheilen ist, und man nicht bis zur äuBsersten Be- 
schränkung der Erwerbsunfähigkeit so weit gehen kann, dass sich 
ein Gymnasialprofessor durch Lectionen, ein Priester durch Messsti- 
pendien, ein Schriftsteller durch gelehrte Werke, ein Oeconomiepfar- 
rer in der Landwirthschaft, ein Vicar durch Leistungen in der Seel- 
sorge und dergl. m. nicht solche Ersparnisse machen dürfte, um Ein- 
lagen in einer Yersorgungsanstalt zu machen oder sich ein Loos und 
dergl. anzuschaffen ; dann in weiterer Erwägung, dass einer der Ren- 
tenscheine ausdrücklich vor dem Namen Aemilian Pesenböck die Be- 
zeichnung »Klosternamen« enthält, die Geklagte also dessen Mönchs- 
eigenschaffc von vornherein wusste und nun ihre eigene Handlung 
bestreiten möchte ; in fernerer Erwägung, dass Geklagte selbst das 
Hofdecret vom 4. Jänner 1787, Z. 1., anerkennen muss, wonach »das 
Stift den Stiftsgeistlichen abhandelt und erbt,« also der Rechtsnach- 
folger des Aemilian Pesenböck ist ; und in endlicher Erwägung, dass 

8* 
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der vollständig Unterliegende dem Gegner nach den §§. '24. bis 26. 
des Gesetzes vom 16. Mai 1874, Nr.^ 69. K.-G.-BL, die Kosten des 
Streites zu ersetzen hat. 

Der k. fc. oberste Gerichtshof verwarf .mit ürtheil vom 16. 
November 1876, Z. 10587, die ßevisionsbesch werde der Versorgungs- 
anstdlt und bestätigte das oberlandesgerichtliche Erkenntniss aus 
nachstehenden Gründen: 

Es handelt sich im vorliegenden Streitfalle nicht darum, ob 
die von Aemilian Pesenböck in den Jahren 1825, 1849 und 1852 
mit der Administration der allgemeinen Versorgungsanstalt in Wien 
abgeschlossenen Leibrentenverträge zu Eecht bestehen oder nicht 
es hat die geklagte Anstalt auch keinen Anspruch erhoben, dass ihr 
dem Aemilian Pesenböck im Laufe der Jahre ausbezahlten Dividen- 
den im behaupteten Gesammtbetrage von 7379 fl. 49 kr. rücker- 
stattet werden sollen ; sondern es handelt sich blos darum , ob sie 
verpflichtet sei, nach den §§. 27. und 99. der Statuten «die von den 
drei Rentenscheinen aushaftende Dividende des Sterbejahres mit 1575 
fl. dem Stifte, Molk als Erben oder sonstigen Rechtsnachfolger sei- 
nes am 11. Mai 1874 verstorbenen Conventualen Aemilian Pesenböck 
auszubezahlen, dass nun die §§. 27. und 98. der Statuten vom Jahre 
1862 auch auf Aemilian Pesenböck, als früheren Theilnehmer der 
Anstalt, Anwendung finden, kann sowohl nach der Einleftung 
der Statuten, als nach Absatz VI. der allgemeinen Bestimmungen 
keinem Zweifel unterliegen, da hierin ausdrücklich ausgesprochen ist, 
dass die früheren Theilnehmer auch an allen Vortheilen der neuen 
Statuten participiren. Es kann sich daher im vorliegenden Falle, 
mit Beiseitelassung aller Fragen über die Erwerbs- und Testirfähig- 
keit Pesenböcks nur darum handeln, ob das Stift als Erbe oder son- 
stiger Rechtsnachfolger desselben anzusehen ist. Nach §. 797. all- 
gemeinen bürgerlichen Gesetzbuches muss das Erbrecht, sowie jenes 
der Rechtsnachfolge in das Vermögen eines Verstorbenen, vor Ge- 
richt verhandelt und von demselben die Einantvyortung des Nach- 
lasses in den rechtlichen Besitz erwirkt werden. Dies ist im vorlie- 
genden Fall auch bereits geschehen, denn wie die Beilage L. der 
Replick ausweist, hat das k. k. Bezirksgericht in Molk als Abhand- 
lungsbehörde Pesenböcks den in den gedachten drei Rentenscheinen be- 
stehenden Nachlass desselben am 19. Juni 1875 auf Grund der Ordens- 
statuten und der diesfälligen politischen Gesetze dem Benedictinerstifte 
Molk als gesetzlichen Brben und Rechtsnachfolger seines genanuten^Capi- 
tularen in dasEigenthum zugewiesen. Es liegt daher einerseits die unbe- 
dingte statutenmässige Verpflichtung der geklagten Anstalt zur Ausbe- 
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zalilung der Sterbejahresdividenden per 1575 fl. an den Erben der 
sonstigen Rechtsfolger Pesenböck's, und andererseits die rechtskräftige 
gerichtlich^ Entscheidung vor, dass dem Stifte Molk diese Dividenden 
als Erben und Rechtsnachfolger seines genannten Conventualen gebüh- 
ren. Hienach war aber dem Klagebegehren stattzugeben, daher das Er- 
kenntniss der zweiten Instanz zu bestätigen, zumal ein Caducitäts- 
recht der geklagten Anstalt nach §. 31. der Statuten erst dann ein- 
tritt, wenn sich Niemand als Erbe oder Rechtsnachfolger des ver- 
storbenen Rentenbesitzers zu legitirairen vermag. 

Die Entscheidung in Ansehung der Revisionsk^sten, welche 
der sachfällige Revisionswerber zu vergüten hat, beruht auf den §§. 
24. und 26. des Gesetzes vom W. Mai 1874. 

^. Abweisung , des von einem geschiedenen Ehegatten gestellten Be- 
gehrens^ die GiÜiglceit der vmi dem anderen Ehegatten im Auslände 
mit eitlem Ausländer geschlossenen Ehe nach dem Hofdecrete vom 

23, August 1819 zu untersuchen^), 

(Aus der österreichischen Zeitschrift für Verwaltung Nr. 11. vom Jahre 1877.) 

Ludwig Fürst R. würde mit Antonia 0. in der katholischen 
Pfarrkirche St. Andrä zu Lemberg am 14. Jänner 1869 ehelich ge- 
traut. Aus dieser Ehe ist ein Sohn, nämlich# der am 7. October 
1869, geborene Prinz Alexander R., entsprossen. Schon mit Bescheid 
des k. k. Landgerichtes in Wien vom 19. März 1872 wurde die 
einver&tändliche Scheidung der beiden Ehegatten bewilligt, worauf 
sich, nach Angabe des Ludwig Fürst R., seine geschiedene Ehegat- 
tin nach Zürich begab, dort zur protestantischen Kirche übertrat 
' und sich am 2. Mai 1872 mit William W., k. gro?sbritanischen Ar- 
tilleriecapitän, verehelichte. Sie besitzt in Galizien die Herrschaft 
Zagrobela cum attin., welche ihr in der Lemberger Landtafel mit 
der Beschränkung der von ihrem Grossvater Vincenz Grafen K. zu 
Gunsten ihrer Kinder angeordneten fideicommissarischen Substitution 
eigenthümlicii zugeschrieben ist, nach welcher die Herrschaft auf 
Eines ihrer Kinder nach ihrem eigenen Willen und Wahl nach ihrem 
Tode übergehen soll. 

Ludwig Fürst R. befürchtete nun, seine geschiedene Ehegat- 
tin werde die aus ihrer jetzigen Ehe etwa entspringenden Kinder vor 
dem Sohne erster Ehe, Alexander Prinz R., bevorzugen, wenn nicht 
die zwmte Ehe, wegen des bestehenden Ehehindernisses des Eheban- 


1) Man vergl. dazu über den Fall BibeskoBeauffremont Archiv Bd. 37. 
S. 217. 
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iüd 111. allgemein bürgerliches Gesetzbuch) nach den 
I Österreichischen Eaiserataates als ungiltig erklärt , die 
te eventuell eotspriessenden Kinder als unehelich erklärt 

165. allgemein börgerlichen Gesetzbuches von den Bech- 
lilie nnd der Verwandtschaft ausgeschlossen werden. Er 

unter Berufung auf das Hofdecret vom 13, Juli 1837, 
j,-S., zufolge dessen über eine derlei durch den Tod be- 
ste Ehe'anf Einsehreiten Privatbetheiligter zur Geltend- 
er privatrechtlichen Ansprüche die Untersuchung einge- 
e Entscheidung gefüllt, werden kann ; dann mit Hin- 
>uf, dass obiges Ebehinderniss nach §. 94. des allgemein 

Gesetzbuches von Amtswegen zu untersuchen ist, nnd 
1 W. und Antouia Fürstin R. in Wien wohnhaft sind : 
Indesgericht wolle im Sinne des Hofdecretes vom 23. 
1, Nr. 1595 J.-G.-S., nach geschlossenem Verfahren über 
:eit der von Antonia Fürstin E. mit William W. am 2. 
iscblossenen Ehe erkennen. 

k. Landesgericht in Wien wies mit Bescheid vom 28. 
;. 61994, dieses Begebren mit dem Bemerken ab, dass 
hnng der Giltigkeit der von Antonia, geb. 0,, gericht- 
lenen Gattin des Gesuchstellers, nach ihrem angeblichen 
Eur evangelischen Kirche mit dem englischen Ärtil- 
ffilliam W. am 2. Mai 1872 zu Zürich in der Schweiz 
in Ehe gemäss §, 94. allgemein bürgerlichen Gesetzbu- 
tngeleitet werden kann, weil die Bedingungen des g. 4. 
rgerlichen Gesetzbuches derzeit nicht vorliegen, indem 
ausser Zweifel Ausländer und derzeit auch nicht dar- 

dass diese Ehe auch hierlands rechtliche Folgen ha- 

agegen ergriffenen Recurse hat das k. k. Oberlandesge- 
en mittelst Erledigung vom 12. September 1876, Z. 
B Folge gegebea, weil, abgesehen davon, dass nicht dar- 
lass Fürstin Antonia R. vor Eingehung der Ehe mit Wil- 
ht aus dem Österreichischen Staatsbürgerverbande ge- 
lbst für den Fall, als dieses nicht geschehen ist, doch 
ai 1872 mit dem Ausländer William W, zu Zürich ein- 
be sich der civilrechtlicheu Untersachung und Entscbei- 
tre Giltigkeit im Inlande entzieht; weil nicht erkenn- 
diese Eheschliessung rechtliche Folgen im Geltungsge- 
gemeinen bürgerlichen Gesetzbuches hervorbringen sollte 
in dem Masse hervorgebracht habe, dass privatrechtliche 
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Ansprüche dagegen nach Inhalt des Hofdecrets T( 
Nr. 208 J.- G.-S., gelteod zu machen oder zu wal 
sondere ist die Nachfolge in der Herrschaft Zagrobi 
das Recht des Prinzen Alexander B. biezn noch u 
Längt Letzteres noch von manch' anderen Beziehun 
sagen kann, dass Prinz Alexander It. in seinem ] 
tigt sei. 

In dem gegen diese obergerichtliche Brlei 
ten ansserordenuiche Bevisionsrecarse wird geltent 
rechtliche Anspräche seien fär die Beuriiheilung d 
Ungiltigkeit einer Ehe ohne irgend einen Biuflusa 
cret vom 27. Juni 1837, Nr. 208 J.-G.-S. berück! 
Sprüche nur in der Bichtung, dass der in seinen 
schädigte der von Aratswegen einzuleitenden ünte 
Ungiltigkeit der Ehe als Privatbetheiligter beitret 
Auslände geschlossene Ehe werde immer dann nacl 
Rechte zu beurtheüen sein, wenn sie überhaupt in 
biete des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches 
hervorbringt, wenn selbe anch noch nicht in der 
privatrechtliche Ansprüche dagegen zu wahren sin 
W. wollen in Oesterreich jene Rechte geniessen , 
Eheleuten zukommen, ihre in dieser Ehe erzeugt 
sollen als eheliche angesehen werden und es sollen 
der ehelichen Geburt zukommen. Neben diesen £ 
noch die privatrechtlichen Ansprüche des minde 
Alexander R. zu wahren. Die Untersnchung der 1 
Ehe müsse nach §. 4. allgemein bürgerlichen Ge 
mehr eingeleitet werden, aäs es sich nm eine zwei 
welche nach <)sterreichiscben G«setzen sich als um 
Der k. k. oberste Gerichtshof hat jedoch mit 
16. November 1876, Z. 13,447, diesem ausserordei 
recurae aus Abgang der nach dem Hofdecrete vom 
Nr. 2593, zur Abänderung gleichförmiger Eutschi 
den unteren Instanzen erforderlichen Bedingungen 
^eben, weil William W. von dem Becarrenten sei 
länder bezeichnet yrird, bezüglich der Antonia Für 
vorliegt, dass sie noch derzeit {österreichische Staat 
es sich somit in dem vorliegenden Falle um die El 
handelt, ohne dass anch nur behauptet wird, dass 
mindestens Einer derselben, hierlands den beständi 
ben, während schon das Hofdeeret vom 23. Octobf 
J.-Gr.'S. vorschreibt, dass in solchen Fällen in keir 
Ehevernichtnugs- oder Ehescheidungsklage einzuge 
keiner jener Fälle eintritt, in denen nach der Bestii 
der Civiljurisdietionsnorm vom 20. November 185i 
El, Ansiänder vor den Österreichischen Gerichter 
können unter solchen Umständen aber in den ange 
förmigen Erledigungen weder eine Nichtigkeit uoi 
Ungerechtigkeit zu erkennen ist. 


" .'-^Püp 


XH. 

Bestätigung der ruthenischen Capitel zu Lemberg 
und Przemysl. 

[nstitat der Capitel als besondere Corporationen , welche 
zlich garantirten Einfluss auf die Verwaltung der Diöcese 
wickelte sicli uad eiistirt blos in der lateinischen Kirche, 
ilischea Bi3ch5fe Dahmen seit der ältesten Zeit bei der 
der Diöcesen ein Collegium von IMestern, das Presby- 
Hfilfe. Darans wurde im Laufe der Zeit eiu ständiger 
r Senat, welcher jedoch niemals.die den Capiteln zustehen- 
hatte, noch auch jemals eine Corporation im canonischen 
Vortes bildete. Der Patriarch umgab sich ausserdem mit 
in Schaar von Würdenträgem, als da sind der Logotheta, 
sx, Oeconoraos, Sacelarioa u. s. w'),« Einige dieser Würden 
I wurden atich au den Bischofssitzen eingeführt und da 
'e in der Regel jene Würden an solche Priester verliehen, 
1 Presbyterium gehörten, so geschali es, dass mit der Zeit 
jn vou dem Presbyterium untrennbar waren. Ebenso ^e- 
t den Aemtern des Archidiaconen und Archipresbyter, welche 
ier griechischen wie in der lateinischen Kirche bestanden. 
rlso das Presbyterium in seinem Schoosse Würdenträger, 
ilte ihm an einer inneren Organisation. In der abendlän- 
ehe ist diese Organisation erfolgt, indem die Preshyterien 
1 Capitel annahmen und sich in Corporationen mit anto- 
;uten und autonomer Verwaltung umwandelten, zum Be- 
jn Vermögens gelangten und das Eecht erhielten, an der 
■ der Diöcese Theil zu nehmen. In der orientalischen 
ab daa Presbyterium dagegen in seinem ursprünglichen 
d. h. es bildet blos die Umgebung des Bischofs, steht 
inem Bathe zur Seite und unterstützt ihn bei denjenigen 
, mit deren Vollführung der Bischof die einzelnen Mit- 
Fresbyteriuma betraut. Diese Einrichtung blieb auch in 

Fon handelt das im Archiv Bd. 19. S. 352 knrz besprochene Werk 
: ZhtBhmon'n. »Die Synoden und Episcopalämter ia der morgen- 
:irche.< Wien 1867. 
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der ruthenischen Kirche trotz der Union unverändert. Das Calhe- 
dralpresbyterium in Ijemberg bestand ursprünglich (nach dem Statut 
der Lemberger Synode v. J. 1539) aus acht Pfarrern des Ortes, und 
einem Diacon, welche in der [ruthenischen] Kirchensprache »Kryios- 
zany« Messen. Das Ansehen dieses bischöflichen Senats stieg be- 
sonders unter der Regierung des Kaisers Franz L, als dieser die 
HaUc0er [mit der Lemberger unirie'] Metropole wieder herstellte 
und deren Bestätigung in Eom erwirkte. (Bulle P. Pius VII. In 
universalis Ecclesiae regimine^ v.J. 1807). Durch die Bemühungen 
dieses ^Kaisers wurde das Lemberger Fresbytenum (Decret vom 25. 
Februar 1813) und i'ds Pr^emysler (Decret vom 20. August 1815) 
nach dem Vorbilde der Capitel eingerichtet und entsprechend do- 
tirt. Die Lemberger Metropoliten und die Bischöfe von Przemysl 
strebten seitdem eifrig darnach, dass der apostolische Stuhl ihre 
Capitel bestätige und in dieser Weise denselben die den Cathedral- 
capiteln zukommenden Rechte ertheile. In Folge dessen erliess 
Pius IX. auf Bitten der Metropoliten seligen Andenkens Lewicki und 
Likwinowicz und des Bischofs Polafiski im Jahre 1864 ein Breve, 
welches beide ruthenischen Capitel bestätigte und im Jahre 1875 
ertheilte er den beiden ersten Dignitarien des Lemberger ruthenischen 
Capitels das Recht-, die Mitra und den Hirtenstab zu tragen (usum 
pontificalium) und bestätigte die Statuten des Lemberger und des 
Przemysler ruthenischen Capitels. Zugleich gestattete Pius IX. in 
einem anderen Schreiben auf Bitten des Erzbischofs Sembratowicz 
den ruthenischen Domherrn während der liturgischen Functionen ein 
violettes Birett und ein goldenes Kreuz zu tragen, der niederen 
Geistlichkeit gestattete er, ein schwarzes Birett zu tragen. Da in 
dem betreflenden Breve nur von der Cathedralgeistlichkeit die Rede 
ist, so richtete der Metropolit eine weitere Bitte an den heiligen 
Stuhl, damit der gesammten Diöcesan-Geistlichkeit gestattet werde, 
Biretts zu tragen. Die erwähnten Decrete Pius IX. haben (nach 
den Lemberger »Wiudomosci Koäcielne« 1875 Nr. 38, woraus wir 
auch das Vorstellende grösstentheils entnommen haben) folgenden 
Wortlaut: 

I. PIUS PP. IX. Ad p'rpettmm rei memoriam. In Apostolicae 

Sedis fastigio, Deo sie volente coUocati, deque universi catholici gregis 

• 

1) Vergl. die hierhergehörige Stelle der cit. Bulle in Acta et decreta s. 
coDcil. recent. Collect. Lacensis. tom. II. Frih. Brisg. 1876 pag. 483 a. Vergl. 
ebend. pag. 552 und die dort in Note a. E. cit. Annales Eccles. Kuthenae von 
M. Harasiewicz über die Geschichte der ßuthen. Capitel. 
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incoluroitate solUciti, prout nostri muneris ratio postulat, libenter 
ea coQcedimas atqae elargimor , quae ad bonum Ecclesiarum orien- 
talis ritus, earuipque cum hac Sancta Sede, Catholicae unitatis 
centro, conjunctionem firmandam conducere videantur. Jam vero 
superiori saeculo Batheni Antistites et Clerus Ecclesiae Haliciensis, 
Leopoliensis et Eamenecensis , ad Metrppolitanani dignitatem a fei. 
rec. Pio VII. Praedecessore Nostro evectae, nee non Cathedralis 
Premisliensis , Sarnboriensis et Sanociensis non semel ab Apostolica 
Sede flagitarunt, ut Sacerdotum Presbyteria seu Collegia, quae in 
praefatis Ecclesiis sive in sacris munehbus obeundis, sive in doece- 
sibus regendis sedulam Episcopis operam navant, ^uaeque a Metro- 
politanis instituta et erecta atque etiam Capitata fuerant nuncupata, 
Apostolica Auctoritate roborarentur, quo et majori decore fulgerent, 
et magis stabilia et vero etiam in evum duratura aevader^nt. Verum- 
tarnen pluribus interjectis impedimentis voti compotes fieri nunqnam 
potuerunt. Novissime tarnen Michael Cardinalis Lewicki, Metropo- 
lita Leopoliensis, eoqne defuneto praesens ejusdem Ecclesiae Arcbi- 
episcopus Litwinowicz, itemque praesens Antistes Premisliensis, Tho- 
mas Polaäski^ una cum utriusque Ecclesiae clero et dignitatibus 
iteratas hac super re preces exhibuerunt datis ad Nos Litteris, qui- 
bus nimirum enixe flagitabant, ut in divini Nominis gloriam, Ca- 
tholicae Ecclesiae exaltationem Sancta^que ünionis amplitudinem ac 
firmamentum illarum Ecclesiarum CoUegiis canonicam approbationem 
largiri dignaremur ; simulque Nobis exponebant, utrumque Collegium, 
Archiepiscopalis scilicet Ecclesiae Leopolitanae Graeco^Ruthenae , ti- 
tulo S. Georgii Megalo-Martyris decoratae et Cathedralis ejusdem 
ritus Ecclesiae Premisliensis sub titulo Nativitatis S. Joannis Baptis- 
tae, quinque constare Praelatis seu dignitatibus, videlicet, Archipres- 
bytero seu Praeposito, Archidiacono seu Decano, Skenophilace seu 
Custode, Scholiarcha seu Scholastico, Chartophilace seu Cancellario, 
quibus in Ecclesia Leopolitana quinque, tres vero in Premisliensi ac- 
cedunt Canonici gremiales, quorum omnium sj^stentationi satis pro- 
visum est. Nos igitur perpendentes Romanos Pontifices, Praedeces- 
sores Nostros, Orientalibus ad Catholicam unitatem reversis nedum 
indulsisse, ut in avitis ritibus et consuetudinibus permanere possent, 
dummodo veritati ac doctrinae fidei catholicae minime adversaren- 
tur, et communionem cum Ecclesia Romana non excludereht, verum 
etiam eas bonorum accessiones largiri non dubitasse, quas ipsi Orien- 
tales, praesertim qui Latinis immixti vivunt, pluries et enixe postu- 
lassent, inspectisque juribus ac rationum momentis, quae allata sunt, 
probe libratis, de consilio Venerabilium Pratrum Nostrorum, S. R. E. 
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Cardinalium de Propaganda fide negotiis orienta 
rum eshibitis, ejusmodi precibus annuenduni exi 
per hos Lilteras eadem Presbyteria seu Capi^ 
Graeco-Rutheni, MetrppoUianum scilicet Leopol 
I^etnisliense, Aucloritaie Nostra Apostolica apj 
mtis. Tute lamen lege, ul nomiisi Preshyteri sa& 
viduati in eadem cooptentur. Volumus autem e 
nerabiles Fratres Archiepiscopus> Leopoliensis 
misliensis, collatis cum sno qaisque Capitulo, nt 
erecto, consiliia, constitutioues confieiant, quibus 
ad persolvetidum divinum officium, ad cbori disi 
siasticas fauctioaes et singulorum ofticia, quidqt 
tarn pertinent rerum omnium sive in spiiitiialibi 
libns ordinationem, nt omnia tum dictar^im Ecele 
que Presbyterii seu Capituli negotia, apte ac ri 
jubemus, ut praedicti Venerabiles Fratres, Arch' 
sis et Episcopus Premislieosis , CoustituUoDes C( 
supra maudatum est, confectas ititra sei men: 
CoDgregatiouem de propaganda Fide, ut eiamin: 
opna Sit, corrigantur ac rite probentur. Praeseu 
Nostris oibil iunovare intendimus de iis, qua 
Nostris optime statuta fuerunt circa Graecos, qi 
vunt, et praecipue decreta, ab enunciata Congref 
Fratrum Nostrorum ejusdem S. R. Ecciesiae C 
Propagandae Fidei pi'aepositorum pluries super iis 
valida ac in eorum pleiiissimo effectu renianere ' 
damua, Decernentes has Nostras Litteras firmas 
ces existere et fore suosque plenarios et integre 
obtinere, ac illis, ad quos spectat et pro tem 
spectabit plenissime suffragari; sicqne in praemi 
judices ordinarios et delegatos, etiam causaruo 
Auditores, judicari et definiri debere irritumqne 
super bis a quoqaam, quaris auctoritate, scientei 
tigerit attentari. Nou obstaotibns Constitutionibi 
Apostolicis. ceterisque contrariis quibuscamque. 
apud S. Petrum sub Annnlo Piscatoris, die XII. , 
Pontificatus Nostri Anno XIX. N, Card. Paracc 
L. S. cum effigie PiscatoHs et inscriptione : Pin 
II. PIÜS PP, IX. Ad futwram rei memoriai 
versarcur, maiime postnlat, ut ea nitro coneedan 
dam Clero digiiitatem facere poasuut. Itaque cu 
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ter Joscphus Sembratowicz, Archiepiscopus Leopoliensis Ritus Graeco- 
Eathoni, Nos nuper oraverit , Pontificaliura usum , eo quidera modo 
ac forraa, quibus Archimandritae Basiliani exercere illa consueverunt, 
duabus primis dignitatibus MetropoJitani sui Capituli Leopoliensis, 
Nos, cum Venerabilibus Fratribus Nostris, Sanctae Ecclesiae Romane 
Cardinalibus Congregationis Fidel Propagaiidae pro negotiis Ritas 
Orientalis, mature re communicala, seduloque perpensa, meraorati 
^enerabilis Fratris Josephi annuendum votis, quibus Metropolitani 
templi, et sacrarum cacremoniarum spleudori ac majestati prospicitur, 
existimavimus. Quae cum ita sint, singulos atque uuiversos, quibus 
Nostrae hae Litterae favent, ab quibusvis excommunicationis, et in* 
terdicti, aliisque ecclesiasticis censuris, sententiis et poenis, quovis- 
modo, vel quavis de causa latis, si quas forte incurrerint, hujus tan- 
tura rei gratia absolyentcs, et absolutos fore censentes, Potdificalmm 
usum duabus primis Dignitatibus Metropolitani Capituli Leopotien- 
sis Buihenorum^ de Venerabiliiim Fratrum Gardinalium^ quos supra 
nominavimus^ consilio, Auctoritate Nostra Apostolica, hisce perpetuo 
valituris Littcris, decernimus, atque elargimur, ad normam tarnen 
decreti Congregationis Venerabiliura Fratrum Nostrorum sanctae Ec- 
clesiae Romanae Cardinalium Sacris Ecclesiae Ritibus praepositorum, 
a Pio VII. Praedeoossore Nostro recolendae memoriae approbati, per 
Constitutionem tamquam hie insertam et ad verbum expressani haber^ 
mandamus. Decernimus porro praesentes Nostras Literas firmas, va- 
lidas, et efficaces fore, duosque plenarios et integros effectus sortiri, 
et obtinere, eisdemque primis dignitatibus, eorumque successoribus, 
hoc, futurisque tcmporibus plenissime sufiFragari, sicque in praemissis 
per quoscumque judices, ordinarios et delegatos, etiam causarum Pa- 
latii Apostolici Auditores, Sedis Apostolicae Nuntios, ac Sanctae Ec- 
clesiae Romanae Cardinales, etiam de Latere Legates, sublata eis, et 
eorum cuilibet quavis aliter judicandi et interpretandi facultate, et 
auctoritate judicari, ei definiri debere, ac irritum et mane, si secus 
super bis, a quoquam quavis auctoritate scienter, vel ignoranter con- 
tigerit, attentari. Non cbstantibus fei. record. Benedicti XIV. Prae- 
decessoris Noslri super diVisione materium , aliisque Constitutionibus 
et ordinationibus Apostoli^is, ceterisque contrariis quibuscunque. — 
Datum Romae ad Sanctum Petrum sub Annulo Piscatoris die XIV. 
Septembris MDCCCLXXV., Pontificatus Nostri Anno Trigesimo. 

J. Card, Asquimus, 
III. PIüS PP. IX. Ad futuram rei memoriam. Ex more in- 
stitutoque Romanorum Pontificum, Praedecessorum Nostrorum, eccle- 
siasticis viris, iisque praesertim, qui conspicuis in Templis cultui 
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Divino vacant, peculiaria ac propria decernimus ornan>enta, si alicu- 
jus momenti rationes id suadere videantur. Cum itaqiie Venerabilis 
Frater Josephiis Serabratowicz, Archiepiscopus Leopoliensis , Graeco- 
Rutheni ßitus, Nos nuper facultatem oraverit, utendi in Divinis of- 
ficiis pileolo demisso et rotundo violacei coloris, cum violacea 
cruce^), Metropolitan! sui Capituli Canonicis, nigri vero coloris 
Curato ejusdem Cathedralis Ecclesiae Clero , ad cavendos morbos, 
et alia reraovenda incommoda, quae ex aeris inclemeutia, et bru- 
mae vigore obvenire ibidem solent, Nos mature re communicata cum 
Venerabilibus Frätribus Nostris Sanctae Ecclesiae Romanae Cardinali- 
bus, Congregationis Propagandae Fidei pro negotiis Eitus Orientalis, 
memorati VeTierabilis Fratris Josephi votis annuendum existimavimus. 
Quae cum ita sint, singulis atque universis, quibus Nostrae hae Li- 
terae favent, ab quibusvis excommunica,tionis et interdicti, aliisque 
ecclesiasticis censuris, sententiis, et poenis quovis modo, vel quavis 
de causa latis, si quas forte incurrerint, hujus tantum rei gratia ab- 
solventes, et absolutes fore censentes, de consilio Patrum Cardinalium, 
quos supra nominavimus, ut Canonici Metropölitani Tempil Leopo- 
liensis Ruthenorum usti fruantur in Divinis officiis Pileoli demissi 
ac rotundij violacei coloris, cum violacea cruce, nigri vero coloris 
Guratm ejtisdem^ Templi CleraSj hisce perpetuo Literis valitu- 
ris^ Apostolica Nostra Ämtoritate concedimtis, Decernentes prae- 
sentes Literas Nostras firmas, validas, et efficaces fore, suosque ple- 
narios et integres effectus sortiri et obtinere, illisque ad quos per- 
tinent pertinuerintque, hoc futurisque temporibus plenissime suffra- 
gari, sicque in praemissis per quoscumque judices ordinarios et de- 
legatos, etiam causarum Palatii Apostolici Auditores, Sedis Aposto- 
licae Nuntios ac Sanctae Ecclesiae Romanae Cardinales, etiam de 
Latere Legates, sublata eis, et eorum cuilibet quavis aliter judicandi, 
et interpretandi facultate, et auctoritate, judicari, et definiri debere, 
ac irritum, et inane^ si secus, super bis, a quoquam, quavis auctori- 
tate, scienter, vel ignorauter contigerit attentari. Non obstantibus, 
quatenus opus sit, Benedicti XIV. Praedecessoris Nostri, recolendae 
niemoriae, super divisione materiarum, aliisque constitutionibus, et or 
diiiationibus Apostolicis, ceterisque contrariis quibuscumque. — Da- 
tum Romae apud Sanctum Petrum sub Annulo Piscatoris, die XIV. 
Septembris MDCCCLXXV, Pontificatus Nostri Anno Trigesimo. 

J. Card. Asquinius, 
1) In den Statuten heisst es: *ciim cruce aurea.< 
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Ueber die Anwendung der Quinquennalfacultäten auf concurri- 

rende Ehehindernisse, 

von Dr, Raich zu Mainz. 

Stehen dem Abschluss einer Ehe gleichzeitig mehrere canonische 
Hindernisse entgegen, so pflegt man diese concurrirende oder cumu- 
lirende Ehehindernisse zu nennen. Nach den Grundsätzen des ca- 
nonischen Rechtes ist es nicht zul^^ssig, solche Ehehindernisse ge- 
trennt zu behandeln und jedes allein für sich aufzuheben, vielmehl* 
müssen alle zusammen per modum unius betrachtet werden. Auch 
schliesst die Vollmacht, in gewissen Ehehindernissen zu dispensiren, 
nicht immer die weitere Vollmacht ein, dieselben Ehehindernisse zu 
heben, sofern sie bei einem Brautpaare in der Mehrheit vereini- 
get sind. 

Bekanntlich sind die deutschen Bischöfe von dem Apostolischen 
Stuhle durch die sogenannten Quinquennalfacultäten ermächtiget, be- 
züglich der canonischen Ehehindernisse in einer Reihe von Fällen zu 
dispensiren. Auch auf diese Vollmacht findet der obige Grundsatz 
- des canonischen Rechtes seine Anweöduug, wenigstens da , wo Ehe- 
hindernisse nicht derselben, sondern verschiedener Gattung vereinigt 
erscheinen *). Selbst bei Ehehindernissen derselben Gattung heyschten 
theilweise noch Zweifel. Während man kraft der Quinquennaleu 
ohne Bedenken dispensirte, wenn z. B. der Bräutigam mehr als ein 
Kind erster Ehe seiner Braut aus der Taufe gehoben (concurrirende 
geistliche Verwandtschaft) , war es umgekehrt sehr zweifelhaft, ob 
dieselbe Vollmacht für mehrfache Blutsverwandtschaft ausreichend 
sei. Diese Streitfrage hat der General vicar des Erzbischofs von St. 
Louis in Nordamerika am 12. November 1873 dem Apostolischen 
Stuhle zur Entscheidung vorgelegt und darauf die schon im Archiv 
Bd. 36. S. 184 f. mitgetheilte Antwort erhalten, welche, wenngleich 
sie zunächst nur die nordamerikanischen Quinquennaleu im Auge hat^ 
doch auch für die deutschen Verhältnisse von Bedeutung ist. 

Es fragt sich, ob diese Entscheidungen auch für die den 


1) Vergl. das Schreiben des Cardinais Barnabo vom 16. Juni 186& an 
Wilhelm Emmanuel, Bischof von Mainz. Archiv Bd. 21. S. 172. 
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dentschen Bischöfen bewilligten Quinquenns 
Wortlaut der letztern ') ist zwar nicht derß 
von dem zweiten Grade bei oocb zu achli 
Rede. Da es sieb aber in dem vorliegend« 
ralblatt Mr die ErKdiöcese München-Freiaiii 
(Imokt in dem »Wiener Diöcesanblatt« (18' 
merkt, nicbt nm ein Indult bandelt , sondi 
Interpretation, so ist das Decret anf alle gb 
anzuwenden. In der That bat denn aucb 
neralvicariat zu K9ln bereits am 20. Octob 
Zeiger 1875 S. 108) ohne weiteres erklärt, 
Ehehindemisses , welches »mehrfach innei 
auftritt, nach der erwähnten Entscheidung a 
schöfe die Qninquennalen vollkomnien au! 
Ebehindemisse verschiedener Gattung, z. B. 
Scbw^erscbaft im dritten oder vierten Grai 
ausserordentliche Apostoliache Dispensvollm 
Das Generalvicariat von Köln geht ( 
weiter, indem es in demselben Erlass voi 
fortfährt: »Von besonderer Bedeutung er 
das dritte Dubium, indem dadurch manch] 
bei Fällen dringender Noth eintreten , in di 
wendig erscheint, vorgebeugt wird. Wenn 
Qninquennalen diese selbst nur unter wörti 
nors und der Zeit, auf welche sie lauten, 
diese Vorschrift doch keine absolut binden< 
der nachstehenden Entscheidung gemäss, D 
len informiter, d. h. ohne Anführung des 
sehen Facnltät ertheilt werden. Selbstverst 
Kede sein, wenn dringende Noth der Pet 
Gewährung der Dispense erheischt.« Diesei 
auch das Unnchener »Pastoralblatt« und di 

1) Bispensandi in 3. et 4. simplici, et miil 
peribna sed titiam com nobilibas, et divitibns in a 
cam baereticia couTerBis, etiam in 2. Bimplici, et 
attingat primnm gradnm, et in bis caflibus pro 
gitimam. 

DasB dieee Vollmacht nicht nnr für die Gl 
sondern aoch für "die SchträgerBchaft gelte, nntei 
gleich dieBB TTnterBcheidnng nicht aÜBdrQcklich ge 
kanigcben Qainqnenualen. 
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an. Dagegen spricht allerdinigs, dass die Clause] : alias nullae sifU^ 
welche früher in den amerikanischen Quinquennalen zu finden war, 
neuerdings aber in Wegfall kam, gerade den Anlass zu dem dritten 
Dubium bot, während diese Clausel in den deutschen Quinquenna- 
len noch immer zu lesen ist^). . 

Trotzdem lässt sich doch die AufiFassunq; des Kölner. General- 
vicariats aus guten Gründen rechtfertigen. Man muss nämlich er- 
stens in den Quinquennalen die Frincipalclaus^ln von den Secundär- 
bestiramungen unterscheiden. Die Hauptclausel verlangt, dass die 
Braut nicht entführt sei, wenigstens nicht mehr unter Botmässigkeit 
des Entführers stehe, und zweitens dass ausdrücklich erklärt werde, 
die Dispens erfolge kraft' apostolischer Delegation. Die untergeord- 
nete, in einen Relativsatz gestellte Modalbestimmung schreibt vor, 
dass zu diesem Zwecke der Wortlaut der Apostolischen Vollmachten 
einzuschalten und die Zeit, auf welche sie lauten, anzugeben sei. 
Nach den canouischen Interpretationsregeln ist man aber wohl be- 
fugt, die Schlussformel: alias nullae sint auf das Vorausgeheifde 
nicht distributive , sondern collective zu beziehen, so dass jede Dis- 
pens als nichtig erscheint, bei welcher eine der beiden Hauptbestim- 
mungen übertraten ist, nicht aber, wenn die blos die Form betref- 
fenden Nebenbestimmungen namentlich in Fällen der Noth, aus- 
ser Acht geblieben sind. Wenn demnach Dispensen, welche, wo Ge- 
fahr in Verzug ist, formlos, d. h. ohne Beobachtung der beiden 
Modalbestimmungen ertheilt wurden, für giltig angesehen werden, so 
folgt daraus nicht , dass dann die Schlussforroel : alias nuUae sint 
ihre Bedeutung verliere. Sie bewahrt vielmehr ihren vollen Sinn 
und zeigt ihre vernichtende Kraft, wenn erstens thatsächlich die 
Braut entführt wurde und in diesem Falle noch unter Gewalt des 
Entführers steht, und zweitens wenn die Dispens, wie dies ja that- 
sächlich im vori^^^en Jahrhundert nicht selten vorkam, nicht kraft 
Apostolischer Delegation, sondern aus eigener bischöflicher Macht- 
vollkommenheit ertheilt, und drittens etwa noch, wenn die vorge- 
schriebene Form, ohne dass ein Nothfall vorliegt, und ohne allen 
Grund vernachlässiget wird. 

Diese Auffassung stimmt auch mit den Schlussworten des rö- 


1) Hae vero dispensationes Matrimoniales . . nön concedantur nisi cum 
claiMula, dummodo mulier rapta non fuerit, et si rapta fuerit, in potestate rap- 
toris non exfstat, et in dispensationibus hujusmodi declaretur expresse, illas con- 
cedi tauquam a sedis Apostolicae delegato, ad quem effectum etiam tenor hu- 
jusmodi facultatum inseratur, cum expressione temporis, ad quod fuerint con- 
cessae, alias nullae sint. 
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Juni 1875 überein. Denn dasselbe legt 
dass die formlosen Dispensen für Kord- 
Nacbdruck nicht aof die ünterdrückong 
[, sondern darauf, dass die Haoptbedingung 
aut tbatsäcblich (reapse) eingehalten sei, 
sein nur insoweit ad atnnssim beobachtet 
e nach der Lage des einzelnen Falles und 
m YerhältnisseB zulässig erscheint. 


-■y^i 
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XIV. 
Literatur. 

1. Glossen des cananischen Rechts aus dem carolingischen Zeiidl' 
ter. MitgetheiU und beleuchtet von Friedrich Maassen^ wirhlichem 
Mitgliede der k. Academie der Wissenschaften. Wien 1877 j 
(Separatabdruck aus dem Sitzungsberichte der phiL-hist. CUisse 
der Academie 1876. Bd, LXXXIV. Comm. Gerold, 68 S. 50 kr.). 

Aus vi«- Handschriften des endenden d.— 11. Jahrhunderts, 
von welchen zwei, eine Münchener und Wiener, die Dionysio-Hadriana 
enthalten, zwei dagegen, eine Mailänder und Yercelleser^ die bobien- 
ser Form der Dionysiana, veröffentlicht Maassen eine stattliche Reihe 
höchst interessanter Glossen. 

Diese sind in die zwei letztgenannten Codices nur übertragen 
(»e libro praestito«) und zwar aus einer Hadriana, als welche daher 
als Vorwurf der glossirenden Thätigkeit erscheint. ^ 

Maassen hat natürlich eine. Auswahl getroffen, indem er alle 
reinen Worterklärungen, Angaben von Varianten oder zu corrumpirten 
Glossen ausliess. Dass Maassen an sich oder auch nur aus den bei- 
den italischen Handschriften, welche er nun wohl schon vor bereits 
13 Jahren benützte, etwas bedeutsames übersehen, ist nicht zu ver- 
muthen, übrigens auch von desto weniger Belang, als die zwei ita- 
lischen Handschriften selbst nur mittelbar die Glossen uns über- 
liefern. 

Zu den apostolischen Canones liegen 24 Glossen vor, von den 
Concilien ist das Constantinopolitanische in den Glossen nicht ver- 
treten, die übrigen zählen 147, spärlicher erscheinen Erklärungen zu 
den Decretalen, nur zu denjenigen von sechs Päpsten (Siricius bis 6e- 
lasius) in 26 Nummern. 

Die Bearbeitung eines so eminent praktischen Stoffes, wie des 
kirchenrechtlichen, wird immer mehr minder auf das geltende Becht 
oder die bestehenden Zustände Rücksicht nehmen und insoferne einer 
praktischen Richtung, einer Tendenz, kaum entbehren. Das ist denn 
auch bei den Glossen in reichem Maasse der Fall. Maassen hat mit 
kundiger Hand die Verwandtschaft der in den Glossen zu Tage tre- 
tenden Ansichten mit den Reform- Ideen eines Wala von Corbie und 
der Pariser Synode 829 aufgedeckt. Die Glossen weisen den über- 
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wiegenden Kinflnss der weltlichen Gewalt in Begelnng l 
Angelegenheiten energisch zurück, sie nennen das Anrufen, 
liehen Gewalt in dieser Hinsicht sacrilegisch , sie eifern j 
Verweilen der Bischöfe am Hoflager, sowie am Sitze der G 
wünschen eine auf den Grundsätzen des canonisclien Recht 
Verwaltung des Kirchenvermögens, (Gl. 19. ad c. 39. Apo 
gen gewisse IJnfäge, wie sie bei halb weltlich, halb geistlich 
wen« vorkamen, kehrt sich die Gl. 4. ad c, 21. Gelas; vi 
massig oft, siebenmal, und in drastischer, derber Weise 
selbstständigen Hof- und Schlosscapläne , welche da wohni 
Hausern der Könige >i. e. dämoniomm« und mit dem 
Hippocentauri belegt werden. Sicherlich gewagt und tenc 
diese Gapellani als schon in den apostolischen Ganoneu vi 
erklären. 

Diese Richtung der Glossen weist einmal auf das 
Frankreich, als deren Heimath hin, und lässt weiters diel 
stehen, ob nicht die Verwandtschaft der Tendenz mit Be 
vita und Psendo-Isidor die Priorität dieser vor Brsteren 
Maassen behauptet und zwar völlig mit Recht, dass die C 
Psendo-Isidor nnd Benedict geschrieben wurden. Die Ten 
Glossen sind zwar aneb jene der beiden Fälscher, aber jen 
teren reichen einmal weiter und einige denselben eigentbün 
den in den Glossen nicht erwähnt. Die GhorbischGfe n 
5. ad c. 11. Chaiced. noch ganz ruhig genannt, von der 
knng der Accnsationsfäbigkeit ist zwar dreimal die Red 
ad e. 21. Chaiced., Gl. 9. ad c. 19. Carthag., Gl. 16. ad 
ric.) nnd berühren sich die Darstellungen z. B. mit Cap. ] 
Angilramni, und Pins I. ep. 5. {HinscMus, p. 117) ; trotzdi 
destens nicht nothwendig eine Kenntniss der Fälschnngen be 
tor vorauszusetzen. — Maassen macht auch darauf aufmerksa: 
von Paeudo-Isidor beliebte Betonung der Wiederholung um 
liehen Prärogativen des päpstlichen Stuhles, übrigens beka 
Anschlüsse an das echte Schreiben Agathons {Maassen, 
§. 300. 1,), in den Glossen fehlt. — 

Bei alldem acheint mir doch weniger aus dem inner 
der Verschiedenheit der Tendenzen, als vielmehr ans dei 
des Mangels von mehreren Citaten der dnrch Psendo-Isidor i 
gekommenen falschen Decretalen der vorpseudo-isidorischi 
der Glossen im grossen Ganzen dargethah ; denn nur ei 
Glosse nnd zwar, bezeichnend genug , in der jüngsten , ( 
Handschrift, weist anf zwei Decrete Gallist's nnd Fabians 
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Wenn icb mir gegenwärtig halte, wie der Glossator seine Quel- 
len ZQ deuten versteht nnd ans einem apostolischen Canon ein Ver- 
bot der Schlosscapläne zu entwickeln weiss, so kann ich mich des 
Gedankens nicht erwehren, derselbe würde, wenn er die psendo-isi- 
dorischen Fälschungen gekannt hätte, in ausgiebigster Weise davon 
Gebrauch gemacht haben. Damach ist wohl zu corrigiren, was übri- 
gens sehr schön gesagt ist, dass die Wissenschaft von tendenziöser 
Mache sich instinctiv abkehrt (p. 1 1 f. 26.). Die spätere Tbätigkeit 
der Glossatoren hat keine Scheu getragen, alles, was einfach vorlag, 
nach ihrer Art zu bearbeiten und d^s dieses nicht früher geschab, 
dürfte, wie auch Maassen andeutet, wohl in dem allgemeinen Eück- 
gange zu suchen sein, welchen jegliche Wissenschaft im 9. und 10. 
Jahrhunderte nahm. — Die Bedingungen anders als durch Verfas- 
sung mehr minder praktischer Sammlungen des Rechtsstoffes Herr 
zu werden, waren einfach noch nicht gegeben. — 

Aus dem Vorkommen einzelner Stücke folgert Maassen, dass dem 
Glossator auch andere von ihm genau b&timmte Sammlungen und 
selbst ein griechischer Ganonen-Godex nicht unbekannt gewesen, 
gleich wenig römisches, wie germanisches Recht. 

Sonstige Quellen sind die Bibel und zwar vielfach von der 
Vulgata abweichend, wie z. B. gerade in zwei Fällen, welche nicht 
angemerkt erscheinen, in der Gl. 9. ad c. 8. Nie. : Job 15, 6. und 
Matth. 12, 37; Augustin, Prosper, Cassiodor, Amalar von Metz, 
wenn nicht doch der Satz »haue glosam Amalarius, episcopus scri- 
bitc (Gl. 12. ad c. 18. Laodic.) nicht nur ein Citat, sondern eine 
wahre Autorschaft bezeugt. Immerhin ist auffallend, dass verhält- 
nissmässig oft auf Abweichungen der Griechen , wie solche einem 
Manne, welcher in Gonstantinopel war, geläufig sein mussten, hin- 
gewiesen ist. — Die ganze Glosse hat Amalar sicherlich nicht ge- 
schrieben, abträglich ist auch, dass jene Bemerkung nicht am Ende, 
sondern in der Mitte steht. — Da aber Maassen selbst eine Mehr- 
zahl von Glossatoren anzunehmen nicht abgeneigt ist, dürfte wohl 
Amalar einer unter ihnen gewesen sein. Ich wäre versucht, insbe- 
sondere einige mehr liturgisch und mystisch gehaltene Glossen ihm 
zuzuschreiben, üeber Amalar handelt ein Excurs, auf welchen ich 
besonders aufmerksam mache. — Maassen weist dort mit grosser 
Erudition die Abfassungszeit des Buches de ecclesiastico officio vor 
831, sowie des Verfassers bischöfliche Würde , Stellung als Chorbi- 
schof, Identität mit dem Bischof Amalar des Bischofsconventes von 
825 n^ch. 
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Die Glossen enthalten mehrere Notizen deren Ursprung sieh 
nicht nachweisen lässt. 

Eine >historia Bomana« ist wohl, so viel ich die 
cella kenne, diese kanm. Der Glossator citirt übrigen: 
nberall sein*! Quellen. Verrathen einige, so Gl. 21. ad i 
Gl. 3. ad c. 9. Antioeh., Gl. 3. ad c. 3. Gelas. i. 
nutznng der Etymologien Isidors (XVIII. 60-, VIII. 1 
so ist die Schauemotiz über die Eucharistie bei den Ka 
Gl. 4. ad c. 8. Laod. entnommen aus Augustin dehaer 
' (Edit. Oehler p. 201 sq.). 

Die rechtshistorische Ausbeute hat Maassen selbst 
Einiges möge hier bemerkt werden. Die Folgen der E 
tion, später im Vers der Glosse Os, orare vale, eommnni 
gatur, zusammengefasst , sind in richtiger Dreitbeiinn 
Gl. 7. ad c. 9. Apost. , in Ffinftheilung Gl. 15. ad c. 
Gl. 15. ad c. 27. Apost. hat den eigenthflmlichen Sinn 
frauen, welche jung Gott geweiht, nachher heiratben wol 
toren und Cantoren ehelichen können (»quae«) und am| 
der Anfßhrung der apostolischen Kirchen wird in der i 
c. 6. Nie, welche übrigens nur in den beiden italischen 
ten vorkommt, nach Rom Aqnileja eingeschoben und e 
gen die alten orientalischen Patriarchalkirchen. — 

G«geD das Singen der Psalmen dnrch das Volk in 
spräche (plebejos psalmos — barbarae linguae) erklärt 
ad c. 59. Laod. — iDiaconissa est abbatissa« besagt 
15. Gbalced. — Die Definitionen ron spurius und nothni 
c. 52. Innoc.) sind gerade umgekehrt wie jene bei Isidi 
gieu TX. 5. 

Dais Sponsalia de futuro kirchlich eingesegnet zu f 
ten, wird in einem eigenen Excurs (H.) klar gestellt a 
Pav. 850 und der Gl. 4. ad c. 10. Äncyr. 

Aber der SehlnaiT Maassens , daraus folge die Bii 
Anschauung Sohm's, nach welcher die Verlobung als 6 
7.V betrachten wäre, mit welchem rechtlich die Ehe sei 
Ben ist, scheint mir nicht berechtigt (p. 65.). — Die C 
vero coiicubinalis tiiorns est maculatus, non conjngalis, i 
Et thorus immaculatus« drückt, wenn ich recht sehe, 
danken aus, dass allein bei vorausgehenden Sponsalieo 
tende Copula eine conjugale, nicht nur eine concubinale 
Im letzteren Falle ist der thoriis ebenso unrein, wie im 

In einem III, Eicurs weist Maassen Spuren der pnrg 
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aus den Glcssen nach, so ans Q\. 5. ad c. 17. Äfric, woselbst ans dem 
Beisatz , >pnrgatnB sacramento, at romaoa sedes agiU anf den Ur- 
sproDg dieses lostitatos hingewiesen wird: durch Vergleicbnag mit 
Benedict Lerits ist es Maassen gelangen, Licht zu bringen in eine 
comtmpirte Glosse ad e. 12. Carthag., wo von den bei Ablegoi^ des 
Beinigungseides zuzuziehenden Eidhelfern die Rede ist. — 

Es mQge mir nur erlaubt sein, eine dabei unterlaufende Er- 
klärung Maassens zu besprechen , und meine gegentheüige AuffaSr- 
Bung darzustellen. 

Der Ausdruck pnrgare kommt in den Glossen noch in seiner 
älteren, mehr allgemeinen Bedeutung vor ; als überhaupt vom Yer- 
dachte eines Verbrechens sich reinigen durch Beweis des Gegen- 
theiles, sei es für die Vergangenheit, sei es auch nur für die Zu- 
kunft; nämlich durch löbliche Aufführung. So in Gl. 7. -ad c. 19. 
Carthag. cit. dBcret. Boniiacii 1. (a. 419, Hardouin I, 1238—1240) 
nnd Gl. 25. ad c. 19. Nie. (»examinatio vel inquisitio temporalis 
prohationis, id est adhuc inpurgatos ab heresi«). Wer durch solche 
Beweise, beziehungsweise Thatsachen auch den letzten Schatten eiu^ 
Verdachtes von sich entfernt, ist negativ rein, positiv gut (compro- 
batus). Ich weiss recht wohl, dass im späteren Latein, entgegen 
dem classischen, das Wort comprobare anch überführen, überweisen 
bedeutet, so synonym von' eonvincere, welches aber selbst wieder für 
beweisen, erweisen gebraucht wird; worauf ich hier einigermassen 
Gewicht legen will, ist, dass gerade in unseren Glossen das in 
Frage stehende Wort comprobare durchaus allgemein von bewei- 
sen, erweisen, insbesondere von gut erfinden, gut halten, gut erweisen 
gehraucht wird, so Gl. 19. ad c. 12. Nie, (wo übrigens vor dissi- 
mulatae ein band zu ergänzen ist) Gl. IS. ad c. 21. Chalced., GL 
&. ad c. 8. Sardic, Gl. 2. ad c. 15. Carthag: (wo im Gegensatze 
das strafproceasualische Üeberweisen mit convinci' gegeben ist), GL 
10. ad c. 57. Innoc, welche ganz trocken besagt >verb. comproba- 
tum: inquisitnm et innocentem inventum.c — Darnach möchte ich 
die Gl. 8. ad c. 9. Apost. ebenso interpretiren : >. . neque sacrifi- 
care . . sospiciosis . . licet ante comprobationem vel purgationem.< 
woselbst dann unter letzterem Ausdrucke die canonische Purgation 
verstanden werden müsate. Desgleichen wäre in der Gl. 5. ad c. 
17. Äfric. >verb. purgatus: id est, comprobatus ab accusatoribas 
vel sacramento« der zweifache Weg der Purgation im weiteren 
Sinne angegeben, nämlich jener durch Beweis der Nichtigkeit der 
Anklagen oder jeuer durch Eidesabiegung; ich müsste daher zu 
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sacramento ein dato ergänzen, und Anklagt 
klagen. — 

Maassen eiiclärt in beiden Fällen com 
und impntirt 4em Glossator eine >DenkGgai 
zu geistreich fnr zu gewagt halte ; der Glosi 
weder wird der Angeklagte QberfQhrt oder 
nun wäre er erst recht nicht rein, erst recht r 
8. w. (p. 66.) — Dem entgegen wollte ich i 
fuideren m. E. einfacheren Erklärung dsrth 
dicat der Ausschliesslichkeit in Anspruch zi 

Meine Besprechung iat ausführlicher gi 
lieh beabsichtigte. Ihre Länge ist zam mi 
hohen Interesses, welches ich der jüngsten 1 
verehrten Lehrers entgegenbrachte und aucl 
teresse zn reizen, war einziger Zweck diesei 

Die Sorgfalt und Genauigkeit des gel 
bera in Edition von Anecdota ist zu bewährt, 
dieselbe des Xäheren hier zu betonen. 

Durch verschiedene Verhältnisse, so ai 
Natur, gerieth das Erscheinen des 1869 begc 
Werkes Maaseens ins Stocken. 

Maassen ist es sich und der Wissensc 
angelegtes und bis zu einem stattlichen 1 
über die Geschichte der Quellen und Literat 
tes nicht als Torso» zu hinterlassen, — Die 
mir ein freudiges Zeichen , dass Maasaen w: 
biete thätig ist. 

Grae, im Mai. 

3. Ueber eine Sammlung Gregors I. von 

nungen der Shiser und Päpste. Von I 

liches Mitglied der iaiserlicketi Acadet 

Wien 1877. K. Gerolds Sohn. [Äi 

Jahrff. 1877 der SUeutigsierichie der p 

serlichen Academie der Wissenschaften 

besonders abgedruckt] 33 S. 8. 

Professor Maassen behandelt hier in d 

sinnigen und fasslichen Weise, wie man es 

Frage nach dem Quellenapparat einer im Jal 

schule zu Ravenna verfassten, in einem Mam 

dert» in Hannover befindlichen, 1S49 von 8i 



m 

136 Maaasen, Veber eine Sammlung Gregors I. 

Fieker (FarschnngeD zur Reichs- und Beohtsgeschichte Italiens IV. 
106 — 124) zum Abdruck gebrachten, gelehrten Streitschrift des Fe- 
taros Crassus, welche in dem welterschütternden Streite Heinrichs IV. 
mit dem Papste Gregor VII. der Sache des Ersteren auf dem Con- 
eil von Brixen Dienste leisten sollte. Bei üebersendung seiner Schrift 
an den König erklärt sich Petrus bereit , demselben eine vom Papst 
Gregor I. selbst verfasste Sammlung kirchlicher und weltlicher Ge- 
setze zu schicken, deren Inhalt für den König günstig sei. Maassen 
zeigt nun, dass wir diese Sammlung Gregors I. noch besitzen. Die- 
selbe ist weniger eine Bechtssammlung, als vielmehr eine GoUection 
von Schreiben und Verordnungen der Kaiser und Päpste von vorwie- 
gend kirchengeschichtlichem Interesse und ist schon von Baronius, 
den römischepi Ediforen der Epistolue decretales summorum pontifi- 
cum vom Jahre 1591, von Goustant, den Ballerini, Thiel und anderen 
bereits im vollsten Maasse benutzt worden, so dass kein einziges 
Stück derselben ungedruckt geblieben ist. Die äussere Gestalt 
dieser Sammlung ist zuerst von den Ballerini (De antiq. colL can. 
F. n. c. 12.) und von Maassen selbst (Gesch. der Quellen u. s. w. 
I. §. 814 f.) beschrieben worden. Auf diese an sich längst bekannte 
Sammlung passt unter allen, die wir überhaupt besitzen , allein die 
von dem Inhalt der Sammlung Gregorys I. .durch' Petrus gemacht« 
Beschreibung. Es ist eine Sammlung, deren jüngstes Stück 37 Jahre 
vor den Beginn von Gregor's Pontificat fällt , eine Sammlung , für 
welche den bei weitem grössten Theil des Materials das Archiv des 
apostolischen Stuhles geliefert hat, welche daher* nicht ohne päpst- 
liche Autorisation verfasst sein kann, eine Sammlung, welche auch 
von unserem Gewährsmann Petrus benützt wurde. In sämmtlichen 
Handschriften, die wir heute noch besitzen, fehlt freilich die Benen- 
nung des Autors, die in dem von Petrus besessenen Exemplar offen- 
bar vorhanden war. Diese Handschriften stammen aber sämmtlich 
von einem einzigen Codex, der am Schluss Blätter verloren hatte. Sei 
es nun, dass auch dieser Codex ursprünglich eine Angabe über die 
Autorschaft Gregor's I. enthielt, jedenfalls fallt, wie Maassen am 
Schlüsse seiner Abhandlung resumirt, diese Abweichung von dem 
Exemplar, welches unser Gewährsmann von der Sammlung Gregor's 
l^esass, nicht schwer genug in's Gewicht, um bloss aus diesem Grunde 
an der Identität der beiden Sammlungen zu zweifeln. 
3, Schill^ Die ConstittUion TJnigenüuSy ihre Veranlasstmg und ihre 

Folgen. Ein Beitrag zwr Geschichte des Jansenismtis. IVeiburg. 

Herder 1877. 

Der Jansenismus war ganz sicher einer der geföhrlichsten Irr« 
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thümer, welcher die katholische Kirche besonders in Frankreich ver- 
wüstete, umsomehr gefährlich, als er unter der scheinheiligen Maske 
der Vertheidigung der Augustinischen Gnadenlehre sich anfangs ver- 
borgen hielt. Einen bedeutenden Beitrag zur Geschichte dieser Secte 
hat Dr. Schill geleistet, indem er gerade den interessantesten Theil 
aus der Geschichte der janenistischen Irrlehre sich zum Gegenstände 
wählte, nämlich jenen Abschnitt, dessen Ereignisse sich um die päpst- 
liche Constitution Unigenitus gruppirten. Treffend ist die Bemer- 
kung des Verfassers : »Während die Vertreter dieser Häresie im 
17. Jahrhundert mehr in den Regionen der hohen Theologie und 
mit verdecktem Visir , die Kirche befeindet haben, zeigen die Wider- 
sacher ,d^ .Bulle Unigenitus offen den Sectengeist. ihrer Väter und 
die praktischen Consequenzen ihrer theologischen Aufstellungen.« 

Schill theilt die Geschichte des Jansenismus in drei Abschnitte. 
Der erste enthält den Aufbau des jansenistischen Systems und er- 
streckt sich auf das 17. Jahrhundert; der zweite behandelt die Er- 
neuerung und praktische Ausbildung des Systems, den Mittelpunct 
dieser Periode bildet die Constitution Unigenitus ; die dritte Epoche 
erstreckt sich auf die kirchlich -politisch e Thätigkeit des Jansenismus 
in Frankreich, Deutschland und Italien in der zweiten Hälfte des 18. 
Jahrhunderts. Der Verfasser beschäftigt sich, wie der Titel des 
Buches zeigt, vorzugsweise mit der zweiten Periode, mit der ersten 
nur insofern, als sie die noth wendige Einleitung und Voraussetzung 
der zweiten bildet. Schill sieht das Wesen des Jansenismus und 
zwar mit Recht in der Verkennung des Begriffes der übernatürlichen 
Ordnung, eigentlich im |ifangel der Unterscheidung einer doppelten 
sittlichen Ordnung ; daher ist der Jansenismus nur ein Ausläufer 
der Reformation, Schill nennt ihn »modificirten Calvinismus.« Da- 
durch aber unterscheidet sich der Jansenismus von allen Häresien, 
dass er sich nicht von der Kirche losreissen, sondern innerhalb der- 
selben eine theologisch-dogmatische Revolution hervorbringen wollte 
(S. 17). Dem entsprechend war auch die Kampfesweise der Junse- 
nisten, ein System von Lügen und Trug, das die Päpste sehr gut 
kennzeichneten. So z. B. sagt Papst Clemens XL: »Obtendant illj 
^idem exactioris disciplinae speciem ac de rigidioris theologie sib 
fama blandiuntur; quales vero animo sensus foveant , quove mente 
coUiment, quicunque sapiens rerum aestimator facile judicabit cer- 
tissima illa, qua nos ad ea, qui veniunt in vestimentis ovium, dig- 
noscendas Salvator noster instruxit, adhibita regula : A fructibus eo- 
rum cognoscetis eos.« Als Früchte werden vom. Papste die vielen 
Schmäh- und Lügenbroschüren erwähnt, welche selbst Andersgläubigen 
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zam Anstoss gereichen. Trotzdem, dass man die Oefährlichkeit der 
jansenistischen Irrlehre in Frankreich ganz ruhig benrtheilte and 
auch Ludwig XIY. ein entschiedener Feind derselben war, gelang es 
doch nicht, die Secte zu unterdrücken. Die Hauptursache dieser 
auffallenden Erscheinung findet Schill in der YerwandtschafL des Jan- 
senismus mit dem Gallicanisraus bezüglich der. Lehrsätze von der 
Kircbengewalt. Die Opposition gegen das Oberhaupt der Kirche war 
der willkommene Berührungspunkt. Ausserdem, hüteten sich die 
Jansenisten mit den kirchlichen Anschauungen des französischen Vol- 
kes offen zu brechen, vielmehr »suchten sie, stets in der Kirche blei- 
bend und bisweilen selbst als scheinbare Vorkämpfer der bischöflichen 
Rechte, den tbaisächlichen Benreis zu liefern, dass man * Jansenist, 
Gallicaner und Katholik zugleich sein könne und somit die Eatho- 
licität der Tagesrichtung zu legitimirenc (S. 3). 

Den eigentlichen Gegenstand des vorliegenden Werkes bildet 
die päpstliche Bulle Unigenitus nebst den damit unmittelbar zusam- 
menhängenden kirchengeschichtlichen Ereignissen, welche der Verfasser 
in drei Abtheilungen bespricht: Geschichte der Constitution Unige- 
nitus, der Appellanten und der Sacramentsverweigerungen. Den 
Schluss bildet die Entscheidung des Papstes Benedict XIV. vom 16. 
October 1756 »Ex omnibus.c SchilFs gelungene Darstellung zeigt klar 
und deutlich, wie unrichtig die Behauptung ist, dass die Bulle uni- 
genitus ein Werk der Jesuiten sei. Ludwig XIV. selbst hat eine 
feierliche Verurtheilung der »moralischen Betrachtungen« des Oratoria- 
ners Quesnel in Kom nachgesucht; in ^er üntersuchungscommission, 
welche Clemens XI. in Folge dessen über diesen Gegenstand aus 
einigen Cardinälen-ui)d Theologen aller Orden niedergesetzt hat, be- 
fand sich ein einziger Jesuit (Cardinal Tolomei). Was Schill in der 
Vorgeschichte zur Constitution Unigenitus behauptete , das beweisen 
hier die geschichtlichen Thatsachen zum Ueberfluss, dass nämlich der 
Gallicanismus eine Hauptstütze des Jansenismus war; besonders 
aber spielte das galicanische Grundgesetz des »appel comme d'abus« 
eine bedeutende Rolle. Wer noch zweifeln sollte, dass die Berufung 
vom geistlichen Richter an den weltlichen in geistlichen Angelegen- 
heiten für die Kirche von grossem Verderben sei, und dass daher 
der römische Stuhl allen Grund habe, dieselbe strengstens zu unter- 
sagen, dem rathen wir die Geschichte der Constitution Unigenitus 
zu lesen. Mit vollem Rechte konnte Fenelon sagen : »Abus enorme 
de Tappel comme d^abus.« Durch die Berufungen fänden die Parla- 
mente Gelegenheit, sich in geistliche Angelegenheiten einzumischen and 
die Kircbengewalt zu untergraben. 
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Dem Buche sind zwei interessante Beilagen angeschlossen. Die 
erste enthält den lateinischen Text der Constitution Unigenitus, die 
verurtheilten Sätze sind auch im französischen Originaltext gegeben. 
Die zweite Beilage enthält die Aeusserungen des Bpiscopats und ei- 
niger Universitäten des katholischen Europas über die Bulle Unige- 
nitus. Veranlassung dazu gab der ständige Vorwurf, ausserhalb 
Frankreichs sei die Bulle kaum bekannt, jedenfalls sei die Mehrzahl der 
Bischöfe und Theologen entschiedener Gegner derselben, nirgends höre 
man, dass deren Annahme gefordert oder ihre Censuren beachtet 
würden. In Folge dessen wendete sich Cardinal Bissy, Bischof von 
Meaux, an die katholischen Bischöfe Buropas um Aufschluss. Die 
eingesendeten Antworten der Bischöfe bezeugen, dass die Constitution 
nait Glauben und innerem Gehorsam angenommen wurde, von nicht 
wenigen Bischöfen unter Berufung auf die päpstliche Unfehlbarkeit. 
So erklärte der Churfürst von Mainz, die Bulle gelte als Lehre der 
unfehlbaren Kirche und Dogma des alleinseligmachenden Glaubens. 
Dasselbe erklärt der Bischof von Lausanne. Die Bischöfe von Basel 
und Sitten bekennen ausdrücklich ihren Glauben an die päpstliche 
Unfehlbarkeit. Selbst die Nationaluniversität Löwen, an der einst 
Bajus und Jansen lehrten, erklärte unter Berufung auf ihren steten 
Glauben an die päpstliche Unfehlbarkeit , dass bei der Censur des 
Quesnerschen Werkes Alles nach Recht und Gerechtigkeit zuge- 
gangen und die verurtheilten. Sätze wirklich verdammlich seien. 

Indem wir das Buch seines gründlichen und sehr lehrreichen 
Inhaltes wegen sehr empfehlen, können wir den Wunsch nicht unter- 
drücken, der geehrte Verfasser möge die Gesammtgeschichte des 
Jansenismus zum Gegenstande seiner Forschungen und literarischen 
Tbätigkeit machen. 

d. Simar, Lehrbuch der Moraltheologie, Zweite^ umgearheiteie Auf- 
lage^ Freiburg, Herder 1877. 

Simar's moraltheologisches Handbuch hat mit Eecht allgemeine 
Anerkennung gefunden ; noch im erhöhten Masse wird dieses mit 
der zweiten Auflage der Fall sein. Diese hat zwar an Paragraphen- 
zahl (mit Ausnahme eines einzigen) nicht gewonnen, aber desto mehr 
an innerer Vollendung und Durcharbeitung. Namentlich ist dieses 
von dem allgemeinen Theil der Moraltheologie zu sagen, wo manche 
Punkte eine durchgreifende Umarbeitung erfahren haben. So z. B. 
die Lehre vom letzten Grund der sittlichen Ordnung, vom mensch- 
lichen Gesetzt, wo der Verfasser auf die schwierige und doch sehr 
wichtige Frage von der zweifelhaften Legitimität der obrigkeitlichen 
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Gewalt iiäher eingeht. Auch die Lehre vom Gewissen ist eigehen- 
der behandelt und zwar abweichend von der ersten Anflage, als 
dritte Abhandlang nach der Lehre vom freien Willen, indem die Func- 
tionen des Gewissens das sittliche Gesetz und den freien Willen voraus- 
setzen. Nicht richtig will nns scheinen, wenn Simar die Principien des 
Aeqniprobabilismus auf das natürliche Sittengesetz (lex naturalis) nicht 
aasdehnen will (S. 135). Der heilige Alphons ist wenigstens nicht der 
Ansicht wie aus der theoL mor. I. n. 62. 65. 73. 77. klar hervor- 
geht; an letzterer Stelle bemerkt Lignori gegen Patutias: »Nasci- 
tnr (homo) potestati divinae subjectus et consequenter obligatns Om- 
nibus parendi praeceptis, quau Dens illi imposuerit; sed at homo 
hujusmodi praeceptis ligetur, requiritur, at illa ipsi promolgentar et 
innotescant per rationis lamen; sed donec praeceptum non est ho- 
mini manifestatum, possidet ipse libertatem illi a Deo donatam, qaae, 
cum Sit certa, nonnisi a praecepto certo ligatur; et cum lex sit re- 
gola et mensura, qua homo suas actiones reguläre et mensurare de- 
bet oportet quidem, ut baec regula et mensura iiicerta non sit.c 
Der Verfasser selbst sagt vom natürlichen Sittengesetze S. 31.: 
»Gesetz im strengen Sihne des Worte», d. h. Norm für den Willen, 
ist nur die actnelle sittliche Erkenntniss, nicht did blosse Anlage, 
oder Fähigkeit zu dieser Erkcnntniss.c So lange* aber das Sittenge- 
setz zweifelhaft ist, kann wohl nicht von actueller sittlicher Erkennt- 
niss und daher auch nicht Yerpfliehtungskraft die Bede sein nach 
den Worten des heiligen Alphons : :»üsque dum lex non deducitur 
in hominis notitiam ex promulgatione, docet s. Thomas, legem viftu- 
tem obligandi non habere.« 

Der specielle Theil ist mehr unverändert geblieben, obschon auch 
hier Manches hinzugekommen ist, wie z. B. so in der Lehre vom gött- 
lichen Glauben die katholische Glaubensregel (regula fidei formalis). 
Die Lehre vom Aberglauben hat Simar den Sünden wider die Gottes- 
verehrung angereiht, was jedenfalls mehr gerechtfertigt ist, als die- 
selben, wie es in der ersten Auflage geschah, den Sünden wider den 
theologischen Glauben beizuzählen. Treffend ist die Bemerkung des 
Verfassers über die Sündhaftigkeit mancher unbewusst abergläubischen 
Sitten: »In der Volkssitte hat sich Manches aus der heidnischen 
Zeit erhalten, was ursprünglich allerdings abergläubisch war und mit 
dem Gottesdienste zusammenhing; während das christliche Volk 
meist gar keine Ahnung von dem Ursprung und heidnischen Sinn 
der betreffenden Vorstellungen und Gebräuche besitzt, am wenigsten 
aber etwas Abergläubisches damit beabsichtigt. Hier wird man in 
den meisten Fällen wohl ehier auf Thorheit und Unverstand, als auf 
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einen schwer sündhaften Aberglauben za erkennen haben (»o| 
Glücks- oder Unglückstage, Vorzeichen u, dgl.),* 

Die Änfgabe, welche sich Simar in der ersten Auflage 
hat, wurde auch in der zweiten featgeti alten, nämlich den < 
ten des geistlichen Standes mit Ausschlnsa der vorzugswe 
gar einzig und allein auf dieZwecke der > Beichtpraxis« ge: 
Darstellung eine mehr wissenscbattliche, für das erste Stndi 
reichende, zu eingehendem Studien anregende und hefähigei 
Stellung der Moraltbeologie zu gehen. Obwohl wir Nichts 
haben, wenn Simar die unmittelbare Vorbereitung auf die 
prasis« in das Seminar verweist, so wäre es doch angezeigt 
in einigen Punkten etwas näher auf die Praxis einzugehen, ' 
in der wichtigen Lehre über die Hitwirkung zu fremden Sündei 
eine systematische Darstellung der Pftichten in den beaond 
cialen Verhältnissen , die der Terfasaer nur gelegenheitlich 
wäre sehr wünachenswerth gewesen. Trotzdem kann Simars 1 
seiner Wisseaschaftlichkeit, angenehmen und präcisen Dar 
seiner echt kirchlichen Richtung wegen bestens empfohlen 
Professor Laurens Wagner zu Mar 

5. Der Gehorsam gegen die weltliche Obrigkeit und dessen 
nach der Lehre der katholischen Kirche, von Dr. Pk. 
röther, Prof, am S, Lyceitm eu Eichstätt. Freibwg in 
Berder 1877. VL u. 104 S. 8. 

Das gut geschriebene Werkchen ist keine Streitschrift, 
eine gründliche dogmengeschichtliche Entwickelnng der In 
Praxis der Kirche tou der ältesten Zeit bis zur Gegenwar 
and übersichtlich wird aus den Lehren und Thaten Christi, 
stel, Märtyrer, Kirchenväter, der Päpste und der christlichE 
unter Hinweis auf die entgegengesetzten Lehren gezeigt, 
Kirche gegenüber dem heidnischen Eaiserthnm, im chrisUic 
merreich, in den germanischen Reichen nnd seit der sog 
Reformation, gegenüber der französischen Revolution nnd in 
genwart, zu allen Zeiten und unter allen Verhältnissen d 
ihres göttlichen Stifters treu geblieben ist; Pius IX. beute 
der Welt verkündet, was Christus gelehrt hat. Ein Sei 
(S. 101 ff.) benrtheilt kurz die gegenwärtigen Verbältnisse a 
der gewonnenen Resultate. 

6. Des A. ökumenischen Concils von Trient Canonen und L 
neuer deuischer Ueberseteung, ne^t den gleiehfaUs ins . 
«berlragenen einschlägigen ConstihUionen des älteren Rei 
vielen Declarationen der S. Congr. interpr. Concil. Trideni 
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^i historischen Einleitungen su den einzelnen Sitzungen, mit gegen- 

^f ■ * überstehendem Grundtexte nach der römischen Ausgabe vom Jahre 

1862 und vollständigem Inhaltsregister, Mit einem Anhang : Die 
dogmatischen Constitutionen des Vatic. Concüs und die neueren 
päpstlichen Entscheidungen. Herausgegeben von Franz Ser. Tetz^ 
Domcapit. Mit dberhirflicher Genehmigung^ Passau, Jos. Bucher 
1877. XXVIII u. 566 S. gr. 8. 

Wir fanden sehr anerkennende Besprechungen dieser neuen 
Ausgabe nebst üeberset/.ung und Erläuterung des Tridentinum im 
Literarischen Hand weiser 1877 Nr. 201 Sp. 15 flF. und ebend. Nr. 
203 Sp. 106 (nach der Augsburger Postzeitung), ausserdem auch 
im Mainzer »Katholik,€ Aprilheft 1877 S. 448 flf. Nachdem wir von 
dem schön ausgestatteten Werke inzwischen Einsicht genommen ha- 
ben, müssen wir bestätigen, dass es eine die seitherigen weit hinter 
sich zurücklassende deutsche Uebersetzung des Tridentinum neben dem 
lateinischen Originaltext desselben enthält. Ebenso sind lateinisch 
und deutsch die im Titel des Buchesverzeichn eten Stücke beigegeben 
und ausserdem in zahlreichen längeren und kürzeren Noten Erläute- 
rungen und,yerweisungen, welche sehr schätzbar sind und gründliche 
canonistische Kenntnisse verrathen. 

7. Die Pfarrdoialgüter im linksrheinischen Theile der preussischen 
Rheinprovinz. Verhandlungen des Abgeordnetenhauses zu Berlin 
in der 14. und 35. Sitzung vom 7. Februar und 1. März 1877, 
nebst einem Anhange enthaltend erläuternde gesetzliche Bestimm 
mungen mid andere Documenta Köln 1877. J. P. Bachern. VI 
und 156 S. 8. 

Die Hauptakten und Verhandlungen über diese wichtige Pwige 
finden unsöre Leser auch im Archiv. Die vorliegende Zusammen- 
stellung ist sehr zweckmässig und vollständig. Ein gut geschriehe- 
nes Vorwort gibt eine treffende kritische üebersicht der betreffenden 
Verhältnisse. 

8. Das staatliche Eherecht in Württemberg. Für Gebildete darge- 
stellt von J. Weber. Augsburg, B. Schmid 1877, 2 BL und 
83 8. und 12. 

Eine gedrängte fassliche üebersicht des deutschen Beichscivil- 
eherechts unter Berücksichtigung anderer einschlägigen Eeiehsgesetze 
und des Gesetzes und der Ministerialverordnung , welche in Würt- 
temberg zur Ausführung des Reichscivilehegesetzes erlassen wur- 
den , unter Hinweis auf die abweichenden Bestimmungen des ka- 
tholischen und des Württembergischen protestantischen Kirchenrechls. 


Kelleier, Schulfrage etc. 

Auch der Eheprocees ist mit abgehandelt nod dubei 
Reichseivilprocessordnung vom 30. Januar 1877 Bez 
Das handliche Werkehen reilit sich den früheren eherec: 
teo desselben Verfassers würdig an. 

9. Denkschrift des bischöflichen Ordinariats von Err, 
gesetemässige Stellung der Kirche sur Volksschtd 
und specieü in der Diöcese Ermlaiid. Sraunsberg, 
Handlung (E. Bender) 1877. 43 S. 8". 

Im näcbsten Hefte des Archivs soll eine Sam 
Aktenstücke über die Schul- und Katechiamusfrage i 
scheinen, und wir werden dabei auf den Inhalt diesei 
ten Denkschrift zurückkommen. Dieselbe legt in st: 
historischer Kntwickelung an der Hand der betreffend' 
len und Tdlkerrechtlichen Verträge den Kechtsznstanc 
bis zam Beginne des sogenannten Culturkampfes bez] 
lung der Kirche zur Volksschule in Frensseu und 
dessen Ostseeprovinzen obwaltete, und an welchem fe 
der anerkannten christlichen Kirchen berechtigt nnd 
and sie zeigt, in welcher Weise dieser Bechtszustand 
der DiGcese Ermland durch die preussischen Regierun: 
letzt wurde. 

10, Die Pflichten der Eltern und des Elternhauses t»j 
«en SchulverhäÜnissen. Vier ^eäigten von WiU 
Freiherr v. Keiieler, Bisehof von Mains. Dasdhsi 
heim 1877. 78 S. U. 8. 

»Unsere Kinder linden hauptsächlich in zwei Sc 
bildang. Die Eine ist Ton G^tt gegründet, die Andere 
Je mehr nun die von Menschen gegründete Schule 
Kirche trennt, desto mehr mnss die christliche Famil 
Einflass- aufbieten, um das Kind recht innig mit i 
dnrch dieselbe mit Christus zu verbinden!« (S. 4.) 
Hochwürdigst« Herr Bischof in seiner bekannten klare 
liehen Weise in den vorliegenden vier im Dome tu W 
faistenpredigten eingehend dar, indem er dabei den 
fräheren confessionellen zu den jetzigen drei Arten v( 
oder sogenannten Communalschulen : der religionslos 
sionslosennnd der confeasionell-gemiBchtenSchale näher a 
li. Die ßiatsächliche Einführung des bekennthisslosi 
mus in die Jcaiholische Kirche von Wilhelm E 
herr v. ^tteler, Bischof von Mains:. Daselbst, 
heim 1877. 31 S. U. 8. 








144- Gaspare de Luise, De jure publica seu diplomatico eccUHae^ 

Diese kleine Schrift handelt von der durch die preossisch-dentsche 
Gesetzgebung bewirkten Einführung des bekenntnisslosen Protestan- 
tismus in die katholische Kirche unter der Firma: Altkatholicis- 
mus, und zeigt, wie dadurch den Katholiken ein Kampf um die 
Existenz ihrer Kirche mit Gewalt aufgezwungen wird, welcher Seitens 
des Staates nur durch die Zerstörung der katholischen Kirche -zu 
Ende geführt werden könnte. Der Herr Bischof zeigt dieses sehr 
einleuchtend durch die Darlegung der unmittelbaren Polgen, welche 
sich aus der Thatsache der staatlichen Anerkennung der sogenannten 
Altkatholiken als angeblicher Bekenner des ^katholischen Glaubens, 
wie er vor dem Vaticanischen Concil gewesen sei, ergeben und er- 
geben haben. Die unrichtige Wiedergabe des Inhalts dieser Schrift 
in der Norddeutschen Allgemeinen Zeitung 1877 Nr. 67 veranlasste 
den Hoch würdigsten Herrn Bischof, in d^ Berliner »Germania« 1877 
Nr. 70 zu einer lesenswerthen Antikritik. 

12, De jure publico seu diplomatico ecclesiae catJwlicae. Tractaiuh 
neSy documenta^ conventiones ^ queis autonomia^ libertas^ divina 
missio apostolicae Bomanae sedis vindicantur, ut vera duplicis 
potestatis concoräia hdbeatur ecclesiasticae et civilis. Opus contra 
politicos nostri temporis delirantes concinnatum a Gaspare de 
Luise^ piorum operariorum congregationis presbytero, Supremat 
congregationi^ qualificatore ^ academiarum religionis caiholicae 
et conceptionis Romanarum socio Neapoli^ Parisiis etc. C. Pedone 
Lauriel, editore 1877. VII et 623 pp. 8. 

Der hochwürdige Herr Pfarrer Qaspare de Luise ist den Lesern 
des Archivs als Verfasser eines Codex canonum ecclesiae, qui ex an- 
tiquo jure adhuc usque vigent (Neap. ^t Paris 1873) bereits bekannt. 
Dasselbe Werk erschien dann nochmals (Taurin. et Paris 1876) als 
2. Band eines Codex dogmatum fidei Christianae et canonum disci- 
plinae ecclesiae catholicae, indem nun als Bd. 1. ein Codex dogtüa- 
tum aus den Aussprüchen der Väter und den dogmatischen Defini- 
tionen der Concilien und ein . weiteres Verzeichniss seit den Zeiten 
Abälards kirchlich verurtheilten Irrthümer nebst dem Syllabus zu- 
sammengestellt wurde. Das vorliegende Werk de jure diplomatico 
ist wieder in der Hauptsache eine Documentensammlung. Dieselbe 
betrifft das Verhältniss weltlicher Regierungen zur katholischen Kirche. 
Die dabei vorausgeschiqkten Einleitungen und eingefügten Erörte- 
rungen enthalten eine ganz gute Auswahl von Themata und das 
Ganze durchweht eine lebhafte katholische Gesinnung ; aber die Er- 
örterungen sind nicht wissenschaftlich und gründlich genug. Bei den 
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Docomenten fehlen, namentlich bei denen der älteren Zei 
Nachneisungen , woher dieses und jenes Stück entnommei 
S. 24 ff. sind Erlasse der heidnischen TOmischen Kaiser 
stantins, welche eine wohlwollende CesinniiDg gegenüber < 
enthalten, nütgetheilt ; S. 135 ff. (ohne Datum und Jahre 
Schreiben Pias VI. an die zn .London weilenden französie 
bischftfe ond Bischöfe gegen die Einmischnng der Laien in 
liehe Regierung. S. 165—468, also nngeiäbr die Hälfte d 
handelt von dem Verhalten ßusslands gegenüber der ks 
Kirche. Es wird da zunächst (S. 165—221) eiae Faraf 
darfiber ergangenen Denkschrift der rSmbcben Curie voi 
vember 1866 gegeben, welche in deutscher Uebersetznng 1 
ArcMv Bd. 17. und 18. mitgetheilt ist und lateinisch im 
Acta s. Sedis. Darauf folgen die 62 ersten der im Arch 
vollständig mitgetheJlten und grösstentheils auch in den 
Acta abgedruckten Documente, welche der genannten p 
Denkschrift beigefügt waren. Auf S. 458—468 finden wii 
einige päpstliche Erlasse über die Stellung der weltlichen 
zur kirchlichen Jurisdiction und zu den Häretikern mit ei 
gestreuten Bemerkungen. Auf S. 487 ff. sind ein paar anf 
reichische Concordat bezügliche Aktenstücke abgedruckt. 
507 ist die Auffassung des Herrn Luise über das Wesen d 
date (im Wesentlichen dieselbe Ansicht wie die Tarquini 
legt, und dann sind auf S. 508— 614 nennnndvierzigConc< 
gedruckt, beginnend mit dem pactum Calixtinnm Tom Ji 
und endigend mit dem der Bepublik S. Salvator vom Ja 
Vollständiger und besser ist die Sammlung der Concorda 
1870 beim Verleger des Archivs (und zu Rom bei Spithövei 
und den Titel führt: Conventiones de rebus ecclesiasticis inte 
et civilem potestatem variis formis initae ei collectione 
Vincentio Nnssi excerptae (Vgl. darüber Archiv Bd. 25. 
Weggelassen sind bei Luise die in der Mainzer Umarbe 
Nussi'schen Sammlang mit aufgeführten GonvenUonen Bened 
vom Jahre 1727 mit dem KOnige Victor Amadeus von 
(Progetto d'accomodamento sopra l'immunitä e la giuriädizi 
siastica) und die Convention Leo's XII. vom Jahre 1828 
Schweizer Cantonen über die Errichtung der Diöcese Ba 
Paar italienische Akten, darunter die eben genannte Conv< 
Sardinien sind von Luise aus dem Italienischen in's Lateinische 
Weggelaasen sind aber von ihm alle ^ie nicht zur of&ciell 
catioD bestimmten meistens sehr wichtigen und grossentb 
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veröffentlichten Beilagen der Concordate, deren eine ganze Beibe in 
der. Mainzer Sammlung mit aufgenommen ^nd' (die sämmtlichen Bei- 
lagen zum Oesterreichischen Concordat sind im -Bd. 1. und 14. im 
Archiv mitgetheilt). In der Mainzer Sammlung findet sicii auch in 
Form eines 'Index eine materienweise vergleichende üebersicht des 
Inhalts der sämmtlichen Concordate und ausserdem ein sehr aus- 
führliches alphabetisches Sachregister. 

Was dem vorliegenden Werke Luise's allein einigen Werth ver- 
leiht^ die darin enthaltene Sammlung von Documenten, ist also nichts, 
was man nicht schon in anderen leicht zugänglichen Werken voll- 
ständiger oder besser zusammengestellt findet. Die Monumenta des 
Bischofs von Boskovany von Neutra, die in jeder Beziehung unend- 
lich mehr an Documenten über das Yerhältniss von Kirche und Staat 
enthalten, scheint Herr Luise nicht gekannt zu haben. 
13. Lehrbuch der Kirchengeschichte für academische Vorlesungen 
und zum Selbststudium von Dr. H. Bruch, Prof. der Theologie 
am bischöflichen Seminar zu Mainz. 2. vermehrte und verbes- 
serte Auflage. Mainz ^ Franz Kirchheim 1877. XV und 895 
S. gr. 8. 
Diese neue Auflage des beliebten Lehrbuchs von Brück ist um 
etwa 50 Seiten stärker als die erste. Die Anlage des Buches ist im 
Ganzen dieselbe geblieben ,^ jedoch sind zahlreiche einzelne Verbes- 
serungen und grössere und kleinere Zusätze gemacht. Mit grösserer 
Ausföhrlichkeit sind jetzt dargestellt die Partieen über den Volks- 
unterricht im Mittelalter, die französische Revolution, die inneren re- 
ligiösen Zustände des Protestantismus und besonders die kirchlichen 
Ereignisse der Gegenwart. Unter den kürzeren Zusätzen bemerken 
wir z. B. die gedrängte literarisch-historische Erörterung über die 
Donatio Constantiniana , (S. 860 f.) und S. 876) die üebersicht der 
Reihenfolge der allgemeinen Concilien. Die seit der 1. Auflage er- 
schienene einschlägige wichtigere Literatur ist sorgfältig berück- 
sichtigt und sind manchmal beim Citiren derselben kritische orien- 
tirende BemerkungÄn beigefügt. In Betreff der Pönitentialbücher 
hätten übrigeiis wohl auch die (bereits im Kirchenrechtslehrbuch des 
Eeferenten gewürdigten) Forschungen von Schmitz im Archiv über 
das Poenitentiale Romanum berücksichtigt werden sollen. Zweck- 
mässig hat Brück jetzt den einzelnen Seiten Columnenflberschriften 
beigegeben und das Namen- und Sachregister vervollständigt. In 
seiner neuen erweiterten Gestalt wird das Werk sich gewiss zahlreiche 
neue Freunde erwerben, besonders im Kreise der Studierenden, die 
ein fassliches und kürzeres und doch keine wichtigere Frage uner- 
örtert lassendes Lehrbuch der Kirchengeschichte wünschen. 
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14. Deutsches Kirchenrecht des 19, Jahrhunderts. Von Friedrich 
Thudichum ord. Prof. der Bechte zu Tübingen. Leipzig^ Dun" 
her und Humhlot 1877. 1. Bd. VIII und 440 S. 8. (8 M. 
40 Pf.). ^ . ' 

»Deutsches Kirchenrecht des 19. Jahrhundertst nennt der Ver- 
fasser ein Buch, in welchem er sich darzulegen bemüht, dass es kein 
eigentliches Kirchenrecht mehr gebe, sondern dass nur noch Anord- 
nungen der politischen Gewalten über kirchliche Din^e Geltung hät- 
ten. Ob und inwiefern sich dieses bei den Protestanten so verhalte, 
das möge der protestantische Verfasser mit seinen Glaubensgenossen 
ausmachen. Dass dagegen die Katholiken an ihrem wirklichen eigent- 
lichen Kirchenrecht festhalten, nicht bloss, wenn die Staatsgewalten 
es unterstützen, sondern auch dann, wenn dieselben ihm feindlich 
gegenübertreten, davon hätte sich Professor Thudichum leicht über- 
zeugen können, wenn er einen Blick auf Preussen unter der Herr- 
schaft des »Culturkampfes« geworfen hätte. Thudichum's Standpunkt 
ist dieser: Weil »die Staatsgewalt noth wendig die höchste Gewalt 
im Staate sein und bleiben müsse (vgl. S. 1.), so hat der Staat Alles, 
auch die Kirche zu regieren. Früher schrieb derselbe Verfasser über 
die Unzulässigkeit politischer Beschränkungen der Eheschliessung. 
Jetzt wird er nichts mehr für unzulässig befinden können, was die 
Staatsgewalt b,efiehlt. Sein Werk, von dem hier die erste Hälfte 
vorliegt, soll eine Darstellung des Staatskirchenrechts des neuen 
deutscheo Beiches und desjenigen von Preussen, Bayern, Sachsen, 
Württemberg, Baden und Hessen insbesondere sein. Es figuriren 
da neben einander als Kirche die katholische, die griechische, die 
protestantische, die dentschkatholische und altkatholische und die 
»israelitische Kirche, c Selbst wenn man sich auf den Standpunkt 
des Verfassers stellt, muss vieles an seiner Darstellung als unvoll- 
ständig, ungenau und ungründlich ausgesetzt werden. Was von ka- 
tholischer Seite über die einschlägigen Fragen vorgebracht ist, wird 
durchweg vollständig ignorirt. — Von 

15. Bichter's Lehrbuch des katholischen und evangelischen Kirchen- 
rechts 

hat neben der auf XVIII und 1252 S. angewachsenen 7. Auflage 

eine 8. Auflage zu erscheinen begonnen, welche etwas kürzer gefasst 
werden soll und von welcher die 1. Lieferung vorliegt, die übrigens 
auf ihren 128 Seiten 5 Paragraphen weniger als die T.Auflage behandelt. 
Professor Richard Dove der Bearbeiter der 7. und 8. Auflage 
von Bichter's Kirchenrecht präsentirt sich auf dem Titelblatt der 8. 
Auflage jetzt auch als »Mitglied des Königlichen Gerichtshofs für 
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kirchliche Angelegenheiten. c üeber diese seine Stellung nnd die 
ganze prenssisch- etc. deutsche Cultnrkampfsgesetzgebung bricht 
Dave in der 8. Auflage in der Anmerkung 1. zu §. 3. jetzt eigent- 
lich selbst ded Stab, indem er unter Bezugnahme auf eine Abhand- 
lung V, ScheurVs über »die Selbstständigkeit des Kirchenrechts« (in 
l)oves Zeitschrift f. Kirchenrecht Bd. 12. S. 52 ff.), wenngleich mit 
einigen inneren Widersprüchen u. A. (S. 5) zugesteht: »Der Kirche 
als ethischer Grösse fehlt, auch wenn ihr kein staatlicher Zwang 
zur Aufrechthaltung ihrer Ordnungen als solcher zur Verfügung 
steht, doch nicht eine gewisse Macht, dipselbe gegen ihre Angehörige 
durchzusetzen . . . Aber wenn auch der moderne Staat, während er 
seine eigene Zwangsgewalt d^r Kirche nicht mehr unbedingt zur 
Aufrechthaltung ihrer Ordnungen zur Verfügung stellt, andererseits 
mit Becht der Kirchengewalt die Befugniss versagt, dieselben mit 
Anwendung äusserer Gewalt selbst durchzusetzen [den Beweis, dass 
und wie man kirchlicher Seits solches versucht habe, unternimmt 
Herr Dove nicht], bleibt es doch den Kirchen im Allgemeinen vom 
Staate unverschränkt [wenn das wahr wäre, gäbe es keinen >Cultur- 
kampf«] gegen ihre Angehörigen ihre Disciplin durch dem rein re- 
ligiösen Gebiete angehörige Zuchtmittel, oder durch Entziehung von 
innerhalb der Kirche wirkenden Rechten oder durch Ausschliessung 
aus der Gemeinschaft der Gottesverehrung selbst auszuüben. Mag 
die zwingende Macht, welche sich in solchen Massregeln geltend 
macht, eine unvollkommenere Gewähr far die Aufrechthaltung der 
kirchlichen Ordnung bieten, als, die von dem weltlichen Arm ver- 
langte Durchführung derselben mittels staatlicher Gewaltanwendung, 
so erhellt doch, dass jenen Ordnungen der Charakter rechtlicher Nor- 
men nicht darum abgesprochen werden darf, weil sie nicht erzwing- 
bar seien. Die Kirche ist eine eigenthümliche sittliche [und wie 
Herr Dove im Vorigen zugegeben hat, auch eine rechüiche] Lebens- 
ordnung und als solche befugt, ihre innere Ordnung selbst zu er- 
zeugen und aus ihrem eigenen Princip zu gestalten ; der Staat, wenn 
auch als höchste Macht über allen Machtverhältnissen des mensch- 
lichen Gemeinlebens [d. h. nach dem vorher von Herrn Dove Aus- 
geführten und am Schlüsse ausdrücklich Zugegebenen mit Ausschluss 
der eigenthümlichen Lebensordnung der Kirche] berufen seine allge- 
meine Gerechtigkeitsmission auch an den Kirchen, soweit sie als 
rechtlich organisirte Körper in das nationale Gulturleben eintreten, 
zu erfüllen, ist doch nicht die Quelle alles Rechtes, insbesondere nicht 
die des innerkirchlichen, der Kirchenordnung.« 

Gonsequenz ist, wie man aus dem Vorstehenden ersieht und 
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wie sich weiter aus der praktischen Stellung ergibt, in welche sich der 
protestantische Casonist zur katholischen Kirche stellt, des Herrn 
DoTe'3 Sache sieht. Wir unterlassen es für jetzt, in eine weitere 
Detailkfitik seiner Arbeit einzugehen. Bemerken wollen wir nur, 
dass derselbe es sich heqnem macht, von dem ihm unbequemen Kir- 
chenrechts- Lehrbuch des Beterenteo «hroeehen, indem er in zornig 
wegwerfender Weise bei Äafzählung der Lehrbücher es nur in einer 
Note am Fasse einer Seite (S. 20.) erwähnt, mit dem Beifügen: 
das Bach »könne nach seiner Fonn und theilweise auch nach seinem 
Inhalt nicht wohl unter die icissensehaftliche Literatur des Kirchen- 
rechts gerechnet werden.« So redet der Mann, dessen «Waffen der 
Wissenschaft« sogleich beim Beginn seines öfTentlichea Auftretens 
(Tgl. darüber Archiv Bd. 9. S- 175, S. 338, Bd. 10. pag. VL) da- 
rin bestanden, dass er zum protestantischen Kampfe gegen die ka- 
tJiolische Kirche und gegen deren friedliche innere Entwickelung und 
Blütbe die Staatsgewalt zu Hülfe rief. 
16. A katholikus Egyhäsjogfan keey hönyve, hvlönbs tekintettd Ma- 

gyarorszäg Jogi vissonifaira. Irta Kaealy Imre. Vacz. 1877. 

(XVI und 766 S.) 
Hier liegt wieder in ungarischer Sprache ein Handbuch des 
katholischen, Kirchenrechts mit besonderer Bücksicht auf die Rechts- 
Torhältnisse in Ungarn vor. Der Verfasser, Emerich Kanzaly, Pro- 
fessor am Seminar zu Waitzetf, macht keinen Anspruch auf Origina- 
lität ; fielmehr bekennt ei selbst in seiner Vorrede, dass er bei der 
Ausarbeitung vorzüglich Aichner, Porubsky und andere bewährte 
Canonisten benntzte ; er bat aber desuageachtet auch ganz selbst- 
ständig ausgeführte Partieen. So über das Schulwes* " ~" i, 
über Autonomie etc. Das Buch empfiehlt sich durch J} 
keit, Klarheit des Vortrags, möglichst vollständige, j g 

gehaltene Behandlang der einzelnen Theile, wodurch ( i- 

ders als brauchbares Lehrbuch für Clerikalseminarien zu eignen 
Echeiot, was auch des Verfassers ausgesprochener Zweck gewesen ist. 
Mit all' diesem will ich keineswegs behaupten, dass es Mai^el frei sei. 

p. r. B. 
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XV. 

Nachtrag von AktmttQcken 

über die Stellung des Fürsien Bismarch und des Gesandten des 
Norddeutschen Bundes von Arnim zum Vaiicanischen Concil. 

1, Depesche des Norddeutschen Gesandten v. 14. Mai 1869. 

Ew. Excellenz hohen Erlass vom 2. d. M. mit der Gircutarde» 
pesche des Fürsten Hohenlohe vom 9. April habe ich «tt erhalten 
die Ehre gehabt. Die Voraussetzung, dass die bayerisch^ Depesche 
auch hier mitgetheilt worden sei, trifft nicht zu, Herr v, Sigmund 
hat nicht den Auftrag gehabt, im Vatican sich im Sinne der De- 
pesche zu äussern. Er bestreitet auch, durch seine Berichte Anlass' 
zu derselben gegeben zu haben. Walirscheinlich ist der Fürst Hohen- 
lohe zu diesem Schritte von dem Stiftspropst Döllinger inspirirt wor- 
den, welcher in seiner Verstimmung gegen Rom ohne Zweifel sehr 
geeignet sein wird, die Gefahren in etwas übertriebener Weise her- 
vorzuheben, welche dem »modernen Staate aus den vermütheten Con- 
cilbeschlüssen erwachsen können. Es ist nun natürlich, dass Herr 
V. Döllinger, dessen theologische Tendenzen von Rom auf Antrieb 
der ultramontanen deutschen Wissenschaft unterdrückt werden, des- 
sen persönliches Selbstgefühl noch kürzlich verletzt worden ist, als 
man ihn bei den Vorarbeiten für das Concil überging — in den 
weltlichen Regierungen Bundesgenossen zu finden wünscht, welche er 
zu anderen Zeiten nicht gesucht haben würde. Wie deni auch sei 
— es ist gewiss vollkommen richtig, dass die Persönlichkeiten, welche 
auf den Gang der Concilsarbeiten tonangebend einwirken, die Indis- 
cretionen, welche über dieselben in die Oeffentlichkeit gelangen, und 
vor allem auch die unberechenbare Individualität des Papstes den 
Regierungen hinreichende Veranlassung geben, der Entwicklung der 
Dinge mit Aufmerksamkeit zu folgen und zu eventueller Wahrung ihrer 
Rechte bei Zeiten Vorkehrung zu treffen. Der Fürst Hohenlohe wird 
zunächst durch die Befürchtung beunruhigt, dass die Infallibilität 
des Papstes von dem Concil auf Betrieb der Jesuiten dogmatisch fest- 
gestellt werden könnte. Gerade diese Frage dürfte jedoch nicht zu 
denjenigen gehören , deren Lösung in dem einen oder dem andern 
Sinne für den Staat von wesentlicher Bedeutung ist. Wenn es mög- 
lich wäre, der Theorie des Baseler Concils Anerkennung zu sichern, 
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dass das üoäcil übet dem Papst steht, könnte di 
rangen vertretene Laienelement ein Interesse dai 
Definining des Dogma's in diesem Sinn einen er 
beginnen. Das Baseler Goncil ist aber in Rom i 
den, und innerhalb der katholischen Kirche sind 
ser DeSoition so selten wie die Huasiten in BC 
dreht sich jetzt nor nm die Frage: ob der.Fai 
infallibel ist, oder ob die Infallibilität nnr dem P 
eil zukommt. Ein m&ssiger Wortstreit, der anf di 
liehen Begierung ohne Einflnsa bleibt. Kircbenge 
decrete kfttinen den Begierangen unbequem oder 
scheinen und ihnen die Pflicht des Widerstandes 
diese Gesetze und Decrete aber zu Stande gekomi 
eine Willensäusserung des iospirirten absoluten ] 
einen BeschlasB der constitutionelfen Eirchenlegisli 
ganz gleicbgiltig sein. Es wäre zu bedauern, we 
in den Streit um diese theologischen Schulmeioung 
wollten. Wesentlich anders liegt die Sache in ] 
Schlüsse, welche die kirchlich-politiEcbe Commissi« 
selben werden zwar für den Staat — sei er feudal ot 
so gefährlich sein wie die Tendenzen und Massrege 
nale.« Aber unzweifelhaft bleibt, dass.die Regie 
tigung und vielleicht die Verpflichtung haben, r 
zu nehmen gegen die m{lglicherweise vorliegende 
Verhiltniss des Staates zur Kirche mit dogmatischi 
Sätze zu proclamiren, welche den gesetzlich oder 
stehenden Zustand in Frage stellen. Anf den ei 
es, dass dieses >SteIIungnehmen< verschoben werc 
stimmte Beschlüsse vorliegen, durch welche ein 
wird. Man könnte meinen, dass dann immer no 
dem unberechtigten und einseitigen Anspruch die ^ 
stehenden Bechtea entgegenzustellen. Hiebei wird 
von immenser Wichtigkeit übersehen. Es ist zwi 
Concilsbeschlüsse in diesen Materien für die weltl 
zunächst keine andere Bedeutung haben als die Tt 
schaftlichen Vereins. Aber es ist ebenso unleugl 
mal feststehende Concilsdecret Millionen in ihren 
und dass die Begierangen — wenn sie auf dem 1 
res — was ihnen in der Regel nicht zu gelingei 
in eine verschobene Stellung zu ihren Dnterthane 
für lauge Zeit eine Quells ron Unannehmlichkeiten 
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nod von Klagen seitens der ünterthanen werden kann. Hier drängt 
sich nnn die Frage auf, ob und auf welche Weise es möglich ist, 
diesen Unannehmlichkeiten zu entgehen. Der Fürst Hohenlohe sieht 
das Mittel in einem Einverständniss aller europäischen Beglenmgen 
aber die Haltung, welche sie gegenüber den Tendenzen und Be- 
schlüssen des Concils einnehmen wollen. Das Ziel, welches der 
bayerische Ministerpräsident sich gesteckt hat, liegt etwas zu hoch. 
Die Besorgniss liegt nahe, dass durch das jedenfalls resultatlose Be- 
mühen, für zu viele widerstreitende Elemente einen Boden gemein- 
schaftlicher Interessen zu finden, auch das Erreichbare erschwert 
worden ist — nämlich das Einverständniss der vereinigten Staaten 
Deutschlands über ein identisches Verhalten in der bevorstehenden 
kritischen Epoche. Sollte dies jedoch nicht der Fall sein, sollte in 
Paris, Florenz, Wien die bayerische Initiative nicht den Wunsch rege 
gemacht haben, die dargebotene Qelegenheit zu allerhand eigenen 
Zwecken. zu benutzen, so würde es rathsam sein, zunächst mit dem 
Fürsten Hohenlohe und dann mit den übrigen deutschen Begierungen 
die Schritte zu vereinbaren, welche, Jiach Massgabe der veränderten 
Umstände, den geschichtlichen Traditionen entsprechen und nach 
Lage der Dinge unerlässig erscheinen. Der Fürst Hohenlohe glaubt, 
dass es zweckdienlich sein werde, wenn die Vertreter der Regierungen 
angewies«!^ würden, schon jetzt gegen solche Beschlüsse Verwahrung 
einzulegen, welche das Goncil einseitig und ohne Berathung mit den 
Staatsgewalten fassen möchte. Hiefür ist jedoch, wie Ew. Excellenz 
in dem Erlass vom 2. d. M. hervorheben, die Sache in keiner Be- 
ziehung reif. Es ist vollständig unmöglich , auch nur eine an- 
nähernde Eenntniss von dem Resultat der Berathungen zu haben, 
welche im Schoosse der Gommiasion für kirchlich-politische Fragen 
gefasst sein mögen. Und selbst wenn diese Beschlüsse uns im Ein- 
zelnen bekannt wären, würde ein Protest gegen dieselben nicht ge*- 
rechtfertigt sein, da das Gutachten einer Commission immer noch 
kein Concilsbeschluss ist. Die Personen, welche in der Commission 
den Ton angeben, der Cardinal Beisach, und von Deutschen Mou- 
fang und Molitor, von Franzosen der Abbä Gibert, Vicar des Bischofis 
von Moulins, Monsignore de Dreux-Brözö, rechtfertigen die Besorg- 
niss vor unannehmbaren Beschlüssen in hohem Grade. Dagegen ist 
in dieselbe Commission von französischen Geistlichen der Abb^ Frep- 
pel eingetreten, und es sitzen darin Italiener, die ganz anderen Bich- 
tungen angehören, aus deren Mittheilung geschlossen werden darf, 
dass die gemässigten Elemente nicht ohne allen Einfluss geblieben 
sind. Mit einem Worte, es ist unmöglich über die Natur der bis 
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jetzfc gemachten Vorarbeiten Daten zu erhalten, welche die Grund- 
lage eines Protestes oder überhaupt irgend einer diplomatischen De- 
marche W3rden könnten. Eine Thatsache aber steht fest, gegen 
welche die Regierung eines jeden Landes protestiren kann/ in dem die 
katholische Kirche eine durch Gesetze oder Verträge geregelte Stellung 
hat — die Thatsache, dass in Rom über das Verhältniss des Staates zur 
Kirche mit dem Anspruch verhandelt wird : bindende Normen auf- 
zustellen, ohne den bei diesen Dingen interessirten Staat als andere 
Paciscenten oder gleichberechtigten legislativen Factor tut Berathung 
zu ziehen. Gegen diese Thatsache könnte die Regierung protestiren, 
und hier ist der Punct, aut welchem der Hebel eingesetzt werden 
muss, wenn es sich darum handelt, Deutschland den legitimen Ein- 
flnss zu sichern^ den es zu allen Zeiten auf Concilsbeschlüsse gehabt 
bat. Der Protest allein genügt jedoch nicht, wenn liicht gleichzeitig 
der Anspruch auf Zulassung eines oder mehrerer 'oratores zu den 
Verhandlungen des Concils erhoben wird. Die Theilnahme des durch 
den Staat vertretenen Laienelementes an den Verhandlungen des 
Concils erscheint als das einzige Mittel, rechtzeitig von dem Gange 
der Verhandlungen unterrichtet zu sein — das heisst: nicht zu 
früh und nicht zu spät — zu protestiren, Einfiuss zu gewinnen, schüch- 
terne Elemente zu sammeln und politischen Machinationen vorzu- 
beugen, welche unter dem Deckmantel kirchlicher Berathungen ver- 
sucht werden könnten. Die Massregel, über welche zwischen dem 
norddeutschen Bunde mit dem Fürsten Hohenlohe und den übrigen 
deutschen Regierungen ein Einverständniss herbeigeführt werden 
musste , wäre demnach : »das in Rom, eventuell zu stellende Ver- 
langen, dass zu den Berathungen des Goacils ein oder mehrere Bot- 
schafter des vereinigten oder zu diesem Zwecke verbündeten Deutsch- 
lands zugelassen werden.« Einen weiteren Bericht zur Erörterung 
einiger hier in Frage kommenden Schwierigkeiten und zur weiteren 
Motivirung der Form des gedachten Vorschlags^ behalte ich mir vor. 
An dieser Stelle gestatte ich mir nur noch zu erklären, warum ich 
die Abordnung eines deutschen Botschafters zum Goncil als eine 
»eventuelle« Massregel bezeichnet habe. Nach allen hier eingehen- 
den Nachrichten ist der Kaiser Napoleon über sein Verhalten in der 
Concilsfrage eben so unschlüssig, wie er es in der Regel am Vor- 
abende wichtiger Entscheidungen zu sein pflegt. Namentlich scheint 
aber die Theilnahme eines französischen Botschafters am Concil 
noch keine Entscheidung getroffen zu sein. Auf der andern Seite 
liegt am Tage, dass der Kaiser an dem Ausgange des Concils mehr 
directes Interesse hat als irgend ein anderer Souverän. Sollte 
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er aber dennoch für angemessen erachten, Bom und das Goncil sich 
selbst zu überlassen, und sich Torbehalten , gegen etwaige mit dem 
ffan29sischen Staatsrecht anverträgliche Beschlüsse nachträglich zu 
reagieren, so würde er das Odium des Cionflicts auf sieh nehmen 
mäs£ren, und die andern europäischen Begierungen würden die Ver- 
antwortung ihrer etwaigen Proteste in viel geringerem Maasse tra- 
gen als die kaiserliche Begierung. Dazu kommt, dass die Beohte 
des Staates in Frankreich viel ausgedehntere und eingreifendere sind 
als in Deutschland, namentlich in Preussen, so dass ein Goncilfi(be- 
schluss, der die geringe Prärogative der preussischen Krone verletzt» 
nothwendig auch in Frankreich einen Gonflict hervorrufen müsste. 
In Berücksichtigung dieses Verhältnisses scheint es gerathen, die et- 
waigen Verabredungen mit Bayern geheimzuhalten und nicht zur 
Ausfuhrung zu bringen, so lange wir nicht über die Absichten der 
französischen Begierung vollständige und sichere Information haben. 

V. Arnim. 
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2, Depesche des Bundeskanzlers vom 26. Mai 1869. 

>Berlin, 26. Mai 1869. Ich benutze den diessnialigcn Feldjä- 
ger zu einer sofortigen Mittheilung in Bezug auf die in Ihren ein- 
gehenden Berichten vom 14. bis 17. Mai über die auf dem ökumenischen 
Concil behandelten Fragen. Nachdem ich Sr. Maj. dem König darü- 
ber Vortrag gebalten , kann ich in Uebereinstimmung mit den aller- 
höchsten Intentionen Ew. etc. folgendes darüber eröffnen. Mit dem 
Vorschlage Ew. etc. dass Preussen sich, eventuell in Gemeinschaft 
mit dem übrigen Deutschland, nach dem Gebrauch der Begierungen 
bei früheren Concilien, durch bestimmte Abgesandte oder Begierungs- 
bevollmächtigte (oratores) als Staat auf dem ökumenischen Goncil 
selbst vertreten solle, hat Se. Maj. der König sich nicht einverstan- 
den erklären können. Ew. etc. haben selbst die Schwierigkeiten 
einer solchen Massregel nicht unbeachtet gelassen; dieselben würden 
sich aber bei jedem Versuch einer praktischen Verwirklichung noch 
viel grösser herausstellen als sie schon im voraus erscheinend müssen. 
Es ist mir kaum zweifelhaft, dass Bom den Anspruch protestanti- 
scher, d. h. ketzerischer Begierungen — und als solche wird man 
in ßom Preussen und die Mehrheit der deutschen Begierungen 
immer ansehen und über das persönliche Glaubensbekenntniss des 
Souveräns nicht so leicht hinweggehen wie Ew. etc. es zu glauben 
scheinen — auf Vertretung nicht anerkennen werde ; eine Forderung 
aber zu stellen , welche nicht durchgesetzt werden kann, würde die 
Begierungen nur in eine schiefe Lage bringen^ ihrem Protest aber 
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Stckerück teine grössere feraft yerleiiieii. Aber selbst, wenn Mä iri 
Rom deü Anspruch zugestehen wollte, in welcher L^e würden sieh 
die OratoreB auf dem Concil befinden , dessen immense Mehrheit sie 
als Eindringlinge, als (wenn auch ihrer Person nach katholisch) Ab- 
gesandte ketzerischer Regierungen ansehen , und jede ihrer Aousse- 
rungen mit Misstraneu und Missgnnst aufnehmen würde. Eine fort- 
währende Verletwüg der Würde def Souveräne wäre dabei kaum 
vermeidlich. Ew, etc. haben selbst die Frage aufgeworfen: welche 
Stellung die Abgesandten auf dem Concil einnehmen sollen. Als In- 
ditiduea UUä Bldi *l4 H*j 6tci tilit Hecht bämerkett, Elnüelna ge- 
gen Hunderte, und ihr individuelles Stimmrecbt wÖrcld t3ä gäf kfil' 
ner Bedeutung sein; ihr persönlicber Einfluss aber würde eben von 
ihren Persönlichkeiten abhängen, welche für diesen Zweck auszu- 
wählen schwer genug sein würde. Als »Regierujigslevollmächtigte« 
dagegen mflasten sie im Namen der Regierungen ein Veto einlegen 
können; dasa mau ihnra dies bicht zugestehen wird, rersteht sich 
Ton selbst. Protest einzulegen aber ist immer eine undankbare . 
Mühe, und hat nur dann eine Bedeutung, wenn es in der Macht des 
Protestirenden liegt, dasjenige zu verhindern , wogegen er protestirt. 
Bin Protest der Abgesandten aber, über den das Concil ohne Zwei- , 
fei, ohne alle Kücksieht mit weiteren Beschlüssen hinwegginge, würde 
die Regierungen nur in eine schwierigere T^age bringen, als wenn sie 
einfach Beschlüssen g^enüber ständen, die ohne Betheiligung von 
ihrer Seite und ohne Gegenwart von ihren Bevollmäcbtigten zu 
Stande gekommen wären. Ich habe nur einen Theil der Schwierig- 
keiten berühren wollen, welche sich der praktischen Ausführung dos 
Vorschlags entgegensetzen würden. Die Hauptsache bleibt immer, 
dass die ganze Theilnahme der Staatsgewalten an einem Concil auf 
einem ganz fremden, für uns nicht mehr vorhandenen Boden, auf 
einem der Vergangenheit angehörigen Verbättniss des Staates zur 
Kirche beruht, und nur so lange einen Sinn hatte, als der Staat der 
katholischen Eirche, als der Kirche, der einzigen allumfassenden Kirche» 
gegenüber stand. Selbst bei dem tridentinischen Concil, wenigstens bek 
den Anfängen und Vorbereitungen desselben, war dieses alte Verhältnis» 
noch vorhanden, und die protestantischen Regierungen, wie die protestan- 
tischen Gemeinden konnten noch zu dem Concil eingeladen werden, weil 
sie noch nicht als unwiederbringlich ans der Kirche ausgeschieden wer- 
den konnten. Die Kirche stand damals noch in einem bestimmten 
intimen und gewissermasseu rechtlich festgestellten , d. h. von der 
Kirche in ihrem Recht' anerkannten Verhältniss zum Staat; das ca- 
nonische Recht mit dem ganzen Arsenal seiner Bestimmungen auch 
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aber das Gränzgebiet zwischen Staat und Kirche hatte damals noch 
eine Bedentnng for den Staat. Darum konnten die Regierungen 
auch unter bestimmten rechtlichen Formen in die Berathung und 
Regelung der kirchlichen Dinge eingreifen, wie sie es durch ihre 
Oratores auf dem Concil thaten. Ebenso trat an sie nachher die Frage 
heran: ob sie durch Acceptation der Goncilbeschlüsse die von den 
letzteren in kirchlich-staatlichen Dingen getroffenen Aenderungen* 
als einen Theil ihres öffentlichen Rechts anerkennen wollten. Dieses 
Verhältniss ' hat sich jetzt, wenigstens tür uns, vollständig geändert. 
Bekanntlich hat eine Anzahl der europäischen Staaten die Beschlfisse 
des tridentinischen Concils ausdrücklich acceptirt und publicirt, 
andere nicht. Für Preussen hat davon nie die Rede sein oder auch 
nur die Frage aufgeworfen werden können. Ebensowenig könnte oder 
dürfte jetzt für Preussen die Frage entstehen : ob es die Beschlüsse 
des neuen ökumenischen Concils acceptiren und damit als einen Be- 
standtheil seines geltenden öffentlichen Rechtszustandes anerkennen 
wolle. Wenn es aber durch abgesandte Vertreter an den Berathun- 
gen des Concils tbeilnähme , so würde es eben dadurch in den Fall 
kommen, sich über die Beschlüsse desselben zu erklären, und sie 
eventuell als Theil seines Staats- und Eirchenrechts anzunehmen 
oder zu verwerfen — einen Fall, dessen Verwirklichung Ew. etc. 
sich nur einen Augenblick vorzustellen brauchen, um die volle Un- 
möglichkeit einzusehen. Für Preussen gibt es verfassungsmässig wie 
politisch nur einen Standpunkt, den der vollen Freiheit der l^irche 
in kirchlichen Dingen und der entschiedenen Abwehr jedes üeber- 
griffs auf das staatliche Gebiet. Zu der Vermischung beider, selbst 
die Hand zu bieten, wie es durch die Absendung von Oratores ge- 
schehen würde, darf die Staatsregierung sich nicht gestatten. Ew. 
etc. bitte ich sich von diesem Standpunkt der königlichen Regierung for 
Ihre ganze Haltung möglich zu durchdringen. Ew. etc. werden als- 
dann auch anerkennen, dass uns diese Haltung durch unsere eigene 
Stellung zur Sache vorgeschrieben wird, und dass es für uns nicht 
massgebend sein kann , welche Haltung der Kaiser Napoleon dem 
Concil gegenübet einnehmen, und ob er dasselbe beschicken werde 
oder ni<;bt. Etwas ganz anderes aber als müssige und nicht berück- 
sichtigte Proteste sind die auf dem Gefühl der eigenen Macht be- 
ruhenden Kundgebungen der Regierungen, Uebergriffe nicht dulden 
zu wollen. Diese können als heilsame Mahnungen und Warnungen 
auch im voraus dienen, und ich bin mit Ew. etc. vollkommen ein- 
verstanden, dass die blosse Thatsache der Existenz einer kirchlich- 
politischen Commission für das Concil das Factum: dass in Rom 
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Über das Verhältniss zwischen Staat und Kirche mit dem Ausspraefa 
verhandelt wird, bindende Normen aufzustellen , ohne den bei diesen 
Dingen interessirten Staat als gleichberechtig^n Factor zur Bera- 
thung zu ziehen , den Begierungen hinreicheuden Anlass zu solchen 
Mahnungen und Warnungen darbiete. Se. Maj. der König haben 
mich demgemäss ermächtigt mit der königlich bayerischen Regierung 
und eventuell mit den übrigen süddeutschen Kegierungen in vertrau- 
liche Verhandlungen zu treten, und wo möglich im Namen des ge- 
sammten Deutschlands, auf welches es uns zunächst hier nur ankommen 
kann, gemeinsame Einwirkungen auf die Curie zu versuchen, welche 
ihr die Gewissheit geben würden, dass sie bei etwa beabsichtigten 
Ausschreitungen einem entschiedenen Widerstände der deutschen Re- 
gierungen begegnen werde. Wenn diese Verhandlungen zu einem 
Ergebniss geffihrt haben, werde ich Ew. etc. mit weiterer Instruc- 
tion für die zunächst vertraulichen und nach Umständen zu verstär- 
kenden Schritte in Rom versehen. Gez. v. Bismarch Sr. Hochwohl' 
geboren dem Hrn. v. Arnim. Rom. 

5. Instruction des Bundeshanders vom 5. Januar 1870. 

Berlin, 5. Jan. 1870. Die Berichte Ew. Hochwohlgeboren vom 
22. bis 29. December sind mir nunmehr zugegangen. Wenn ich die- 
selben zusammenfasse und mir ein Bild von der bisherigen Entwick- 
lung der Dinge zu gewinnen suche , soweit dies überhaupt bei der 
augenblicklichen Sachlage möglich ist^ so erscheint mir diese bis 
jetzt noch als eine so chaotische, dass es unmöglich ist über die 
Wahrscheinlichkeiten des weiteren Verlaufes ein Urtheil zu gewin- 
nen. Was für greifbare und wirkliche Gestaltungen sich aus diesen 
kreisenden Nebeln herausbilden mögen, lässt sich noch nicht voraus- 
sehen. Ich würde es nicht für weise halten, wenn wir in dieses ne- 
belhafte Chaos hineingreifen wollten, in welchem wir die richtige 
Operationsbasis zu wählen noch ausser Stande sind. iVir könnten 
durch ein voreiliges Eingreifen möglioherweise der Entwicklung eine 
uns unerwartete Richtung geben, und Elemente, auf welche wir gern 
zählen nach der anderen Seite hinüberdrängen. Was sich von wirk- 
lich lebenskräftiger Thätigkeit der freieren geistigen Elemente ent- 
wickeln soll, muss sich aus sich selbst heraus entwickeln; und an 
uns kann die Aufforderung zum Handeln erst herantreten, wenn eine 
solche Thätigkeit eine bestimmte Gestalt und einen festeren Boden 
gewonnen hat. Die abwartende Stellung wird uns um so leichter, weil 
gerade wir, was auch schiesslich das Ergebniss sein möge, keine 
Ursache -zu Besorgniss vor wirklichen Gefahren haben, die unser«Hi 



158 Instruction des Norddeutschen Bundeskanzlers v, 5. J<9e|^. J^O. 


Staatsleben drohen möchten. Ich habe ^ Ew. etc. schon froher be- 
merklich gemacht — und ich bitte Sie Tor allem sich dies immer 
gegenwärtig zu halten — dass wir vom Standpunkte der Begi^ung 
aas keinerlei Befürchtangen Baum geben, weil wir die Gewissheit 
haben auf dem Felde der Gesetzgebung , unterstützt von der Macht 
der öffentlichen Meinung und dem ausgebildeten staatlichen Bewusst- 
sein der Nation , die Mittel zu finden um jede Erisis zu überwin- 
den , und die gegnerischen Ansprüche auf das Mass zurückführen, 
welches sich mit unserem Staatsleben verträgt. Wir sind in Nord- 
dentschland des nationalen und des politischen Bewusstseins, auch' der 
katholischen Bevölkerung in ihrer Mehrheit, sicher, und haben in der 
überwiegenden Mehrheit der evangelischen Kirche einen Stützpunkt, 
welcher den Begierungen rein oder wesentlich katholischer Länder 
fehlt. Es bedarf für uns der Versicherung des Papstes, dass durch 
die Ergebnisse des Goncils die hergebrachten oder festgestellten Be- 
ziehungen der Curie zu den Begierungen nicht geändert werden 
sollten, in keiner Weise. Jeder Versuch dieselben umzugestalten, 
würde schliesslich nicht zu unserem Nachtheil ausfallen, ungeach- 
tet dieser Zuversicht sind wir natürlich weit davon entfernt zu wün- 
schen, dass die Sachen auf die Spitze getrieben werden. Im Inte- 
resse der katholischen Unterthanen S. M. des Königs und einer fried- 
lichen Weiterentwicklung des nationalen Lebens können wir nur 
wünschen, dass der Organismus der katholischen Kirche, auf dessen 
Grunde sich bisher gedeihliche Beziehungen zwischen Staat und 
Kirche gebildet haben, nicht gestört oder unterbrochen werde. Wir 
haben ein lebhaftes Interesse daran , dass die Elemente des religiö- 
sen Lebens, verbunden mit geistiger Freiheit und* wissenschaftlichem 
Streben, welche der katholischen Kirche in Deutschland eigenthüm- 
lich sind, auch in Born auf. dem Gpncil im Gegensatz gegen die 
fremden Elemente zur Geltung kommen , und nicht durch die nu- 
merische Mehrheit unterdrückt und vergewaltigt werden. Aber wie 
dieser Wunsch nicht aus dem staatlichen . Interesse der Begierung, 
sondern aus der Sympathie für das regiöse *Leben unserer katholi- 
schen Bevölkerung hervorgeht, so kann er auch nicht in einer von 
der Begierung ausgebenden Action seinen Ausdruck finden, sondern 
wir müssen erwarten, dass die Action von dem deutschen Element 
auf dem Goncil selbst ausgehe, und wir unsererseits müssen uns 
darauf beschränken dem deutschen Episcopat die Gewissheit unserer 
Sympathie, und wenn der Fall des Bedürfnisses eintreten und von 
dem Episcopat erkannt werden sollte , unsere Unterstützung zu . ge- 
ben. Unsererseits im Namen der Begierung Forderungen für den 
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deutschen Episcopat aa die Curie oder das Concil zu stellen , be- 
trachte- ich nicht als unsere Aufgabe. Abgesehen davon , dass es 
schwer sein würde einen praktischen Boden dafär zu finden — wie 
denn schon die Forderung eines Abslimmungstnodus nach Nationen 
eine sehr schwer definirbare sein würde — würden wir uns in eine 
falsche Stellung zu dem Goncil und zu der Cnrie bringen, and eine 
Art Anerkenuung der dort beanspruchten Autorität aussprechen, de- 
ren Folgen sich schwer berechnen Hessen. Was wollen wir thun, 
wenn die Forderung , wie es wahrscheinlich ist , abgewiesen wird, 
weil ea sich dabei um ein reines Internum des Ooncils handle? Und 
wenn gar römischerseits darauf eingegangen würde — was freilich 
nicht wahrscheinlich ist — würden uns nicht gerade dadurch die 
Hände gebunden werden für die Zukunft? Würden wir damit nicht 
den für ans einzig möglichen Standpunkt aufgeben, dass wir als 
Regierung dem Concil vQllig frenid und frei gegenüberstehen, und 
seine Beschlüsse vor das Forum unseies Staatslebens zu ziehen be- 
rechtigt sind? Schon aus 'diesem Grunde können wir eine ständige 
Conferenz der Vertreter der Begieiungen in Eom, welche Ew. etc. 
mit dem Namen eines Anticoncils bezeichnen und selbst zwar nicht 
empfehlen wollen, aber doch als eine ins Auge zu fallende Eventua- 
lität anführen, nicht für angemessen erachten, selbst wenn sie mög- 
lich wäre. Sie dürfte aber auch praktisch sich nicht als möglich 
erweisen, schon weil sich nur sehr wenige Vertreter von Begiernngen 
darin zusammenfinden würden , nie denn Ew. etc. selbst mit Eecht 
ein Zusammenwirken mit dem österreichischen Botschafter als schwie- 
rig bezeichnet haben. Frankreich, welches das Concil ganz in seiner 
Hand hat und durch ein Zurückziehen seiner Truppen dasselbe ge- 
fährden kann , würde sich sicherlich abseits halten ; von England, 
von Bussland, von Italien sind keine Vertreter vorhanden, und wel- 
ches Gewicht würde in Bom eine Conferenz haben, die sich aus den 
Vertretern des Norddeutschen Bandes , Bayerns (welches die andern 
süddeutschen Staaten nicht mit repräsentiren würde, da Württem- 
berg wenigstens sich nicht geneigt zeigt, Bayern mit zu beauftragen) 
und Portugals zusammensetzte? Alle diese Betrachtungen können 
nur dazu dienen, die üeberzeugung zu verstärken, dass jede Action 
auf das C<mcil nur von den Bischöfen, d. h. wo möglich den dent- 
schep, in Verbindung mit den österreichischen und den ungarischen, 
eventuell auch den französischen and den einzelnen Elementen in an- 
deren Nationalitaten, ausgehen muss. Es wird für jetzt mehr Licht 
tbunlich sein, als dass wir die deutschen und die ihnen zustimmen- 
den Bischöfe ermuthigen und moralisch unterstützen , und ihneu'-die 
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Zuversicht geben , dass wir auch im schlimmsten Fall ihre Bechte 
im eigenen Lande wahren wfirden. Ich ersehe ans Ihren Berichten 
mit Vergnügen, dasH ihnen die Fühlung mit den Bischöfen nicht 
fehlt: und ich wünsche dringend, dass sie dieselbe dazu benutzen 
mögen, um auf die Bischöfe in diesem Sinne vertraulich einzuwirken. 
Inwieweit Ew. etc. bei den einzelnen Prälaten Gelegenheit und Bo- 
den dafSr finden , kann nur von Ihnen selbst beurtheilt, werden. 
Hierüber bitte ich Ew. etc. auch mit dem Grafen Tauffkirchen, des- 
sen üebereinstimmung Ihnen sicherlich nicht fehlen wird, und mit 
dem portugiesischen Gesandten sich zu verständigen. Den Bischöfen 
gegenüber werden Sie aber auch hervorheben können, was ich oben 
schon andeutete, dass tief eingreifende Aenderungen in dem Orga- 
nismus der katholischen Kirche, wie sie durch die absolutistischen 
Tendenzen der Curial-Partei angestrebt werden , allerdings auch 
nicht ohne Einiiuss auf die Beziehungen der Kirche zum Staat und 
damit auf ihre eigene SteUung der Begierung gegenüber bleiben 
würden. Diese Beziehungen und das bisher von der Staatsregierung 
gezeigte wohlwollende Entgegenkommen far die Bedürfnisse und. 
Wünsche der Kirche beruhen auf dem bestehenden Organismus der 
Kirche und auf der anerkannten Stellung der Bischöfe in demselben. 
Werden diese alterirt, so werden auch die Pflichten der Begierung 
andere, nicht nur in moralischer, sondern auch in juristischer Hin- 
sicht ; und letztere muss sich fragen, ob die veränderte Stellung der 
Bischöfe, welche ihr gegenüber die nächsten Vertreter und Organe 
der Kirche sind, nicht eine veränderte Behandlung in legislatorischer 
und administrativer Hinsicht erforderlich mache. In dieser Bezie- 
hung erscheint mir auch die Argumentation des französischen Bot- 
schafters , welche Ew. etc. , ich weiss nicht recht warum , als eine 
subtile bezeichnen , durchaus gerechtfertigt ; und ich glaube , dass 
Sie ähnliche Erwägungen gegenüber den Bischöfen geltend machen 
können. Indem ich noch bemerke, dass. diese Instruction S. M. dem 
König vorgelegen hat und von AUerhöchstdemselben genehmigt wor- 
den ist, fasse ich dieselbe^ noch einmal dsurin zusammen: dass icli 
Ew. etc. bitte dem Goncil und der Curie gegenüber eine vollkommen 
ruhige und abwart^de Stellung zu bewahren^ und vertraulich, in 
üebereinstimmung mit Ihren gleichgesinnten CoUegen, eine möglichst 
ermuthigende und stärkende Einwirkung # auf die Bischöfe geltend 
zu machen. (Gez.) v. Bismarck. 
« (Schluss folgt.) 


MMM«aMHk«ftMi*«a«M 


. '• l 


V . ' 


161 


XVI. 

Ueber die Publication des Tridentinischen Eheschliessungs- 
decrets durch dessen observanzmässige Beobachtung, 

• von Ordmariatsassessor Professor Dr. Karl Braun za Fulda. 

1. Das Concilium vonTrient verordnete in dem Caput 1. »Ta- 
metsi« Sess: XXIV. De reformatione matrimonii, dass für die Zu- 
kunft die christlichen Ehen bei Strafe der üngiltigkeit in Gegenwart 
des eignen Pfarrers der Brautleute sowie zweier oder dreier Zeugen 
abgeschlossen werden sollten, befahl den Ordinarien, für die Ver- 
kündigung und Erklärung dieses Gesetzes in allen einzelnen Pfarr« 
kirchen ihrer Diöcesen Sorge zu tragen, und bestimmte. endlich, dass 
dieses Decret in jeder einzelnen Pfarrei erst mit dem Ablaufe von 
dreissig Tagen nach der ersten Promulgation , desselben Bechtskraft 
erlangen solle. 

Die Praxis der höchsten kirchlichen Behörden hat nun neben 
der in gewöhnlicher Welse mündlich in der Pfarrkirche erfolgenden 
Verkündigung des Caput »Tametsi« noch eine zweite eingeführt, die le- 
diglich in der observanzmässigen Beobachtung des ersteren in der be- 
treffenden Pfarrei besteht, mit der zu Grunde liegenden Eechtsan- 
schauung, dass diese Art der Eingehung der Eben vor dem eignen 
Pfarrer und zwei oder drei Zeugen von dem Tridentinum vorge- 
schrieben sei. 

Im Einzelnen sind die Veranlassung, die Existenz, die recht- 
liche Begründung und Natur sowie die Wirkungen dieses zweiten 
Modus der Publication zu besprechen. Grundlegend sind für die 
folgende Darstellung die einschlägigen Entscheidungen des heiligen 
Stahles, insbesondere der mit ^er Ausführung und der authentischen 
Interpretation der Decrete des Conciliums von Trient beauftragten ^) 
Congregatio Cardinalium Concilii Tridentini Interpretum, die wir so- 
fort mittheileh werden. 

2. Im Allgemeinen ist wohl anzunehmen , dass die Verfügung 
des Conciliums, wonach dessen Decret über die Form der Eheschlies- 
suBg in jeder einzelnen Pfarrkirche verkündet und erklärt werden 
sollte, je nach Lage der Verbältnisse zur Ausführung gebracht wor- 
den ist. Indessen ist es recht wohl denkbar, dass diese Publication 

1) Vergl. Phillips, Kirchenrecht VL S. €25—635. 
Archiv rar Kirchenrecht XXXVIII. H 
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in vielen Fällen unterblieben war. Anöh können die Beweismittel 
zur Feststellung der wirklieb geschehenen Verkündigung entweder 
niemals for die spätere Zukunft fixirt, oder doch im Laufe der Zeit 
abhanden gekommen sein. Es li^ auf der Hand, dass eine solche 
Lage der Dinge von dem Standpunkte der Gesetzgebung sowohl, als 
der Rechtsprechung mit den grössten Unzuträglichkeiten verbunden 
sein musste. Ein derartiges Schwanken* dear Eechtes in so wichtiger 
Angelegenheit musste an sich schon unzulässig erscheinen, und 
mehr noch bedurfte der zur rechtlichen Entscheidung über die 611« 
tigkeit einer factisch abgeschlossenen Ehe im^ einzelnen Falle beru- 
fene und verpflichtete kirchliche Bichter einer ausreichenden, klaren 
Rechtsregel darüber, ob in der betreffenden Pfarrei eine Verbindlich- 
keit zur Einhaltung der Tridentinischen Eheschliessungsform vorhan- 
den sei oder nicht. Als eine solche Norm stellte sich naturgemäss 
die factische und observanzweise Beobachtung und Handhabung des- 
selben in der einzelnen Pfarrei dar, zugleich mit dem zt Grunde lie- 
genden Rechtsbewnsstsein, dass niit diesem Verfahren der Vorschrift 
des Concils über die^Form der Eheschliessung entsprochen und ge- 
nügt sei. 

So erklärt insbesondere Benedict XIV. den Hergang der Sache. 
In dem von ihm als Papst herausgegebenen Werke De Spodo dioe- 
cesana^) lehrt er: 

»lUud etiam praefato Tridentini decreto additnm legitur, ut 
decretum ipsum in singulis parochialibus ecclesiis pluries promulgari 
et populo explicari deberet, utque in unaqnaque Parochia suum ro- 
bur post triginta dies habere inciperet a die primae publicationis in 
eadem parochia factae numerandos : cit. cap. 1. in fine. Cum igitur, 
ad judicandum de Conciliaris legis vigore in unoquoque loco, prae- 
mittenda videretur probatio publicationis decreti in Ecclesia parochi- 
ali ipsius loci pridem expletae, jam hoc pro regula habetur, ut ibi 
facta praesumatur ejusdem decreti publicatio, ubicumque constet jam 
usu receptum esse, ut matrimonia coram parocho et duobus vel tri- 
bus testibus, tamquam in exsecutionem decreti Concilii Tridentini, 
celebrentur: ut aperte legitur in quadam resolutione, a praedicta 
Congregatione edita 26. Septembris 1602, quae refertur üb. 10. 
decretor. pag. 47. »Publicatiqnem praesumi, ubi id decretum fuerit 
aliquo tempore in Parochia, tamquam decretum Concilii, observatum :« 
et concordant ea,, quae enuntiata leguntur in alia superius citata re- 
solutione diei 30. Martii 1669.« Und ebenmässig sagt er in der 


1) Lib. Xn. cap. 5. n. 6. 


'Sr€mn, Jhtblicat d. Trid. Eheachliessungsdecr, durch Observam» 163 

berfihmten, insbesondere för die Feststellung der zur Begründung 
des DomiciVs und Quasidomicirs erforderlichen Momente wichtigen 
Constitution >Paucis abhinc hebdomadis:« vom 19. März 1758 ^) 
>Tandem cum praevideretur, facile deperditum iri probationes, unde 
constaret de promulgatione Tridentini Decreti in qualibet Faroecia, 
atque exinde orituras plerumque dubitandi caussas, nuin exsecutioni 
demandata fuisset praescripta Couciliaris Decreti promulgatio, nun^- 
qua propterea vim suam obtinere deberet, approbante Pontifice Ma- 
ximo, sancitum fuit a Congregatioue Concilii, ad eamdem promulga- 
tionem comprobandam sufficere diuturnam observantiam ejusdem Cou- 
ciliaris Decreti, cujus publicatio inducitur ex diuturnitate temporiSf 
quo nfatrimonia in Paroeciis coram Parocho ac duobus testibus cele- 
brata iuerunt : ut videre est in Tricariensi 26. Septembris 1602 lib. 
10. Decretorum, quae exsistunt in Secretario ejusdem Congregationis 
pag. 47. et in quadam Poloniae 13. Novembris 1638 lib. 16. Decre- 
torum eorumdem pag. 117. atque Nos ipsi observavimus in Opere 
nostro de Synodo Dioecesana novissimae editiouis lib* 12. cap. 5. 
num. 6.« 

3. Da die BechtsbestSndigkeit des hier in Bede stehenden Fu- 
blicationsmodus ausschliesslich durch die Thätigkeit der Congregatio 
Concilii eingeffihrt worden ist, so sind die bezüglichen Entscheidungen 
der Letzteren nunmehr hier mitzutheilen. Wir werden dieselben in 
zwei Gruppen auffähren, deren erste diejenigen Declarationen um- 
fasst, welche dem Yi ortlaute nach die obserTanzmässige Beobachtung 
des Conciliardecretes zunächst nur als genügende Präsumtion der 
wirklich erfolgten Publication betrachten, während die zweite iri die- 
ser factischen Handhabung desselben geradezu ein Aequivalent der 
mündlichen Promulgation erkennen lässt. 

Die älteste derselben ist, soweit uns bekannt, die Entscheidung, 
welche von dem Apostolischen Stuhle . am 26. September 1602 an 
den Qisehof von Tricasico für Holland, Seeland und Friesland erlas- 
sen and oben yon Benedict XIV. bereits angezogen wurde. Sie lau- 
tet: »Fublicationem praesumi, ubi id Decretum fuerit aliquo tem- 
pore in Parochia tamquam Decretum Concilii observatum.« Eine 
weitere Declaration bei Pignatelli^) besagt: »In Fanormitana die 
10. Julii 1610 Sacra Congregatio ad id quod pertinet ad primum 
eaput respondit, nuUitati hujus matrimonii, quatenus Parochus in 

1) Ballarium Benedict! XIV. Venetiis 1768 Tom. IV. Appendix altera. 
pag. 287. 

2) Consultationnm Canonicarum Tomas. V. Venetiis 1688 Consult. 79 n 
40. 43. pag. 188. 
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60 adhibitus neu fuerit, miDime obstare, quod decretum praedictam 
in Parochiis Panormitanae dioecesis non appareat publicatam. Si 
quidem cum forma Concilii contrabendis matrimoniis praescripta so- 
leat observari, praesuxoitiir publicatnn), qaemadmodum aliis plerisque 
in casibus sacra Congregatio consulta respondit.c 

Die ebenfalls schon oben von Benedict XIV, in der Gonstita- 
tion »Paucis abhinc hebdomadis« erwähnte Entscheidung in der 
Caussa Poloniae vom 13. November 1638 ist folgende^): »DiscnssQ 
dubio, aUf quando mulier catholica cum haereti^o yel econtra matri* 
monium praesente ministro haeretico contrahat in loco, in quo dubi- 
tatur, an S. Goncilium Tridentinum fuerit publicatum, debeat caram 
parocho catbolico iterum contrabere? S. Congregatio sub die 13. 
Novembris 1638 ita respondit : Si non constet de publicatione S. 
Concilii Tridentini in ])arochia contrabentium, non esse invalida ma- 
trimonia coram ministro haeretico contracta; si vero constet de pu- 
blicatione S. Concilii in parochia saltem ex ipsius obseiTantia per 
aliquod tempus, tamquam decreti S. Concilii , ad yaliditatem matrir 
monii requiri, nt coram parocho catbolico iterum contrahatun« 

Die Verhandlungen der efcenwohl von dem genannten Papste ^) 
bereits citirten Caussa Indiarum.orientalium besagen^): »Ad secun- 
dum ut supra, si nimirum praecitatum decretum S. Concilii fuit in 
parochiis intelligibili lingua publicatum, clandestina [matrimonia] 
esse invalida, si non ita publicatum, esse valida. Praesumendum 
autem esse, quod fuerit hoc modo publicatuip, si de tempore vel prae- 
senti vel praeterito exstet memoria , quod matrimonia contrahi sole* 
baut coram parocho aut missionario et testibus tamquam ex prae- 
Scripte ejusdem S, Concilii.« 

Wir fügen noch die hieher gehörige Stelle aus der Instruction 
des heiligen Stuhles an den Bischof, von Lu9on vom 28. MM 1793 
bei. Der Letztere l;iatte angefragt, ob nicht die Qläubigen seiner 
Diöcese bei der Flucht so vieler , durch die Kevolution verbyintec 
Pfarrer und der hiedurch herbeigeführten Unmöglichkeit, vor diesen 
die Ehen einzugehen, sich mit der von dem Nationalconvente befoh-^ 
leneh und vor den Munici|^lbeamten abi^uschliessenden Civilehe be- 
gnügen dürften, zumal es sich nicht nachweisen lasse, dass die Verr 
kündigung des Tridentinischen Decrets über die Form der Eheschlies^ 


1) Bei Kutschker, das Eherecht der katholischen Kirche nach seiner 
Theorie und Praxis. Bd. I. 1856, S. 458. ' 

2) De Synodo dioecesana. Lib. XII. cap. 5. n. 6. . . 

3) Bei Kutschker, a. a; 0. S. 460-461. 
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Bung in den einzelnen Pfarrkircheii IVankreichs wirklicli erfolgt sei. 
Die .InBtrnction verneint die Frage, verbietet den Gläubigen die Ein- 
gehang der cbristlichen Ebe voi dem Civilstandsbeamten, erlaubt nur 
die Sistirung der Brautleute vor letzterem zu dem Zwecke Jer Er- 
langung der civilrecbtlichen Wirkungen der Ehe, nnd erklärt im 
Uebrigen die unter den damaligen Verhältnissen vor nur zwei Zeu- 
gen eingegangenen Eben für giltig. Gegenüber der von dem Bischöfe 
supponirten angeblichen Nichtverkündignng des Tridentiniscben Gon- 
ciliardecretes bemerkte dieselbe i): >^Fmstra quaeationem modo mo- 
veri, num Tridentini Concilii Decretum publicatnm in singulia Gal- 
liarum Ücclesiis fuerit. Cum enim certo certius constet in Ecciestis 
Galliamm jam usu receptnm esse, ut matrimonia celebrentur coram 
Parocho et duobüs vel tribus teatibus tamquam in eisecutionem De- 
creti Concilii Tridentini boc profecto satis debet esse , nt praesuma- 
tnr focta ejusdem Decreti pnblieatio, sicut aperte iegitur in resolu- 
tione edita a S. Congregatione Concilii die 26. Septembris Anni 1602, 
qaae refertnr lib. 10. DeCretorum pag. 47: >Publieationem prae- 
sumi, ubi id Decretum ftierit aliquo tempore in Paroeliia tamqnam 
Decretum Concilii observatum.« Idemqne statntum legitnr in alia 
resolutione die 30. Martii Anni 1669.« 

4, Uebereiustimmend wird zunächst in allen diesen Entschei- 
dungen als genügender Ersatz für den Beweis der mündlieh (intelli- 
gibili idiomate, intelügibili lingua) in den einzelnen Pfarrkirchen 
erfolgten Verkündigung des Tridentiniaehen Eheschliessungsdeeretes 
der Nachweis der Thatsacbe anerkannt, dass dasselbe als solches 
längere Zeit bindurcb observanzmässig gehandhabt worden ist. 

Indem wir nun znr Darstellung der inneren Erfordernisse die- 
ser rechtlichen Präsumtion übergehen , ist vor Allem festzuhalten, 
dass überhaupt jede, auch die mündliehe, Verkündigung des Oonci- 
liardecretes nur dann rechtsbeständig ist «und folgeweiae den clan- 
destinen Ehen der Stempel der üngiltigkeit inhärirt, wenn dasselbe 
als solches Verkündet oder gehandbabt wird. Eine legislatorische 
Verfügung des einzelnen Bischofs, der DiScesansynode-, des Provin- 
cialconcila, die wenn auch mit den Worten des Goncils, jedoch ohne 
auf dessen Auctorität Bezug zu nehmen, in den einzelnen Pfarrkir- 
chen der DiOcese oder der Provinz die Ungütigkeit der für die Zu- 
kunft ohne die' Intervention des eigenen Pfarrers und zweier Zeugen 


1) Collectio Breviam atqne Inatmctionam Sa. D. N. Fii Papae VI. qoae 
ad praesentes GallicaD&rum Eccleaiarum calamitates pertinent. Pars II. AugUB- 
tae Vindelicorum 1796. pag. 172 Primo. 
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eingegangenen Eben statniren wollte, würde gleichwohl das bis dahin 
bestehende Becbt nicht abändern, die clandestinen Khen worden nach 
wie vor giltig bleiben. Wo n&mlich die fiestimmting des Tridenti- 
nums aber die Nichtigkeit dw claadestinen Khen nicht Eingang ge- 
funden bat, da ist noch immer das gemeine vortridentiDische Becht 
in Geltung. Diesem würde eine Bolche einfache Yerfägung des Bi- 
Bchofa, der DiiScesansynode, des Provinöialconcils widersprechen und 
eine Aenderiing des bis dahin bestehenden Kechtazastandes nm de»- 
willen nicht begründen kOnnen, weil es dem Bischöfe, dem Frovin- 
cialconcile nicht gestattet ist , ein neues Ebebindemiss einznfShren, 
diese PrSrogative vielmelir ansscbliesslicb dem heiligen Stnhle nnd 
dem oecnmenischen Concile vorbebalten ist. 

In diesem Sinne bat sich anch die Congregatfo Concilii ansge- 
sprochen, wie ans der Darlegung Benedict XIY. ■) hervorgeht. In 
der ErzdiScese Kiew und in der ruthenischen Eirchenprovinz über- 
haupt war das Tridentiniscbe Ehescbliessungsdecret niemals publicirt 
worden. Um den Nacbtheilen der clandestinen Eben für die Zukunft 
vorzubeugen, erliessen die Diöcesansynode zu Kiew vom 11. October 
1619 nnd das Bntbenische Frovincialconeil vom 6. Angnst 1626 
nach einander Verordnungen in welchen ganz nach dem Inhalt« des 
Tridentinischen Conciliardecretes, jedoch ohne dieses eu ertoähnen, 
die clandestinen Eben fortan für nichtig erklärt worden, befahlen 
ebenmässig die Pnblication dieser Vorschrift in den einzelnen Pfarr- 
kirchen, verordneten die Trennung der im Widerspruch mit dieser 
Verordnung Heirathenden vom Bande der Ehe, nnd gewährten den- 
selben die Freiheit, zur anderweiten Verehelichuug zu schreiten. 

Die Congregatio Concilii erwog hiegegen, dase das Tridentinum 
die Nichtigkeit der clandestiuen Ehen ausdrücklich von der Promul- 
gation des hierüber seinerseits erlassenen Gesetzes In- jeder einzelnen 
Pfarrei abhängig gemacht habe, dass aber in der rnthenischea Kir- 
chenprovinz nicht dieses , sondern nur eine Verordnung einer Diöce- 
cesansynode und eines Provincialconcils als solcher verkündet wor- 
den sei, dass also die abweichend von der Vorschrift des Tridentiui- 
schen Concils in dieser Kirchenprovinz abgeschlosseneu Eben nidit 
kraft der von diesem erlassenen Verfügung ungiltig sein, folgeweise 
für deren angebliche Nullität nnr die oben mitgetheilten Bestim- 
mungen von Particularsynoden angeführt werden kSnuten. Demgemass 
erklärte die Gongregation am 2. December 1628, dass die mehrer- 
wähnte BiOcesan- und Provincialsynode das in der ruthenischen Eir- 


1) De Sjnodo ctioecesanB. Lib. XII. cap. 5. a. 7—11. 
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chenprovinz bestehende vortridentinische Becht nicht aufzuheben 
vermocht hätten, zog die hieraus fliessenden Conseqnensen in Bezug 
auf die Trenoung- uod Wiederrerheirathnug der mit Unrecht als in 
nichtiger Ehe yerbundwi erklärten Ehegatten und erneuerte diese 
Skitscbeidung am 20. März 1629'). Wir übergehen die zur Hebung 
der auB der Clandestinit&t d^r Ehen reaaltirendeu Unzuträglichkeiten 
Tom Apostolischen Stuhle für die ratheniscbe KirchenprOTinz getrof- 
fenen Massn^men') und achliessen nur, um zum Oegenetande un- 
serer Untersuchung znrückinkehren, dass 'einzig die obserranzmässige 
Beobacbtung des Tridentinischen Eheschliessungsdecietes als solchen 
zum Beweise von de^eu Fublication dienen kann. 

Es genfigt indessen, zur Herstellung dieses Beweises , dass in 
dem Bitoale, nach welchem die Trauungen vorgenommen werden, 
das Decret des Concils als solches ausdrücklich bezeichnet wird, wie 
dies aus der von Cardinal Petia oiitgetbeilten ^) EntschdduDg der 
Congregatio Concilii vom 16. December 1634 erhellt. Petra sagt: 
sQuotiescnnque antera de hujusmodi decreti publicatioue dubitari 
contingat, neu est necessario probandas ipse actus publicationis sed 
safBcienter praesumitur, si ipsum decretum fserit in Farochia tarn- 
quam decretum Concilii observatum .... idque luculentins elici- 
tar ex verbis resolutionis in Constanttnopolitana 16. December 1634 
lib. 13. Decret. fol. 140 a terg. ubi censuit; »Rituale Romanum 
de Sacrametito Mairimonii observatum in -singnlis parochÜs Civita- 
tis Ferae iamgmm decr^ta» 8. Coneüü seu Summi PorUificis Ro- 
mani, indocere sufßcientem praesumtlo^iem publicationis ejusdem de- 
creti; ita ut in celebratione matrimoniorum pro illorum validitate 
servanda sit forma ab eodem Sacr. Concilio praescripta.« Die frag- 
liche Stelle des Rituale Bomanum laut«t folgendermassen*): >Frae- 
sertim vero meminerit [paroühus] . . . clandestina et quaelibet ma- 
trimonia, quae aliter, quam praesente Farocbo, vel alio Sacerdote 
de ipsius Parochi vel Ordinarii licentia et dunbus vel tribus testibns 
contrahuntur , ex ipsiua Concilii [Tridentini] deeretis irrita omnino 
ac nulla esse.« Da nun wohl die Bitnalien der meisten Diöceseu 


1) Yergl. ftucti dis anBfQhiliche Daretellang bei PignaleUl, Consalt. Ca- 
nonioke. Tom. I. 1687. Conit 151. pag. 209—214. 

2) CT. fienedictus XI-V. De Sjnodo dioeo. 1. c. n. 11. aui Synodna Pro- 
vincialiB Rnthenoniin liabita in ciritate ZamoBciae Anno 1720. Romae 18S8. 
Tit. m. §. 8. pag. 108. 

3) Vincentii Cardinalia Petra, Commentaria in Constitationea Apo- 
stolicu. Venetiia 1741. Tom. IV. Const. 12. n. 35. pag. 44. 

4) Bitule Bomanmo. Urbini 1742 pag. 182. 
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der Provinciae Sedis Apostolicae im Gegensatze der Terrae lois- 
sionis^), ausdräcklieh auf die gesetzliche Bestimmung des Tri- 
dentinums über die Form der Ehescbliessnng Bezug nehmen^, so 
wird man in solchen DiOcesen bei dem Abgänge anderer Beweis- 
mittel schon aus der observanzmässigen Beobachtung des Conciliar- 
decretes in einer einzelnen Pfarrei eine hinreichende Beweispräsum- 
tion für dessen Publioation entnehmen können und müssen. 

üebrigens ist das in den mitgetheilten Aussprüchen der Gon- 
gregatio Goncilii als wesentlich zu Grunde liegendes, zu der &cti- 
sehen Handhabung des Gonciliardecretes erst eigentlich als rechts« 
erzeugend hinzutretendes Moment, bezeichnete Bechtsbewusstsein, 
dass die Eingehung der Ehe vor dem eigenen Pfarrer und zwei 
Zeugen so von dem Tridentinum bei Sti-afe der Nichtigkeit der Ehe- 
schliessung vorgeschrieben sei, (observatitia per aliquod tempus, tam- 
quam decreti S. Goncilii) in einem gewissen Sinne nicht allzusehr 
zu urgiren. Vornehmlich ist dasselbe mcht einseitig in der Rich- 
tung aufzufassen« als ob zu dem wirklichen Vorhandensein dieser 
allerdings durchaus notfawendigen Rechtsanschauung das Bewusstsein 
der betreffenden Pärochianen von einer rein historischen Notiz ge- 
höre, wonach am 11. November 1563 das zu Trient versammelter 
oeeumenische Concil die in Rede stehende gesetzliche Verfügung ge- 
troffen, habe. Der eigentliche Kernpunkt der Frage liegt vielmehr 
darin, dass die Pärochianen der einzelnen Pfarrei längere Zeit hin- 
durch die Tridentinische Eheschliessungsform beobachtet haben, und 
zwar um deswillen, weil sie wussten, dass im entgegengesetzten 
Falle nach den hierüber ergangenen massgebenden Gesetzen ^der 
höchsten Träger der kirchlichen Gewalt ihren Ehen unheilbare Nich- 
tigkeit inhärirt haben wurde. Die von der römischen Gurie adop- 
tirte Redeweise , welche von »obseryantia per aliquod tempus, tam- 
quam decreti Goncilii« spricht, erklärt sich einfach daraas, dass eine 
andere, die clandestinen Ehen irritirende Gesetzgebung der Kirche) 
ausser der des Tridentinums , nicht bestand und auch heute nicht 
vorhanden ist. Dass dies der Sinn jener Ausdrucksweise sei, ergibt 
sich insbesondere ans den oben nach Benedict XIV. mitgetheilten 
Verhandlungen der Gongregatio Goncilii üb^r die clandestinen Ehen 
in der ruthenischen Kirchenprovinz, denen zufolge das mit den Wor- 
ten des Tridentinums, jedoch nur als Verordnung einer Diöcesan- 
synode und eines Provincialconcils, erlassene Verbot der clandestinen 
Eheschliessungen deren Nichtigkeit aus dem Grunde nicht herbeizu- 

1) Vergl. Vering, Kirchenrecht 1876. §. 107; pag. 527. 

2) Auch daß Rituale Faldense; 1765. pfig. 206. 
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fäliren vermocWe, weil mit teinetn Worte der Auctorität des oecu- 
röenischen Concils oder des heiligen Stuhles Erwähnung geschehen 

war. üübedenklich wird man desshalb im Hinblicke auf die zuletzt 

I 

angeführte Declaration in der Caussa Constantinopolitana vom 16. 
December 1634 der Meinung beitreten dürfen, dass die Aufführung 
der Clandestinität in dem Diöcesanrituale als Nichtigkeitsgrund der 
Eheschliessung und die in Befolgung dieser A^'orschrift in der einzel- 
nen Pfarrei gebildete' längere Praxis der Eingehung der Ehen vor 
dem eigenen Pfarrer upd zwei Zeugen allein schon diö bisher be- 
sprochene Präsumtion der von dem Tridentiöum geforderten Pu- 
blicatioü herzustelleii vermöge. 

5. Mit der bisherigen Ausführung ist jedoch das rechtliche 
Wesen und die Tragweite * der observanzmässigen Beobachtung des 
Tridehtinischen Ehedecretes als solchen nicht erschöpft. Letztere 
bildet vielmehr eine zweite, in sich selbst abgeschlossene, selbststäu- 
dige Art der Publication des Conciliardecretes , der ganz die näm- 
lichen Wirkunjgen inne wohnen, wie der in den einzelnen Pfarrkir- 
chen mündlich erfolgten Verkündigung desselben. Und hiermit tra- 
ten wir der Erörterung über die rechtliche Natur dieser bis jetzt 
nach dem Wortlaute der Entscheidungen der Congregation des 
Concils immer nur als Präsumtion far die geschehene Publication 
bezeichneten factischen Uebung näher. 

Nach det Passung der angeführten Aussprüche des Apostoli- 
schen Stuhles, welche die observanzniässige Beobachtung des Conci- 
liardecretes als solchen der mündlichen Publication desselben in Be- 
zog auf Kraft nnd Wirkung gleiohstellen, ist zuerst die Bezeichnung 
dieser Rechtsvermuthung als blos einfacher praesumtio juris, die hur 
der Beweispfflcht enthebt, jedoch noch einen Gegenbeweis zulässt, 
völlig ausgeschlossen. Es kann nicht angenommen werden, dass eine 
grosse Anzähl sonst giltiger Ehen lediglich kraift einer derartigen 
einfachen Präsumtion wegen ihrer angeblichen Clandestinität haben 
für nichtig erklärt werden sollen. Es würde hier vielmehr eine 
strenge praesumtio juris et de jure anzuerkennen sein, bei der regel- 
recht ein Gegenbeweis unzulässig ist*). 

Eine nähere Erwägung mehrerer anderer Entscheidungen des 
Apostolischen Stuhles und der Congregatio Concilii insbesondere lässt 


1) Vergl. Schmalgrueher, Jus Ecclesiast. Universum. Lib. 11. Tit. 23. 
De praesTuntionibus. n. 10. 11. Böckhn, Commentarius in Jus Can. Univ. Tom. 
L Lib. li. Tit. 23. n. 4. Salisbargi 1735. pag. W.Bayer, Vortrage über den 
gem. ord. Civilprocess. Achte Auflage 1856. S. 717. 
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aber erkennep« dass dieselben die observanzmässige HandhabiiDg des 
Tridentiniscben Ebedecretes als solchen geradezu als selbstst&ndiges 
Acfquivalent für dessen mündliche Promulgation betrachten , somit 
strenge genommen nicht mehr von einer Beweispräsumtion für die 
wirklich erfolgte mfindücbe Verkündigung des Conciliardecretes spre« 
cheUf sondern einen Ton dieser gänzlich verschiedenen zweiten Modus 
der PnblicatioQ statuiren. . 

Eine von Pignatelli ^) mitgetheilte Entscheidung in der Caussa 
Bosniensis vom 14. April 1611 spricht nur von -einer observanzmäs- 
sigen Beobachtung des Conciliardecretes und erkennt schon in die- 
ser allein den Nichtigkeitsgrund der ohne Assistenz des eigenen Pfar- 
rers geschlossenen Ehen. »Sacra« cett. Catenun quantum pertinet 
ad eos, qui absque forma Concilii matrimonia contraxerunt , respon** 
dit, si in ea regione decretum Concilii cap. 1. sess. 24. de reform, 
matr. observari consueverit, nulla esse matrimoniaf in quibus contra- 
hendis Parochus non fuerit adhibitus.« 

Eine weitere von Cardinal Petra ^) citirte Entscheidung In 
una Belgii vom 27. M&rz 1632 hat folgenden Wortlaut: »Ubi constat 
Decretum Sacri Concilii esse publicatum vel aliquo tempore in Pa-* 
rochia tamquam Decretum Sacri Concilii observatum, sed parochialis 
Ecclesia utpote carens proprio Parocho, et Cathedralis itidem Epis- 
copo, atque Capitulo habente facultatem alium sacerdotem delegandi 
careat, nullusque alius ibi sit, qui vices parochi vel Episeopi supp« 
leat, Matrimonium valere absque praesentia Parochi, servata tamen 
in eo, in quo potest, forma Concilii,. nempe adhibitis saltem duobns 
aut tribus testibus.« Hier wird der mündlichen Publication die ob- 
servanzmässigeBeobachtuDg des Conciliardecretes gegenübergestellt und 
letztere als in ganz gleicher Weise rechtserzeugend bezeichnet als 
die erste, woraus wiederum hervorgeht, dass die gewohnheitsmässige 
Handhabung des fraglichen Decretes ebenfalls eine wahre und wirk- 
same Publication desselben involvirt. 

Endlich ist noch anzuführen, was Papst Pins VII. in dem be- 
rühmten Breve Apostolicum super quasdam quaestiones ad Sedem 
Pontificiam delatas , matrimonia acatholicorum cet. tangentes d. . d. 
Bomae 8. Octobris 1803 an den Erzbischof Karl von Dalberg von 
Mainz schreibt : »Probe novit Fratemitas tua, hujus generis matri^ 
monia rata et firma consistere iis in locis , in quibus Concilii Tri- 


1) ConsültatioBes Canonicae. Tom. V. 1688. GoAstüt. 79. pag. 188. n. 42. 

2) Commentaria ad Constit. Apostel. Tom. lY« Yenetiis 1741 Constit. 12.r 
n. 30. pag« 43. 
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dentini Decretam vel numqnam observatum tamquam ejusdem Con- 
eilii decretum, vel si qnando observatum fuit, longo dein temporia 
intervaUo in desuetndinem abiit>).( Von einer Präsnmtion für dio 
mflndtiche FublicaÜon des Trideatinischen Ehegeaetzes ist mit kei- 
nem Worte die Bede ; einzig die obserranzmässige Beobachtung des- 
selben als solchen wird als massgebender Verpflichtungsgrund für die 
Einhaltnng oder Nichteinhaltung der Tridentinischen Eheschliessungs- 
form angeführt, and es ist nicht schwer, die innere Begründung die- 
ser Bechtsanaciiannng nachzuweisen. 

Die Absicht des Conciliuras ging dahin, dass in allen einzel- 
nen Ffarrkirchen das von ihm neu gegebene Gesetz über die Form 
der Eheschliessung publicirt nnd so zur Eenntniss der Parochianen 
gebracht werden solle. Zunächst hat die Synode wohl die gewöhn- 
licbe, mündliche Publication im Sinne gehabt. Indessen ist ein be- 
stimmter Modns der Publication von ihr nicht vorgeschrieben, nnd 
musste desshalb auch derjenige als genügend betrachtet werden, der 
lediglich in der observanzmässigon Handhabung des Conciliardecre- ' 
tes als solchen bestand. Er ist offenbar für die von dem Concile 
beabsichtigte Wirknng von gleichem Erfolge, ob sein Gesetz auf dem 
Wege der üblichen mündlichen Verkündigung in der Pfarrkirche zur 
Wissenschaft der Pfarrkinder gelangte, oder dadurch, dass dieselben 
längere 21eit hindurch angehalten wurden, ihre Ehen vor dem eige- 
nen Pfarrer nnd zwei Zeugen abzuschliessen , weil dies so von dem 
ConcÜiam von Trient bei Strafe der Ungiltigkeit vorgeschrieben wor- 
den sei. Jedenfalls war die Congregatio Concilü, nnter der selbst- 
verständlichen, von Benedict XIV. in der Constitution »Pancis abhinc 
bebdomadisc vom 19. März 1758 >) noch besonders bezeugten Appro- 
bation des Papstes, in Bethätigung ihrer gesetzgeberischen Befug- 
nisse berechtigt, die factiscbe üebnng des Sjnodaldecretes als sol- 
chen als genügenden Modus der Publication zu erklären, nnd sie 
hat keinen Anstand gefunden, in dieser Weise wirklich vorzugehen, 
wie die mitgetheilten Entscheidungen erweisen ^). 

6. Die rechtliche Folgen dieses zweiten Modus der Publication 
' des Caput >Tametsi< eind selbstredend die gleichen wie die der 
mündlich geschehenen Promulgation und bedürfen darum keiner wei- 
teren Erörterung. Nur auf einen Punkt möge hier noch hingewie- 

1) Bei Kutachker, Eherecht Bd. I. 1S56. S. 461. , 

2) Bnllarium Benedicti XIV, 1768. Tom. IV. pag. 287. 

3) Vergl. Sthulte, Handbuch des kathoÜschen Eherechtee. 1855. g. 12. 
8. 71. nnd Kulschker, Dag Eherecht der katholischen Kirche, Bd. I. 1856. 
S. 459. 
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sen werden, d<ir die giltige Eheschliessungsform in jenen katholischen 
Pfarreien betrifft, welche in den ursprünglich ganz protestantischen 
Orten erst nachmals gegrfindet worden sind. Nach unserem Dafür- 
halten sind nämlich die rein Mtholischm Ehen an solchen Orten in 
Gemässheit der oben S. 167. in ihrem Wortlautöi mitgetheilten Ent- 
scheidung der Congregatio Concilii in Caussa Gonstantinopolitana vom 
16. December 1634 bei Meidung der Ungiltigkeit ebcnwohl regel- 
mässig vor dem eigenen Pfarrer und zwei Zeugen in dem Fälle ab- 
zuschliessen, wenn das auch in solchen Pfarreien eingeführte Diöoe- 
sanrituale, nach welchem die Trauungen vorgenommen werden, das 
Decret des Concils als solches aosdrücklieh bezeichnet, oder doch die 
Olandestinität als Nichtigkeitsgrund der Ehe aufführt. 

Selbstverständlich ist es übrigens, dass dieser Satz nur für die 
katholischen Eben und ebenmässig blos in wirklichen katholischen 
Pfarreien Geltung hat. Denn da in den ursprünglich rein protes- 
tantischen Orten die Publication des Tridentinums entweder niemals 
stattgehabt oder wenigstens durch längere Nichtbeobachtung ihre 
verbindliche Kraft wieder verloren hat, wie hier nicht weiter nach- 
zuweisen ist, so können wohl die zur selbstständigen Pfarrgemeinde 
nachmals vereinigten Katholiken durch die observanzmässige Beob- 
achtung des Tridentinischen Conciliardecretes unter den erforderlichen 
Voraussetzungen zu dessen Einhaltung im Laufe der Zeit verpflich- 
tet werden, nicht aber die von seiner Wirksamkeit bisher schon exi- 
mirt gewesenen Protestanten. Und zwar gilt dies nicht nur von 
den rein protestantischen, sondern wegen der schon von Benedict 
XIV. bezeugten *) Privilegiencommunication des protestantischen Ehe- 
gatten an den katholischen auch für die gemischten Ehen. Dass 
ferner nur für die in wirklichen Pfarreien lebenden Katholiken, die 
observanzmässige Handhabung des Conciliardecretes als solchen zu 
dessen Promulgation werden kann, ergibt sich aus der klaren Be- 
stimmung des Tridentinums, das dass von ihm erlassene Ehegesetz 
in den einzelnen Pfarreien verkündet werden sollte. 

»Ordinariis Omnibus praecipit, ut, cum primunj potuerint, cu- 
rent hoc decretum populo publicari ac explicari in singulis suarum 
dioecesura parochialibus ecclesiis.« Wo demnach wirkliche Pfarreien 


1) De Sjmodo Dioecesana. Lib. VI. cap. 6. n. 12. »Quoniam cum conja- 
gum alter, tum ratione loci, in quo habitat, tum ratibne societatis^ in qoa Yivit, 
exemtas sit aTridentinae Synodi lege; exemtio, quaipse fraitar, alteri parti com- 
municata remanet, propter indiyiduitatem contractus, tI cajas exemtio, quae 
uni ex partibus competit, ad alteram, secundum etiam civiles lege», extenditur, 
eidemque cdmmunicatnr.« 
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nicht VorbandeQ sind, da fehlt eine wesentliche Vorbedingung des 
Gesetzes und kann folgeweise auch dieses selbst nicht zur Wirk- 
samkeit gelangen. Aus diesem Grunde sind denn beispielweise in 
den meisten Diöcesen der Vereinigten Staaten von Nordamerika, weil 
nach dem Zeugnisse des zweiten Plenarconcils zu Baltimore vom 
Jahre 1866 die strenge Durchführung der Parochialverfassung dort- 
selbst zur Zeit noch nicht möglich erscheint^), die clandestinen 
Ehen um so mehr giltig, als bei dem Widerstreben der Bischöfe und 
des Klerus gegen jede weitere Ausdehnung des Geltungsgdbietes der 
Tridentinischen Eheschliessungsform von einer observanzmässigen Be- 
obachtung derselben überhaupt keine Rede sein kann^). 

Unter dieser doppelten Beschränkung ist es in der That nicht 
abzusehen, wesshalb in solchen, an früher ausschliesslich protes- 
tantischen Orten errichteten katholischen PfaiTeien die observanz- 
mässige Beobachtung : des Tridentinischen Ebedecretes als solchen 
nicht ganz dieselben Wirkungen herbeiführen solle, als in den von 
jeher ganz oder vorwiegend katholischen Gegenden. Man wird be- 
reitwillig zugestehen müssen, dass selbst in sehr vielen Pfarreien älteren 
Ursprungs als einziger Verpflichtungsgrund des Conciliargesetzes nur 
dessen längere Handhabung angeführt werden kann. Gleichwohl 
wird dort Niemand dessen Geltung und deren Consequenzen bestrei- 
ten. In beiden Fällen liegen offenbar die thatsächlichen und recht- 
lichen Verhältnisse ganz gleich, werden^ mithin auch die Folgen für die 
Bechtsentwicklüng dieselben sein. Er muss ferner noch der constan- 
ten Uechtsanschauung der Römischen Curie angenommen werden, 
dass überhaupt die längere Beobachtung des Conciliar4ecretes als 
solchen in einer beBtiromten P&rrei zur Fublication der ersteren ge- 
nüge; und ist ea desshalb unerfindlich mit welchem Rechte man 
zwischen Pfarreien älterer und neuerer Gründung zu unterscheiden 
oder gerade die an protestantischen Orten neu errichteten Parocbieen 
von dieser allgemein lautenden Rechtsregel auszunehmen befugt sein 
sollte. 

Es mag immerhin zugegeben werden, dass auch in einer der- 
artigen Pfarrei das Gonciliardecret, trotz der beigeordneten Verhält- 
nissen allgemein üblichen Eingehung der Ehen in den Kirchen und 


1) Collectio Lacensis. Tom. III. 1875. Tit. III. cap. 4. n. 123. pag. 432. 
Vergldiehe auch die Darstellang bei Feije, De impedimentilt et dispensationi- 
bu8 matrimonialibtts. £d. II. 1874. Cap. 11. n. 334. pag. 212—218. 

2) YergL den Beschlasi desselben Plenarconcils. Tit. Y. eap. 8. n. .340, 
pag. 489. . - 
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des Empfangs der priesterlichen Benediction, unter TJinständen recht- 
liche Geltung nicht erlangt, weil es gerade an dem wesentlichen Er- 
fordernisse, der Ueberzeugung von der rechtlichen Nothwendigkeit, 
das tridentinische Ehegesetz einhalten zn müssen, bei denParochia- 
neu fehlt, weil insbesondere der Ordinarius der Diöcese und die 
sämmtlichen einander folgenden Pfarrer der einzelnen Parochie eine 
Einfahrnng der TridentiuischenEheschliessungsform absichtlich und 
botistant ausgeschlossen wissen wollen. Allein wo immer das DiO- 
cesanrituale allgemein die Glandestinität als Nullitätsgrund der Ehen 
bezeichnet, da ist jener Ausnahmezustand Thatfrage, die im einzel- 
nen Falle dem strictesten Beweise unterliegen wurde. 

Man könnte versucht sein, die Frage far Deutschland wenigstens 
als durch jene Instructionen für erledigt zu betrachten, welche von den 
preussischen und den übrigfen deutschen Bischöfen nach Emanation des 
preussischen Gesetzes vom 9. März 1874 und des deutschen Beichsge- 
setzes vom 6. Februar 1875 über die Beurkundung des Personenstandes 
und der Eheschliessung gegenüber dem neu eingeführten Institute 
der Civilehe erlassen worden sind ^). 

Die Instruction der preussischen Bischöfe spricht sich folgen- 
dermassen aus. »Die Geistlichkeit hat die Gläubigen in den Pre- 
digten und Katechesen sowohl, als auch im Privatunterrichte darüber 
zu belehren, dass die gesetzliche Vorschrift über die Eheschliessung 
vor dem Civilstandsbeamten eine rein staatliche Anordnung ist und 
darum auch nur Folgen für das bürgerliche Leben hat, dass aber 
durch die Erklärung d^ Brautleute vor dem Standesbeamten und 
die von demselben vorgenommenen Förmlichkeiten eine kirchliche d. h. 
eine vor Gott und seiner Kirche giltige, wahre Ehe nicht zu Stande 
kommt, sondern dass diese nach der Lehre unserer Kirche von ih- 
nen nur geschlossen werden kann vor ihrem Pfarrer und zweien 
Zeugen, in der Weise, wie sie bisher ihre Ehen geschlossen haben, 
und dass sie nur durch diese kirchliche Eheschliessung das Sa- 
crament, die von Christus den Eheleuten verheissene Gnade em- 
pfangen.« 

So allgemein indessen die Ausdrucksweise in diesen Instructio- 
nen auch lalltet, so ist doch anzunehmen, dass die hier in Rede 


1) Die Instruction der preussischen Bischöfe, mit der die Anweisungen 
der 'übrigen zum deutschen Beiche gehörigen Bischöfe vielfach wörtlich über- 
einstimmen, ist abgedruckt im Archiv für katholisches Kirchenrechti Bd. S3. 
1875, S. 192 £; die der Ordinariate von München-Freising, Bottenburg und 
Eegensburg Ebendaselbst Bd. 35. 1876. S. 147-~f51, S. 298—310, S. 311-318. 
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stehende Frage wohl nicht hat entschieden werden sollen , in- 
dem lediglich der in Dentsehland bezüglich der kirchlich giltigen 
Eheschliessung vorhandene Rechtszustand im Allgemeinen noch ein- 
mal eingeprägt, die Entscheidung von einzelnen Fragen dagegen mit 
gutem Gmode veririieden worden ist. 

Jedenfalls wird es hievon ganz unabhängig nach den bisheri- 
gen Ausfuhrungen als bewiesen zu betrachten sein, dass das Triden- 
tinische Eheschliessuogsdecret auch fär die Giltigkeit derjenigen rein 
katholischen Ehen massgebend ist , welche in den an frfiher aus- 
schliesslich protestantischen Orten gegrändeten katholischen Pfarreien 
eingegangen werden, wenn in diesen letzteren das Conciliardecret 
als solches observanzmässig beobachtet wird. 


i 
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XVII. 

Der Schulcoflflict im Grossherzogthum Baden. 

Von Dr. Heinrich Maas, Offtcialatsrath. 

§. 1. D-ie rechUiche Stellung der Kirche eur Schule bis zum 

Jahre 1862. 

Die bekannte (protestautenvereinliche) Durlacher Conferenz 
sprach 1859 die drei Grundsätze ans, auf weichen der Kampf gegen 
die katholische Kirche seitdem beruht. 1) Das Weseu des modernen 
Staats liegt in der Concentrirung aller Bestaudtheile des Öffentlichen 
«Lebens. Der Staat erkennt nur dasjenige Recht an, welches er und 
solange er es verleibt Das ist der unchristliche Cäsarismns, die bü- 
reauki:atische Gentralisation, der Staatsabsolutismus. 2) Der moderne 
Staat, jetzt Culturstaat genannt, ist durch den Protestantismus ent- 
standen, desshalb mit ihm verknüpft; folglich ist die potestas indirecta 
dieses Protestantismus berechtigt, dass der Staat seinem Wesen treu 
bleibe. Die »menschliche Vernunft« der geheimen Gesellschaften, dieser 
Protestantismus ist;also pontifex maximus des Cäsarismus, sein Spiritus 
reetor. 3) Der römische Stuhl, d. h. die katholische Religion ist eine die- 
sem Staate fremde, feindliche Macht ; die Freiheit, welche die katholische 
Kirche beansprucht, ist dem Wesen des Staates zuwider. Die Staatsge- 
walt muss der antikatholischen Partei für ihren Cultnrkampf gegen die 
katholische Kirche zur Disposition stehen. Ruinen der christlichen Cnl- 
turstätten, der Rechte der Kirche und Katholiken bezeichnen den Weg, 
den seitdem der im Namen der Cultur gegen die Kirche geführte Kampf 
beschritlen hat. Die erste Ruine, die legale Beseitigung des Con- 
cordats von 1859, d. h. der katholischen Kirche als einer in ihrem 
Gebiet kraft eigenen Rechts neben dem Staate selbständigen, öffent- 
lichen Gewalt befriedigte die Durlacher Partei keineswegs. Die 
grössten und meisten Ruinen häufte sie auf dem Gebiete des katho- 
lischen Unterrichts und der Erziehung auf, an deren Stelle sie das 
nackte Schulmonopol, die confessionslose Zwangsbildung ihres moder- 
nen Staats setzte. 

Bis in die neueste Zeit gehörte die Schule und das Schulver- 
mögen als annexum.religionis der Kirche an ^). Beim Antritt der 


1) Denkschrift des Erzbischofs von Freiburg Über die Reform des Schid- 
Wesens. (Freiburg, Herder 1863) S. 26 £ 
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katholischen badeu-badischen Lande erliess der Markgraf Carl Fried- 
rich die Proclamation d. d. Rastatt 23. October 1771. »Sowie die 
Religion einer der wichtigsten Artikel der Zufriedenheit ist, haben 
Wir in dem mit Unserm Herrn Vettern . • Markgrafen August Georg 
in dem Jahre 1765 errichteten Erb vertrag dergestalt vor die Be- 
ruhigung « . gesorget, dass ein jeder, welcher der katholischen Reli- 
gion zngethan . . zu allen Zeiten dabei . . ungestört verbleiben mag, 
werden auch keinen um gedachter Religion willen andern nachsetzen. 
. • Wie nun in belobtem Erbvertrag die Anordnung geschehen ist, 
dass denen Katholischen alle ihre Kirchen^ Schulen , Hospitäler und 
andere milde Stiftungen, nebst denen dazu gehörigen Gütern, Äemter 
. . ohne Schmälerung gelassen werden , auch die sämmüiche Stifter 
and Klöster obn verrückt verbleiben sollen ; Wir auch alle diese Ver- 
sicherungen . « . biemit nochmal wiederholen.« 

Die landesherrlichen Rescripte vom 28. October 1790 und 29. 
August 179i; das I. bad. Organ. Edict, die §§. 18. und 20. des 
III. Organ. Edicts von 1803, die §§. 10 ff. der Kirchencomm,-Ordn. 
Tom 31. October 1803, die §§. 7, 9. und 12. des L Con8t.-Edicts 
von 1807 garantiren zwar die Rechtsbeständigkeit des J. P. 0., des 
§. 63. R« D. H., den Besitz und Genuss der katholischen Kirche . 
resp. der Katholiken an ihren Schulen und Schulfonds. Diese Ge- 
setze stellen aber letztere unter die Leitung katholischer Staatsbe- 
hörden. Die Schulbehörden wurden demgemäss mit katholischen 
Geistlichen, die katholischen Schulen mit katholischen Lehrern vom 
Staate besetzt. Dem Bischof verblieb hiernach das Recht der Mit- 
prfifung der katholischen Lehrer und Schulen, die Betheiligung (Zu- 
lassung oder Verwerfung) bei der Erqennung der Lehrer, die kirch- 
liche Jurisdiction über und die Ertheilung der missio can. an die- 
selben, die Leitung der religiösen Erziehung und Bildung, die Mit- 
eiosicht in die Verwaltung und der Gonsens bei Yeräusserungen des 
katholischen Schulvermögens. Insoweit durch die diesen Gesetzen 
widersprechende, also rechtlich unzulässige Verordnung vom 15. 
Mai 1834 dem Bischof nur die zuletzt erwähnten Rechte belassen 
werden wollten, protestirte hiergegen der Erlass des Erzbischöflichen 
Ordinariats vom 4. Juli 1834. Dieser Zustand der Erhaltung der 
katholischen Natur der katholischen Schulen und Schulfonds, der 
Leitung resp. Verwaltung derselben durch katholische Geistliche resp. 
Beamten und Lehrer blieb bis zum Jahre 1860. Das Concördat von 
1859 (Art. VlI.) garantirte insbesondere das Recht des Erzbischofs, 
die religiöse Unterweisung und Erziehung zu leiten, die Religions- 
lehrbücher zu bestimmen, und dass. jener Unterricht nur den Lehrern 
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übertragen werden könne , denen der Erzbischof die Ermächtigang 
und Sendung verliehen und nicht wieder entzogen hat. Die badische 
Begierung sicherte femer in diesem Vertrag zu, dass der Erzbischof 
bei der BiBstellung der Oberschulbehörde mitwirke« an den katholi- 
schen Lehrerseminarien und Schulen seine Commissäre aufteilen, die 
katholischen Schulen viditiren und seinen zur Pflege der Religion er- 
forderlichen Einfluss auf die Leitung der Lehrer, sowie bei der Ein- 
führung von Schul- und Lesebüchern ausüben könne. 

Gemäss der landesherrlichen Proclamation vom 7, April 1860 
sollte der »berechtigte Inhalt der Convention in das Gesetz aufge- 
nommene werden. Dieses (§. 6, 7. und 12.) Gesetz vom 9. October 
1860 anerkannte die Selbständigkeit der Kirche, das Recht derselben, 
den »Religionsunterricht ^) zu überwachen und zu besorgen, Bildungs- 
anstalten für diejenigen zu errichten, welche sich dem geistlichen 
Stande widmen.« Dagegen sprach es die »Leitung des öffentUj^hen 
ünterrichtswesens dem Staate« zu, sanctionirte also den oben dar- 
gestellten, seitherigen Zustand^}. Dieses Gesetz anerkannte noch, 


1) Friedberg, Per Staat und die katholische Kirche in Baden (Leipzig, 
Dunker 1871) meint S. 76. »von dem kirchlichen Rechte der religiösen Erzieh- 
ung und Bildung stehe nichts [? !] in dem Gesetze« vom 9. Octaber 1860, »der 
Comm.-Bericht der ersten Kammer S. 30 ff. habe sich entschieden« »gegen [?] 
ein solches« Recht »ausgesprochen.« Letzterer behandelt indessen S. 30 ffl den 
»recursus ab abusu und Vermächtnisse an eine kirchliche Gesellschaft,« dage- 
gen auf S. 17 ff. den Religionsunterricht mit den Worten: »Die Commission 
ist damit einverstanden, dass in allen Schulen der Religionsunterricht f)on 
den Kirchen für ihre Angehörigen besorgt und überwacht wird. Die Kirche 
bestimmt auch die Art der Ertheilung des Religionsunterrichtes, der Enbischof 
hat die Religionslehrbücher zu bezeichnen , die Religionslehrer zu wählen . . 
mit Vorbehalt eines Aufsichtsreehts des Staats in Betreff etwaiger Rechtsüber- 
tretungen . . Der Religionsunterricht soll auch sittlich religiös erziehen . . 
eine ausdrückliche Hervorhebung (der kirchlichen Erziehung) könnte iur Eiik- 
mischung in die übrigen Unterrichtsfächer führen, die Staatsleitung des UnteN 
richts stören.« Bei solcher Verwendung der »amtliehen Aktenstücke« und die- 
ser Interpretation der Rechtssätze findet Friedberg die Gründe dies Erzbischofs 
für die kirchliche Mitleitung; der Schule »mystisch dunkel«, die frzbi8chöfi^0 
Interpretation des Gesetzes von 1860 »eigenthümlich,« er verwechselt >]>er. pur 
die gesetzliche »staatliche Leitung des. Unterrichts wesens« mi^ der von ihm 
ohne mystische Gründe interpolirten »Staatlichkeit der Schule.« cf., i^foÄe 2.. 

2) Motive zu §. 6. des Gesetzes vom 9. October 1860: »§. 6. stellt hin- 
sichtlich des Unterrichtswesen die Grundsätze auf, welche schon l^ish^sM. uns 
in Geltung waren. §. 12. spricht die Mitwirkunjjf der Kirche, z^r puffender- 
Ziehung bezüglich des religösen Theils derselben als Grundsatz aus. Er istein^ 
Anerkennung des Satzes, dass der Religionsunterricht und die religiöse Erjfißh" 
ung Sache der Kirchen ist. Wollen die Kirchen hiervon d^ Gebrauch, ina< 
welchen die kirchlichen Satzungen ihnen auferlegen » . ^: so ist selbstverstlind*- 
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wie die Begiernngsentschliessung vom 1. März 1853 besagt: »dass 
die Schule vom Geiste des positiven Christenthums durchdrungen 
(also confessionell) sein und ebendarum der Kirche ein wesentlicher 
Einfluss hierauf zustehen müsse, c Die Anstellung der resp. die Er- 
t^eilung der a,uctöritas und missio an die Seligionslehrer von den 
Schutlehrern bis zu den theologisi^en Professoren, die Entziehung 
derselben, die Bestimmung der religiösen Lehr- und Schulbücher, die 
Mitwirkung hei der Heranbildung der Lehrer, und vor resp, bei der 
flrlassung von iVerfügungen über das Schulwesen« (wie die Verord- 
nung vom 3. März 1853 bestimmt) »soweit sie den Unterricht in 
Religion Und Sittlichkeit, die Eörderung religiös- sittlicher Gesinnungs- 
urid Handlungsweise betreffen ,« — blieb als Recht der Kirche an- 
erkannt. 

Die zwischen der badischen Staatsregierung und dem Erzbi- 
schof von FreibUTg im November 1861 zu Stande gekommene Ver- 
einbarung beruht auf dieser Grundlage der selbständigen Mitwirkung 
der Kirche bei def Leitung der confessionell zu erbaltenden Schulen. 
In dem Erlasse des Präsidenten des Ministeriums des Innern vom 5. 
}j[ovember 1861 wird »Namens der Staatsregierung auf die Erklär- 
ung des Erssbischöflichen Gommissärs vom 25. October 1861 , »dass 
beider Ätt organMrenden Oberschulbehörde der Erzbischof sich ver- 
ti*eten läsäeii kÖnhe,€ erwiedert : a^der Regierung wird es frei stehen, 
die Form zu bestimmen, wodurch ihrer Zusage Genfige gethan wird.« 
Die von dem Ersbischöfliohen Gommissär begehrte Zusage: »die 
katbolisehe ReMgiönsgesellsehaft Meibt im Besitze und Genüsse der 
fai* ihre <3üHus-, Unterrlehts- und Wohlthätigkeitszwecke bestimmten 
Anstalten, Stiftungen und Fonds« — wird »im Sinn des §. 20. Ver- 
fassungsurkundei hiermit gegeben.« Endlich sicherte die Staatsre- 
gierung i^ dem Erlasse des Ministeriums des Innern vom 5. November 
1861 Ntr. 11296 (§, 50 dem Erzbisckof zu, die Mittheilung von 
Verätisserungett oder* dem »Stiftungszweek nicht entsprechende Ver- 


lieh, 4ads 6i6 diesen Unterricht,. . in Bezug auf die äusseren Fragen . . in 
Einklang mit der einheitlichen Leitung der Anstalten setzen müssen . . Für 
dS<d Errichtung der "kirchlichen Bildungsahstalten für (Geistliche nimmt der Staat 
keine (re'nehiiiiigung in Anspruch.« 

Cfc Archiv IX. S. 182" ff. Verhandlung disr IL Kammer über den Gesetz- 
entwurf S. 21. (Prestfnari) : >D«r Conmüssionsbericht erkennt an, dass das reli- 
giöse Bletnent iii den Völksschulen vorzugsweise gepflegt werden soll.« (Kirs- 
ner}: »die Cöilimksioin beabsichtigte nicht, den' Geistlichen die Leitung der 
Schule zu liehmen.« (Lamäy) : »tfan beabsichtigt; den bisherigen Zustand 
fortdauern zu iaiseläjWÖnh' die Kitche es wünschis und 'möglich mache.« Ka- 
tholik (Mainz, KarchheJm 186S; S. 736, 1867 S. 685, 1868 S. 47 ff. 
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wendangen, der Voranschläge, der jährlichen üebersichten über den 
Stand des (Schal- und milden Stiftungs-^) Vermögens, der Akten, 
Urkunden und Bechnungen über solche Fonds, damit er sich von der 
Erhaltung und stiftungsmässigen Verordnung derselben fiberzeugent 
und erforderlichen Falls von seinem »Beschwerderechte Gebrauch 
machen könne. Eine Vertretung des Erzbischofe bei der Verwaltung 
des Schnhermögens wurde nicht zugesagt, dagegen behielt sich die 
Regierung bezfiglich ihrer erwähnten Zusagen nur vor^ »bei Aende- 
rung der Organisation die Form zu bestimmen, wodurch ihrer Zu- 
sage Genüge gethan wirdi).€ 

§. 2. Die Errichtung des Oberschtdraths und die Schtdrefarm- 

bewegung. 

So hegte die Kirche die begründete Hoffnung, dass ihr nach 
dem Gesetze vom 9. October 1860 und dieser Vereinbarung die »Lei- 
tung der religiösen Lehre und Erziehung, die zur Ausübung der- 
selben erforderliche« berührte Mitwirkung^) bei der Leitung der 
Schule und bei der confession eilen Erhaltung derselben und des ka- 
tholischen Schulvermögens gewahrt bleibe. In dieser Unterstellung 
wendete sich der Erzbischof von Freiburg am 7. August 1862 an 
den Präsidenten des Ministeriums des Innern mit der Bitte, ihm 
»über die in Aussicht stehende Organisation der Oberschulbehörde 
Mittheilung machen zu wollen.« Am 15. August 1862 erfolgte hie- 
rauf die Erwiderung, »dass die Verordnung ^) über die Bildung des 
Oberschulraths ausser der rein formellen Ueberweisung der Compe- 
tenzen der seitherigen Schulbehörden an denselben eine Bestimmung 
enthalten werde, welche dem Erzbischof die Befugniss einräumt, ei- 
nen Vertreter bei der Ohersehtübehörde zu ernennen, welchen dieselbe 


1) Officielle Aktenstücke über die Schal* xaA Kirchenfrage in Baden. 
(Preiburg, Herder 1869) VI. Heft S. 170 ff. Ohne Widerspruch der ßegienüig 
erklärt der Erzbischöfliche Oommissär §. 8.: »Darch die mir jvon (Staatsrath 
Lamey) gegebene Erläuternhgen habe ich die Gewissheit erlangt, dass auch bei 
einer neuen Organisation der Schul- und Stiftungsvermögensyerwaltüng die 
im §. 5. der Begierungszusag dem Erzbischöflichen Ordinariate zugesicherten 
Mittheilungen und Befugnisse fortan eingeräumt bleiben.« In dem Concepi 
dieser Erklärung des Erzbischöflichen Vertreters vom October 1861 steht von der 
Hand des damaligen Präsidenten des Ministerium des Innern hinzu die Band- 
bemerkung eingetragen: »in irgend einer Form.« 

2) Denkschrift des in Würzburg 1848 versammelt gewesenen deutschen 
Episcopats. 

3) Verordnung vom 12. August 1862 (Beg.-Bl. 1862. .Nr. XXXIX. — ab- 
gedruckt in cit. Off. Aktenst. I. S. 39). 
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in allen Fragen zu ihren Süjsungen beizuziehen hat, welche den re- 
ligiösen Unterricht und dessen Verbindung mit dem Lehrplan betref- 
fen. Diese Bestimmung entspricht dem, was ich gelegentlich 'der 
(eben erwähnten) Verhandlungen in Aussicht gestellt habe . . Die 
dermalige rein formelle Organisation des Oberschulraths steht jeder 
confessionellen Frage fern.« Der letztern Behauptung widerspricht 
indessen der Inhalt der hieüber erlassenen Verordnurag vom 12. Au- 
gust 1862, wodurch die Leitung der katholischen Schulen und Schul- 
fonds einer nichtkatholischen Staatsbehörde, dem Oberschulrath über- 
tragen wurde. Indessen ist im §. 4. dieser Verordnung jene Zusage 
der Mitwirkung eines ständigen kirchlichen Vertreters bei den »Be- 
rathungen« -^es Oberschulraths »über Fragen des religiösen Unter- 
richts und dessen Verbindung mit dem Lehrplan« wiederholt. 

Bei einem auf dieser Gesetzgebung basirten wohlwollenden 
Entgegenkommen der Regierung hätten die darauf gestutzten An- 
träge des Erzbischofs Qehör finden müssen. Er beanspruchte ^) 
kraft derselben, des historischen und positiven Rechts und der 
Mission der Kirche, dass die »Vertreter der Kirche als ständige zu 
den Berathungeu der Schulbehörden beigezogen« werden, und mit- 
wirken bei allen die religiöse Erziehung und Bildung betreffenden Fra- 
gen. Durch eine solche Vereinbarung wäre die Competenz des Staats 
und der Kirche betreffs der Schule im Geiste des Gesetzes von 1860 
abgegränzt und der Schulstreit abgewendet worden. Die Grossherzog- 
liche Begierung ging auf eine Verständigung mit dem Erzbischof nicht 
ein. Die berührte Zusagen, auch die wegen der kiröhlichen Vertre- 
ter gingen nicht in Erfüllung. Vielmehr hört der Oberschulrath et- 
wa im Jahre einmal die Erklärung und Wünsche eines kirchlichen 
Vertreters an, so dass dessen Wirksamkeit so gut als illusorisch ge- 
worden ist. 

Schon am 8. October 1861 gab die (zweite) »Durlacher Con- 
ferenz^)« das Signal zur Lossagung vom sogenannten Schulconcor- 
dat, zur Beseitigung der durch das positive Recht und Gesetz be- 
gründeten Mitwirkung der Kirche bei der Heranbildung der Jugend. 
Diese von protestantenvereinlichen Geisflichen , Lehrern und meist 
Beamten besuchte Versammlung verlangte die Gonfessionslosigkeit, 


1) Zjischrifk des Erzbischöflichen Ordinariats Yom 16. April 1863 an 
Grossherzogliches Ministeriam des Innern, abgedruckt in den cit. Offic. Akten- 
st&eken (Freibnrg, Herder 1864) 1. S. 9. 

2) Die Neogestaltang des Volksschulwesens in Baden (Heidelberg 1861). 
Schon im Mai 1861 beschwerten sich geistliche Schulinspectoren gegen die ge- 
hässigen Angriffe der Heidelberger »badischen Schnlzeitong.« 
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die Trennung der Eircbe von der Scbule, Die dagegen «r^Q^pie 
Einsprache eines Lehrers verhallte ebenso wirknng3los als die gtujKir 
lieh motivirte Thesis des protestantischen Geistlichen Zittßl (Mitr 
glieds der ersten Dnrlacher Conferenz von 1859): ;^Die gßistlicbe 
Schulinspection und die confessioQelle Schule« werdqn von der erfor- 
derlichen »sittlich-religiösen Erziehung« postulirt. 

Noch klarer wurde die Tendenz der »Schulreform« von der 14. all- 
gemeinen deutschen Lehrerversammlung in Mannheim« im Mai 1863 
ausgesprochen, welcher der Landesfürst beiwohnte. So spr^cbSchubr^Di 
Schmitt aus Gotha. »Das Christepthum gehört zum deutschen Wesf^n, 
das ist aber nicht das confessionelle Christenthum, sondern das Cbri- 
stenthum der Humanität. Dieses Christenthum hat 4^^ Schule zu 
pflegen.« Lange aus Hamburg definirte diese Sorte von Christen- 
thum, die unchristliche Staatskirche, die national-liberale Grundlage 
des zu erstrebenden deutschen Reichs dahin : »Pie Schule muss eiqe 
Art Freimaurerloge werden.« Der protestantische Pastor Scbellenberg 
in Mannheim proclamirt Baden als YersucHstätte für diese Antikircbe 
mit den Worten : »ich kann versichern, dass die Trennung der Schale 
von der Kirche in Baden in nächster Aussicht steht ^).« 

Die katholische Geistlichkeit des Landes trat dieser Bewegung 
für die Entschristlichung der Schule energisch entgegen.. Die im 
October 1861 in Engen, Langenbrücken und Buchen tagenden Confe- 
renz des Elerüs beauftragten die Pfarrer Müller und. Eolfus eine 
1862 in Freiburg erschienene Denkschrift über die Schulreform 
zu verfassen. In dieser von anerkannt tüchtigen Schulmännern CQn- 
cipirten Denkschrift wird das Becht der Kirche auf die Schule, so- 
wie dargethan, dass das Interesse der Erziehung und Bildung, die 
erspriessliche Wirksamkeit des Lehrers und das Becht der Familie 
gegen die Trennung der Kirche von der Schule sprechen^ Es wer- 
den darin Vorschläge zur Yerbesserung des Schulwesens und Besser?- 
Stellung der Lehrer gemacht. Es wird verlangt, diass die Schule ala 
Anstalt des Staats, der Kirche und Familie, desshalb die geistliche 
Schulinspection, d^ confessionelle Charakter der Schuld /und Sdiulbe- 
hörden anerkannt bleibe. Dfe katholischen Lehrer in ihrer' Mehrheit 
und ein guter Theil dör protestantischen liehrer^) sprachiBii sich in ihn- 

1) Historisch-politische Blätter Bd. 54. S. 784 ff., .S. 748: »Bad«i ist 
der Mnsterstaat des Absolutismus der Partei, worin im Namea der Fj^eiheit jede 
nicht in den Kram der Loge taugende Freiheit ujfid Selfo8taiid%keit erwücgt 
wird.« Bei dem Landesschützenfest injiannhelm* an^ .?& Juli 1863 läaf der ron- 
geanische Prediger Scholl aus: »fodi mit; den Pfaffen, fcnrt .mi|^ i^n lUf- 
marcken.« ^ ...,,. 

2) LehrerTersaiuinluQg in MüUtiei^a vom. 10. JjiU<}l863. ' < 
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£cliem Sinbe aus. Sie verlangten nur Sitz und Stimme im Ortssdiulrath, 
Schutz gegen ungebahrlicfae Bcihändlung, Aufbesserung ihres Einkorn- 
mens und dass die Messüer- und Organistengehalte ihnen als Nebenein- 
kbmmen iuir die Besorgung dieser kirchlichen Dienste überlassen wer- 
den. Mit diesen dem Wesen des Staats und der Schule, sowie dem 
positiven Recht entsprechenden Antrügen erklärte sich auch der po- 
sitiv-christliche Theil der protestantischen Geistlichkeit einverstanden. 

Die seit 1. April 1860 herrschende Partei wollte aber mit dem 
ganzen, seitherigen auf dem Christenthum beruhenden Schulsystem ^), 
mit Am bestehenden Becht und Gesetz tabula rasa machen. »Die von 
den Durlachern beherrschte Kammer 2),€ die damalige Majorität »und 
die Agenten Häussers im Ministerium (Knies und Jelly) duldeten kei- 
nem Frieden.« Sie negirten, dass die Schule vom Geiste des Ghri- 
stenthüms durchdrungen sein müsse, wie die auf der Natur der Sache 
und dem Bechte beruhende Mitwirkung der Kirche und der christ- 
lichen Familie bei der Heranbildung der Jugend. »Iii der Schul- 
frage« — so erklärten die citirten historisch-politischen Blätter beim 
Beginh des Schulstreits — »wird die letzte Consequenz des modernen 
Staats der herrschenden Partei entwickelt, die Beligionsbedrückung^).« 

Schon bei der Besetzung des Oberschulraths zeigte es sich, dass 
es sich hier um viel mehr als eine »rein formelle Organisation« handelte. 
Pie Majorität der Mitglieder dieser neuen Stelle bestand aus modern 
liberalen Protestanten, welcher Confession der Director derselben Dr. 
Knieis angehörte. Erst unter der Herrschaft des neuen Oberschul- 
raths wurden schon 1863 die aus Kirchenmitteln . dotirten Lehrstel- 
len an der höheren Bürgerschule in Buchen und Waldshut nicht 
mehr mit Geistlichen besetzt. Die katholische Presse fahrte als- 
bald Beschwerde übör Verletzung des Bechts der Katholiken bei Be- 
setzung der Lehrstellen , welche an der Universität und den mittle- 
ren Schulen an »gesinnungstüchtige« Akatboliken zum guten Theil 
verliehen wurden, über harte Behandlung bei der Prüfung von Schul- 

1) So sprakih der altliberale, badische Minister Winter in der 87. Sitzung 
der IL Kammer vom 2. September 1831: >ich glanbe nicht, dass die Aus- 
schliessiing der CreistUchen vom Lehrfach bei uns eintreffe; wenigstens habe 
ich keine Spur davon , dass die katholischen Geistlichen anders gelehrt haben, 
älfl ini Shm der Verfassung.« • 

' ^ 8d sprach sich eine Abhandlung in den historisch-politischen Blättern 
im Jahre 18^ (Band 5B. S. 364. 365.) Ober den badischen Schulstreit aus. 

3) Historisch-politische Blätter, Band 53. S. 93: »Deutschland ist die 
Hdmath des Schulzwangs. Gelingt es dem Liberalismus, die Schule voUstän- 
dig von der Kirche loszureissen ; so ist die Kirche ein Gebäude von vier 
Mauern, deren Innerrauihj wie er — rechnet, immer leerer werden wird.« 
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frauen, aber das oberschulräthliche Verbot der Betheüigang ton 
Lyceisten an Bmderscfaaften etc. »Der Obergchnlrath beschrankte 
sich aber nicht anf die Erledigung der laufenden Oeschäfte, sondern 
unterzog alle Satzungen für das gesammte Schulwesen einer gründ- 
lichen Revision ^).€ Diese BoYision, deren Besultat die sogenannte 
Enies'schen Schulthesen war, beweist, dass unter dem Regiment ei- 
ner coniessionell gemischten SchulbehOrde ein wirklich katholisches 
oder positiv christliches Schulwesen nicht existiren kann. 

§. 3. , Die Denkschrift und Schulthesen des OberschuJraths. 

Am 5. Mai 1863 reichte der Oberschulrathsdirector Knies dem 
Ministerium des Innern seine 44 Schulthesen ein, welche er in einer 
Denkschrift begründete. Inhaltlich dieser Thesen soll die Schule 
eine Staatsanstalt, der staatliche Scbulzwang ein absoluter sein. Es 
sollen die ünterrichtsgegenstände erweitert, die religiöse Erziehung 
und Unterweisung herabgedrückt werden. Die Confessionslosigkeit 
der Schulen soll begünstigt, die facultative confessionslose Schule mit 
getrenntem »confessionellen« Religionsunterricht soll eingeführt wer- 
den. Die confessiMiellen, mit Geistlichen besetzt gewesenen Bezirks- 
schulvisitaturen , wie die geistlichen Ortsschulinspectionen mit dem 
kirchlichen Ortsschulvorstand sollen aufgehoben, erstere durch staat- 
liche resp. confessionslose Ereisschulvisitatüren , letztere durch den 
theilweise confessionell gemischten, principiell staatlichen Ortsschnl- 
rath ersetzt werden. Der Kirche soll jede selbstthätige Mitwirkung 
oder Aufsicht bei iler Besorgung des Schulwesens und bei der Ver- 
waltung und (theilweise zu Mischschulen geschehenden) Verwendung 
des katholischen Schulverm5gens entzogen werden. Auch die Ent- 
scheidung über die Befähigung und Anstellung der Lehrer soll den 
staatlichen Schulbehörden überantwortet werden: 

:»Die Staatsgewalt« (so behauptet die Denkschrift) »hat nach 
dem Gesetze vom 9. October 1860 auf ihre bisherige Regierungs- 
macht über die Kirche verzichtet (?) ^). So erwuchs ihr die Verpflich- 
tung, die Leitung und Beaufsichtigung des Schulwesens auf reine 
Staatsstellen zu übertragen. (!?) In den (seitherigen) confessionell 
geschiedenen Oberkirchenräthen, zugleich Kirchen- und Schulbehör- 
den, waren die pädagogischen Fachmänner für die Schule Geistliche. 
Darum musste fnr die B^andlung aller Fragen der Volksschule das 
specifische Interesse und die eigenthümliche Aufgabe der Kirche un- 

1) Friedherg a. a. 0. S. 78. 

2) Diese »Begierungsmacht« bethätigt sich auch nach diesem Gesetze 
z. B. bei der Besetzung 'der Kirchen&mter, Verwaltung des Kirchenvermogens. 
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vermerkt mehr oder weniger massgebend werden. . . , Daraus ergibt 
sich, dass die Ersetzung der geistlich-weltlichen Scbulbehörden durch 
eine einfache Staatsstelle ein bedeutsamer Wechsel des Systems ist. 
Die Volksschule ist yorwiegend als eiae kirchliche ünterrichtsanstalt 
gehandhabt worden. Der Religionsunterricht hat eine — auf Kasten 
der übrigen Unterricbtsgegenstände zu ausgedehnte Pflege gefunden.« 

»Die gemischte Volksschule mit der Einrichtung des confessionell 
getrennten Beligionsunterrichtes entspricht — der Lage- unserer staat- 
lichen Verhältnisse. Auf dem Gebiete der religiösen üeberzeugungen 
wird sich aber jedes äussere Zwangsmittel als unfruchtbar« (d. h. 
noch nicht opportun)« erweisen. Dem freien Willen der Bevölkerung 
in ihrer Mehrheit ist es anheim zu geben, ob die coufessionelle durch 
die gemischte Schule ersetzt werden soll . . Damit, dass man die Bezirks- 
sehulpflege an Geistliche übertrage, würde man genöthigt, bei der 
Gegenüberstellung katholischer und und evangelischer Bezirksschul- 
yisitatoren zu beharren, einen cofifessmiellen Gegensatz für eine 
(staatliche?) Berufsthätigkeit aufrecht zu erhalten. . . Wenn die 
Staatsgewalt nicht das gesammte geistige Leben der Masse des Volks 
und damit (I) sich selbst unter die Abhängigkeit der Eirchenbehör- 
den stellen wil^; so . . muss sie die Leitung und Beaufsichtigung 
der Volksschule durch einfache Staatsstellen vermitteln.« 

Auf diesen Standpimkt der Staatsdictatur über das geistige 
Leben der Gesellschaft stellte sich auch die dritte Durlacher (pro- 
testantische) Conferenz vom .3. August 1863, welche die Knies'schen 
Thesen gegen die Angriffe, die von 6hristlicher Seite dagegen erfolg- 
ten, in Schutz nahm. 

Die ausschliessliche Beherrschung *des »geistigen Lebens,« der 
Beligion, des Unterrichts und der Wissenschaft durch den Staat ist 
aber im Princip die schrecklichste Despotie, die noch je existirte. 
Es ist eigentlich eine omnipotente, absolutistische Antitheokratie 
einer Partei ohne Glauben an Gott und seine Gebote, welche dess- 
hälb entgegen der Sitte und dem Recht wie der wahren Humanität 
lediglich nach ihrem Interesse und Belieben den Staat, die Gesell- 
schs^, Korporationen und Individuen gleichheitlich unter ihr Joch 
beugt. Sie will und muss das i^ctasez Tinfame« zur That machen. 
Die Principien sind stärker als die Menschen. Die Kirche ist nicht 
blos die Lehrerin der Wahrheit, sie ist auch der Ecksteiii der Sitte, 
des Rechts und der Freiheit Sie muss desshalb diesem Despotis- 
mus entgegen treten, und dieser muss ihr »in die Ferse stechen.« 
Die Freiheit ist solidarisch, wer die Lehr- und Lernfreiheit unter- 
drückt -^ im Namen der Toleranz, der »aufklärenden« Freiheit und 
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Gleichheit, der nnterdrQckt auch die freie ReligioDsnbnng, die Kirche. 
So führt die Schulregie des >Staat8< (der Partei) znr Religionsbe- 
drückang, oder wie Dahlmatin sagte: znr iSeelenverkänferei an den 
Staate 

Die katholische Kirche erkannte sofort die enorme Gefitbr, 
nelche durch die Schulreformbewegaiig dem »geistigen Lehen« drohte. 
Die katholische Fresse <) nnd die Conferenzen des Klerus im Angnst 
1863 in Waibstadt, Vimbuch, insbesondere die grosse Versammlung 
der Geistlichen am 7. October 1863 in Appenweier') sprachen es 
oifen aus; »nicht die Besserstellung des Lebrerstandes , nicht die 
Verbesserung des Schulwesens, sondern das Streben , die Volksscbule 
zum Mittel der Entchristlichung des Volkes herabzuwärdigen, ist der 
Kern der mit allen Mitteln angestrebten Schnlreform.s DerKlems 
erklärte in diesen Versammlungen and durch einmüthige Adressen 
an den Erzbiscbof, dass falls nach den-Soies'schen Thesen die Schule 
von dem für die christliche Erziehung unbedingt erforderlichen Ein- 
flüsse der Kirche getrennt werde, die GeistÜcheii jede Mitwirkung 
zum Vollzug eines solchen Schulgesetzes, ihre Betheilignng am Ort»- 
scholrath ablehnen müssten. Die Katholiken sprachen sich in Pe- 
titionen nnd andern Kundgebungen ebenso entschieden gegen die 
Knies'sche Säcularisation der katholischen Schulen aas. Trotz des 
mehr als energischen EiuBchreiteas gegen die Verbreitung derStolzV- 
schen Flugschrift: »Warnung vor einer drohenden Gefahr,«: der Auf- 
forderung des Oberschulraths an die Schulromtände nnd Lehrer, die 
Verbreiter derselben zu denunciren, wurde sie .überall enthusiasfiscli 
aufgenommen. Die ministerielle Presse, die sieh gegen diese katho- 
lische Agitation so ereiferte ^) klagte vergebens, 4i(S3 f^r die »Schul- 
reform das Volk sich nicht regen wolle.« 


1) Slols, Warnuig vot einet droli«Ddai Qefakr (Stttttgart, KreiuerlSfi^ : 
»Wenn die £Uem geiwimgen werden, ibre Kinder in eine Schule in sclÜGlEeti, 
wo der CieiBtliche nicht« zu sagen hat , wo der Lehrer einer anderen Beligipn 
angehört, wo verdächtige Lehrbücher eingeführt sind, wo die Oberaufsicht 7on 
Männern geführt wird, welche die katholische Beligion hassen ; da istder Schttl- 
-zwang die abscheulichste Tyrannei. Eine solche Gefahr steht nns^iA Land 
bevor. In dieaem Falle mflssen christliche Eltern eich lieber . .' att^eü tttssÄii, 
ala ihre Kinder . . in, iieutnodische Heidcnscbnien in gcbickeb.* 

Stoli, siebzehn Fragen und Antworten (Freiburg, Herder 1864): »Wie 
eine giftige Schlange im grünen Gebiisch, so liegt in dem nenen SchalplÜn 
eine Tyrannei, die UnterdrSckung der heiligsten Familieiirechte verborgen.* 

2) Denkschrift der Veraammlang dea 'KleraB über die S^hnlröform (Frei- 
burg 1863). 

3) Badiache Landeszeitong vom 6. Kovember 1863: »Ja, wie Hände 
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§. 4. Die Denkschrift des Ersbischofs über die Schulreform. 

Am 3. December 1863 erschien die Denkschrift des Erzbischofs 
vob Freiburg aber die Reform des Schulwesens (Freiburg, Herder 
1863). Sie weist grfindlich nach, dass die »vorgeschlagene Schul- 
reform gegen das Wesen und die Aufgabe der Schule, gegen die 
Freiheit insbesondere des religiösen Bekenntnisses und des Unter- 
richts Verstösse , die Bechte der Kirche, der Gemeinde und Familie 
vorletze.« 

Der (Snlturkampf, dessen Theil die sogenannte absolute Staats- 
regie iti der Schule ist , gebt von dem falschen Princip aus , dass 
der »Staat« die gesammte Gultur, »die geistige Thätigkeit und Ent- 
wicklung, das geistige Leben, ßeligion und Sitte, Freiheit und Recht« 
anstatt rechtlich zu schützen , nach seinem Ermessen , durch seine 
Beamten zu beherrschen habe^). 

Das kosmopolitische Reich Jesu Christi, wie es das Mittelalter 
anerkannte, sah im Papst die oberste geistige Autorität, den obersten 
Lehrer der Wahrheit und Richter der Sitte. Die Autorität der 
Kirche, die Gewalt des Papstes war also auf die Jurisdiction in 
Glaubens- und Sittensachen beschränkt, zum Schutze und zur Pflege 
dieser höchsten, flbersinnlichen Guter bestellt. Neben' dieser Gewalt 
stand die staatliche Obrigkeit mit selbstständiger Autorität auf dem 
politischen und b&rgerlichen GTebiete des Rechts. Die christlichen 
Souveräne solidarisch unter sich unter dem moralisch-geistlichen 
Haupte, dem Papste und dem obersten politischen, dem Kaiser ver- 
bunden, erkannten wie Letzterer dem Papst die höchste Autorität, 
dem Kaiser die höchste Macht zu. Die Staatsgewalt wurde in ihrer 
Sphäre zum Schutze der politischen und bürgerlichen Rechte und 
Interessen als souverän anerkannt. Der Papst hatte keine politisch- 
staatliche, directe Gewalt über die Fürsten, sondern eine Gewalt über 
kifcMiohe Angelegenheiten« und zur Wahrung des Glaubens und der 
Sitte^); ein äbnltches Aufsichtsrecht wie es der Staat hat, dass 
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woUen ^r die Jesuiten, Ordensherren wie Affiliirte« (die Katholiken) »aus dem 
deatsoh^n iLapde jagen, und ob sie wie Adler wieder kehren, das wollen wir 
eleu, j^e^^fi. deutschen Schützen anheim stellen. DVum .... schlagt ihn todt 
den.aijuidf.ervist ein Jesuit.« 

' 1) P^Hn, christliche Politik (Freiturg, Herder 1876) I.S. 20 flf. Minister 
JoUj» Rede in .der IX. badischen Kammer vom 20. Januar 1874: »Ihnen schwebt 
die Theorie von dem geistlichen und weltlichen Schwerte vor. Wir sind der 
Meinung^ dass in dem ganzen äussern Kechtsgebiet nur die Herrschaft des 
Staata bestehe. Die unbedingte und absolute Gewalt des Staats umfasst Alle 
und Alles.« 

.2) Bellarminf trtkct&ivLB de potestate summi Pontificis (Monachii, Bemy 
1712) c. il. p^ 44, c. V. p. 81, c. XU. p. iÜ. /. 
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kirchliche Obern politische oder bärgerliche Bechte nicht verletzen. 
Wie die Sechte Gottes, so wurden anch die Bechte der GeseUschaft, 
der Corporationen und Individuen unter den Schutz dieser beiden, 
aufihrem Gebiet selbstständigen obersten Gewalten gestellt, lieber je- 
der menschlichen Autorität steht nach dieser katholischen Anschauung 
das Gesetz Gottes, die dadurch und durch das auf der Sitte be- 
ruhende Becht abgegrenzt ist, und zur Erreichung der menschlichen 
Bestimmung besteht Der christliche Staat erkennt sich also nicht 
als das Höchste, als die »Quelle des Bechts,€ sondern über ihm 
stehen die Anstalten zur Erreichung der ewigen Bestimmung, er 
achtet und schützt die freie Beligionsübung. Er stellt allerdings 
die Wahrheit nicht dem Irrthum gleich*), bestraft widerrechtliche 
Angriffe gegen die Beligion, aber er gestattete keinen Glaubens- und 
üeberzeugungSi8ru;a9?^ ^) und achtet die einmal feststehenden Bechte 
der Confessionen. Er darf Niemanden an der Ausübung seines 
Bechts, der Erfüllung seiner Pflicht hindern ^) und garantirt desshalb 
die Freiheit der Corporationen wie der Einzelnen. Diese Freiheit 
ist geschützt durch die Ordnung, welche nicht auf der Willkühr, 
dem »öffentlichen Gewissen,« sondern auf den ewigen Grundsätzen 
der christlichen Wahrheit, auf dem Becht und der Sitte beruht. 
Der christliche Staat ist zum Wohle der Staatsbürger, zur Wahrung 
ihrer selbsteigenen Bechte und Interessen da. Er anerkennt und 
schützt desshalb auch die ünterrichtsfreiheit. 

Der moderne Staatsabsolutismus ponirt seinen Staat als Selbst- 
zweck, als Gott. Er gerirt sich als Inhaber der unbeschränkten 
Pontifical-. und politischen Gewalt, die Stabilisirung der Meinungen und 
wechselnden Interessen der Herrschenden ist sein Zweck. Er anerkennt 
kein göttliches Gesetz, gebietet über und beherrscht jede Autorität und 
sucht jede Freiheit und jedes Becht zu absorbiren. Die Kirche, die Beli- 
gion, die Corporationen, die Familie, das ganze geistige und mate- 
rielle Leben soll den Dictaten dieses Staats schütz- und rechtlos un- 
terworfen sein. Desshalb unterdrückt dieser Staat die selbstständigen 
Organismen und Institutionen, insbesondere die Freiheit der Kirche, 
stellt die Beligion und Gewissen unter seine Staatskirche, befehdet die 


1) Walter, Politik (Bonn, Marcus 1863) S. 46 ff. 469 ff 

2) Pierre de Flotte , Kanzler der Antokraten Fhüippd IV. des »Schonen« 
sagte zu Bonifacins VIII. : »Dein (geistliches) Schwert besteht nur In Worten, 
dasjenige meines Herrn ist ein \7irkliches.« 

3) Conc. Aquisgr. II. 830, Conc. Mogunt. 888. c. 2.: »der heisst ein 
König, der fromm, gerecht und barmherzige handelt, ausserdem ist er ein Ty- 
rann.« . 
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freie» christliehe Wissenschaft , die von ihm nicht abhängige Ueber- 
zeugnng , beseitigt die cj^ristlichen Corporationen und Anstalten für 
Wohlthätigkeit nnd Bildung, daher die Zwangscivilehe und der Staats- 
schnizwang. So zerstöi-t dieser soi-disant Culturstaat die Cultur, 
die Freiheit, die Ordnung, deti Wohlstand, setzt an die Stelle der 
Oewalt des Rechts das Recht der Gewalt und fuhrt zum steten 
Kampf um den Besitz der Gewalt — zum Chaos. 

Entgegen dieser Gefahr für die Gesellschaft vertheidigte die 
Erzbischöflicfae Denkschrift die Grundsätze der Wahrheit, des Rechts 
und der Freiheit, auf welchen die Ordnung der Gesellschaft beruht. 
Sie wies nach, dass die Schule die. Bestimmung habe, die christliche 
Jugend »im Geiste des Christenthums, nach den festen Grundsätzen 
seiner Wahrheit, nicht nach den zufälligen Meinungen« der staat* 
liehen Schulbehörde — zu guten Christen und brauchbaren Mit- 
gliedern der Familie und Gesellschaft »zu erziehen und heran zu 
bilden.« »Die Volksschule will jene allgemeine Befähigung erzielen, 
welche die religiöse, häuslich-bürgerliche und staatliche Gesell- 
Hchaftsordnung von Jedem fordert — zur Erfüllung der religiösen 
Bestimmung und des irdischen Berufs der Unmündigen . . . ^). Diese 
bestimmte Grundlage und dieses Ziel der Volksschule als Hilfsan^ 
stalt für die Familie, die Kirche und der Staat entspricht ihrem 
Wesen und der constanten, christlichen Anschauung^). Die Schule 
ist nicht blos Unterrichts-, sondern wesentlich Erziehungsanstalt, weil 
die Bildung nur durch die Erziehung, durch planmässiges Einwirken 
auf den Willen erworben wird. Das Wissen ohne moralische Bil- 
dung des Herzens ist gefährlich. Die Sittlichkeit hat ihr noth- 
wendiges^ Fundament in der Religion. Die Schule als Erziehungs- 
anstalt beruht also auf moralischem, religiösem Boden. Die nicht 
auf die ewig wahren festen Grundsätze der Religion« gebaute Er- 
ziehung^ die den menschliehen Leidenschaften ausgesetzten, wandel- 
baren Theorien über die Volksschule ^) »widerstreiten jeder gesun- 

1) Knecht, ZOT VerstäBdigung über die Schulreformfrage (Freibnrg, Her- 
der 1868) S. 15 ff.: »Die Schule soll den ganzen Menschen bilden, die Intel- 
ligenz anregen, das G^müth und den Willen yeredeln, der Unterricht soll be- 
lehren und erziehen . . . Die Erziehung ist auf die Glaubens- und Sittenlehre 
angewiesen, welche in der Kirche hinterlegt sind. Ohne die positive Eeligion 
kann das Problem der Erziehung nicht gelöst werden. Die Schule kann der 
Kirche nicht entbehren.« 

2) Die Denkschrift citirt zum Beleg hiefur die bestehenden, deutschen 
Schulordnungen und die Aussprüche der hervorragenden Pädagogen. 

3) Zell, die moderne deutsche Volksschule und die neueste badische Schul- 
gesetzgebung (Freibürg, Herder 1867) S. 48 ff. : »Die moderne, deutsche Yplks- 
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den Pädagogik. Die Schule hat die Pflicht die anerkaniite . Waltt^ 
h^t zu lehren. Sie darf nicht den ParteirS^ksiebten SberlaaseBr kein 
Kampfplatz widersprechender Ansrchanungiea werden. Die wichtig*? 
sten Wahrheiten f&r die Sohale «ind in den poaiti? geoffenbarten 
Lehren der Kirche gegeben, 3ie erzeugen und befördern die wahre 
Bildung. Diese, wie die chnstliche JFaDailie verhingt, dass der ^n? 
heitliche christliche Geist alle üntelrricbtsgegenstftnde belebe, dass 
die religiöse Erziehnng von dem übrigen S<Aalunterricht nicht ge* 
trennt werde, dass also die Kirche die gesafonite Tbätigimt der 
Schule mit beeinflusse.« i^ 

Die Erzbischöfliehe Denkschrift (§. 4; 5.) widerlegt indbeson- 
dere scharf den »Schulzwang und das SiÄulmonopolf wdokes der ab- 
solutistische 1) , von der Kirche (dem Chriatenthom) getrennte' Staate 
geltend macht »Die ausschliessliche Leitung der Schule durch den 
von der Kirche getrennten Staat ist im Sinne der Secten, der kiis 
ehenfeindlichen Elemente nichts Anderes als «ne GegmhireheAvatA 
die Schule. Der Kechtsstaat ist seinem Beruf und Wesen geraifis 
nicht Producent »nd Autorität deriWisaenschaft, Bilduag und &-» 
Ziehung. Er schützt die cultuiliohen Bechte und Interessen, wo die 
Thätigkeit der Einzelnen und Corporationen nichts ausreicMiu^IIr 
schützt die rechtliche Freiheit;«: eit ist aber weder det OberYOrmund 
mündiger Eltern od^ der Gor poratione&i noch :der Inhabtdr und D]£k 
pensator der Wahrheit. Die Bewahrung ^und Ldire der übeniatfir^ 
licheii Wahrheit isfe der Kirchs anvertraut. Die natüdicheWäÜrfaait 


schule, dient keiner Confession. Sie setst ab^elderJagendbildmig eine phi- 
losophische Abstmctieii, dadnreh eme» Qegemäin zwisdies ^hute'und-JCip^«. 
Ihr fehlt ein hesümmtes Ziel «iid die Qiuiidli^ de« Unterricht«, an 'deasea 
Stelle setzt sie die weclis^nde K^inunfc.« 

1) R. V. Möhl, Voliiik (Tübingen, jAupp 1862) :iL S.^ S» C i^Ein: sol* 
ches Bildüngsraonopoi ; . fasst • Jeden «Is ein Mittel zur Brreiöhnng dar Zwecke 
(des Büreankratismns) «Ulf) trfigt lieineisiEigeBihiUnlljlhkelt.iief Anlagi» und VOsr^ 
hältnisse Rechnung und lässt keine indindnellen Wttnsobe tfäd ■ Bedtta^aisse in 
Betreff geistiger Thdtigkeit «nr Ein tK>lefae9 SfsiMm Ist «Ke J^^i!«!^ iJSebiM^ 
reiy insofern sie nicht blos leUteigenrnsLcht, sondern die gsM^ El^iiaU^eiung 
der geistigen Tkatigktit nnü die imiüren Tkoebke dem St€MU txim^Opft 
bringt.« ' ' •' • • •- •- •' •' ''j.-'^r. 

Zell, a. a. 0. S. $2 ff;: »Die Staatsgewalt bemiehtilpt sieh äM geiatigem 
Lebens der heranwachsenden OenersUiioik Wo did Obers<^idbehSnde nadi .daul 
Belieben der jedesmal Begierenden ans ihren Parteigenossett« bestellt' midr \wo 
die Kirche Tön derLeitoag der SchnW'ansgesehiosQeaist^ wo.dahdSdMäz'waiii: 
und Schulmondpol ist; da herraettt «ianf dem G^blcrle des YolkihnteKnehtlsi ^an 
unbeschrankter Despotlmiüs, Man-iMiferdftftoAe i^mahlig.^en; Bestimd: tder 
Kirclii. Beligions«^ und ÜBterrlehtsfrdheit sind iiotfawendige\(SonelateC« 
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ist Aufgabe der fnien Fonchnng and darf in k« 
Effange uQtoistellt werden '). >Der (insbes. der 
ehrisUiehe) Staat kann nicht der Vertreter deE 
wnsstaeina,« der religiJ)B«) Wahr^it und Bech 
Christen sein. i^Br ist also nicht berechtigt , 
Heben Freiheit, des geistigen Lebens, der Grn 
dadnrcb die Geister an beherrsefaeo. : Er darf i 
ReligionatheileS' dem andern nidit dmch die i 
drfingen.c Das Staatantopopol, die ansschliesa 
solang der Schule, die ^fiing nnd Zalasa 
Staatsbetmie, der polizeiliebe Zwang gegen, d: 
nor in^ staattidieu Schulen oder bei staatlich , 
birten Lehrern- oitterrichtsn EU lassen verletzt 
läge :der Bildung nnd TerstOsst gegen das VI 
dero inrolvirtdie schwerste Bedrückung derF 
Rechts und der ' Religion >). Ba religiös indi 
Staat iDoss desshalb als notirwandiges Gorrelat 
teil Beligions^ and Gewissensfreiheit die Untet 
nen, wenn er nieht die christliche fieligion , 
abterdrflcheD will. . 

- . Die' ErzUscbdflicfae Denkschrift (%. 7.) 
StaktBSchulmooopoI, die Säciilansation der kat 
Scbulftmds, die eonfessiotiBleaeii, reiO' staatlicbi 
Beseitigung, des historischen und .poaitdvea R» 

WisMOBchaft ist nicht eine TUügkeit und Offeabsfiu 
kaon knf (UQHm Qebiote, lowauig »U anf d«m dei Religi 
0»egg, die geistige Knechtung der YöUeer dutcb 4ki 
H«ppet'1876> S(j 49 dtirt.idtn.^AuaiirQch Daotsn'si 
ddi-BfatnUlik imd .dMm . den Eltern*, sbd TAUejTui^ 
ragwigii, der:Etatitacb«lr«g!i*'*mMW ana räer Wflh] 
harte KAwbt«cha&' ntd fCgt Jftei::. i>«8 handelt: sieb 
pef JeeUicA. dH Natita tinsuputnpe*i, die Wahr&eii 
PsUaei.vat ■taelieK.< 

■ , -2) Zeil, •*.■«. 0. S. 62t »We difigu^ 8iWo 
welligen itaatlichen ScbulbeliBrde onterateUt wird, ie 
nenenAf dM, EarclrtliaMiliifidUldiat^ea. «ujos regio, 
Luid regiert,- hui K«pf- nnd Hera der jQ^DdlUr ibr 
DerKoAu/sitian^ iat.autfiMtderfvUMren) abaoiufii 
decVcdAer, l>ec''S>]bul£waag^sCAM4chi Aea-l^alitmm 
lid bei «n Moni/el Aa Sdbst^ühl , aa Enltehia 
Brirt afai ftHvUe^ilutu iMHauiIm 'dei^ äeu/Mftef* Ki 
^iyXnteht.m'. .a. O.'S. ;L»i ^EJne, ;Sji(mlari»ti 
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Eatholikea sei. >Die Kirche hat von ihrem göttlichen Stifter den 
unveräusserlichen Auftrag erhalten, die Volker zu lehren, ihnen die 
Gnadenmittel zu spenden, sie anzuhalten, Alles zu beobachten, was 
Jesus Christus befohlen hat. Sie tnuss die Schule als das Mittel zur 
Erziehung und Bildung der Jugend zur Pflanzstätte für die Entfaltung 
ihrer Seelenkräfbe im christlichen Geiste machen, das sittlich-religiöse 
Leben der Schule leiten, die der christlichen Erziehung entgegen- 
stehenden Kräfte fern halten ').€ Das historische Recht kennt kein 
staatliches Scbulmonopol und keinen (auch jetzt noch von freien 
Völkern wie z. 3. in England perhorrescirten) Schulz wang. »Die 
Kirche hat die Pfarrschulen errichtet und geleitete Die von der 
Denkschrift angerufenen völkerrechtlichen Verträge, die deutschen 
Beichs- und hadischenLandesgesetze, sowie die Verfassung garanti- 
ren »der katholischen Kirche den Besitz und Genuss der katholischen 
Schulfonds und Schulen (als annexum religionis, als Kirchengut), die 
Verwaltung, Vertretung und Verwendnung des katholischen Schulver- 
mögens durch kirchliche resp. katholi^M^he Behörden for katholische 
(confessionelle) Schulen und wenigstens die kirchliche Mitleitungc 
derselben. Dieser Recbtsstand der Kirche wurde durch das Gesetz 
vom 9. October 1860 nicht alterirt, vielmehr folgt aus der darin (§. 7.) 
anerkannten Selbstständigkeit der Kirche und aus ihrem (§. 1.) 
Rechte einer Corporation, dass sie ihre Pfarrschulen, wie erwähnt, 
zu erhalten und mit zu leiten und deren Vermögen zu vertreten, es 
seinem katholischen Zwecke zu erhalten befugt bleibt^). 

Die Erzbischöfliche Denkschrift postulirt den christlichen Rechts- 
staat. Von diesem Standpunkt wird die rechtlich begrändete Resti- 
tution der katholischen Schulen und Schulfonds an die Kirche nicht 
verlangt, sondern das »harmonische Zusammenwirken des Staats, der 


Mos ein Baub zeitlicher G&ter, sondern eine Vernichtung des göttlichen Rechts 
der Kirche «Is Erziehungsanstalt Sie ist ein Baub der Seelen, gegen welchen 
die Kirche sich bis aufs Aeusserste wehren, gegen welchen sie einen ikistenx- 
kämpf kämpfen muss.< 

1) Erklärung des deutschen Episcopats über die Schulfrage vom October 
1867. Die Denkschrift des bayerischen Episcopts und das Hirtenschreiben des 
Bischofs von Begensburg vom 24. November 1867 (Begensburg, Pustet) ver- 
langte die Gewährung »des confessionellen Charakters der Schule, den wirksa- 
men Einfluss der Kirche auf die gesammte Bildung zur erfolgsamen Pflege ih- 
res christlichen Lebens, die verh&tende und zweckf ordernde Aufsicht der «kirch- 
lichen Organe zur Sicherung des katholischen Geistes der Slchnle.« 

2) Zell, a. a. 0. »Der §. 6. des Gesetzes vom 9. October 1860 verbietet 
die Betheiligung der Kirche bei der Leitung der Schule nicht.« Er berufj^eich 
auf die Motive des Schul-Gesetzentwurfis vom 16. April 1866. I 





*- ' 
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Kirche UDd der Familie an der Leitung der Schnle.c Dieses >ge- 
miscbte System« entspricht wohl dem Gesetze vom 9. Octoberl860, 
aber nicht den durch die Schulreform resp. den Culturkampf ge- 
scliaffenen, realen Verhältnissen. Der darauf basirende, moderne 
Gulturstaat gerirt sich als den* Inhaber der Eirchengewalt und da- 
mit auch der Schule. Er i«t das Gegentheil eines christlichen Ge- 
meinwesens und eines Rechtstaats. Diesem Zustande gegenüber er- 
scheint die vom Liberalismus - sogenannte Verquickung von Staat und 
Kirche als eine Rechtloserklärung der letztern und erübrigt desshalb 
nur der Existenzkampf oder die Gewährung der Unterrichtsfreiheit ^). 

Die ünterrichtsfreiheit begreift in sich die Lernfreiheit, die Be- 
fugniss durch Privat- oder ÖflFentlichen üntemcht im In- oder Aus- 
lande sich durch eigene Wahl die für seinen Lebenszweck erforderlichen 
Keniitnisse zu verschaffen. . Damit hängt die Lehrfreiheit zusammen, 
d. h. das allgemeine Recht, ohne Einmischung des Staats jode Art 
von Schulen zu errichten, ohne eine Staatsgenehmigung oder Staats- 
prüfung Unterricht zu ertheilen^). Die Unterrichtsfreiheit gestattet 
det Staatsgewalt nur den Schutz verletzter Rechte oder das Ein- 
schreiten gegen Verbrechen , welche bei der Ausübung dieser Frei- 
heit begangen werden. So wenig sie berechtigt ist, die fehlende oder 
unrichtige häusliche Erziehung d4irch Staatsbeamte ausüben zu las- 
sen, so wenig sie z. B. Inäustrielle im Interesse der allgemeinen 
Wohlfahrt zwingt, ein Staatsexamen zu machen, ebensowenig kann 
sie der Unterrichtsfreiheit die berührten Fesseln anlegen. 

Vom Standpunkt des »gemischten Systems« verlangt die Denk- 
schrift »die Aufstellung confessionell geschiedener Schulbehörden, 
Mitwirkung der Kirche bei der Besetzung derselben resp. ständige 
kirchliche Vertreter bei denselben, Anerkennung des Ortspfarrers als 


1) Die eben eitirten Motive bestreiten der Staatsgewalt die Säcularisation 
der confessioiiellen Schule, anerkennen also im obigen Falle deren Eestitntion 
.an die berechtigte Confession nnd erklären Jene nur befugt, auf dem Wege der 
Gesetzgebung die politischen Gemeinden und die Staatscasse von der betreffenden 
Beitragsverbindlichkeit für confesaionelle Schulen zu befreien und neben den 
Kirchspiels- eigene Staatsschulen zu gründen. / 

2) Zeil, ä. a. 0. S. 40 ff. weist auf den blühenden Zustand der Wissen- 
schaft, Kunst, Industrie und den Ackerbau in den Ländern hin, welche sich das 
Gut der Ünterrichtsfreiheit bewahrt hahen im Gegensatz zum intellectuellen und 
moralischen Buin, weichen die staatliche Zwangsschule mit bewirkt. »Zum 
lieseh- und Schreibenlernen braucht man den kostspieligen Apparat, die nicht 
ungefährlich^, die Freiheit der Bürger so überaus heschränkende Zwangsanstalt ^ 
nicht. Das kann auch durch Private geschehen . . Dieser Best bureaukratischer 
Begierungsweise ist nicht zu rechtfertigen.« 
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beraijener Vorstand des Ortscbakaths, Yertretwgdeir. politi8^eiif^i4 
KiirchspieU-Gemeiude resp» der FamiU^ im Ortsscbulrath.« Sie ymt 
langt die Mitwirkung der Kirclie bei der Prüf ung der .Lehrer^) mnA 
Schulen^ bei der Bestimmung des Lel^rplsms , der Le^rr ud4: Leser 
bucher, die kirchliche Ertbeiluug der Ermichtigung -«pd^ Sendimg 
an die Religionslehrer ,€ die Auerken&^ng des Bdligionsunterrich^ 
und der Pflege des religiösen Lebens als Grundlage des ul^rigea Cp-r 
terricbts». •desshalb »dienstgemässe Yerpflicbtu^g.desLelirers zurlk^ 
Wirkung bei Ertheilung des Beligionsuaterricbtes.« 

Die Denkschrift, verlangt im Interesse de^ ü^ti^riahts v^ 4^ 
Freiheit die Beseitigung der staatlichen Aotorisation sur |!rtbeilnng 

des üntemchts Seitens der Privateii uod Go^poratiofte^t di^ »Prufong 
der Lehrer vor einer unabhängigen unparteiischen, nicht ausschliess* 
lieh aus Staatsbeamten besteh^en Commissiqm« ababesc^nkte, 
aber e^hrliche ünterriehtsfreibeit. Sie erhebt gewichl^e fiedankeu 
gegen die Erweiterung des übrigen IJitterrichts zum Naehttteil 4^ 
BeligionsuBterricht^a. Die Ziele der staatlichen Yolksßi^ule mA m 
hoch, S9 dass die gesunde geistige Entwi<^)duQg,. |n^be3^dere^ ,aber die 
der selbstständigen geistigen Thätigkeit gestört wird« Das der. bu* 
reaukratiscben Allregie]:erei entspreebei^e.NiveUiren^ die ^nseit^g^» 
formale Verstandesbildung ieir niodeirnen Schule schftdigt .auch c^e sitt- 
liche Entwicklung, fördert das Halbw|ssi9i» die Mittdniässigkeit und 
den Materialismus. , .. >. 

Wie die Denkachrifb gegen. die prec&|re,.blos als opportun. ^r 
gestandene Zulassung des confessioneUen Beligionsuntertichts auftritt 
und diesen als ersten obligatorischen Lehrgegenstand v^rla^igt* Sß 
tritt sie (§. 14.) fär die Erhaltung d^r confesisionellien Lebrs^ipi^r 
rien und. Schulen ein. Die cqnfessionell gemischte Schale in ihrar 
Abstufung bis zur cpnfessionslosen Schule mit confessionsloaepi Bdi- 
gionsunterricht (lucus anonlucendo) ist die letzte Consequenziier sibaat- 
lichen Zwangsschule. Sie »bednträchtigt die auf der poeki^raa Be- 


1) Die Denkschrift stimmt der »Freigebnng der Lehrerbildung«, bei /so- 
wie (Bluntschlij a. a. 0. II. S. 343), dass »die Lehrer nicht in den Seminarien 
mit Kenntnissen Oberladen werden, welche sie in der Volksschule nicht brauchen 
können oder sollten, . . welche den gelehrten DQnkel reitzen und die Lehrer 
unzufrieden« machen. Mit der ihm eigenen Mtischen Ironie findet Zell, a. a. 
0. S. 144. das Bestreben der Lehrer, hinter den gesteigerten Besoldimgsan- 
Sprüchen der Staatsdiener nicht zurückzustehen, ganz natürlich» da er ja als 
Staatsdiener in Anspruch genommen werde. »Der Lehrer wird zum Priester 
der allgemeinen Hümanitätsbildung der — Religion de^ Zukunft . . hinauDg^e- 
schraubt.« 
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^M'böHfbehde I^nAhitng lia^ BiMmigi-'^i^ 'cbristKcbä Belfgiöit 
vtrA Zucbt, ^!e erforderlioke Beligftosifät derLt^nr, die Cb^kter- 
ifesfigküM. ' -^Siö veörttt ^e 'Irerflhrten EtKhte der iürche,- die HirfBK 
iW^d« "elteHtcSeil ffliöbtiübttr Kiöder in Hii^mGlattbien hwahStf-i 
Miw8i''^iia!¥QBi»ides€ßa^«ftia, weil sie nicbt im'Gehte'^erEifdhä 
IffldetV ■*'eir*iö*it posiWv -elrriÄtticIie Lehr- 'Bdd' lesebßchor fSnge- 
ftll** wertön; das religiösö tiebenc dort verküimn'ert. Sie atftrt däÜ 
»^9^M'iäid9en-?riied«n der Coiil^ssHinen, die Parität, die 6ninda5tze 
des Bigentharas, w»il cooftetöonelieStiftHngön zn'iiicbt cotifessiöndlen 
Kweifeh -Verwendet' werdet*;*-' Wie- die Effehrung- sattsam bfestätigt 
i»*erdjM '-iurch cB» ■'Birifabrun^ confessionelt gemmöbter ^j;btileD keine 
BfspitritiBae^'g0tit&(!btv'<'<die'Q'enidiideQ vtehn^r'tbdiirdl bSb^r be^-' 

last«*;'--'" -**' '■' ■" ■ ■■■■■■IH- ■ . , '- -.f ■!'-'■■;.■.■..■ V.. ■■ -..,. 

■.;^.i;jf)g o-^isehOftcWCehkscbrift wurde J(fe''eine ■ allen 'Iftterfes^ 
Beriten äer Schale gerecht ' werdende ffmd^ebong Seitens hervor- 
t«/gcAdei^'StiatBmfinnir ^id- Plldagogen i)' begrtsit, welcbe drö flaria 
igte^tnten 'AWtraige für durchaus geeignet- erklärten, 'die Schulfrage zii 
rtgefln.'tteü'Friedefl awiflcbcn'Stflat, Kirche imd dem elterlicben HäOsa 
berzüsteBeii: ViÖle Bisehöie Deutschiands/nnd anderer Nationen er- 
KUrtttr'aicb'itut d^ darin v^rtbeidigten GranfteSitzen einrenttanden. 

■' ■Paprt\H»8 IS; (Brete *öM 14. Juii l«ö*)^' sprach' Sem &z.^ 
bfttbbf -seinen itOWckwBnsöfr daffir ans, d^s -e^ 'mtt Festhaltung ii^ 
L^re der katholischen Kirche hiasichtlich des ÜpterriiÄi^ niid dßr 
Wä^ti^^ Bicb'«b«nBb'elDsltflftsvoH als standhaft gegen ^lle.Ansich- 
twl'tiiidVWkehrdng^ ertflärte, -welche in Baden" zu Gunsten 'def 
Heueii:'Reftnn 'tfer 'TtakfifcbBle Vorgekommen sfwl, welche der ehr^' 
IfcHAi '^«^ütwip FffrfBir*«M'dtoben nild die Beihte der';S^ihe^ 
ffitSir'^i'eÖtigfen Angelegenheit gänzlich a-ersfifrön. 'IHe' Begünstige? 
^«''sflilechten' Lehrineinöngtftt-. . die Eeogner der-Tön'Götl geotfen'-' 
Barten- Wahrheiten . . wäi^ü' Alles- an, dass der heilsame" Eififlus^ 
d(^ E^'b« büf die Anstaften und GinHcbtüngen: Mer idenschtichett 

1) TVoVffatij Jtf£nzrt,Literatnrblatt. Stuttgart 1864N "" i 
fliesen Aenasernngen der' Denlachrift ia jeder Beziehung bei 9 
BclÖne badiscbe Land, das? es iMm'er noch za GipeTimenteh sieb i 
man anderwärta sieb hüten gelernt hat. Seit Karl Friedrich r 
TDacbt gegen die Kirche, anfangs in der Porm eines liberalen! f 
In der FüM eines despotiechen Liberalismns. X)ie £iiider so • 
schulen eingepfercht und über alle Gebühr, gegen alle Nati ; 
alliD ■abgerichtet werden, der in der FortschrittBpädagogik grasi r 
zng der Christenbasa ist. Alle Väter, welche dieslesen, u F 
anfmerlisam, aQcl^ ihrersdts iÜt'Becht frahrzanehnien.i ,,. 

2) AbgMmckt in Offirielle Aktenstücke (Freibnrg- 1666) U. 8. 12. 



QMäaohaft (tm g^altdn /Und ««^tolben aer:<Tftib^M4Ml(ili)ien"<Wfll^ 
käridier Staattbeli9pl«n, Mode ieni B^ielreH*ider-'}feWieiUr<'HM«itft0«»' 
deminc}' dem «nbestSn'digeh Wie^bs^l ilk Iti«ititalgfetj>deäf9b|g^«nlwt<^ 
irwfiui «erd«». Die nenschlkihtf fJMMlisbhofl; 'ihä!t> 'dttfr^t^iltt^li 

Schaden zu erleiden, wenii'die'r^elhde'inffrir)tbbg^'iiei^)>EiMM>»t(i 
der,.Jj;n1»r^|8«ng,,^ei; Jqg<SQd ,■, ..«mfetpi gp)fcj^tett,flgj'd,,>(^uf di^ 
Weise muss . . der christliche Geist verloren geben, welcher es allein 
vÜttttägV^e'Qrüridla^en der SffentlicK'en ' Ördiiiui'g isd '^i^äi^&, den 
wa=hreii JPorläÖhHtt "der Bildung' zu bÖ^t'rllen*:". '.'Jöl^' ./rigeatf 'M 
äei ^MiHii %efölir4D"äusgesctzt:' weiW "mrm'-'^mm"XiMri 
iÜk^im tniü' dir'ifeligiösen ■Ün4WWuW''v-^i*'i'näeA'''WÄr';' '!' \ 
Deshalb häl die' iSiiVö^e die ScWle äl8"efif^'¥liiil"ihH'r ^aW-' 

deV' mrfeiie'niia' d^'^Hnte den grödsien^'^Än ^•."l"W8"fflil^e''Veii 

südhäü) datitit 'die' 'Ji^gen'd' den' Mhige'n''^)iWM)i^' V«^'/Mjiä''iitt^ 
Vit^lUxtttg e^häUe'mi' die EircVe ^^''"ge-kl'ig(!','''M'^<&2ä«ft^- 
if'efi Jkdrmieh^ taäk ke solche ^egen"'die' kktoii^bh^' '^Milie''^ 

J|j,jJÜ.'ju<.ö.i...ili>.lilüli!'.^iI^ A'^-h^jJ AKi)i i.-:<.:;i'jii-fc«IiL'i-L'ii'"!"'. 
•li' 

m 

gi'böäefe I^eisäy Scläi^äibn' tind'tTtoacbt^' gesfeh^Ä M^'i0idü 

B^aiTb^'^ei"' jfii«'dä^' qtiö?= fe'go:-' H'äteWi^ -m M-b^M^ 

ilfk]sM sicfr'^eg^ yi^-VöfscMkge dei^mnliscütift', ÖW'die v^ 
laäg6/ MitWirfcriii'g "4^ feirche bet der LeMng ■dör';SctoW','''ftö':'ffi(l 
jmi^ic!^' Sbhälretöi^ , ' die kaatllchä 'Scbufr^^' 'ioit kMik 'MsH 
iÜ' >mäAkäTiAixitig*% d^e SbhTilk^eg8U|ö^^'iffid''b'e^er(9ti)<$ti^ 
ÖbnkicIirÄ«/ äW eWe"i^edäWenloS6 Sdptiisteryi^ii^«' "' üW'ltottiiiHei' 
Btireaä*ratie6i)ar^l "Win eben um jeden Mis'ldiÜ -tÄ'/'inf-WüP^ 
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\lh Vtöd^ii.t9che9M ^evitf|gd]]8€b>|a^e»tAilt]|Qlil^» W»iiMiiUiittr'(Hei|4eitei^ 
Mohr 1864) Nr. 45. :»Die Erzbischofiiche Denkschrift ist im Tone rnhiger Dar- 
legung gehalten. Sie nnterlässt es, die Leidenschaften des Pöbels ansufachen.« 
. ; $k' veKkngt Aber *d)e kirchlidie lOileittttig 'd^r 'SeW^. '•^&^^Etiiehimg 
nMt der''U«tefrkbt der StaatÄangehdrigen darf 'abe^ keitif^'ltlaraka^l^itti 
nftinflb'3et{ b^en Cobfedsidn^' anheim geg^b^ii wir^eh.-' KfiAt'Mdfarel'K)^ 
promisse soll, der liebe Frieden erhalten. . . Das eigdtiift'ReeM'aied'^SÜilM kM 
efttobl0sien''g«wihr« irdi4to.«< .i . :,---^/ -.ü-i.iiVi ui v 

2/lfiitori«ch-'p6li«8clie BKitet 1864: TM;' 58;'4S. 'i364i ' '• • '^* '»^" '' 


l«IWrtQ.St«atelMirx8(ihaf^,iy»ff««9deta.i.,.i8ie,hjt..A«g«»umjBi«te.;^ 
«^,HÜI*«i*i9rt. alle .Girftn4ff -^P Hechtei 4er ;F««b«t, (l«a Fiwd«näi 
geeWiWiiiOIi' 

Foiderjmicei 

Mm«, 

nopolisjf^ 

tep — rWur 

reii|[jfisaji ö 
onil Vertret 


2} In ( 

Herder 1666) 

3) Offic 
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Kirche bei der Bildung, Prüfung und Anstellung iegs Lehrer., ^^'' 
wenduBg des zu Schu'.zwecken ))estiinpiten Kirehenveoijflgeii? .nur 
für äieConfessi^fiissctioIen nnter Aufeicht der Elixibe .and J^nei^aii- 
onng des Kechts der. Familie, sieb der .Bildung der jagend 'ia^frei« 
"^eiae aozanehmen.« . ^ , ■ > .v , .. 

Inmitten der tiefgehenden BetregH^g für und gegen, ^je 3cbjil- 
iidtag eröffnet, pip Thronrede vom 2,. Pecem- 
hierüber also au3 : -, »pas bereclitigte Verlaji^en 
iritts in der Volksbildung und die ]FpJgen..„der 
en Selbstständigkeit. machen eine V^^an^eruns 
sr die Volksschtden. nofibwendig. ^Die, beabacb- 
^ierung wird, dem Q^ürfni^s religlfts^r.^zie^- 
ldung gIeicbn4.s3ig,]Bec^nHng tr^ta;^,,, ifi(i,h^8 
Jbüe unbefangen« Prüfupg. mi^irfke,n: wird,, die 
1 Jrrthünjer zu z^rstreueii, welche anf. diesem 
in sind,« , , -.,,.,■.. .,,; ,|.., ,,- ■ 

■d^r II. Kammer ybin' 16. Februar, 18,6tt ber 
merkte der Abgeordnete Häusser; die Kirchp sei gegen die. Schul- 
reforni. per AgiljatioD gegen dieselbe, den MissvLratäDdnUsen ('.?) 
solle,, durch ein — .Gesetz rasch eiji ^nde gemacht werdet).,. Per 
Vertreter der Regiei^ung (Lamey) stimmte dem bei. »Eine Aflzail 
Geistlicher verlange Pinge, deren Gevvähmng unmöglich sei. Solche 
(kirchliche) Agitationen gefährden die Moral {!). Man müsse sieh 
auf grosse Schwierigkeiten gefasst mächen, aber ibah werfle^'^iööbei'- 
windeh.« Es ward also beschlossen, dem Kechte der Kirche und der 
.Familie, die ultima j;9tio de^ Gesetzes entgegen ^u stellen. , P^u der 
kirchlichen Mission und dem Becht der. Kirche entspreGheodan An- 
tragen des »Kirchenrepments,« ihren so einlässig' begründeten'Vot'- 
'schlägön zur friedlicheifi Kegelubg der Scbulfrage ti'at der Vetiteier 
der Begieniiig durcK schwere Anschuldigungen in der lt. )^aToß6t'') 

,' . ' .1) Katlamher Zeitang 1864. Nr. 96 Noch heftifr» «prach StaatonUb Cr 
Ijoifiay in d«r Sttinog A«i H. Kammer vom 21. April }864; ila eioeoi Angan- 

,Uick,;Wi).voa ullen S.wzila ^wLOndeBÜbar ttis Be£onn dm ^cbnlweniu^i^ 
gen die Kegierang {!?) agitirt wird, scheint mir nicht qi b^sarg^ Bn,»a. 
doas üe den' Geilankeii an. die Si^alref^m :ftiifgagel>eii habe. DeTrS^tgievatg 
vjrd ftn'i Sa» gelegt, wie weit dte Änmusangen von vlttamontui-ki^dilicbr 
Seite no^ ^" dalden sind.' I>ie Begiatnng hat bisher — mit gTQ^er Selbst' 
&beiirindnng (eicl) . . »ich ma die kirablichen Fragen ni<lita:]»ekanii«ert..i .^ 

.^Mit die Ffipdsdigkeit it.). . .,de« Kirchuu^gHnents nnb^f^tet g^aswo ■.,0'^ 

.Katholilcad^t Landfa haben ihren KrwartimifeB :{!) niebt.gaQi «it^To**"- 
Sie halundemiKHTchBKKSimfint ««laubt, Kirehmregiraeot «id kftÜtoU9«baSt- 
ligion , , als Gince betrachten zn Itusen .,.. l>ie.PiätentiiMieD, die genw^t 
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entgegen. »Die Kirchenregierung habe haarsträtibende Prälentiö- 
tien erhoben. Sie haben einen Widerstand organisirt, hinter wei- 
chein die Lüge und Verleumduilg steht.« Ihre BefBrchtung, dass 
durch die Schulreform »eine Confession betiachtheiligt,« der corifes- 
sionelle Charakter des Schulwesens' oder der kirchliche Einfluss hie- 
rauf beSöitfgt werde, sei unl^gründet. 

Der Erzbischof wendete sich hiergegen tnit einer Vorstellung 
vom 2. Mai 1864 äh den Grossherzög. »Die Schulfräge« (heisst es 
Mer) »wurde ' hicht von der 'Kirchenbehörde, sondern durch den Vor- 
'trag'deis Oberschulrathsdirectors vom 2. Mai 1863 angeregt. Die 
' iathiolische Kirchenregierung erfüllte hur ihre Mcht, wenn feie in 
diöl' Denkschrift' vonr S. Deceinber 1863 die Rechte der Kirchel der 
^ämJtie und. der chri$tlichen Gemeinde .auf die Schule vom Stand- 
punkt<6 dös Rechtsstaates Vertheidigte.« Die Predigten seien nur 
' gegehfiber »den Verunglimpfungen kirchlicher Rechte und Bestre- 
bungen,« die Versammlung des Vertreters des Klerus sei erfolgt, um 
<)ie Ansicht so erfahrener Schulmänner über eih noch nicht von der 
Staatsregierung genehmigtes Project zu hören. »Das ist es, was 
die kdthötische Kirchenbehörde in der Schutfrage gethan hat. Es 
'geöchah unter Vorwissen der Regierung, ohne deren Einsprache. 
EterrStaatsrath Lamey erklärte die Denkschrift als ahstäiidig' und 


( i ' 


lyerden,. übersteigen das^ )nras noch mit Geduld hing^nommein werden Jcann. • . 
Staatsmänner .. , . kennen zu Folge ihrer Bildung (hie Rhodupl) keine! Con- 
fession mehr; wo es in Frage steht, ob man für den l^taat Dieses oder Jenes 
tlmii kann, da 'sind sie im besten (?) Sinne des Wortes confessionslos« (daher ihre 
« oohfössionsioeen« -^ Staatsakte) . . . Wir haben die Selbstständigkeit der 
Kir<ihe.9roelamirt unter der: BediDgung, dass sieeüien freien, verständigen Oe- 
brauqb davon mache« (die Freiheit der Eirdpie beisteht kraft ihres. Bechts« nicht 
als precaripm ijLer jeweiligen Regierung). »Wenn das Kirchenregiment auf die- 
sem Wege fortfährt, werden wir erwägen, oh wir nicht gegentiher dem Miss- 
brauch der Freiheit den Kriegszustand gegen dw- Kirchenregiment procla- 
cdiren müssen. . . Iti der beahsichtigten Schulreform kann wedet direct noch 
indirect der Gedanke stehen, als oh man eine ÖonfessHon henachtheiUgen 
wolle (?) ; . Die Macht der Kirche wird durch die Schulreform gegenüber den 
ßchnlm gemehrt (^\).€ 

•■'■ ' K^in Geringerer alsEongö trat für den Appell des fitaatsraths Lamey 2ur 
D^i&ekratisirüng der Kirche ein. Am 10. Mai 1864 lobte er iä eini^ Versänmi- 
lung zu MaÄnhöim »die kräftigen Worte dei^ Ministers« und den (eiTolglos ge- 
bliebenen) Aufruf einiger dettiger ßtaäitskatholiken, »Mne Bewegung' mt'organi- 
diren, um die ÜiiirofHedenheit gegenüber der Kirchenregiernng anskudrücken 
und den Erwairtungen der Regierung zu entsprechen J« Das katholische Volk in 
fVeSb'arg machte die vonBonge tinter Assistenz des Bürgermeisters Füuler dort- 
selbst intendirte Yersanimlung unmöglich. 


ulconfiicl imOroailterso^hum Badsn.'' 

Ib Dicht 'begrcdfiicb, wie «r den daria'begrün- 
nfessiftoelle 'SchulbflhdTdeo als masaloae Frä- 
solcbe uBiiegrSndeteAascfaiildiguDgea^erhebsn ' 
der Freiheit der Sir^e wareeU in -d^ enten 
auf unvordenkliobem Besitz, /ist ihr :iurtli 
■ge gAraiitirt ^ Ihre Selbstständigkeit ist ihr 
ohlT«rbalten Seitens d« Staats gesohsDfct vror- 
Kicche ist mit ihretn>Glauben.,nad ibr^ VA'- 
trkMnt, es tat Uu^fos den badlachen -Fürsten 
der Religiotuühungigegea jede .Er&nkniig nnd 
Bikted ihrer ' Glabbtosaiiglosit zBgesichert'). 
sOi mohi;Wil|käslidi'enbz<^eR werden, weil sie 
^ . .j. Das Di^mar uad die'Terfasäiui^ der 
ficiellso Terkonnt.worden, als di«s m der frag* 
.ist. I^ katholisch&'EiircbtabehOrde ist keine 
>r Lebvo der Kirche nieht iie Mandatairm i\i- 
I ist die von Ootfegesctate A«toritfit:in8aobaD 
cramentttt.der ohristlicben Sitta imd Ofdbung. 
Katholik sein, der sich von der Kirohe iretot. 
age bestebeod« Kampf wjrdniclitiimiidis hO- 
\ra gegen das positive Ohriatentliaikl . ilgefSbrt. 
nregierung. hat hiwnegän nur ihre AmtspSicht 

Vorwurf vecdietit ; . Sie erklätt aioh bereit, 
g zur Begeiung dieser Frag» friedlich kuihrI' 

greiseiErsbisobof.bafr »ehtieasUcli dooLandes- 
dar Oerecitigheit undidM Fnedeas eh beför- 
eianf keine Antwort. ' 
niger Staatskatholiken für gemischte Schnlen 
lerrsohendaa Eiofiuas des Klerus ^)c Terlief im 
en' in I der IIi Kauifner'Z^lreiche Pctitiaiwn 

das derselben von 4ar Regierung iror^^gte 
n*). Sobald die KirchenbdbSrde — wid sffar 

. 0. behandelt dh oWje' VorrtAllnng «ehif oberiikli- 
ipf als ^nrth di« Re0erung* (die duttaU'ttoih'k«!- 
t hatte) >heraaf begehwtir«D,< indessen nicht b«Mcb- 
ra die SelUtctindiglceit der Kirche aidit xns Ut ibi 
gewährtea StellnB^ d^dnoirtj' ««d ioth rimAia <iü- 
die.badiMhen>äiiti>dfetBtM ftDgvrnftn. - 
zeitong von 1864. Nr. 100. HO. 
^ bftdiscbcn Landstäade Obei du Q««tBpnge(i die Auf' 
ilkssohnle bett. S. 15 £ 
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erst dorch Nr. 194. und 135: der »Karlsruher Zfli 
von diesem Gesetzentwnif Kenntmss erhielt , wahr 
!E!ria8s Tom 11. und 23. 4puni 1864^) hrergegen die S 
undbat <die Staatsregiernnif, in dem Gesetze dteae'i 
s^ntständtge^ MitwirKang der Kirche bei der Lell 
des eonieMioHeUen Vermögens,' die kirchliche Leitnn 
Bildong'aBSiierkeBnflti, nnd so'die Form eq beetim 
es den Dienern der Kirohe mOglich bleibt, in Üeh^n 
-der Selbstetändigkeit der Eirene ihre altbewftbrte 
diä Schale untfer dem Gesetze zu hetb&tigän.« Das 
Innern «pwiderte hiitanl am 16. Jani nnd 2. Juli 1 
Ittng der Diener der Kirche Sn der VolkaschHie« ist 
dig«B Becbt, ' sondeni bwnht auf den Gesetzen des i 
dsDib ein neues Gesetz geändert werden. Es' ist 
Volksschule im Widerspraeb mit d^n Staatsbewnsst 
ZQ orgBniairen. Wir erwarten von der Erörterung dei 
stehAnden Priticipien keinen Gewinn nud . . sind aii 
oben de» Gesetzentwurf mit (der Kirchencegierung] 
zu b«gitinen.< ■ 

Dieser Geöetzentwurf' ) Wurde £Un 6i Juni 18 
gierdng der II. Kanrmer vorgelegi. Wie In lier Ki 
Schrift,, deren Thesen hier in 'Qesetzesform ersdiei 
hier die »Verselbstständigung der Kirche« ab Grand 
selben ihre Rechte auf dieSobnle, deo Geistlichen^i 
Sebalanfücbt zu entziehen. Da es der Regierung i 
lieh sei, einen »Gesetzentwurf Torzulegen, welcher di 
eine gesetzliche Regelung empfohlenen' VerhWlnlssa 
weeens' mnfaäst,« sehe sie sich auä den (t^engesw 
roiüegeoden Grflnden in die Läge Versetzt einen The 
ScbolgesetJ zu' erdnenden Verhältniese zum Voraus 
Die Beatioramag der Aufsichtsbehörden über die Vc 
In der Kmrichtting des Oberschnlratbs durch die lanj 
Ordnung (!) vom 12. August 1862 treten insbesond 
hervor: Sit Beseitigung der confessiondlen Trennuii 
scholbehördeand die Concentration des Geschäft^kreis 


< .l> Aligedrndt in OfOdelle Akteiwtaek« a. »: 0. L< & 
eben Vordbelliingeii d«B Evuigeliacben Obeiklrt^enratha' aii 
VerordDongablatte der eTangdiMfa-protestantiachin Kirch a dei 
Baden 1864. Nr. YIII. S. 43. 44. 

2) AltgedriKkt in Nr. 134. d<r Kubrnher Zeitang. vo: 
)iieta sind in Mr. 135. dieser Zeitong tos 1864 abgedraekt. 
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Kche Centralisätion üDd GoüfessioDslosigkeit der Schtilbehörden soll 
nun gesetzlich bei den »mittleren Schtdbehörden« darcbtos, bei 
den ^ubternc tbeil- resp. versuchfirweise eing^ffihrt werden. »Der 
Staat hat die ffir ihn unveräasserKche (?) Leitung; and Beaa&ick'^ 
tignng des Schalwesens festgestellt. Er würde airf diese Leitung 
verzichten (P), wen& er genOthigt wflrde, die nicht von ihm /bestell- 
ten Geistlichen 1), Eirchengemeinderäthe und Stiftungavorstände; als 
gegebene Schulbeh^yrden fungiren zu lassen.c > 

Schon am 17. Juni 1864 legte d«r (ttiit deu ~ Vorarbeitea 
zum SchuTconflict so vertraute) Abgeordnete H&usser den CommissioDS- 
bericht 2) über diesen Gesetzentwurf der zweiten Kammer vor, »Der 
Vorwurf* der Kirchenbehörde gegen die Schuliefomi^ »aeverkfim- 
it^re die Freiheit. . des religiösen Bekenntnisses, rerletee die Rechte 
der Kirche, Gemeinde und Familie« sei unberechtigt. »Bnroh die 
Thesen (Knies) so wenig wie durch die (Gesetz^) Yorlage werde ai 
die confessionelle Schule Hand angelegt oder etwa der Zwang' einer 
confessioi^losen Schule in Aussiebt gestellt (! P) . . Die Volkssdiule 
if ' ist auf dem Boden des Christenthums ^wachsen, hat sich aber4eii 

Kirchen gegenüber erst mühsam Bahn brechen müssen.« Die moderne 
Staatszwahgschule, welche die kirchlichen Schulen absorbirte , »hat 
allerdings diejenige Epoche, in weldier die Hierarchie auf dein Höhe^ 
punkt ihrer Macht stand, nicht gekannt. Sie (diese christüehe Ej^che) 
hat nie daran gedacht, auf den! Wege dös Zwanges Alle , . zu ei- 
nem Unterricht anzuhalten, der allgemein, nicht kirchlidi-exdusiv, 
sondern christlich-Ai^^an (!) sein sollte. . . Erst eine ItitheHsche 
|- Kirehenordnutig von 1580 sprach den grossen Grundsatz ausv^dass 

^; alle Dorfküster Sobulen halten sollten.« (Hier ignorirt Hi^sser die 

weit ältere in der Erzbischöflieben Denkschrift citirte, gleiche (ka- 
tholisch-) kirchliche Bestimmung , welche ja die Grundlage d«r 
Pfarrschttlen ist. Das protestantische Territorialsystem hat aller- 
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^i' 1) Die Motive zu diesem Gesetzentwurf constatiren, dass iftbesondere ge- 

mäss der Verordnung vom 15. Mai 1834 bis dahin die Leitung der coUftässio- 
nellea Schulen in oberer Instanz dem »katholischen und evangelischen Ober- 
kirchenrath« zustand. »Die mittlere Aufsicht führten die von diesen Oberscbul- 
behörden (aus den Geistlichen der betreffenden Confession) angestellten Öezirks- 
schulvLsitatoren für sämratliche in einem Ämtsbezirk befindliche Sdhulen «fiöes 

Ij.»;' Confessionstheilsl Ortsschulinspector der confessionell getrennten Volksschule 

war der Ortspfarrer (der Confession). Der von diesefn präsidirte 'OrtööchulvoT- 
stana besjband überdies aus dem Bürgermeister und je nach derOnfißssiön ent- 

Y': weder aus dem evangelischen Kirchengemeinderath oder dem kathö)Sscb6n 8tif- 

kß, tun^svorstand.« 

l'. 2) Beilage zum Pfotocoll der 62. öffentlichen Sitzung der II. Kammer. 

'! Cf. dagegen die »Beleuchtung« desselben von C. Zell (Freibur^, Herdör WW). 


diaga'äteObEfrbobeit dea^iSfia^ta über dj^. i 
di« Schute flingeiubrt, !lq4e»p.,-er 4ie Sofeulo 
Eiaiäen li^'^'übqi^Bbt'CFi i^M.die Bwehöj 
BBd<;Gai)st&il2 rdea Pfarrsebnlap alU Sorgi 
ädialeil detirten)'. " . ' .: : i. i 
-\<- !- tf<A]s'-io9ae»thcbe' Abn^tmgen des,) 
aosseil ' < dar I roin , ' B(iaaUicb«u , -conffesioDslost 
scbnlräthe (§. 7. des Gesetaes) »hervor zu 
nidkttmcbr d«r g«borwQ Oriwscbqlins^tvr, 
Bemcs lAmtes iVdraibzQtKNr dsß'Oriss^bpli^ 
dvt Mitte. desiiOet^chulratb» f&r. j« secha 
Fegt^ng'erHane^«! ^..&.; d«((,G«$etzes). > 
Bam Itlieü aus^^ndigea (Ort^fiu-i-er, ßm 
B«lBi ^>hsil au8<g<e>fäfaHen iMitglied^it (eini 
^n (iemetD^Ath -uai Büfgcsausaclmss., t 
d•e'l'M$»D«^. der Sebulgemeiid«' *) der M 
.wählt- iDie VarweigMupg' der Ann^broe dt 
bedrabA.:§.'2., 4..id9» 0^^aQUßs)^ iDi» übt 
GoDüequenzM , welche sieh aus dlflsefi allg 
geben.*.! IMzu::gebört <die des §,.6' ide^i ti; 
r»Ui4<(als« nichtt n)e)ir,dje.:kirßb:liebe Stifti 
tet, daSiöBÜieh« ScUulfBriniigen;« lEndlicb. 
eeiaesi »JedövKirebe.lcaBajfiir däe üahecwj 
QliiflYiebtesiiihfei;: AogAhOngen in der Volfcf 
süeht^ODitea «coenaeD und durch dieselben 
unitirricblies roruebmen ilosseo. ... VivAnbero 
die au diel Sehulkbrer gerichteteai Verbeac] 
h&Mj^t. iie.'Vcrbescieidting deC^/ft'rcAeM.jn B 
rMfctes iti.dea 'Volkssohulen .geßchehen duKl 
Sdtit&ehörden , welcheidiaqelbc» mx ^ach 
sie nichts Riit den allgeineii^en Schvlordnu 
haUeui.«. , . , ._, ■. , . 


I .]) P^: citirte Commisaidfisbencfat Häuaaen 
Wahl moe,,confe^ßionetle ist, Tersteht sich von i 
die ipolii^Bolis Gemeinde, sondern die Schqlgemeind 
hSrde iden-.qoDfewionelleii Cttar^kter. zu wabren.« 
Kem.bei ^.1.. diesaa.OommisaioiiaberichtB ertichtl 
KceiwclMtljiätbe. , >Wie in d^c obc;cen, soll in der 
confessionelle Moment nicht mehr die bind 
gemoDOi Q^Qdmtz, woranf dieaa An^rdnang berah 
fiiang ,nijt ^m .Ged^ken und iam Ziel der Schi 
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Ttt^mpg dfr Sch,ale .wa. der K^rqhßst •^gegfJR...die\^Ä^hpb^^^ 
cmfßBsm^n Sf*^l«,; gegpi» die, Vewiiidwmw <M^. Eipflj\|[jjse^,.fJL(fr: 
Kirche aut die Schule, die Veriii^,l^r)Wg.!di^r..3?b«^^t«|Pde^,,|dj^,,prl 
Sjtwt88[teaera' uod .Qewiadeian*%eö*« ;,.^ie..i^ei^l^iig^{,.4»sijj:?jl) die 
Veftr0ter,4er Kirche :Ui^4.Faroilift.:UlM5r,d^g^^ gß^ört^j^^) dj» 

Ql^i^Uiqiieii ol*^ fliejqre«^,0rtßfiichulinj9pf cto^ .belfPfi^ftv^ß^w^fH'ft' J^Wt 
k^tboli3^eiiiSta^1)»bRrg€ir 4ie Qp]ßgeß]^p,n^,t!rj^V^^i^^^^ 
seine Kindfr. m S^buleB, nacli.seipi^MWuA^^titvS^u, 9cbif;k^^ 

. : I Dw gleiebeii Airtnag wie der CQOWWffo^a^jef iü(fh^4fl?,J!^^ i^H 

der <erston..K^mmer,:Ton> 9vM 4ßß4i^flf^>^^ 
Qehei»kiir€[he»raW^ iP«ojJ^swr> I^^ J^Qt^^M;&ie8j?t^frfe^9i?4^ 
hatte, gleichwtig.i» der .SaH^pl^^l'jscJj^iWo^bw^f^^^^^ 

g^sprojcheQ; ,I>ap C!hristenthun|i..sfij irw.jS^J^; «rufg^g^ngpfl. .^ 
QemvCpliegw Pr^ss^r HS^sspr ^ill ,^e f^a ^lfj^jibplljj^? Wrlji^^ 
di^ Kifcbe ,akjdi^.Sl^l|»>Q4.öriMidfpa^ ^^i l/J^fthTix^ij^,j,^.,^i^ lUlf 
feblbaiije Ijehmutoffität d?rselb^j;KUi gj^u);^^ a^,^^p^ 

der Kirche k^» >Qb?:i?twthu?p5,g^bii,|d^^.?W ifl (^<^iw|iBR6 ^jfi^h* 
UPd . .Qbcw teuji jkUum .^,|pr, gjna .^ysgßh^i, « . , .Q^f per, »^1^. riffi olJ^^m^^^lf^eif. 

B|la^^a€b^k chriaUicbw (0: JrOwpigk^iJivwd.iTHgW^« ^i^^l^.frP/¥) 
n^oder^e.(proJ»8t«^ji»PWreiöUcbn) Qbpslfji^^i? ?tß)i94M^»pt ^ 
als.eii^,W mmm^rgßj^javK^ wpsentl|cb|,jBOiiJigebörigeewf^^ 

eia^n >TbeU. sj^eij '^ellirt. ,V.mi i^k^kl^uM^k^^^ Äi?*9ß»»f 
(^i?,<?oirfea»iqnellet, : sit^tljqhq). .ErziQliR^ 

ner Voraussetzung;.; I)ßJ^Staafc, l^?l^ll,,4w I-ßi^i^ig;. ,dj^ ,;y^ 
mitUi^paiidi the^leB> /Er Ä^i^erj^fl^cltti^fevdii? Ijajipresseft f flii4>^f dCtrf- 
nisse [d^rr.FarpUje, öoipÄi^de im d Kirchs, ^ ,(i^ipp|^iiiQ Mcl^riVWrä 
atou^ea^ÄeiuÄi^eö^nißipd, .b,ei der I^itpjig{d(H:,Ypji^k,%^ 

1) Cf. Die Flugschriften: >An die badischen Katholiken.« {Freiharg^ 
Dilger 1865). rjst ,f[ifl }i:a^hQU8<^e| B^ligijp. ^ .G^ffluf?^ jOf^piJifjjf ,|rl>ilfirer 
IS^). Pie letiribere wende*, sich, gi&geiii die .niit g^eichq» Xit^V,.^jji^Af^b?g er- 
8chie.n#»j9 Flugschrift ,r ;i^eren Un^fahrlipiibqn .widierlejg^}; fW?x^^fl\,f.^^/ j^f^jg^ 
Mitglied 4^8 Pi|4inariatit ßei gegi^i» di^ ^^i^lneforj^;, ;fli^ Jt^M^ft ^fii^i^uW^-.^i^ 
regiern»g4eri3äiche,lnej?ugt* , ,, ,/,.,. .. , ..j ..'^, ,.,,,,, !.. 

2) Der badisehe Eirchenstreit von 1854 und der badl^c^^SchuI^j^^^YQUi 
1864 {Freibarg, Herder 1865). 
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«miui ; '' toi»"«!«! "AMJreil t'SB lelli 
Betht M^WUeii-'v . 'Das'.»««!) Goiti 
rtkttif^ifer'Scl^ttle «la' Hegfei attfrechs.' 

ffi^reW.'l'lW'^nfeayianUhD Sdlliidiirf^e 

DnrMkffl^'.'iiHfelr'ÄitsämHitsn 4ftWfin;fc ' 
'"'' ' -Die ^^tjriiäftdlubgen ''a«r nfreiten' 
2»!' imit 'diia ^ate -d)!? 'grstiih 'Kättnrri* 
«»■SlcBolmiseiftBek-fiedS:''''««*!)^ 
UliSUttU' 'aiiMM >«>iM«Thi>lt«< <ti« wM 
Ct4s6l!^'sdl''(jitilt;oli8ellU«t#/de#'aMetze 
mar, KSy^ji'-'dfS'Mnfitl! W ziii' M 

gflatadWfMülit* ameinr 'gi**eii sei« ' 
iflcNVit 'diier 'äa»Md«rlelle, "mgUat^Ut 
Wt*ottWteir''eiit«c1iciSeu: 'D»«i"SB!bil 
TUM 'gVn: Mi' nAd ^»bsliSiidig tberi 
g«e*"M''OH«>ailllW«t<"^U«ejO'.' 
düC Al)g(!(*diii!li«'Msl«rt, %il'8R>tMi 
^Webditl;' d«ss"i*llMoii«i»(!"il4cll' -dÄ 
SAillÄi nHa'S««K(i4dH JftcMilnie Irtp 
fSÄ'SH''il-giiaisi!lieä"8444e dirtB ■ 
#»ae,i'-er(tlHrte'BUötsrtte T.atoiy : ■ 'die 
rSilnetf'-iiie ScüB« 'dek("Co««»i»ir«o'« 
*il"tati*fe,"ül)liaäriVBbn Skiil^isigiwl 
BteinliÄ*' t?T ■i»gSgüi"Arlf.' V.' 'iT; K i 
S(äiirs»l'(ABg'.'B(*fliid»j'4i!iÄ(i!3sioüsl* 
sd* ftitlülji adi'lii«' liiftl 'geÄjgca,' 1 
ii«ldll>itt>''MwMtBWd«i> MMiiMtdffi 
■"'''Öle!"Äiil»8ge'-d«S' Äitgeortneten'St 
behftrdi' 'ü ütgemeiirtu Prägen deff V 
d«t'MeWM)(et£|-1»«iÜiit,'l»b1>)el''ete.': : 
einbaraag mit der Eirclie zn regela, b 

..■^ll,i;-,Vn . ,r. li[,:.'M,l .■,.,:• -liT.! •. ' :;^ 

' ■■-''''!) KütiHA'* ZetttftigVön' 1864. Wr. M 
'■' -«i'MwiUHairiitA Joliy ttt 'flrir I. Eaij 
[MätWüi lüid prHiclpiifll ^AH^ 'Theil dei 
nüt^ieii^D ;'"iü' weich'etA Geist "di^'KefoTm.kt 
lieb dem Qeeetie widereetzen, so würde diee 
der'BMiniiyi'fcMrilTttti'."'' ' ' ' " ' ■ ' 
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Mittet ^Mbiete, der Kirohe.dräi Boäenifur ihre' Hl 
dea-FfiBSän negittzieheti'. : Die Yelt^scbule soll v 
der Leltuug des voufessionslosen Staates stehen;*! 
/i ' »DA* ToHiegebde Cfesetzentwarf betarifffcizirar 
b0b0rd6B'Ztfr Leitung der V^lnschatei 'Itedtoht '& 
ÜtoBinteh Onindlagen.' Die-t^^arateSchalbehdrde i 
lii^,' ConfössioBskrse OberscbAfFatb;« ebenso die mr 
stibalntlt ist' weder kathoHsob noeh protestaotisc 
SMat ediiiDnt Und Tior von di'eBeni abhäiigig. la 
ICOßtieRf .-: '. der «cbriitUelHb( Religiob feindlicfae 
wdMea.' ''r^iStaatategieniii^ ei'Deiiiifa RossolilSesdi 
deb ä«a Ortssiftialhiths'nnd. kanH Aiisem nod die -l 
rem'ÄWte'«ntferiieii. Der'OHsgeistliCl» ist im« 
IX<aner ehter* abfc&tholischeD ObetschulbeltArde« dies 
irortli^;- 'Von iÜr entlaaBbat.' I Sie Eircbspiel^eme 
schnlratb keine Vertfe^ng. '^ib von den Ortseinw 
g1i«4er'4es3elben) »gewählten: Haftboliken sisd' Vedt 
Tflrpdlcbtet, di« ^ka^c^äcbe Oonfäsaion ta Vertreter 
m^nkom' ihr gemischte Schulen< ancb >»» Ortsscfa 
F&r (lie AWsißbt über den Beligioäutttemcfat darf 
Beamten ' ernenAeb ; ' aber' selbst in der Ausübung 
lioBea ■ Beebts -Mli- die Kircheübehör^' durch di* 
Otterscbtilratbe 'bebeiracht werden. Nor äurek diesei 
seine '(dessM]sigeo)-''Anofätinngen xa dieL^er g 
SoboI^eBen' bat der Biechof dichte n^ zaentaobä 
»Der 'G«se^ntfrBrf trft^ den Schein, alä se 
In-derWonwl ist dttreb ihn' das katkäisobe Sei 
Dia Kbbädtioben Folgen werden nt^ ' sogleich -komi 
d«» kaamlen, so natarbotbweDdig aus der Wursel 
bei<aBs«^ächst. Jener Abgeordnete der IL Kamme 
gettoffiein/ wekher B^te,. dass dem Tolli^mden G 
ToUe I>archfSbmttg 'der gemisehten nud Commu 
moss.«' - äegeii diese; die ^ansschliesslicfae^ Staatsh 
ädtnls' und denScbulEirangk' beruft sich deiiHirtei 
rAhrto positive Seöbt^ der' Eicofaet >Weim nnd m 
vom Staate wäre, darf dieser sie nicht hiadern, i 
Pfiiefat in der Schale auszuüben. Gr"d^ wohl 
nicht einsbltig' aufbeben, das Oewiasen und die % 
sehen. Der Geistliche niuss biernacb nicht hios a 
sondern als Priester und Hirt der Jugend in der f 
Kinder zum christlicfa-religii>sea Leben heranzieht 
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blühen desselben hihdei't, entfernen können. Der SchulnnterriGht, 
di6 Scbülmittel müssen den religiös-sittigendeh Einflu^s der Kirche 
fordern. Zur Erziehung ist nicht menschliche, sondern nur göttliche 
Autorität und Zuchtmittel ausreichend. Nur in dem lebendigen Zn- 
sammenhange der Schule mit der Kirche wird sie ihre Aufgabe <er- 
^ reichen . .Für katlK>lische Schulen, gehören desshalb katholische 
Schulbehörden, Schnllehrer, Schulbücher. Dia coufessionellen Rechte 
der Katholiken auf ihre Schulen und. Schulvermögen können, nicht 
durch vom Staate autorisirte l^^thoUken geschützt und geltend ge- 
;nacht werden. Die katholische Confession besteht nicht getrennt 
vom Bischof, nur er, nicht der Staat kann die katholische Confession 
vertreten. Der Bischof, der Wächter über die katholische Glaubens- 
und Sittenlehre muss in den Schalbehörden mitwirken, um die ka- 
tholische Schule zur Pflanzstatte des katholischen Glaubens und Le- 
bens machen, und AUes verhüten zu können, was der katholischen 
Religion schadet« Der Gesetzentwurf »trennt aber das Schulwesen 
vom Bischof, entzieht ihm die wirksame Einwirkung auf dieAu&icht 
der Schulen. So kann er die den katholischen Schulen drohenden 
Gefahren nicht abwenden,« 

Hiernach könne weder der Bischof, noch können die Geistlichen 
zum Vollzug des Schulgesetzes, »zur Entchristlichuag' der katholi- 
schen Schulen und zur Säcularisation des katholischen Schulvennö- 
gens mitwirken. Wir weichen aber nur soweit a^s der Schule , als 
man uns dazu zwingt und werden fort und fort die Rechte Aex,Kirche 
auf die Schule und das katholische Schulvermögen vertheidigea.« 

Der in alle Schichten der Bevölkerung tief eingreifende Schul- 
conflict war damit ausgebrochen. 


...■ J 

Instnictfe de s^oKs puUloi 
ratis Statibus Am 

' Ptaiies S. Congregatio de 
Foederatia Statibiu Amaricae.,S<E 
ue 4ioti6 soholis pablicia gna 
qnoeiroa . hie aantjos affeciii i 
BiBiis istiuB diitioiüa ü^iacopisju 
soerit, qoiie. partun ad (»luns « 
aoatholioas freqneatare, partim 
ofätfAia hnjoaiBodirarcen p^sskt. 
landaus Bpiswpis eiaratae a4>£ 
lia loquisitiania pro oattira: ^gi 
genter exp]orato Feria IV. die X 
qoeBiem^bsolveodatii ab EniiSj . 
SS. DomkiDs Noftar Feria. iy..,c 


F(HTO ia ddibeiatiooe iipp 
institnendae ratie : seh«!!:« luütv 
vero 8.^]l<HigngaUoiii viaa eat.e 
qwun adveoa rn datboUuek, 4 
propria earamdem ratio omnem 
mdimenta fidei addiscent, neqi 
atqne adeo carebont (»^itioile 1 
qua Christiane non vivitor. £i 
edneaatur jam inde a prima pni 
gnicnlis: qua aetate, nt constal 
baerent. Aetas igitnr tarn äez 
aane ingens malam est. Porro 
sejnoctis ab Gcclesiae anctoritate 
gistri adbibentur, et ceteroqnin 
lege cantam eat, ita nt libernm 
ria mentibns infandere. Ceri» i 
pendet, qnod in üadem scholia a 
sezna.adolescentea et andiendis ] 
gantnr, et sedere in eodem scan 
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XI 

Akten und Verhandlungen Dbe 
frage in 

CVergl. Archiv Bd. 36. 

1. Im Archiv Bä. 36. S. £ 
einer Eingabe mit, welche nntern 
dertundachtzig Ffarreni der Diöt 
den Herta CuÜusminister abgesa 
Kirche auf Ertheilang und Leitnn 
ricJUa zu reclarairen. Die Pfarrer 
Ordnung war — von dem rem hi 
wiesen, dass die Kirche selbst Ter 
heit zur £rthei1ung des Beligionsni 
minder aber bewiesea sie, dass di 
fasaung von dem Rechte des Staa 
Leitung des sohulplaumSssigen B 
stehe mit Artikel 24. derTerfai 
Petenten vertretene AuHchanang ' 
blos dem Wortlaute des Artikels : 
ans der Entstebangsgeschichte des 
den Sinne desselben, sowie der Ni 
Uebung, welche einseitig im Weg« 
Lage der Gesetzgebung nuzulässig 
Tirte Eingabe ist laut dem »Westf 
erfolgt: 

»Bei 

Auf die von Iw. Hocbwürde 
Faderborn in Qemeinschaft mit 
Mfinster und Paderborn an mich { 
19. T. M. eröffne ich Ihnen Folge 

Die durch meinen Erlass ' vi 
Anordnungen bezöglich der Ertheil 
Keiigionsunterrichtes in den Yolkss 
die desfallsigen Bestimmungen der 
nnar 1850 und der Landesgesetze. 
Eingabe Tom 16. v. M. eine prin 
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4. Die Antwort deg Ministerg aitf die- vorstehoide Eingabe 
lautete wie folgt: 

Sedin^ den 6^ Deoember 1S7&/ 
Hinigterinm 
der geistlichen, Unterrichts- und Medicinalangeleg^nheiteb« 
J.-N. 14,244 ü. ni. 

Ew. Hochwürden eröffne ich anf die Eingabe, welche Sie am 
8. V. M. mit mehreren anderen Geistlichen an mich gerichtet ha- 
ben, hiermit Folgendes: Die Volkschule ist eine Veranstaltung des 
Staates, an welcher jede unterrichtliche Thätigkeit nur im Auf- 
trage des Staates ausgeübt werden kann. Dieser durch Verfassung 
und Landesgesetz festgestellte und durch eine hundeirl^hrlge Gte^ 
schichte des preussischeb Volksschulwe^ens bestätigte Grundsatz däirf 
auch hinsichtlich des Beligion^üuterrichle^ eifl^ Abänderung' t^tft 
erfahren, wenn auch der Natur der Sache nach den bet^eflbn^iii^ 
ligionsgesellschaften bezuglich des sachlichen Inhalts ffiesd) UnWridife 
jede mögliche Gewähr gegeben wird. ; ,: : « 

Wenn Ew. Hochwürden in Ihrer Eingabe ?on einer efitg^egeio- 
gesetzten principiellen Auffassung ausgehen, so ^det eifi^ iölöbe in 
den Staatsgesetzen keine Begründung. Insbesondere weii^^' die Ton 
Ihnen angefahrten Bestimmungen des Allgemeinen Landreohts in 
erster Linie nicht auf den schulplanmässigeh , sondern den kfi^ 
liehen Religionsunterricht hin, welcher von meinem Erlass tc^ffi 18. 
Februar c. nur äusserlich betroffen wird/ In zweiterStelk'iibflr W^ 
ziehen sich dieselben auf die Bechte und 'Pflichten der in ^der' Begiefl 
mit der örtlichen Schulaufsicht bettattteü Geistlichen; ^ .' li^r »**• 

Insoweit aber die Vorschriften des 8cfale8i8chito^6hulifegteQa«tft6 
vom II. M^ 1861 in ]^traeht kommien , ist bereits in Aen^Cottf- 
missionsverhandlungen des Hauses der Abgeordneten seil^iä disr 
Staatsregieruttg, darauf hingewiesen worden, wie insbesondere ' idär 
massgebende §. 48. desselben in dem erwähnten Edass bis zu' dem 
Grade Berücksichtigung gefunden, dass in den letzteren isogar ein- 
zelne Wendungen des Reglements aufgenommen seien. Dass ülirigens 
auch in diesem Paragraph es sich nur um einen Aüfluss 4es von 
den Geistlichen des Orts zu übenden staatlichen SehiüäuMchtsrechts 
handelt, ist unzweifelhaft. ' . ! 

Bücksichtlich der dem Art. 24. der Verfessungsurkund« vom 
31. December 1850 gegebenen Ausl^ng varweifte idi* gleichfalls 
auf die desfallsigen Verhandlungen in der letzte Sessiottäer'beiddik 
Häuser des. Landtages. •? ; ** :•.•>•'/ 

Nach Vorstehendem bin ich nicht in det Lage , dem AntnigB 
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"Etw. Hocbwurdes zu entepre^hen, muss vielmehr den Erlaär vom 18. 
Februar c. in allen Punkten als gesetzlich begrflndet und durch das 
Interesse der Schule geboten aufrecht erhalten. 

gez. Fdlh. 
An den Pfarrer zu St/Mauritius Herrn Fischer 
Hochwflrden tu Breslau.<^ 

5. Die Archipresbyterate der Sreslatier Diöcese sandten darauf 
am 2. Februar 1877 folgende Beplik an den Herrn Oultusminister : 
»Excellenz I 
Hochgebietender HeiT Staats- und Gultusministerl 
Ew* Excellenz haben in den wenigen, kurz verneinenden Zeilen 
der Antwort vom 6. December v. J. (J.-Nr. 14,244 U. HL) , mit 
welcher Hochdieselben die Vorstellung der nicht blos »mehreren,« 
sondern mehr als 755 P&rrer und anderer Seelsorgspriester d^s Bis- 
thums Breslau beehrten, yon Neuem jedes kii:<?hlipbe fischt bezüg- 
lich des katholischen Beligionsunterrichts in Abrede gestellt und den 
Erlass vom 18. Februar 1876 aufrecht erhalten, ohne auf unsere 
ausfuhrlichen Grunde vom 8. November v. J. irgend näher einzugehen 
un4 dieselben zu widerlegen. 

Seit 18 Jahrhunderten war nach dem in der Natur der Sache 
liegenden^ auf der göttlichen Stiftung und Sendung der Kirche be- 
rahenden, zahllos oft auch staatlich anerkannten Orundsatze der Be- 
ligionsunterricht eine ausschliesslich kirchliche Angelegenheit. Der 
westßllische Friede, welcher die Gleichberechtigung der christlichen 
Bekenntnisse in Deutschland ordnete, bezeichnete die institutio mi- 
nist^iornm scholasticoram als annexa exercitii religionis (J. P. 0. 
Art. Y. §. 31.). Noch vor wenigen Jahren äusserte sich, wenn wir 
eine liberale Stimme au^ der Presse anführen dürfen ^ die vielver- 
breitete »Schles. Ztg.« in dem Leitartikel vom 16. Juni 1870 Nr. 
273 über die damalige 19. deutsche Lehrerversammlung: 

»Wie man sich in die Ansicht verlieren kann, dass der Lehrer 
auch den Religionsunterricht übernehmen und allein leiten soll, 
können wir nur als das System einer über Mass und Ziel bi- 
nauggescbrittenen Neuerungssucht und jener üeberhebung be- 
trachten, in welcher sich gerade heute das Volkslehrerthum da 
und dort zu gefallen scheint.« 

Unbegreiflich ist es, wie dem unveränderten fortbestehenden 
Art. 24. der preussischen Yerfassungsurkunde gerade zuwider die 
bisher kirchliche Angelegenheit des BeUgionsunterrichtes nunmehr 
eme* staatliche Angelegenheit geworden sein soll, Ew. Excellenz 

Archiv lUr Kirohenrecht. XXX.VIIL 15 
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flelbst verfügten laut Circalars vom 7. December 1875 (ünterrichts- 
Centralblatt 1876 S. 31 Nr. 10.), 

dass für den israelitischen Eeligionsunterricht in den, oberen 
Glassen der höheren Lehranstalten nur ordnungsmässig qualiti- 
cirte, von den |)etreffenden Oultusgemeinden als solche aner- 
kannte jüdische Gesetz- oder Beligionslehrer (Babbiner, J^riester) 
zuzulassen sind. 

Die Katholiken werden, wenn es bei dem Erlasse vom 18. Fe- 
bruar V. J. vorerst bej^endet, den Juden weit nachg^etzt ; den jü- 
dischen Beligionsunterricht darf nur ein von dem eigenen Gultos, der 
eigenen Confession anerkannter Lehrer ertheilen, für den katholi- 
schen Eeligionsunterricht wird nicht ein gleiches Becbt zug^tanden 
und trifft vielmehr zur Zeit alle Anordnungen ausschliesslich der 
Staat. 

Zwar fügen Ew. Excellenz Ihrem staatlichen Anspruch auf den 
Eeligionsunterricht die Yerheissung hinzu, 

der Natur der Sache nach werde den betreffenden E^Ugions- 
gesellschaften bezüglich des sachlichen Inhalts dieses Unterrichtes 
jede mögliche Gewähr gegeben. 

Nicht aber die geringste Gewähr finden wir in diesen Worten. 
Denn 

1. der Staat hat weder Beruf noch Befähigung, jene Gewähr zu 
geben. Wie nur von dem Gesetzgeber die authentische Aus- 
legung des Gesetzes ausgehen kann, so vermag auch die katho- 
lische Kirche allein ihre Glaubens- und Sittenlehre im Laufe 
der Jahrhunderte massgebend festzustellen und darin zu unter- 
richten. Von welcher Autorität wäre in die Hand eines Staa- 
tes der katholische Glaube und die katholische Lehrgewalt 
niedergelegt? Staatsgrundsätze über staatliche Qegeiis^de 
und eine Staatsreligion mag der Staat lehren. Katholischer 
Eeligionsunterricht im Namen und Auftrage des Stjaates^ selbst 
wenn dieser ein ganz katholischer wäre, ist undenkbar; die 
Eeligion liegt ausserhalb des Staatsbereiches und der staatlichen 
Macht. Von der jeweiligen Staatsregierung und ihren oft bin- 
nen kürzester Frist wechselnden Bichtungen darf 4^1* BejUgions- 
Unterricht nicht abhängig gemacht, nicht wie eii^ schwanken- 
des Bohr mit willkürlich bald mehrerer bald minderer Gewähr 
hin- und hergeweht werden. . ; 

2. Dem Staate fehlen die Grundbegriffe über das Wesen der ka- 
tholischen Kirche. Es hätte sonst nicht geschehen können, 
dass bald dieser bald jener Secte der katholische Nwe Staat- 
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lieb ' zugestanden wurde. Als vollberechtigte Glieder der ka- 
tholischen Kirche werden z. B. jetzt die sogenannten Altkatho- 
liken BtaatUch betrachtet und geschützt^ obgleich sie durch 
das Oberhaupt der Kirche und durch die katholischen Bischöfe 
ausdrücklich aus der katholischen Kirche ausgeschlbssen sind. 
In diesem Siniie erliesien Ew. £xcellenz das Circular vom 2. 
December 1875 über die ünzulässigkeit einer Unterscheidung 
in der Bezeichnung der katholischen Schüler höherer Unter- 
richtsanstalten rücksichtlich der »alt« oder rÖmisch-^kathoGschen 
Migion (Üntert.-Centralblatt 1876 S. 105). Ja, wie verlautet, 
ist der BeHgionslehrer eines schlesischen Gymnasiums jungst 
seines Amtes nur aus dem Grunde entsetzt woi:den, weil er in 
dem Beligionsunt errichte den Schülern die katholische Lehre 
voll und unverhüllt eingeprägt hatte. Bei so widerspreqhen* 
den und fälschen Auffassungen über das Wesen der Kirche lässt 
sich keine Gewähr für den Inhalt des Glaubens und des Beli- 
gionsunterrichtes erhoffen. 

3. Es ist ferner ein unlösbarer Widerspruch, für den Inhalt des 
Beligionsunterrichtes eine Gewähr geben zu wollen und doch 
der Kirche die Organe, welche den Unterricht wohlbefhgt er- 
' theilen beliebig zu entziehen, den kirchlich gesendeten Püestern 
einem nach dem anderen aus vermeintlicher staatlicher Macht- 
voUkommehheit den Religionsunterricht zu untersagen und der 
Kirche unberufene Organe aufdrängen zu wollen. Gerade auf 
die Personen der ^ligiönslehrer und ihre Zuverlässigkeit kommt 
es hauptsächlich an. In dm Männern des kirchlichen Yer- 
traUens wurde die Hauptgewähr für den katholischen Beligions- 
ttht^rricht liegen. 

4: In gleicher Weise verhält es sich mit den Lesebüchern, den 
Katechismen und biblischen Geschichten. Ew. Excellenz wol- 
len diet staatlichen Zuständigkeit alle Anordnungen über die 
Lehrbücher ianheimfallen lassen und erachten sich befugt, 'die 
kirchlich genehmigten Lehrbücher von dem Unterrichte auszu- 
'schliessen. Auch hier liegt anstatt der Gewähr vielmehr Mei- 
hungsverschiedenheit und Streit zwischen Kirche und Staat 

' aber den Inhalt des Keligionsutterrichtes offen zu Tage. Die 
' '''*tiöhi-bücher öind ein wesentliches Mittel für die Ertheilung des 
Unterrichtes. Wenn der Staat nach seinem Ermessen die Lehr- 
bücher anordnet, dann fehlt alle Gewähr für den katholischen 
Inhalt; des nach diesen Büchern zu ertheilenden Beligionsun- 
terrichtes. 
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jllenz deatad Selbst mit keiner Silbe an, in wäcfaeir 
selben die Gewähr ffir die Beinbeit deslwtbdliBobeä 
eben wollen. Dem Staate fehlen die fflr ^'IVftfbn^ 
en Lehre znständigeD Oi^nei^ die ^etotlk^a stls 
I der Schnlan&icht snsgeschlossen ; fiter Dlffef-eoam 
Qeistlicliea und deiU Uhrev in.BeU'efC des Räigion^ 
U nicht die Kirche, sondern mir did staätÜiGbe ScbnU 
ie ratecheideii , — nar Maen staatlieliao Beligionaan- 
wSrden Sw. EsceUenz .g^vähcleistien kt^nnen..' '^^ni 

Gewähr fOs den katholischea Beli^onannterricht nicht 
kirehliche Sendung allein in dem Sinne des Art. 24. 
iurkunde, wie er bis 1871 unangefochten gegolten hat, 
flhaft für den den Grandsfttzen der lathoUechen Kitthe 

Religionsunterricht darbieten. 

idem müsBen, wie Ew. Excellenz wir iVeimStfafg and 
en, in Wahrung der heiligen Pflichten, weicht' nnber 
anser kirchliches Amt uns auferlegen, wie ölwöralldä, 

nnseres EocbwOrdigsteii Herrn Ffirstbisohofa kirchlich 
stlLchen die Leitung und Ertheilung des ReH^nsan- 
igen ist, alle Bürgschaft dafür, dass der im Namen- 
lea Staates ertheilte Beligionsanterricht in den Volka- 
reriälschter and YOllatändiger , wahrhaft kathMischer, 
oiscb-'katholischer B6ligionsiinterricht sei, nbd alle 
fSr die Folgen ablehnen, welche ans den unser kireh- 
ef verletzenden staatlichen UaSdnabmen bervornigehen 

30. Jsnnar 1877. 

fterate des Bisthnms Breslau nnd des Delegttni:^ 
arkes.« 

dem 18. Februar 1877 meldete die K5la. Volkcseit. 
;t: Auch aus den beiden rheinländiscbeh Diöcesen 
r ist unter dem 13. Februar 1877 eine Petition, be- 
thelischen Beligionsnnterrieht in den Volkascbalrti/an 
tnsminister Dr, i^hWfc abgesandt wotden^ Nbcbdem 
im Abgeordnetenbaose das OnterriektUfftisetsi hi nä^e 
t and aas seinen bei dieser Gelegenheit ^gnnMcbten 
at erkennen lassen, dass er d*n Entwurf; ^efcajün- 
I im Sinne der bisher' Abär dän- Bellgtonmitcrrieht 
lestehenden Yerordnungen werde aasarbeiteh' Iwtran, 
1 Zeitpunkt gekommen enu^tenj 'dass -anehHnitns 
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dds Theial&ndiBehw Elarns TUi dem ^eaets 
tionäebratich gemacht und nicbte.tmterlas» 
ingm- kun, daas seimai»! itUer KatttoUkei 
4m GaGfltigebaiig^-Factorendie genüuBchte 
mag .finde; , D|« Petition trägt zweinsdn« 
BtehantMi, respi Definitortn ans den beiden 
»od faat folgenden Wortlaut: 

"' An den königlichen Staalsminister und ^ 
;'■, ■ Pn^ctytcAfc- «tu? JUedicinalangelegenheUi 

ExeeUene eu Berlh 
(•;; !■■■■-■.■: 

1,.,' ,i.E!w. £xeell«iiiz beeliren,8ich die nnterz 
!]EJf^rer dieic Diöceaen ICjUd ,Riid Trier im Hi 
in der jüngsten Zeit ven Seiten d^f Staab 
i}^h«b«e^e4i,,ißeligionsiuite^iobte8 in den 
4tO(fFdniutg(«n und mit, Bäcl^^icht auf die n 
ijtcl}' gegebenen Erklärungen Folgendes ganz 
, . ,iMe Königlicben Begieningen der B 
gr<i}S^eu AnzaJü von Pfarrern der beiden Dii 
,![f^ttiwg des scbulplanraässigen Eeligionsunt 
. ibffer/Ff^rreiea untersagt und mit der.Ertbei 
Qlin^jii;gend i^elt^e vorgängig« Verhandlnn 
<^ßhEi4;d^ die Lebrer nind Lehrerinnen, nel 
^^t>i>^eii augestellt siu^^beftuttr^gt. Es ist 
,4t|»^:iM4stiBdbiuea «nr die entaprecbende ^ 
Excellenz in dem Erlass vom 18. Februar t 
ebenen Grundsätze sind , ironacb dar. schul] 
„iwäfltit ja d^.,V<^liBseI)pl?,flju:, vfln d«i voi 
oder zugelassenen Organen ertheilt werden, 
Bes Onterricbtes in erster Linie den an der 
toeeB^HiUl ]EiebiEriQnea obliegen soll, Qeistlit 
i^gMUud. LeitUDg dieses Ün^icbtes nur 
^liAgang«n. zugfdwen und, daher auch du; 
iüchkAeiaxiio dATQn wieder ausgeschlpseen 
r^i-:i iltiDie geharaamat ^nbaraeicbneten I)alt>9[ 
t-pflicfatet^/Vdr ,|iff,.,EKe9l{9iTz 41« Erklärung 
iidi<i«rip^uien,i^iind3ät^e usd die d^n^elbei 
-lii4^.:detoB*^gi«ieuBterwl:to in, den katbo 
;4Mi-iOi»Bdl4brfi[i)' d^i;;ka|:^li4cbei), Kirche 1 
,[iBit«ri44riäft »icbit ini Eiakliutg zt^vbi^g^ ^ 
i:iiaianin(««e$.()(äiiti#obt)givig'dfi); avichdnrc 


^ * 
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leisteten Olanbens- und Gewissensfreiheit und der freien Ausübung 
der katholischen Beligion finden können. 

Der öffentliche und amtliche Unterricbi in den religiö9en Wahr- 
heiten kinn nach katholischen OrundsätiSeninur von deriSärcbe aua- 
gehen, nur in ihrem Namen und Auftrag erftettt »werden. 17ur dar 
Kirche ist von ihrem göttlichen Stifter der Aufkag und di« Voll* 
macht verliehen worden, die christlichen Wahrheiten zu verkfindigen 
und zu lehren. Der Staat besitzt diese Lehrbrfügnis? nicht ^ni 
kann sie daher auch nicUt auf Andere fibertragen. Diese Ueber«* 
tragung steht nur den Organen der Kirche und zwar zunächst den 
Bischöfen für ihre Diöcesen zu. Daräber kann nach kathoUsohea 
Frincipien kein Zweifel obwalten. Die Bischöfe Preussens habeu sich, 
darfiber auch wiederholt und insbesondere der Staatsi^giming gegen*- 
fiber auf das bestimmteste in derdieVerSstösungsurkunde Tom.5.'Der 
cember 1848 betreffenden Denkschrift yom Juli 1849 au8g;e$proeheii| 
worin es u. a. heisst: »Nach kathoUscheri Olaufoenslehre tkann Nie-; 
mand öffentlich katholischen Beligidnsutiterricht ohne höhere kirehf-^ 
liehe Sendung ertheilen, und es kann diese Sendung ron Niemanden» 
als von den Bischöfen ausgehen, welche zunächst uud allein den 
göttlichen Auftrag zur Verkündigung der Heilswahrheiten ehalten 
haben. Wenn daher die Lehrer, was allerdings und unleugbar der 
Erziehung forderlich ist, den Kindern theils Tdrbereitendi theils nach« 
helfend Religionsunterricht ertheilen sollen, so müssen sie dazu un^ 
mittelbar oder mittelbar die Sendung von ihrem Bischöfe erhaltea.« 
Den Pfarrern — und dasselbe gilt von den sttadigen Gebnlfen der- 
selben in der Seelsorge — ist nun jene. Sendung durch ihre Aitötel^ 
lung in bleibender Weise ertheilt. Sie haben durch ihr Amt, wie 
die Pflicht, so auch das Recht, ifir die Aufrechthaltui^ dw wahren 
katholischen Lehre in ihren Pfarreien durch ünterrioht in den relir* 
giösen Wahrheiten zu sorgen, mögen sie diesen nun selbst ertheilen 
oder durch Andere ertheilen lassen. Diese Letzteren können dabei 
aber nur im Auftrag und unter der Leitung des Pfarrers bandeln. 
Den Pfarrer in der Ertheilung und Leitung des Religiintsonternch-* 
tes hindern, heisst ihm die Erfüllung eines wesentlichen Theiles sei^ 
ner Amtspflicht unmöglich machen. Das kann in der Beluguiss der 
Staatsbehörde nicht gelegen sein, da in Preussen die katholische 
Kirche sich der staatlichen Anerkennung erfreut, und ihve Rechte 
durch die Verfassung garantirt sind, wesshalb den« auch bis in die 
neueste Zeit die Pfarrer in der Ausöbung dieser ihrer smtliehm 
Pflicht nicht behindert, noch ihre desfallsigen Befugnisse bestritten 
worden sind* 


^wir^- 
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r • Das eben Gesagte hat/ weil ans allgemeinen Grundsätzen der 
katholischen Kirche anmittelbar sieh ergebend, seine Geltnng far 
jedeib öVedtliolien Beligionsunterricht, also auch fär den in der Volks- 
schule zu ertheilenden schulpknmässigen Beligionsunterricht und gilt 
indbesottdere b^zfigMch der Noth wendigkeit der kirchlichen Ermäch- 
tigüng zur Brtheiiung dieses Unterrichtes durch die Lehrer, da die 
Auftasihme desselben in den Organismus der pflichtmässigen Lehr- 
ge^^stilnd^ del^ Schule an sich offenbar die nothwendige kirchliche 
Sendung nicht ersetzen, überhaupt 4ett Charakter desselben nicht ändern 
k(^tite. Die in dem Erlass Ew. Excellenz vom 18. Februar v. J. überall 
festgehaltene Unterscheidung zwischen schulplanmässigem Beligions- 
uät^rriciit Und kirchlichem Beicht- und Communionunterricht kann 
dah^ beitfiglleh des katholischen Unterrichts nicht in dem Sinne auf- 
gelöst würden, als ob der ^stere lediglich im Auftrag des Staates, 
nicht' Infi Auftrag der Kirebe und durch die von ihr ermächtigten 
Organe ertheilt werde^ oder als ob' der sogenannte kirchliche Unter- 
richt auf Mi« Lehre von der Beicht und der heiligen Gommunion 
sieh zu beschränken habe« Beides wäre mit den Grundlehren der 
katboli^hen Kirche bezüglich des religiösen Unterrichtes unverein- 
bar. Auch findet jene Auffassung in der Verfassung oder sonstigen 
gesetzlichen Bestimmungeli nicht den mindesten Anhalt; vielmehr 
steht datiach die Beaufsichtigung, Leitung und eventuell anch eigene 
Besorgung des Beligionjsnnterrichtes in der Volksschule den betref- 
fenden*' Beligionsgenossenschäfteü zu. Wir werden dieses im Ver- 
laufe -noch näher darzulegen uns beehren. An dieser Stelle glauben 
vnr nur noch ganz gehorsamst darauf aufmerksam machen zu müs- 
sen, dass* die Erkläfoug des Religionsunterrichtes als schutplanmäs- 
si^, somit für' die Kinder obligatorischen Lehrgegenstandes nur 
auf Grund der organischen Verbindung der Schule mit der Kirche 
mdgÜch war und aufreciht erhalten werden kann. Will man die 
Sdfauie Mos als dne »Veranstaltung des Staatesc betrachten, so hat 
sie mit dem Religionsunterrichte nichts zu thun. Der Staat, welcher 
keine Lehrbefogniss in Hinsicht auf die religiösen Wahrheiten besitzt 
und trcit beanspruchen kann, kann aus sich den darauf bezüglichen 
Unterricht nicht für pflichtmässig erklären, sowie er auch keine 
Büi^hafb dafür leisten kann, dass derselbe dem katholischen Glau- 
^betf entspricht. Jeder Versuch von Seiten des Staates, den katho- 
li^hien^Retigionsuftterricht ohne Mitwirkung der Kirche als obliga- 
toffiN^heft' Lehrgegenstand festzuhalten, würde sofort mit der Freiheit 
ded 'G4aUbend ^rjd Gewissens in^ Conflict treten und für jeden gläu- 
bigen Katholiken die Frage in Anregung bringen, ob er die Erthei- 
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lli^'%ei#.*£fiiilM;ki»g^ilid«i' g^l^nstin stutlioh« fittl^ebfiintQi^ 

läMrrfätif^ l!i!l^ iWerf«llinbffii^>rdnA<Oc9ih«i 

toaknft^'Aarcli ' die ii^ 4M^'Site«^ ^dMi! AbgeoMavtenliitata dvemoillu 

d^ii^ b><»^td1idtld^' f<!b£^Iieli!eD BdslmiimflgwrdU ir«r|)ffieMatig,TtFes4 
göü^y itaft> ^leib »iiaierriblrtei^i^ vad 

diäs^tf di^Mf ^Alllitiivgc liisfoTt . itte rjiräiafie • Bemeskoii^» 'beifi^ten : 
iJi&^ mSä^, 4^6 .dl» SlirchejQelfgiteUait'^egA ii die- 

ser SSä^ti^^itt M|$(»li^idt idiu^ gcmelbsaiiiflii^^ widohra^Aiia; 
s^yde^ "^^ difif^Btois^iMsitel;,^^ / ibenv^orgeluäi 

ä^ a^ii-'^äiUQrieKv ^o^ :dB^B^ioli8Mt6mc|ibi«it^ wildüVDn: 4tm 
(kg^ndo, 'init'i^li^ii äte^ Eit^ebeei^emtte^ so tbüiseti >r«vv 

ftiils' d^m g^g^fflt^ f dstatteiiy g^orsitotft darasi äinunrngd»« ^osi 
dkf'^TtieÜ^^«' ei&dd>Mdcb^i^^ GommiiErsarfl an den Vfttttt^&ä 

6fdff^ödclh^ Bisdlldftisr^mi^ eieli^ äicbt^^ '^iato'fOr^*^ der 

3^«Q!ft6b ätigMl»lieii^^2(7l«^ti'4ä6nr^wd'vkiroUtete Uie /so^ail^ 

jg^räm^'sM^ ^wcdblM^ dic^ MUwäkuBg^ Ifaies: Bigahfiffiebenii G^oHnis^ 
mb tbel^ di0aeft[ Praftiagön ^ftoaiiigUoh^v maiAes^ 4^ 
liit&tetntedMriäfiitii - öbne : dift fmotbwendip BarSckeicbtigQiigi imd 
^l^tbetttiifi der ikirtdilidbeQi I^ite werdenvamti dass 

6t)iM^iw«der diftviVlüaüa^ idetei^ßisabafliobeii' Gdmnussaitv «nock 
'aikhn4^6c^.ilW8timdeiioc Pitf dog • bsoartteUeHde OaBMfte fitari idie« r/M«. 
iii&ifid9^ii(i^nldBilDblaAie^^^ \iBr'ZnlswBibJgmiMtt^ : ^i! i ^; ^;< 

ovy<:iii(Efbin&3tülwgi.:9ikriie/h m»*'BdinoyQii8kefteiided auql^reirtBdboiaii^ 

iAi igehotsamstiütiasvsdcbtteteii ciffi^^ dioiPfafrer joad: ifarB^'Gekitfeii 
i»^it<^ Seel9(b|||pei)?bd 'feirdiUciiibii/ SUto^ auf 

die 'tftaatiieh'e' Alle Aaink«lB<g'dev katbölisckeii KüpcM ürFrMBMBiiii 
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Axepraob BflbnieB inüssn. Pas Recht mi diese LeitODg i 
irttdb. Aea Art. 24: äta VerfaBsangsarkoficIe vom 31. Jui 
4en BeligictBsgeBOaMnscha&eii ' msdrOclclich gsruiürt, was v 
grfeaento< Gewicht liein bhuB', da das G«Htz fibar die Qe 
ffm^:äM SAterrkhtMesena raa 11. M&rz 1^72 i» g. S. i 
MhijäfcUiii'date jea« iiztibel der VerfMening dorofa diea 
Hidrearfihiftiiblf^e. Aseb^hU thstefc^Uch »der Kirche das 
sälhtbreefai'-fiberrdca in'^dw VcdlEsschnIe in ertheikoden I 
UMomoht stets unhezweifBU zogeBtaadeDc («. Böimt, St 
det pFeoniKhfm Ifouarchifl, Bd. 1., AbUi. 2, S. 708), und 
An&icfai Qfaer den B^igionwntemeht in der Vc^asebnle di 
niäinriB'heBbitteu'. wotdea« (ebandas^st Anmerknag 2.). 
Batatehnng^flscbidite des gedfchien Artikels iex Verfass 
Ualia. 'UnEttüfelbtA hervor nnd.worde in den VerbaDdlanger 
tfl» demidamaligeni.Minister'der geistlichen Angelegenheitei 
»daoi'die »Leitung« alles; in eiah achliesse, was in dieser £ 
von ;den' tRe^igiflnagesellaehaftm gewönsdit werden könne, li 
Bowohl befngt seien, die Oberleitung tu erWftblen, als an 
tänitttnäendiase Leitung auf ein eigenes Besorg«! anszndeh 
Die hiemsflh der betrefiendeofieligionsgesellschaft zasteheni 
mähtigvng and Lettailg ereotaell &QCb eigene. Besorgang d< 
Volk«0cfaQle EU ertheilenden Keligionsuntemchtes kann a' 
ksidioliBClteii änudsUzen, nadi der Katar der Sache and p 
Eilakrong nur durch die vom Bischöfe zunächst bevollm 
Organe, ii» ^brrer bezw. deren Hüliägeistliche, wahrgeaom 
dcÄi, uad wenn mit der Besorgung dieses Uuterrichtee anc! 
fersfnen -(Lehrer) betraut ifwden, s« können sie daan nur ( 
bebreffimden BeÜgionagenossenschaften ermELcbtigt sein, nnd 
ter Leitung der kirchlich«! Organe handeln, da andernfalla 
Leittug and eigenea Besorgung des Beligionsunterrichtes c 
BeHgirnisgenosseneohaften nicht Bede sein k<^t«. — ■ Wenn d 
SxcelleDz in dwn Eingangs erwähnten Erlasse für die Staats) 
die Befugnies ia Ansprach nehmen, jeden Geistlichen na« 
Ermessen von -dar Lettnng des Ueligionsunterriehtes iiassaa< 
«ad in: einam solcheniFalle dem kirchlichen Obern anheimg« 
staatlichen An&ii^behfirde einen apderp Delegirten (znm 
JBner-Xieftaag)j2p bezräi^neii, so-, nehmen wir keinen Anf^Ani 
•dtsohiedffieUeberzäi^ping dabin anszusprechen: dass eine s( 
fit^niu der iBtaatagenalt durch kein Gesetz zugestanden ist 
anrb Bohon deashalb. nieht zustehen kann, weil daduicb vi 
4er Staatsbehörde da« 4er Kirche nnzweifelhaft tnsteheni: 
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tlmtsS^Ikh iiltiioriscb geIMcbi w6r4«Ti k&nd^. 'Es weräeü ja dnrel 

ei» solo&bs Voi^benfüebetlitäiE^ btnirörg^mfbb, iMslch^n vdfiSeittii 

den Si^cbfs eine wirkMme Abtitttte dftmbftog nioht gelc^fe);^ werden 

kafm^'iAdem iil- di(o^l]>erfl¥ellrten < Fitieti i^nJ^xä^g^*^ 

mBioA^; (Bitte drgpri^icbe öfid wirteaitie L6it{iiigfdMr;Beii|[iota^iitef-^ 

ricbtes dtifcib «adet^ ßeleglrte ate did^Ortagieidilichennnm^iek-tet. 

' ' Nficb dem Gesagtem glänben die gseborsainst ITnterzeiehneleii 

nuräa^j^igd, Wds naJcb göUlfoheAi tiiid menschliebem Secbte 'Sineü 

^nstehts in Aospmieh %n hebioo^nv w««n b^ zugliieh im Namen der 

Pfarrer ihrer DecanaUbeeirke/ V'On dlsren-^^bei^ei&sttmmttii^ mitdeft hier 

ausgesgröcKenenPrincipien sie vollkommen überzeugt sind^ t7e&iföi»^€Aen ; 

1; in itardti Pfairreien 4en iTnie^i^i/lt^derfcaft^oIisetfeiii^G^^^ 

:tiiid Sittenlehre stdibm'gamei^ ^Otnfanfe i){ß5teV's<>^'^de^'^i^ 

blisehen: ÖescUidhtsuiiteirriibhb ttäcfht'ibter fteix^li dnvah dt0 ^« 

■)\ . liehmi: VWhättriisee b^bigt^n ftmfifeMiossang^ «nd -Hijclf) Mass- 

i golm'd^ vott denl^ehlleb^n beMfden Voigisi^riebe«^^^ 
- l^ftfeheir atifeh' 4t) SmY^^XfmchnUnt^^^^ bei(«f«> 

' •MÖhtlgeii'Tilidi» Witen; !'• ' » ^ ^;: • 

2. 80 Ism^ d^r ' katholische' IteligionsniiiterHMit obligata>i4iiieb^ 
' Lehi^genlstand in der 7oI^adc&ule bleibt^ die an die Sebtileai 
^ ih^r Ffanf^eü bernfenen liebrer tnid Lefarerinnen alrlbrrOe- 
' hülfen and Vertreter ssur ^tbeilang des fieBgionsünterridfates 
^' im Nainen derElrdie' zu ermutigen ,■ nachdem sie sieb- ver- 
V gewiseert bähet, dass dieselben fäbfg und bereit sind, die ki^ 
-' tbölißche Lfebre reiö^tHid u«verßllseht ^rÄutragen. ^^^ 
'■' B«r« Bteellensfhitten ^nfir gane gieibotsaitfst, He^bdieeelbe« teßS^ 
gen g^eigteet alle «dresem Rechten entgfegen^henden VerfC^ongeb 
aufbeben «mfd bei- dctr^hw^artendlsn ^<M^lage dee> ÜiVterriKiAit^etaeä 
den iih Verstebenifofl eniwi^elien' O^dimzeä ho4hgt8fäBiget;llCe(^- 

- yfir - verharren Iä ^scbnldigef Ebrerbfeteng ...?-. 

• ' ^^ E#, Ssc^lledz gehorsaiAste. 

^ ^ ' (Folgee die Dnterecbriften.) ' ^- ^,!«- 

' 7i Bie Aiittr^t • des ' Mi niötens lautete wie unteifmi ' 80; • Mta 
1877 v6Yff «Bhein 4er- Koblenzer VolSszeitnhg berichtet wüi»de/ (igl 
Kölifische Völk8aeitlfarNri^89, II; Blatt) wie' fdgtr n- ' v, 

/ ' >Em Hechwürden er^fföe ieh auf die Eingabe, K[elebe ^ie Im 
y^^n tnlt atidcfrn' Getetlic^en -der Erzdi^cbse £dftt ühd ^ WSee^ 
IWör in- Betreif des kalhelisehetf Rfeligioösuntfe«*rl<?hte8 in d^^Volk^ 
schale am iS.v: M; atf mich geriöhtei habend 'dÄSS iöh nfcßht'iiider 
Laglei' bki, den dariti zum Ausdruck g^i^te« Antl'ägeti Folg« za 
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gdbeii,v Zar Sache lelbsl . ?erw#ae ich 'ml 4ie in^ Ateebifift ^jEMige*^ ! 
6cbk>6fißene& Aii^Wörten/an G^stU^ Bresteu, Mfittstept 

un4 Ba^erfeomi die^idbe Äogilfi^nbe&i betjraffead;, i^wie aof 4i0 in 
deni^^ B6$obei4ie m X/^s^terw er^yjjjxiiten V^v^^ 

Berichte ^jbev -Me 6« Sitzuckg ^; :^I^dyse^ 4m Ahgmx^et/^n vom.M. . 
JaBQar Of, S» 75--97, Gud über <Ke 7, Sitewg des Berrenbauses 
vom 10. Febmar D, , 8. 80— 83* entb^ltea , [vgt daiÄb^J die aiiten 
folg^de MittbwluÄg]* Vo». diew meinet* Efttscheidujig w^en Ew. 
HochwurdeH die Mitimtereei^^er der.: Eiogabe irto). 13i v. M. m • 

>/ «• Wie der QeätaAQia^ artstiB^tifta. Mai 187Ti'böriehtöt ?w^.urde 
hatjder. dortige Pfatokler»8 röfttefir dfiwr 84, A]?«! liR5S7 nn dto Cul- 
tnstoiiiisildr ejue Eingabe geaficblteti» in i0irM<Ad)i .#:- beigdt : > ' - 

^►Im! Iwfe -des vo?%ö*!feHtös b^.e^ bei d«>b»sigenf*könig- 
licH^ iBegiei^mgMein Be88bY(^ecti90lirrA)b9g^ I^ ^visieA. der 
SclwleBf des RegieriiSgfitees^iiLi^Sfidief b^ j^» beideÄ Haaipt- 

confessionen zwischen dem katholischen ;iGulilfdemSfprotestäs^ 
RegierdogEh und S^itlratb vetlbü^Ut gewesSHi, l^mrde naefa.Ex^ismi 
und zwar so geschieden >* ^dasa dem prdteatantischenBeviSQr: ausser 
anderen die. gr&8stenthml$ katfaolisehäi Ei^eise. des Eiebsflaldes nnd 
au^h dieStadtEtfort fiberiwieaen'>wtYden«.Im]ßebrn^ d* J: nabinder- 
selbe.nim die Revision; der hielfigen katholfe^en öffenöicfcen und 
privaten:! Schulen vor und li^ss aueh prüfen «nd pritf^ sßßsiinder 
biblischen QescM^Me Neuen: ^ieAUm Te^menta^-Smii^ W^t die- 
ses. hßimät git^(jitdm , als anpbi der tiiefste UniHHe^ unter, den ka- 
thoKsoben Eitlem sieb auwrte , die nns^; ibr^ Seeli^j^göJf t in ftffi^ntff 
licbw BIfUtem iSf diesB a^anl^endi^ uivdlniierliGi^ Thdt$a^^ 
antwcni^ieb teü^t^^:. Da^jwitdi^ Un^H^a/dieii ElJl&ir^ ilQl otdiObten 
Masse theilten, wandten wir uns in einer desfallsigen Eingabe an die 
hiesige königliche Regierung und baten nm eine basuglicbe .beruhi- 
gende Erklärung. ii«der ist uns: erklärt worden , auf unser Gesuch 
nicht eingeben zuyern^figen. ExoellenzI Wk sind der diesen Gegen- 
stand •beh^delnden Eingabe der Pfaiter der Dificeeen Paderborn und 
Mflnster vow 16v/l8. Octob^ v, J. an Hoobdiegelben ♦ obglei<*' wir . 
der ersteren angehören,; nicht beigetretenv/j«^: wir uns ia..der >^ 
glückliche^ Lage befanden, noch^ keinen praktiscbea FaUt der unser 
Gewissen' beonriibigte, beklage zu müssen. iJetet tritt aber die / 
Frager a^ch^an uns baran, ob wfc ohne sehfwerevYerletzwg'f unseres 
Gewissens längjSr zögern dftrlfenv uns offe^ und £reimutbig::ausm- 
sprechen; Nach unserem kathfolischen Glauben « nach dotn B&iMß 
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tragnng ihrer religiteto und kircblichen Ueberzeugonge;» apf ihre 
Xfibder iticbi fgestWt werden dfirfeii,T:^«i)4Hf:b aiMd),|deii geiptzliche& 
Abultchfitigeii vobA Bwtißßtnvng^n m - aUeo . müimim §twtfQo aber 
diaid«» » anerkumto» BiriiipfiDsgai^UfHiitiaiteit gegen^l^v; , .29 iwp^ttr 
Taften Rechte nsA freibft^eii in dv^ep .^Ugideem nnd{ kjir<^c^^ 
ODtesiieble kimo ddr ktlbeUseb« Bf^Ugiaii^uotipiel^ ,^Hi oj^lj^g^^r 
H^y UotonriehMgegMuatamd m der 9cliule nipbt flein^.^^ivi jlie^fAbe 
diirch JciieUtiche Orgrae Qiebtertb^iUi diiroh 1;}^ jpbU^be O^^f» ;iiicbt 
nbmimhi andtgeleitetrioid dar^b kir^^blicl^ Or^m^^ iei^r Ip^ti(Q2 

iraJ.ifMohiKftelobdm^die hieBigßkimt^Ai^ ^^mß^fif^ß,.^,^ 

istter fteider ral^dUmiiBedBitet^'SIr^ fUi^ S)ifat^,^..^|id^ 

gion8lo9,:iegl(iÄb.iQaidifiÄ¥^>tiPQ4>#^^ 

d^tmgsiitiig^itm^^ ^1^im(^\^^/ in der 

ck«b<riw<dl0»:i(i^O0n]i^ A^^gß^iQ^-^B»^, (Ie^2;i^ll4|g0,&^ 

yUebet laikpt tj^ieti^a: Uiiterdcbt Wi Auftrage>:!^ $iwteit> V^)if>x9Jal^ 
ixmA], idtt9i»in»6hi;^r7;- d«^'^Pgfieoff»eit.9ewwtf >diii^!;f^., W^ 
^^i ^li^nmoi^rnMm \ bestimmte. .QewtJ&Qli« « di Wlfeft-«iV > wi??frflJ* 
;dai?t^ ,00 ittigei4»r;;darQb.:Bcto ,¥erbaJtWriucbti }4w»pn«an, ?y^^ 
IShEdiet^'iwekberÄer/^a^ Bi^b^g4,er.^gwif^i^ ,*<a 

m|ißeQ»iot»il«ftleQ iSa(dwe.Äi4ic.alft,"i?«n*th WS^ymÄwÄ 

wäSr ««fiBb^^tt^alttf^i^frilBii^d^^ %^s»ii5>) Au^f^j§^ 

fSteatestj4ita€ effiAeiix;i«idb.'befligiH)Qfr)iBfift^ 

d^t6n(B«i^ripts vom Iftef/fdw-Wrri^^fe .jJer,^^^ 
zurückgeben,,f!»eoiklj gjdiörtii.^iÄ«^ 

interesse an der Scbnle nicht vertcAif^^br.^r^eb^j^M^ifc^ ^en ka- 
^ tboliaeheaA Bel&gi^MShnl^eiülcbi ^ m»i Aen. r:9b^g^rißqb^ ,[Ui^^ 

vmx dft9f£inei$aefLdili Aöi4e?<ti*miil^fl|tfflfti ^sn.jfa.^ftiNpös^^^j^ir 
ipsoteetii^di gi^n-.;d»ijeteiee'B»fi^ \<^^^.i:rir.i,',.^x,(Hmi^»s)i 

'lafl»:ieBe,auröh mimigr^tiA^i^fsiemSi^^im^ m^ 
;:BEtot; ww^ 'äeilf»epdeiy:]df)^ikif ^[ (i«j»tMefk*«j^»^f^f'^^ 


gBricfatet Wöfdeii, Vöranf atis 4^m€ttRtiiJt]^sMriam' felgfe 
^ '^^ Ädf -die ^Eingabe Vötö m^^'AßHt'^a.-^i '«t^fifitöz/iote JJir.^ H 

fei-neii! ^ l&ir afigei^enirf ^etftijg^ng sowie 4«r cfbHgHtMdche GHmeM^ 
teit i^B Hdi^bnsniitbrHefati^'']h 4^ ¥dIteftldiül^^6ei^h«iJ Mfi ^iä«^ 
stirrnfmi^en icl^ Terfädfflm^stti*1^iärde vom' 81. Januar ^ISS^imd (den 
li^desgesetäenV Ict V^mei^ >i¥ "^ieiier BesiieliMg aäf 4te 8^ 
di^atere^iiNini^' in d^ir M^^;S&ü6ch'Q •das iLofidk^i^^u^^ 

den (liykflgeltesliidQ €k>iBtdMBl^^ 

^XkH Welcbter Sieben Atiasis feti'4hi^ ]^^Jte»evbf0tli||Qt% '|^^ 
1Jä!ben,^ so liab^ i^ äif Ä>eriie8 \^|^iijsr6^ BM(%«:^t^«bte!ft lä$96n 
nÜA flQs^dtaiteelbmi-eiifia^mbei ;'>ddss' uttt^r'^^aii '>^6iir «tt Idi^iei^ 
8ili0Tä)te^nv #e midirt^^^w^ iii^:2€toii€Ia88en^;4M AeljgWn 

^ I^rQfi^i^g^^8&Hd:ig«4^e»#tif iM''tidd'idl»r^ib(glt^flgs<mmm^ 
iinr iBidi|go Mal'<^ lü^^d^lr :bi%li8Ci)^«(^O08ohi<l^bi}C^ <^^^ 

^beriibiliinen' liM. '^Da8^^I«ttt^& ist teddSB hi «eiii^ Weise 'g^- 
sobillieit-, ii?i9lbh«^48t' dfe^ "Eitliitttto c4fcw^ ideli gb. 

baM^läti^ GUicb^öM Ikibei^-AMrdkiiiiilfea gdlir^ dies 

'>^Mi^Woi$Mb^^ däfisaeswciri' «äH»»)^ft- 

's^WJ^^^4]^4iait%tir a^f^^i«1Vlff<ittgti}i4ft dei? BeÜfion dutdi den 
Begiernngscemmiasar seft^V'^Md^fK ^^it^tttöb: ^pfD^ Läüw^ywtf 
f^y^tä^töftb^ IB^rikntodnung 

ii^Wm^Waxmk khOii' t»fedr^4flrJ^Brfaif«^ «Wiidem IQ? 'den *^am0n 
= prettitecfalii^^ S^i^ iW sttWohloftf di^istllxttUMii^ Schidbatfae^ Kroi«- 
tittd lioiÜlfebülin^di^tlBä;'^^^ 'dfi^S^k«ld^s«<Rtiittiasaffe Gkitafig 
!ia»^;' 'dAttäi*^mft4iBii^liiizt# S«tM^'<{«r '«»riteli^w 4flt#ortvi69 
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fierrn Ministers: »Dadnrch wird iddess ..'.'. .< woFI^ wir nus 
gern einvergtandeD erklären, wenn die »staatlichen Anfsicbtsorgane,« 
ini' Einvernehmen ifcit Aef Kirche resp. iea JHöceiaitbtschöfen be- 
stellt worden sind.t ' ''■ ■ ■■ ■ 
' 'I ' Biavo^ der^^Hier'iQem^ an'idas BfiniStei^am TeäbHrte hatte 
BPaicb f ergehlieb mit nner Besebwerde afi'die k. Regierung zuEr- 
'fUrt> gflWMidt. 

Unter dem 20.Mftrz 1877 beriofatete nämlicb die Germania Bel- 
li^ !ia Nr. -79: auB £V/W<: Aof die iit-SficfaeD deS bekannten hiblischen 
Gesehichtsexamens an die hiesige kihügllche Regierang' gerichtete 
Besihteerde 3er hißtolischen Vfarr&r ist folgende Antwort erfolgt: 
»Die Eingabe, welche Ew. Hoehwüfden imter dem . . . d; M. an 
BBS gerietet baben,'lEann uns iii<At veranlaaaen, ^i&e AnicleroRg in 
dem V^ftlbren, welehefr'niiBerOöBiiifiistearinsi'^der Begiwrtttigs-CoJi- 
sistkiat-attd S«b«ltatt Bi«ck bei fiefision' der HthdtscbeH Schnlen 
aiißh k Betreff einer Ffafcng in der 'biblistiheff OescMchte angewen- 
^d; bat,' ai3S&6l>dtidn. Dasäcffllw^eiBtsirriebt genau ^tk 8fnädsfttzei), 
w^ehe dtHT J&xxt Miaister 'der getetliehen Angdegenheiten' in' dem 
Bescripte vom 18. Febmar 1876 ansgef^rocben hAt< ' ' - 

9. Ob nnd weldieb Erfolg die naebfolgende Ton der Germania 
1876 Nr. 249: r«H}^Btlrchte i^^tötimdM üeaomnd^^rvß and «ner An- 
zahl tön •feleti' A)*n(ferf ^mHmvS^^m der ^aät Breslau an die dortige 
MadUsche Scbnldepatatimi gehabt bat, ist ans moht bekannt geworden : 

' '■ ir.. .. »BccÄfete, dm 26. Oetober 1876. 

Hit Bisgktw4eiSchnljahre8>I876y7?l9t in' hiesigen Büementar- 
scbolen «in Leitfaden f^"ieiafiünierrick in deh Itealliien nngeflUirt 
worden.' Ifai^itetD wlr'Eo denaslbea' Einsieht g«n«mftH«n, Itaben wir 
die Ueberzeagt^ ^mrovam, daas* di^ k;Uholi8ehe Ertiehnng aasoer 
Elnder darob diesen Leitfaden^ in ^eribe'dwkllchBteii Welse gbflflir- 
det wird ; denn eis. werdcffi'in 'dem gesehiebtli«faea ^6ile 'Glaüben»- 
wahrfaelten dtff katbciliBobin Eirebe, welche Jedem Kath<4fken hei- 
lig und unantattbar sindi geleugnet oder fälsch: dargeeteltt oitd 
^ wird'die k&tholisetie Kirche in ihrer WirksamkeiV, in ihren Eln- 
rHht«ng«ttB»dBrsehetnKig«ibrmenin'der gehfiSAigsieu Weise MtsteOL 
' 'Es list gewfes' nicht die Absiebt eiser hoben ^htildepotstiOB, 
'dflss ftwtaa die katboKa^eB Sebnlkii^er foeslans in ihren heiligsten 
Interessen gekrankt werden, und'zwap in 'Sebalea, 2n deren'Unte^ 
balttiilg aQeh die KatfaolHcen der Stadt ihren Theil dni^h Bteown 
bejfragen. > Ss ikann onsores Erachtens «boB' so wenig ein^f 'beben 
SehuHiehJUKle MU- FOrdenng ihrer Adtorit&t gereieben , WenU (de im 
geschiehtttehen Th^^ des Leitfaden tiieilsUDwahiheiteii,1ihieQ9Ge> 
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häsaigl^eitea mit ihrem Nam^.defik^n .fK)Uy.. jWir Js^sÜ^n es. 4ah)er 
f^r uQser<t heiligste Pflicht, mt& Ueben-eiehiing' emes Vf^Hueinoria 
zur Peleuchtupg de$ gescbichi^chen Tl^^iU ^n eia&'hochl&blieJie städ- 
tische Schuldeputation den Antrag zu stellen: . ^v . /, :' 
t;; / >SineM}iabe B^hi^r^e i|r0Ue,Tgeaeigtpßt^ ilen -gpsohißbtiioben Theil 
. ; f .. desr Jfeüfy^em entweder .;v#atdtnfdig j^^flkziehcpi i ^ oder wenig- 
stens eine derartige Emendation desselben veranlassen,; da^s aUas 
.; das kaöioUsche Oeföhl Y^letvejide; a^^nnef^zt:! werden« - 

Emer günstigen. Kutseheidnug sehen hoebachtangsvoU' entgegj^n 
e^B^r hQchlöblichen Schuldept^tioa . /^ 

... ^gebenje ]qatI^oli£(cfae Burger der Stadt 3re8Uu^«;\ 

10. Von sehr vielen.O^eawasdten sieh die katheU^ 
miUenvj^er auch mit ^^s^^njsn an: dßn^ Minister, für €^^ und 
Vß^0rrifiMr ,Se ging, ?riediftQennc^»k 1877 B^^ 
4j.. Januar 1^77 nscbatebepde .^^oa .an' d^u Cetto^iiunist^r ab; ; 

iUveui^v^Bg^l^gouheit aii^e^ .md^^ ^ i^ ^ ^biUi^i, 

w^lclfei fmt^j^a geiiris?ei^a|l^}^.Yateir^W€l^Wl^:^ 

grössten Bedeatiing ^e^^ejdt. r : ; i J -^.^ .,; , • 

r...Es^ ist.OU^bi^ni^^-un^^^ heiUgeiL .k^tkeUedhea Eu-cbe, dass 
die von> Qptt, g|iofeiibarte]]i^ liCdbren AaQh.^diB]?: Anordttung ChdBti nur 
d^rcb' die J^ircbe.nnd Aeivm. Organe .un3<wfe^}bfarvermä;telt wer- 
d,e;^., Organe der Kircl^ eind Papst >und Biaehüfe.. Letalere», bestel- 
len 4^- ihren, DiöceisenJ^liesit^ und für die einzelnen Schulen Lehrer, 
weißb^ Ulster ihrer for tdauenideu Contr(de und i^ ihrem Namen die Gläu- 
bigen) 8Ileciett^di0 JEQi^er: ln>^ (^tas(b0£ta uAtemeMen. 
>r ,tJ>^: nuAinebrMiii jetsilg^f Z;eiti dufeh ^e . AnoidiMmg^ des^ßt»»- 
«tee^udie Bis^Qie (th4U& e^tfornti; tbeÜsinriibrer^^^CopifCfle^^ei^ JSbbttle 
beiwderjt , da ' die. Pf$m9r :4ne ;detf äobulet^gewi^n wdjj^Hober 
£infli|«9 auf daß :Lelibrpe?^aal iitfien benenimea4si^>8p:<da88: dieselben 
naeh ISiig^ea mit^Ew. |!xoeUeo% gepflogenen ¥erbtlndlungeniii>Be^ 
tireff der Ertb^iluitgMde» Seligitmsttnteiu'ichtes in:>d^96hQlen:unteim 
SQ^iV« M^ z« erUftren^ich. geoSthigt gesebl^n haben,.. siie mett f^ner 
w nicht 'im> Sjt£^nde, irgebd welche Garantien zu übe^d^eJun^ - &r . den 
^ure^/il^ebT^i* wd.LetarerlAiieQ ^i^theilten.BeKgio^^ <i^o müs- 
aefi'^sifib' un&n0tbReiidiSg. dloiseliwc^teti Be^ked ^ailfdifliigieit. £wistgt 
man, pnseret. Kinder eum Be^uober d^rrbestebendeii 'Sdbäleu)* in welr 
^fm. «von Mtebrenro utid Lehrer4fii»en .Beligi^ntuniierritftit ert^eUt .Wii*d, 
eQ.ieiiieH unse? kathoUse)^ il^ewissefi \mtBeebt:;die:Frage^: Wer 
g^rantirt uns, deaaln denSphulie^ dieLehven 4er:'katboliäcbenKii;ehd 
in. ih^er : Yolle» Wabcfaeit :.ttnv6rfäUt$bt^ ;d0n fiand^a !imtgeth)eUt -Wfst^ 
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den? Unser siiid die Kinder; wir sind Tor Gott verpflicfatet, für 
deren Seelenheil einzustehen i sie desshalb in den ganzen Besitz des 
katholischen Glaubens zu setzen; und dort in den Schulen ertheilt 
man den Kindern eine Lehre, die Tielleicht nicht die Lehre Gottes 
und der Kirche ist, für Aeren unvei^chte Mittheilung doch der 
Staat, zumal der confessionslose Staat eine Garantie zu leisten un- 
vermögend ist. Und wer bärgt uns für die Zukunft ? Wenn die 
augenblioklich fungirenden Lehrer und Lehrerinnen auch zum bei 
Weitem grössten Theile gläubige und der heiligen Kirche l^eu er- 
gebene Christen sind, wer n^öcbte es wagen« f&r spätere Zeiten ein 
ähnliches Veriiältoiss zu hoffen, da ja die vollständige Erziehung der 
Lehrer und Lehrerinnen nur in den Händen des Staates und zum 
Theil iti den Händmi solcher Personen li^ aus deren Haltung auf 
eine correete kirchliche Gesinnung zu schliessen wir nicht berechtigt 
sind. Das sind die schwer wiegenden Bedenken« welche wir in un* 
serem Gewissensdrucke Ew. Excellenc vorzutragen uns erlauben und 
in Betreff doren wir einem gütigen Bescheide entgegensehen.« 
(Fol^n die Unterschriften von ^15 Familienvätern). 
, IL Aus den folgenden katholischi^n westfälischen Pfarrgemein- 
deh: LetmAthe, Altena, Lüdenscheid, Werdohl, Plettenbeiig, Neuen- 
rade, Meikierzhagen, Limburg, Iserlohn, Sfimmeni) Henker und Men- 
den gingen in Betreff des Beligiansunl^rrichtes in der katholischen 
Yelksschuh) fdgende gleichlautende JEHngaben 12 an der Zahl, an 
den Gultusmiitister Dr. Falk nach Berii^ ab; 

....... den 28. December 1876. 

Darteh den Ethes Ew. Ex<)ellenz vom 18. Februar c, betreSmd 
den katkoUschen Beligionaunterrieht in d^ Yolkssehule, finden sich die 
Untenekkieten veranlasst, in Uebereinstimmung mit ihtm Pfarrern 
nachstehende ErkUrungEw. Excellenz ganz gefaoirsamst zu unterbreiten t 

1. Der Beligionsunterricht ist Sache der Kirche, nicht des Staates. 

2. Wir können nur den rechtmässigen kirchlichen Oberen« aber 
keiner Staatsbehörde, das Recht zugestehe, Jemanden zur 
Ertheilung des katholischen Beligionsunterricht^s in der Schule 
zu berufen. 

3^ Wir können einen Lehrer nur dann als berechtigt ansehen, 
den Religionsunterricht in der Schule zu ertheilen, w^n er dazu 
von dem kirchlichen Obern bevollmächtigt ist. 

4. Wir erachten die Eltern nur di^nn fair verpfiichtet, ihre Kinder 
an dem Religionsunterrichte Theil nehmen zu lassen, wenn der 
Lehrer eine kirchliche YoUmaeht dazu besitzt. 

5, Wir hinten jede Massregel, wodurch die Kinto zur Theil- 
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14. Eine äbDlichn Erklärung ist laut dem »! 
Februar 1877 aus Br<m?ccn bei Paderborn an den CuH 
gereicht worden, sie laotet: 

»Die Unterzeichneten erklären hiermit ihre vol 
zu der Eingabe, welche die Pfarrer der DiSeeaen Müns 
born in Bezng anf den Religionsunterricht in den ki 
nientarschulen am 16. October prae. an den Herrn 
gerichtet haben. Insbesondere erklären sie: Das Re 
und die Fähigkeit, in den Glaubens- und Sittenlehre 
katholischen Kirche zu unterrichten, besitzt nur die 
tische Kirche. Dieses Recht übt die Kirche in den 
meinden aus durch ihre Pfarrer nnd deren Gehilfen. 

Brenken, im Februar 1877, 

Der Kirchenvorstand. Die Gemeindevertret 
(Polgen die Unterschriften). 

15. Die Herren Pfarrer der Diöcesen Münster 
hatten in ihrem an den Herrn Minister Dr. Falk ger 
ben vom 29. November 1876 betont, dass einem Mini 
die Verfassungsurkunde mit Gesetzeskraft za erklän 
wohne, dass dieses Recht vielmehr lediglich den geset 
toren des Staates zustehe. Sie hatten denn auch si 
dass sie den beiden Häusern des Landtags Gelegenht 
den, sich Aber die richtige Auslegung des Artikels ' 
sungsurkunde schlüssig zu machen. Im Anschlüsse s 
haben die gedachten Herren Pfarrer, laut dem ^Wea 
ter dem 20. Januar 1877 folgende Eingabe an bei 
Landtages gerichtet. 

«Hohes Haus! Die römisch-katholische Eircbe 
dogmatischer Bestimmtheit, dass sie von Jesus Christus 
gewordenen Sohne Gottes, den Auftrag erhalten habe 
den Menschen gebrachte Offenbarung zu verkünden, 
Auftrage leitet sie das Recht , wie die Pflicht ab , a 
lischen Kindßr in der Volksschule in den Heilswaht 
terrichten, Sie erklärt ferner, das Niemand ausser ihr, 
sei, berechtigt oder auch nur befähigt sei, in ihren Li 
richten; dass namentlich keine Staatsgewalt einen j 
römisch-katholischen Lehre zu unterrichten, ertheilen di 

Die gehorsamst unterzeichneten Pfarrer halten . 
dass die Verfassungaurkunde vom 31, Januar 1850 di( 
der römisch-katholischen Kirche als eine in den prena 
rechtlich zulässige dadurch hat anerkennen wollen, d 


n:: 


Die Schul- und Katechiamusfrage in Preusse 

merkte der »Merkur ,« »dürfea wir nicht vers 
dem entschiedenen , aber sichtlich planmässigc 
Pfarrer volle und dankbare Änerkennang zollen. 
des Landtags müsssn einen Bescheid geben un 
der, dass die Petition znr Verhandlung im PIt 
sei. Der Schritt, welcher dann geschieht, ist 
1er Klarheit ins Auge gefasst; an ein ZurQckw 
zn denken. Dass die Pfarrer st^ts innerhalb d 
sigen sich bewegen werden, versteht sich von 
hat am 24, Januar 1877 die Verhandlung im I 
neteii die Antwort auf die obige Eingabe der 
ertheilt.« 


16. In der 6. i 
24. Januar 1877 wurde zum Schlüsse (Nr. V. 
Peter Reiciensperger's betreffend den Religio! 
Volksschulen verhandelt. Derselbe lantet: 

Das Hans der Abgeordneten wolle beschli' 
auszusprechen , dass die kdnigliche Staatsregieri 
Herrn Cultusministers vom 18. Februar 1876 [al 
Bd. 35. S. 464.] einer nähern Prüfung zu ante 
sätzlich feststellen werde, dass 1) kraft der im . 
fassungsurkunde gewährleisteteu Keligions- und ( 
nrit der obligatorischen Volksschule verbundene 
nur im Sinne der betreffenden Kirche, mithin -unt 
veriassungamässigen Oberen ertheilt werden darf; 
quenz des Artikels 12. der Verfassungsnrkunde auc! 
des Artikels 24. ibid., dass die betreffenden Religii 
religiösen Unterricht in der Volksschule zu lei 
worden ist, indem diese Leitung nach der bei 1 
sungsiirkunde ausdrücklich ausgesprochenen Willer 
regieruiig und des Landtages nicht blos das Kech 
sondern- auch das der Besorgung dieses religiöse 
der Religion sgesellachaften in sich schlieast; da: 
Leitung des Religionsunterrichts innerhalb der s 
Religionagesellschaften deren gesetzlichen Orgai 
steht; dass endlich 4) der Volksschullehrer dii 
riebt nur kraft einer Ermächtigung der zuständi 
zu ertheileii befugt ist.« 

Abg. Dr. V, StaUeusski beantragt in Nr. 
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biren rnnss, was dieselbeu hoc)i übe 
statairt haben, üud zweitens, m 
Raum gegeben werden, welcher i 
BestimmQDgeQ des Minisierialerlass 
ProviucialbehOrden zq versehen habt 
Denn, m. H., alles Oänstlge, was i 
ministers niedergelegt ist, das ist 
tionären Anwendung dieser Provinci: 
denn sie allein können nnd sollen ; 
Gesichtspunkte, würdigen nnd in Be 
Falle nach der Ansicht des Herrn '. 
handlung erheischen, als sie von di 
liebt worden war. Ich frage nun, i 
Gieaetzen d«r Logik möglich sein k: 
Ertheilnng des Beligionsunterrichts 
und zur Geltung bringen will. Ich 
ihrem allgemeinsten Begriffe nach ef 
Lehrgegenstand schlechterdings nicb 
Religionsunterricht hat doch nicht 
gewisse Lehrsätze beizubringen, sii 
sie dieselben lernen zu kesen — sond 
richts ist doch die Begründung de 
betreffenden Keligionssätze, Nun i 
diese Sätze als Wahrheiten nur au; 
mentlich in der Kinderseele, auf C 
Evangelischen ist das die Autorität 
symbolischen Bücher; innerhalb dt 
ganz unzweifelhaft die Autorität d« 
und sie allein kann essein, die dt 
den Beligionsstunden Vorgetragenen 
den Sätze , die sie lernen sollen , ii 
lässt. Dass das nun nicht als eine 
kann , scheint wohl festzustehen. 
über hinweggegangen, er hat es für 
liehe Mitgarantie der kirclilichen 
Staatsdienern verwulten zu lassen. 
früher bestandenen Zustand alterirt 
nach das nur tbun können, indem 
Veifasflunganrkunde gewährte Relig 
Gehen Sie dagegen von den weite 
Verfassungsgesetzes aus , so finden i 
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gesellschaffcen den früherliin bestandeiaen Einfluss auf den Religions- 
unterricht haben sollten, dies nur als ein Gewaltakt asiatischer Des- 
potie bezeichnet werden könne. (Sehr gut! im Centrum. Laclien 
links). Aber, m.' H., erlauben Sie mir auch, dass ich an diese etwas 
scharf betonte Anschauung der bezeichneten Lehrcrconferenz sofort 
eine andere Betrachtung anschliesse. Es wundert mich vor allem, ctass 
der Herr Cultusminister sich nicht wenigstens veranlasst gesehen hat, die 
Consequenz seines eigenen Handelns hier a majori zu ziehen. Sie erin- 
nern sich Alle, dass der frühere Herr Cultusminister y. Mühler seine 
Laufbahn in entsprechender Weise abgeschlossen hat mit dem nicht 
vergessenen BrauÄsberger Rescript. In diesem Rescripte hat Herr 
V. Mühler für gut befunden , auszusprechen , dass die Schüler des 
Gymnasiums entweder den Religionsunterricht eines aus der römisch- 
katholischen Kirche ausgeschlossenen Geistlichen besuchen, oder aber 
das Gymnasium verlassen müssten. Das, m. H. ,^ ist dem jetzigen 
Herrn Cultusminister als zu stark entgegengetreten, und er hat darum 
bei Beginn seines Amtes diese Massnahmen seines Herrn Vorgängers rec- 
tificirt. Er hat festgestellt, dass diejenigen Schüler, deren Eltern erklär- 
ten, dass der von dem officiellen Religionslehrer ertheilte Unterricht nicht 
ihrer confessionellen üeberzeugung entspreche, von dem Besuche dieses 
Unterrichts dispensirt werden sollen, wenn ein anderweitiger Ersatz 
nachgewiesen sei. Nun, m. H., frage ich, ob nicht die Natur der 
Dinge den Herrn Minister zwingend veranlassen sollte, bei. de» Volks- 
schute wenigstens dasselbe Princip gelten zu lassen. Der Besuch der 
höheren Lehranstalten ist ja ein rein facultativer, d^r der Volksschule 
aber ein obligatorischer, und nichtsdestoweniger hat Herr Falk noch 
nicht anerkannt, dass die Eltern, der Kinder, die in der Volksschule 
den Religionsunterricht empfangen sollen, ebenfalls mit ' demselben 
Effect erklären können, dieser Religionsunterricht entspreche nicht 
ihren confessionellen Anschauungen und üeberzeugungen, ihre Kinder 
müssten daher auch von diesem Lehrfache in der Volksschule dis- 
pensirt werden. Es scheint mir doch die einfachste Consequenz, ja 
eine Nöthigung a majori zu sein , dasselbe bei der obligatorischen 
Volksschule zur Geltung zu bringen, was bei der facultativen, höheren 
Schule geschehen' ist. Ich weiss ja sehr wobl, dass es nicht wenige 
Stimmen im Lande, vielleicht auch im Landtage gibt, die sagen: 
mit der Nothwendigkeit der confessionellen Religion sei es gar nicht 
so bestellt, wie von den Ultramontanen behauptet wird. Viele sagen 
ja: »Bildung macfit frei,« — die Religion möge ja etwas individuell 
Gutes sein, aber sie sei nicht unerlässig für die Weiterführung der 
Gesellschaftsordnung. Wenn dem so wäre, so würde ich zunächst 
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rection der Ortsobrigkeit stehen, welche die Geistlichen zuziehen 
niuss. Nun sagt der §. 49. desselben Titels Folgendes: 

»Der Prediger des Ortes ist schuldig, nicht nur durch Aufsicht, 
sondern auch durch eigenen Unterriebt des Schulmeisters so- 
wohl, als der Kinder zur Erreichung des Zweckes der Schulan- 
stalt thätig mitzuwirken.« 

M. H. , über diesen Gesetzesparagraphen hat sich im vorigen 
Jahre die Commission des Abgeordnetenhauses, welcher die betref- 
fenden Petitionen zugewiesen waren, in einem gedruckten Berichte 
ausgesprochen. Sie hat gesagt: vielleicht möchte man sich zu^r 
Rechtfertigung des Satzes, dass der Religionsunterricht gesetzlich 
durch die Ortsgeistlichen ertheilt werden solle und müsse, auf diesen 
Paragraphen berufen. Allein es resumirt der Bericht sich dann da- 
hin, dass er meint, nur durch die »gewaltsamste Interpretation« könne 
diese Condusion daraus gezogen werden, »denn« — so heisst es in dem 
Commissionsbericht, ganz entsprechend demjenigen, was damals der 
Herr Regierungscommissar in der Commission selbst vertreten hat — 
denn zunächst sei diese Function den Pfarrern nur zugewiesen als 
Schulrevisoren, — zweitens spreche der Paragraph ja gar nicht von 
dem Religionsunterricht, und drittens lege dieser Paragraph den Orts- 
geistlichen nur die Pflicht auf, das Entsprefthende zu thun, gebe 
ihm aber keineswegs das Recht dazu. Ja, m. H. , wenn eine derar- 
tige, wie ich meine, mehr als gewaltsame Dialektik in Aktenstücken 
des Abgeordnetenhauses vorkommen kann, dann ist es allerdings 
schon sehr weit gediehen! Zuerst also, m. H., die Behauptung des 
§. 49. beziehe sich auf die Prediger nur als Schulrevisoren, und da 
sie das nicht mehr seien oder nicht mehr sein müssten nach den 
neuesten Gesetzen , so sei der ganze Satz hinfiillig. Ich frage nun 
den Herrn Minister, ob auch er dann überhaupt behaupten will, dass 
seine Schulrevisoren den SchuUehreyrn und den Kindern überhaupt 
Unterricht zu ertheilen haben. Er wird selbst anerkennen, das sei 
nicht die Aufgabe der Schulrevisoren, — sie hätten nur die Aufsicht 
auszuüben, nicht aber Unterricht zu ertheilen. Das Landrecht selbst 
spricht aber auch in §. 49. von dem Prediger schlechtweg und nicht 
von einer besonderen Qualität, die er ausserdem haben kann, aber auch 
nicht haben kann, und weiter: essoll hier in diesem Paragraphen von 
dem Religionsunterricht überhaupt nicht die Rede sein. Ja, ganz gewiss 
nicht, es ist vom Unterricht im Ganzen die Rede, und wenn der gan^e Un- 
terricht der Volksschule so behandelt wird, wie es der §. 49. vorschreibt, 
dann wird ganz gewiss auch der Religionsunterricht a priori so be- 
handelt. Und endlich, m. H., wie ist es denn möglich, dass man in 
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fessiohellen Verhältnisse möglichst za berneksiclitigt 
ligiösen Unterricht iq der Volksschule leiten fiie 
EeUgionsgesellschaiten.« 

Nun sagt in dieser Beziehung Herr v. Rönne iu sc 
auf Seite 252, daas der Keligionsunterricht verfassungsmä. 
geisüiche AngelcgenTmt angesehen werde, nicht als eine 
Er sagt auf Seite G53: 

»Der Religionsunterricht ist in aileu denselben beruh 
Ordnungen als die -Hauptsache des ganzen Schulunt 
handelt und bezeichnet; der dadurch begründete & 
Cliarakter der Volksschule, hat selbst in der Staat 
(Art. 24.) Anerkennung gefunden , welcher ansaerd 
sammie Leitung des BeUgionsunterriehtes den Reli 
Schäften überträgt.« 

Das, m. H., ist das Besumö, welches Herr v. Em 
betreffenden Veriassungsbestimmungen entnommen hat, 
Meinung, dass nach beiden Seiten hin der Herr Cultusrr 
darüber- hin weggegangen ist. Von seiner — ich weiss n 
soll sagen systematisch oder thatsächlich betriebene \ 
der bestehenden confeasionellen Schule in Simultanschul 
nicht eingehend sprechen, dies liegt ja ausserhalb des Ai 
will nur daran erinnern, dass der Herr Cultusminister si 
nau ansehen sollte und masste, was die Cabiuetsordre vor 
1820 desfalls ausdrücklich vorschreibt — dass nämlich c 
tanschuten nur ausnahmsweise Platz greifen sollen, wei 
der Minderheit der Confessionsgenossen nicht gross gen 
einen eigenen Lehrer anzustellen ; andernfalls nur dann 
Gemeinden und zugleich die kirchlichen Oberen,, sowie di 
sich damit einverstanden erklären. M. H., ich will hier 
nur näher eingehen auf die Monopolisirung des Beligions 
durch die Staatsbehörden, die in dem Erlasse des Heri 
ausgesprochen worden ist. Der Herr Minister hat, ich 
mehr wann, ich habe mir dieses Datum nicht notirt, bei 
ner Gelegenheit gesagt : Die Behauptung, dass sein %xh 
setze und der Verfassung widerspreche, sei schon dessh 
zuweisen, weil wir nicht im Stande seien, ihm ein concre 
les Gesetz in Bezug auf die Einzelheiten seiner Anordn 
gegeuzubalten. Ich, m. H, , möchte mir von vornhen 
laubniss nehmen, dem Herrn Minister eutgegetaznhalte 
als Executivbehörde doch seinerseits seine Massregeln 
stimmte Gesetze rechtfertigen rauss , nicht aber, das; 
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erst nachweisen muss: eine bestimmte Anordnung desselben stehe 
einem bestimmten Gesetze entgegen. Er mnss seine Legitima- 
tion erst nachweisen dadurch, dass er seine Anordnungen mit ei- 
nem Gesetz in causale Verbindung setzt. Allein ich habe ja 
schon den verletzten §. 49. A. L.-K. vorgeführt. Wenn Sie nicht 
diesem §. 49. die im vorjährigen Bericht gegebene fälsche Deutuog, 
die ich nicht weiter qualificiren will, geben wollen, dann werden Sie 
anerkennen, dass im §. 49. schon dasGegentheil von dem gesagt ist, 
was der Herr Minister zur Geltung gebracht hat. Nun muss ich 
also weiter übergehen auf die Frage, wie es deun heute in Preussen 
steht mit der actuellen Geltung und mit dem Sinne des Artikel 24. 
der Verfassungsurkunde, auf welchen mt uns berufen; In dieser Be- 
ziehung hat nun bei Berathung des Schulaufsichtsgesetzes 4er Herr 
Cultusminister am 9. Februar 1872 eine Erklärung abgegeben, die 
er zu meinem Bedauern nicht ferner vor Augen gehalten äq. haben 
scheint. Er hat damals gesagt: 

»Ich bitte Gewicht darauf zu legen dass de!" 'Af tikel 24» der 
Verfassungsurkunde besteht m\A bestehen bleiben sdll, uiid ebenso, 
dass das actuelle Becht, welches nach Artikel 112. dar- Verftis- 
sungsurkunde dem Artikel 24. der Verfassungsurkunde, nament- 
lich in seinen beiden ersten Absätzen (wo düs' Wort »Leitung* 
\OT\ioinmt)j enisprichf^ aufrecht erhalten bleibt.« 
Er hat diese Erklärung, abgegeben, um die Besorgniss zurück- 
zuweisen, dass er über den Sinn und die Bedeutung* des Artikel 24. 
sich hinwegsetzen könnte, und er hat darum am folgenden Tage noch 
folgende weitere Erklärung abgegeben: .• . 

»Wenn,« sagt er, »an den gegenwärtigen Voröehtiftöiiv di^ 
nach Artikel 112. der Verfassungsurkünde in l^ziig «of das 
Unterrichtswesen bestehen und mit dem Artikel 24. übereia* 
stimmen, etwas geändert werden soll, so kauft dieAenifortffegin 
keinem anderen Gange erfolgen, als in dem Gange, deir bedingt 
wird durch die Principien der Verfassuiigsurkunde.« 
Ich meine also, hier ist klar ausgesprochen, dass das öur- naßh 
vorheriger Verfassungsänderung geschehen könne. Der H#r Aegidi 
hat in seinem Tagesordnungsantrage gesagt , der Artikel 24. hätte 
ja keine andere Bedeutung, als Richtschnur zu sein für die künftige 
Gesetzgebung, Sie haben gehört, dass der Herr Minister anderer 
Meinung gewesen ist und dass er äie actuelle Geltung deöselberi be- 
tont,' sich dadurch ja für gebunden erklärt hat, indem er so den Ver- 
dacht von sich ablehnt, als könne er über denselben hinausgehen 
wollen. Aber, m.' H. , ganz abgesehen davon, wird doch wohl dfer 
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Herr Ab^. Aegidi auch der Meinang sein mfissen, d$ss, wenn der 
Artikel 24. die Biohtschnur für die Gesetzgebung sei, er doch min- 
destens auch die Bichtscbnur für die Verwaltung sein müsse, und 
dass die Verwaltung nicht weiter gehen könne, als selbst die Gesetz- 
gebung gehen darf. Ich sollte meinen, das wäre ziemlich klar, das 
brauchte hier nicht näher erörtert zu werden. Der Herr Minister 
hat, wie gesagt, diese seine Erklärungen und Zusicherungen, meiner 
Anschauung nach, nicht blos nicht verwirklicht, sondern das Gegen- 
tbeil davon gethan. Er hat namentlich den Sinn des Artikel 24. 
der Verfassung, wie er durchweine fänfundzwanzigjährige Staatspra- 
xis im Staate Preussens bestanden hat, durch seinen Machtwillen 
beseitigt; er hat gesagt, dieser Artikel habe in der Wirklichkeit 
einen ganz anderen Sinn, als man ihm bisheran beigelegt habe. Al- 
iein, m., H., das »bisheran« ist eben nicht blos die Anschauung aller 
Vorgänger des Herrn Cultusministers , sondern es ist die bewusste 
anerkannte und niemals angefochtene richtige Uebersetzung des wirk- 
lichen Verfassungssinnes« Es ist niemals während dieser fünfund- 
zwanzigjährigen Staatspraxis in einem der beiden Häuser der min- 
deste Zweifel dagegen laut geworden, dass jene fünfundzwanzigjäh- 
rige Sta^ttspraxis die richtige, dem wirklichen Sinne und der Be- 
deutung der Verfassungsurkunde entsprechende ist. Nun, m. H., 
begegnet aber auch dem Herrn Minister das Unglück, dass das Wort 
>ieiien« und »Leitung« in zwei unmittelbar nacheinanderstehenden, 
dieselbe Materie betreffenden Artikeln der Verfassungsurkunde vor- 
kommt, nämlich im Artikel 22. und zweimal im Artikel 24. Der 
Artikel 22. sagt: Unterricht zu ertheilen und Unteriicbtsanskalten 
zu gründen und zu leiten^ steht Jedem frei, wenn er seine sittliche, 
wissenschaftliche und technische Befähigung den Staatsbehörden nach- 
gewiesen hat. Ich frage , ob , wenn dieser Satz actuelles Becht im 
Staate Preussens wäre, wie er- es leider nicht ist, ob dann vielleicht 
der Herr Minister den Muth haben würde, auch hier das Wort »lei- 
ten« des Artikel 22., welcher die Unterrichtsfreiheit proclamirte, so 
am paraphrasiren , wie er bei der Leitung des Unterrichts es tbut. 
Also Demjenigen, der die Unterrichtsanstalten gründen darf, seine 
Befähigung dazu nachgejndesen hat, soll zwar das Becht beigelegt 
werden, zu leiten, dies Leiten solle aber nur bedeuten — wie es jetzt 
in Beziehung auf den Beligionsunterricht von dem Herrn Minister 
statuirt worden ist, — nämlich das Becht, dem Unterrichte beizu- 
wohnen, sich davon zu überzeugen, dass der Unterricht in seinem 
Sinne geleitet werde , dem Lehrer auch Vorstellungen darüber zu 
nvichen und eventuell Wünsche und Beschwerden an die vorgesetzte 
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Behörde zu richten. Ja, m. H., es erkennt wohl Jeder an, dass das 
eine Carricatur der ganzen Unterrichtsffeiheit wäre, die doch der 
Artikel 22. Unbestrittenermassen 'gfei^ötlt hat. Aber weiter: in dem- 
selben Artikel 24., welcher die Leitung des ßeligionsunterilchts den 
Religionsgesellschaften fiberweist, lieisst es wörtlich wie folgt: »Die 
Leitung der äusseren Angelegenheiten der Volksschule steht der Ge- 
meinde zu.c Heisst also auch wiederum oder musä es nicht im 
Sinne des Ministers heissen, dass auch hier das Wort »Leitung« nqr 
die harmlose Bedeutung hat, die ich eben angeführt habe, —' dass 
die Eegierung dagegen ihrerseits deu' Bauplatz auswählt j,, d^n.tlan 
aufstellt, baut und den Gemeinden daä Recht fiberlässt, beizuwoh- 
nen, sich zu überzeugen, endlich zü'retoonstriren? Ja, m. H.,'däs 
wird der Herr Minister des Innern schwerlich thün, und das Haus 
der Abgeordneten wird es wahrscheinlich nicht ei^lauben — . und Äie 
Gemeinden werden sich bedanken für eiue sötclie Leitung iex Sfl^r 
seren Angelegenheiten der Schule, Wir aber, uiid alle Katholiken 
des Landes bedanken sich ebensowbhr für eine solche Leitäng'des 
Religionsunterrichtes, wie der Herr Minister sie paVaphrasirtÄihat. 
(Bravo!). Aber weiter, m. Hl, ich bin in dör Lage, deiä Herlii' Mi- 
nister auch positiv tihd dii'ect zu beweisen, dass er sich |ai voÜ^n 
Irrthum befindet, indem er eine Thesiä aufgestellt hat, die' in der 
allerflagrantesten Weise durch die Thä^sache/widerlegt Wirdi". Na- 
türlich kann ich das nur tinter der Voraussetzung JbleWeisenij ' .'dass 
das Abgeordnetenhaus auch heuiö liöcli das als wahr etaphtet, "was 
vor Jahren der Herr Abgeordnete Dr. Gheist hier' tintjer toller Zu- 
stimmung des Abgeordnetenhauses erklärt hat, -p' dasi nS'piIich,cier 
Sinn und die Bedeutung einer Verfässühgsbestimmujig/ nictit 
festgestellt werden nach dem Bbliei3en eines jeWomgeii iÄinislers, 
sondern dass dei* Sinn und die Bedeutung ^ jeder VerfässungsW 
mung so festzuhalten sei, wie diejenigen ihn wirklich gew*ollt .üid, 
gesetzt haben, welche die Verfassung Ms' (Jeset^efce^^ 
beeidet haben. Nun 'ffagt es sich ä?s6 : " Was ist der von den Ür^ 
hebern der VefJassüng , ^ d. h, ion' Akt ' Staais^'egierung unjcf * Wdea 
Kammern des Laihdtages, 'gewoirte uti'd &sgespröcKene^ 
tes »leiten?« In dieser Beziehung hat Herr v. j^^amc mit seineio. 
gewohnten Pleiss und seiner Genauigkeit zunächst folgendes ßeäQn^|S 
gegeben. Er sagt in seinem Staatstecht Band L, Abheilung Ü, 
Seite 529: »Die Centralabtheilung der Nationalversammlung^ 
im Artikel 24. vorgeschlagen: \ . ... 

den Religionsunterricht in der Volksschule ^esor^re« titici lÄ^r- 
wachen die betreffenden Religionsgeseuscliäften. . / 
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Diese Passung » sagt v. Rönne , hatte die octrojirte Verfas- 
sungsurkunde beibehalten. Bei der Revision wurde indess beschlos* 
sen, 9tatt der Worte »besorgen und überwachen« zu setzen »leiten,« 
welche Fal^sung auch der Minister v. Ladenberg befürwortet hatte, 
weil die Begriffe. »besorgen und überwachen« vieldeutig seien; (es 
war namentlich hervorgehoben, dass nach diesen Worten angenom- 
men werden könnte« nur die Geistlichen allein könnten und müssteu 
den Religionsunterricht ertheilen; das wollte man nicht, weil mau 
es nicht konnte, indem der betreffende Unterriebt theilweise auch 
durch VolksschuUebrer gegeben werden musste). Nach diesem mei- 
nem ?j.wischensatze fg,hre ich fort mit den Worten v. Honnefs, Mi- 
nister V. Ladenberg hatte also das Wort »leiten« befürwortet, »weil 
die Begriffe »besorgen u^d ul^erwachen« vieldeutig seien, während 
die »Leitung« Alles in sich schliesse, was in dieser Beziehung von 
Religionsgesellschaften gewünscht werden könne « indem sie sowohl 
befugt seien, die Oberleitung 011 erwählen^ also auch unter Um- 
ständen diese Leitung auf ein eigenes Besorgen auszudehnen.^ Das, 
m,^H„ ist der Grund, wesahalb damals an Stelle der beiden Worte 
»besorgen und überwachen« das Wort »leiten« seitens des Herrn 
Cultu^ministerß enipfohlen worden ist. Diese Erklärung des Herrn 
Mipisters y. Ladanberg hat im Jahre 1864 noch dem Herrn v. Rönne 
in seiner juristischen^ Unsfcbuld für ausreichend erschienen. Damals 
zweifeljie er nicht daran, dass die officielle Erläuterung, die da ge- 
gehen worden, auch die richtige und massgebende sei. Allein seit- 
dem ist das ja natürlich ganz anders geworden, Herr v. Ladenberg 
wird jetzt zu den ültramontanen gezählt und gilt nichts mehr. Ich 
bin also genö.thigt, etwas näher auf die Sache einzugehen und Ihnen 
zu^^eigen, dass das, was Herr «.Laefenftergr, hier noch v. Rönne g^- 
sägt liat, der wirkliche Ausdruck des Willens der beiden Häuser des 
Xiandtages gewesen i$t. Die betreffende Matme wurde nämlich zu- 
näc/ist verhandelt in der damaligen ersten Kammer. In dem Berichte 
des . Ausschusses diesem ersten Klammer wurde vorgeschlagen, die 
tVor^te »besorgen und überwachen« zu ersetzen durch das Wort »lei- 
ten,« und da hiesse es denn in dem Berichte wörtlich: »Dass- der 
Religionsunterricht in der Volksschule den Religionsgesellschaften zu 
überlassen sei^ hau der Ausschuss als unzweifelhaft anerkannt und 
sich dadurch einverstanden, erklärt mit dem damaligen Artikel 21. 
der öctroyirten Verfassung« heute 24 ; nur zur Vereinfachung der 
Redaction sei einstimnng beschlossen woi-den, statt der Worte : be- 
sorgen und überwachen, zusetzen: leiten, weil der Minister erklärte, 
das Wort »leiten« auch die eigene Besorgung in sich schliesse. So, 
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^ m. H., ist der Satz vom Plenum der ersten Kammer angenommeD 

worden« Dier Sache ging nnn an die zweite Kammer^ und dieCom- 
mission des Äbgeordnetenbanses hat eine andere modificirte Easstuig 
des Artikels vorgeschlagen ; Sie werden gleich hören , worin diese 
Aenderung, beruht. Der Minister v. Ladenberg erklärte im Plenum 
des Abge(»:dnetenbauses , das Wort »leiten« sei das angemessene, 
tceil es auch das Recht des eigenen Besargens in sich scMiesse. 
Das wurde von keiner Seite bestritten; es wurde, um nur die der 
evangelischen Kirche angehörigen Abgeordneten zu nennen, iTon den 
Herrn Abg. Landferman, Wehraer, Bleck und dem Referenten Keller 
bestätigt; es wurde, indessen die von der Coromission vorgeschlagene 
allgemeinere Fassung votirt. Die Sache ging also in die erste Sam- 
mer zurück, und deren Aussch^ss b^ntragte, festzuhalten an dem 
Worte: leiten; und kommt der Grund -r »weil der Beschluss der 
zweiten Kammer den Beligionsgesellschaften die Leitung des KeU- 
gionsunterrichtes anscheinend nicht gaw, dagegen einen iTheil. am 
gesammten Unterricht gebe ; — das wolle man nicht, man wolle den 
Beligionsunterricht ganz den Beligionsgesellschaften zuweisen, nicht 
aber einen Theil an dem andern Unterricht der Volksschule. Der 
Satz wurde im Plenum der I. Kammer festgehalten, nachdem der 
Herr Minister v. Laden berg sich wiederholt in demselben Sinne aus- 
gesprochen und noch etwas hinzugefügt hat, was zugleich meinen 
Antrag sub Nr, 3. von vornherein aufe Vollständigste, re<iitfertigt. 
Denn Herr von Ladenberg fügte hinzu , es seien selbstverständlich 
die Ortsgeistlichen, die den betreffenden Beligionsunterricht ?a leiten 
d. h. zu besorgen und zu überwachen haben, (Hört!) ^und^. dieser 
Satz ist denn auch in der ersten Kammer festgehalte^n und yoii der 
zweiten Kammer demnächst genehmigt* worden. Ich glaubjB, jp. H., 
, jetzt doch fragen zu dürfen, ob es wohl loyaler "Weise möglich ist, 
den wirklich gewollten Sinn des Wortes »Leitung« hiernach noch in 
' Frage zu stellen. Ja, wenn aber diese Erklärungen der beiden Häu- 
ser des Landtages, der Minister und der Commissionsberichte nicht 
mehr kraft ihrer sachlich identischen Erklärung den wirklich jgfewoll- 
ten Sinn eines Verfassungsartikels darstellen , dann steht, auf dem 
Spiel, -- auch das Budgetrecht! (Sehr wahr!) Nun, m. H., sagt 
der Ministerialerlass sub Nr. 7. kein einzelner Geistlicher . hätt§ als 
solcher Becht, in der Volksschule den Beligionsunterricht zu leiten, 
selbst in dem Sinne, den der Herr Minister mit dem Worte ;>leiteii« 
bereits gegeben hat; jeder einzelne Geistliche könne vielniehr, von 
der Aufsichtsbehörde augewiesen werden, wenn seine Persönlichl^eit 
nicht von der Art sei, dass die Aufsichtsbehörde es für angiöinessen 
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erachte. . Sie werden doch wohl anerkennen , dass wenn das richtig 
und zulässig wäre, auch schon diese Leitung, die der Herr Minister 
noch anerkennen will, wiederum das Lichtenbergische Messer ohne 
Klinge wäre, welches keinen Griff hat. Es wäre dann wahrlich gar 
nichts flbrig geblieben; von einem verfassungsmässigen Bechte kann 
man doch wahrlich dann nicht mehr sprechen. Wenn speciell be- 
hauptet wird, kein einzelner, bestimmter Geistlicher hätte das Becht 
dazu, jeder Einzelne kann vielmehr von den Schulaufsichtsbehörden 
zurückgewiesen werden, — was bleibt dann wohl übrig, als der et- 
waige Wille einer Schulaufeichtsbehörde ? Von einem verfassungs- 
mässigen Rechte des Leilens kann dann in dem beschränktesten Sinne 
des Herrn' Ministers nicht mehr gesprochen werden. (Sehr wahr! im 
Centrum). Nun, m. H., in dieser Beziehung habe ich bereits die 
entgegengesetzte Aeusserung des Ministers Ladeni^erg bei der Ver- 
fassungsrevision angeführt, die* keinen Widerspruch gefunden hat. 
Allein, 4D. H., es hat dieser ministeriellen Aeusserung gar nicht ein- 
mal .bedurft ; die Landesgesetze selber sind klar genug, um das 
Anerkenntniss des Ministers Ladenberg als unzweifelhafte und da- 
rum riicKt erst zu constatirende Wahrheit erkennen zu lassen. 
Ich frage, ob denn die evangelische und die römisch-katholische 
Kirche im Staate Preussen nicht anerkannte und formirte Corpora- 
tionen sind, ob diese formirten Corpora tionen nicht ihre gesetzlich 
arierkannten Organe haben, und ob, wenn die ' Verfassungsurkunde 
dießen Kirchen ein Becht zuweist , dies Becht nicht durch die ge- 
setzlich anerkannten Organe derselben ausgeübt wird. Das , meine 
icli, ist so selbstverständlich, dass es gar keiner weiteren Erörterung 
bieiärf. Nun, m. H. , noch einige Worte' zu Nr. 9.; da wird das, 
T^^s ich bereits angeführt habe, in extenso dargelegt. Der Orts- 
jfeisjtliohe soirnür das Becht haben, dem Beligionsunterricht beizu- 
I wQhneh;. sich zu überzeugeii, dass er gut sei, — dem Schullehrer auch 
"yQystelJungen zu niacben (natürlich unter vier Augen), dann sogar 
,*^as tteclit, Sjei'ne Wünsche und Beschwerden bei der Schulaufsichts- 
[beiördeJäut wetden zu lassen. Nun, m. H., lade ich Sie ein, zu- 
gleich 'den zweiten Satz von Nr. 10. des Erlasses des Herrn Mini- 
sters'jSich zu Vergegenwärtigen: Hier heisst es: Eine Einwirkung 
.aiif 'den sächiichert Inhalt der Eeligionstehre steht aber der staat- 
lichen Schulaufsichtsbehörde nur insoweit zu, als die Beligionslehre 
'nichijs enthalten darf , was den bürgerlichen und staatsbürgerlichen 
Pflichten zuwiderläuft. Darauf also hat die Schulaufsichtsbehörde 
sich ^u' beschränken^ sid hat keine Entscheidung zu treffen über die 
stmtig gewordene dogmatische Anschauungen zwischen dem Orts- 
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geistlichen und dem Schallehrer, Gott bewahre! Nun ja, das ist ein 
ganz correcter Standpunkt, allein der Herr Minister hat die Conse- 
qnenz desselben nicht daraus gezogen, — die Gonsequenz, nämlich 
da?on, dass, wie es hier virtualiter anerkannt ist, die Staatsbehörde 
überhaupt nicht entscheiden kann über dogmatische Gegensatze, die 
an die Regierung herangebracht werden, — sie kann in der That 
noch ?iel weniger, als sie massgebend entscheiden kann über wissen- 
schaftliche Fragen, etwa über die Echtheit von Moabiter Alterthu- 
mern. Das kann eben der Herr Cultusminister nicht, es U^t aus- 
serhalb seiner Möglichkeit. Am wenigsten aber kann er oder seine 
Unterbehörde über dogmatische Gegensätze zwischen Geistlichen und 
Lehrern entscheiden. Und was ist denn nun das Resultat dieser 
beiderseitigen Bestimmungen des Herrn Ministers in Nn 9,; und 10. 
seines Erlasses? Der Pfarrer hat das Recht, Wünsche und Be- 
schwerden an die Aufsichtsbehörden 'gelangen zu lassen, aber die 
Behörde kann und darf nicht entscheiden. Es ist also hier das Recht 
des allermässigsten Querulirens statuirt — die letzte Entscheidung 
ist und bleibt der Herr Schullehrer. Und wer sind denn diese sou- 
verainen Richter in dogmatischen Fragen gegenüber der Geistlich- 
keit? Ich habe ohnlängst in der pädagogischen Zeitung — einem 
evangelischen Blatte — wörtlich gelesen, dasä im Staate Preussens 
bereits für 150,000 Kinder »schwache, meist pädagogisch unwissei^le 
Frauenzimmer und halbwüchsige Knaben von 14 bis 11 Jahren mit 
diesem Lehramte betraut« seien. (Hört! Hört! im Centrum). Das, 
m. H., sind die souverainen Richter über den Geistlichen, welche auch 
die Schulaufsichtsbehörde nicht rectificiren kann und darf. Ja, wir 
schlagen die Hände wahrlich inwendig und in Gedanken noch mehr 
über einander , als der Herr Cultusminister Falk es soebeij äusser- 
lich gethan hat. (Sehr gut! Heiterkeit). M. H. , das Alles soll 
nun geschehen bei dem obligatorischen Volksschulunterricht, wähpend 
es nicht geschehen darf bei dem facultativen Religionsunterricht auf 
den höheren Anstalten, bei welchen Dispensation vom staatlichen 
Religionsunterricht erfolgt. Ich sollte meinen, dass hier, wenn je- 
mals, dieselbe Anordnung des Herrn Ministers sollte dauernde Gel- 
tung im Staate Preussen erhalten müssen, damit nicht das. Wo^rt 
von Dahlmann wiederum Wahrheit würde, indem er von der Seelem- 
Verkäuferin sprach, die durch das Rechtsbewusstsein des 19. Jahr- 
hunderts verurtheilt sei. Denn eine stärkere Seelen Verkäuferin, als 
der gesetzliche Zwang des Besuches desjenigen Religionsunterrichtes 
in der Volksschule, der nicht die Bürgschaft und Garantie seiner 
Echtheit und Richtigkeit seitens der Religionsgesellschaften, selchst 
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in sich tr&gt, ist doch wohl kaum zu construiren. (Sehr richtige) 
Ich hoffe und vertraue , dass die Herren von der Fortschrittspartei 
wenigstens — (Widerspruch und Lachen links). ■— ja w<)hl, ich 
holFe, wenli es anders noch nicht lächerlich geworden ist, die Er- 
klärungen uud Zusicherungen, die man in formeller Weise gegeben 
hat, auch wahr zu halten. Darum glaube und hoffe ich einstweilen 
Dodh, dass die Herren von der Fortschrittspartei die Sache ebenso 
thatsächlich beurtheilen, wie wir, und ich hoiSFe dasselbe von der 
conservaiiven Partei, wenn anders deren Programm eine Wahrheit 
seih soilj was sich ja erst beweisen muss, woran ich aber eiöstweilen 
nicht zweiifeln darf. Aber, m. fi., dabei ist der Herr Minister nicht 
stehen gebliebeii, er hat noch einige Schritte weiter gethan, die nicht 
nainder' mit den Gesetzen im Widerspruch stehen. Es ist schon seit 
langer Zeit und auch noch da, wo gewisse Bischöfe noch nicht von 
dem Staätsgerichtshof als »abgesetzt« erklärt waren , Damentlich in 
den Diöcesen Munster und Breölau, wie wenigstens die öffentlichen 
Blätter bekunden und wie mir von glaubwürdiger privater Seite ver- 
sichert worden ist, vielfach zum Schullehrerexamen gjöschritten wor- 
den, ohne dass eine Zuziehung der biötreffenden , noch nicht abge- 
setzten Bischöfe stattgehabt hat. Es würde mich ja freuen, wenn 
die Thatsache nicht wahf sein sollte ; ich habe aber gelesen , dass 
in der Diöcesiö Münster und Öresläu zu vier verschiedenen Malen vor 
dem Absetzungsurtheil des Staatsgerichtshofes solche Examina ohne 
bischöfliche Zuziehung stattgehabt haben. Allein jetzt ist es in den 
Diöcesen, wo die bischöfliche Verwaltung cassirt und ein anderes 
Moderamen nicht herbeigöführt worden ist, allseitig bekannte That- 
sache, dass von dieser gesetzlichen Garantie der Consistorialordnung 
gar nicht mehr die Kede sein kann. Und es ist doch gerade diese Zu- 
ziehung der bischöflichen Behörde zu den Schullehrerexamina, welche 
der • Berr ßegierungscommissar Stauder als diejenige^ Garantie be- 
zeichnet hat, welche es ausschliesse ; die Handlungsweise des Herrn 
Ministers als eine »Gewissenstyrannei« zu bezeichnen. Er sagte, da- 
durch, dass die Consistorialordnung von 1817 und 1827 diese Zu- 
ziehung vorschriebe und so die Qualification der betreffenden Lehrer 
auch für den Religionsunterricht gewährleiste , sei der Gefahr der 
Gewissenstjrannei vorgebeugt. Weiler, in. H., ist es, glaube ich, 
nicht zu bestreiten, dass in g^rosser Zahl blosse Präparanden mit 
der betreibenden Lehverstelle bedacht werden — es fehlt eben an 
dein entsprechenden M!ateriai. Also auch Lehrer, die überhaupt nicht 
einmaldas Lehrerexamen, auch nicht in Abwesenheit der bischöf- 
lichen BfehÖrde geiaoiacht haben. Ja noch, es ist mir mitgetheilt 


264 Die ÜdM-, und MateckUmusfirrnft In Freutttm a879^M^A 

wvcim v(m< einet Sitte»; "^ te Herr Minirter lanr gemiäi mcUwird 
hmbtäkmi woDen , dies «d dem SdrallelMreneiiiiiiair zm Birnndierg 
echoB nrit tmm, Jakrai der kattolieeliie Bd^onmmtBiridit tbevlniipt 
gar niiAt. mebr aaf dem Sf^n^Ian §gurürt (Wkil fifirtl im Om- 
tmm)« Es'eAUiittcli dae gans dtifiicli afos der Thatsaclie, daee dort 
Ut zo der j&ogeten Zeü hui eia fieUgSondehrer aogest^ war^ der 
nach' der BrUSrug der Väter resp. der Caodidatm selbst nicht den 
^nfemöoellen ünterricbt . der römisch-katholisdien YetM^. Sie 
sind deaehaib aoforisirt* wordeir^ eich, einen privaten Beligicmsaiter* 
rieht ztt'enehen. Seit zwei Jahren hat der Staat also gar keinen 
BeligiiMiennterrifdit mehr dort anf .dem Schnlpkne gehabt E»hat 
dies ja eine rehitiv gmte Seite; es ist hier dn Anftng d^ Unter- 
richtsfiieihdt^ die der Herr Ministor mit oder ohne seinw gnten 
Willen etablirt hat Nun, m. H«, hat der Bsrr Miniater Fa!l^ noch 
am U. ViTz 197$ Folgendes. «rkUMt i r 

»Der Staat hat aUeprdinga naob den bestehei^n jpreaeAf ticAen 

Bestimotnngen' (ich miedmho\e''--:^eidjiMckeHBßstmmh^ 
* die Verpß^lUung j' Personen mit dem üntenkht stt betranen, 

gegen dereii Lehre und Wandel die Kirche Mnwendimgen 

nicht hat« . . : ' 

; Df^ ist noch im Yorigen Jahre gesagt wordien* . N«n frage idi: 
steht denn diese^ gesetztiehe Anerken^m^ im Jünkla&ge mik^^den 
Thatsachen, die leb Vorgefahrt habe? Jkfit der Tbaiisaeh^i diiasmen 
heate g9sr nicht mi^hr- darnach .fragt, ob ein<MreflNdeF B^|iieiPi3- 
lebrer auch in der bezeichneten fieehtslagiei siek > heflnitet 9 <Pie: ^ bi- 
sehöflichet) Organei sindy wiegeaagt, zt^tlM; «zuH^n^i^'^kineheBredit- 
lichen ]g;tablirttflg aener Origade ist hitebejan inodh bi^t eio^ Vi^Q^^h 
gemacht worden.. M« H;, ich will Ma^^ehes Jbar Bord w^a^ .^h 
fable fnrmicbi me'fflr^Siev dasa ich schon sehr länge gespici^ben 
habe. ' (Jtefe links : Jal) Sie werden. mir ylelleicbt doQfa< mei^- 
nen, dass ich nichts, .waa nicht wesentticb zur SuhB geb&i^^ vorge- 
tmgen habe. Ich . miQchte Ihn^ nur ; die ' Ff age . einmal i mähe legen, 
welchen, ^ect Sie 4enii eigentlich glaoben dnrch ^di^tBeajyimmnBgen 
destin Bede stehenden Erlasses herbeigeführt zu eehen.; ..Ick «aeUte 
meinen^ Sie könnten sich aelbst die Antwort darauf geben^ dasarza- 
n&ehst nur eine sekv weit yerbreitete, ti^afe TJnzufriedl»nbeiti tsü^^die- 
sea . Bestimmungen besteht, yr iehiglaube nicht bloa* in kath^UscheDf 
sondern auch in streng gläubigen •iprotestantisoh^iSreisaja-M'AI^f 
zweitens j m^IL^ m^ine tiehy dass man damit: > eine. Zecruttna^ ides 
prenasiscben Volksscibulwesen anbahnt ,r die ischlieailioh mit nidits 
Andenem' ei^digen. kann, als miti degenigen: Varmide$^img, uket mtehe 
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■ der Herr UnttsterprftsideDt, der im Staate Prenssen d 
Stimm« 'bat, als ^Reicfaskimzler sich sehr scharf 
ausgesproeben hat. Diese VerwiMemiig' besteht 
W&cbten begriffen. Kaufragen Sie nach Ursach 
{0nrnhe ünln). Oder soll 4er Herr Cultasministe 
'ktagen, ättas der frühere Zaständ noserer ;»:eussi 
diejenlgeii Früchte getragen hat, die bestehen ut 
dea letzten Jahren mit Tielleieht za scharfer Beta 
hit — ^ von der Qeneiiation, die nnter dem frühere 
seil, sind eben die Schlachten von 1866 und 1870 
d0n. (Obol links). Ja, m'. H. , das ist die alte 
cMriaäit^ten Schule gewesen und nicht diejenige, d 
ster Falk erst iaaagnriren wird. (Sehr richtig! i 
m; H., 'idi bin nicht d«r HeinuDg, dase alles eo 
gewesen, wie es sonst bei anderen Gelegenheitea 
seben Volksaatemchte aberbinpt behauptet wordi 
auph^hattöDseiteB, and da möchte ich denn di 
selbst firigen, eh e^ etwa beklagt, dass in Folge di 
rie^teng »nseree Tolksschnl^esens die Tauf- und I 
überwiegend katholischen Landestheilen nicht dasje 
sie -in 'den vorwiegmd evangelischen Landesthe 
mödtte weiter fragen, ob der Herr Minister es ni 
eS'ihm' gleicbgiltig isii, dass aneh die Socialisteot 
' äfefAU^ Äiitwtirt geben, — die n&mtich, dasS in < 
'katbälischen Landeetbeilen , deren Jugend ihre I 
Baärtsi^es 'früheren chnetiicbeii Uoterrichtswesens 
'SücVa)imilS':^lecbterdings ksine Wurzel geschla. 
'<Ke Hänpter der Socialistenpartei im Keichstage ei 
wtinden «rklftrt -hatren , wie es auch die Wahrheit 
d^'SatboUcisibus' ihren Todfeind erblicken. (V 
J«t«t 'riebt;!) Ich weiss nicht, ob das hier bezweil 
liaks). Nun svhOn, ich bin aber doch der Meinnt 
rtot'Sooialtsteni die im Keichatage zu uns gesproct 
Witten, wer ihr Todfeind ist, als Sie. Sie mögei 
«üflsüheD od« vorSfHegeln — aber was- jene Mämu 
bODr'iRt, glaub« leh, aus ihrem Herzen gegangen, i 
am ' besten beurtheil^. Ich glaube, m. H., dass i( 
genug g«fiagt habe, ich will aber doch noch an ei 
Jcnüpfefi,' dia mir zur Befriedigung gereicht, und n 
über den Stimmungaüusseiungen , die hier auf dei 
Hinses air, it^ will niebt sagen , in ganz unerwa 
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gegentreteti. ' Idv. maciiie mit Befiriedigiiiig darauf aafmalnaffiv dass 
esf schon längst dahin gekomm^fi ist; dass auch die »Kberid^ticllf- 
feotUcfcen Blätter in Preassen, diejenigen namentlkh, 4ae aeb Siie 
Unabtiängigkeit bewahrt haben, schon seit langer Zeit aafdieseiB 
Unterrichtsgebiete iast denselben Standpunkt einnehmen, €ei^ wir 
hier vertreten. Das geschieht ' und ist geschehen in weiten Aus- 
einandersetzungen der »Vossischen Zeitung,« der »Voiks^Zeitongi« der 
»Scfalesischen Zeitung ,« und tbeilweise habe ich sogar zu meiner 
Verwunderung, resp. BefHedigung ähnliche StäinÄiungsäusseningen in 
der »Edbiischen Zettucfg« gelesen. (Ganz richtig! lAi' Centiftnn): 
Ich bin nun begierig, 6b der Herr Minister S^lk diereeWlichö'Be- 
gröndung * meiner Auslegung widerlegi^ii wird* imd ^ann; ^nd-^ er, 
wenn das etwa ihm ni(Jht "möglich äcfti sollte, Tielleicbteetbsl ^ 
neigt sein Wird", seinen Erlass' abermals ^u ptnSm: ün^'dalmit nm 
der Herr Minister Falk öieh öicht'et#a' an dieseti oder jenen ifeli««^ 
grund anklammere, etwaMcht wieder 'von dei^ SeniteüK'des Eleriß, 
vom Cültur kämpf , der ' geföi^dert tverden müsse' etc., spreche tnöge, 
will ich noch einmal mit den kürzeste^ Werten resümiren , was iöh 
glaube, ausgirführt zu baberf. (Ünruhö links). M. H., es kann ih- 
nen ja nicht helfen und es ist sachüerh tiOthwendig, denn mt bekom- 
men meist keine klarö Antwort auf das, was ich beantwortet ' sehen 
innss. AI^o ich habe behauptet und, wie ich meine,' bewiesen, dass 
die Voraussetzung des Erlasses, dass der Religionsunterricht als eirie 
Staatsftiiictiott behanddt werden k^^hiie, überhaupt unmöglich ist, so- 
wohl nach den Gesetzen der Logik,- als nach der Bestimmiöifg des 
Landreiöhts und unserer Verfassuhgsürkürtde. Sodaun hfebeich zwei- 
tens gesagt, dass der Beligiotisunterricht nur durfeh kirchlich ge- 
nehmigte Lehrer gegeben werden könne, wife dies der Herr Mihister 
Falk selbst in dem von mit: vorgelesenen * Citat als - geset^llcb^ fferft" 
stehende Verpflichtutig bezeichnet hat. Drittens, dasö die Aussohlies* 
sung *des Ortsgeistlichen öder die Autorisation zur Auösdhliesstoig 
des Ortsgei^lichen, wie si^ den Atiflsichtsbehörden ertheilt ist;' öiit 
dem §. 49., Th: IL; Tit. lä.,Mcles Landrecbts im Widerspruch steht.' 
Und' endlich, m. H., dass die Interpretation dfeö Wort^ifeit0n>' 
wieder Herr Minister Falk' ^sie zur Geltung zu bringen g^ÖöfehtjÄt, 
direct unmöglich ist, wenmnän nifeht allW authentische Fiprtstelfaugen 
des Sinnes «ud der Bedeutung einfes Verfassungsalf^ikefe nfögiW. ^Kh; 
wie gesagt, m. H., das werden Sie mir schön glauben , bib dfefeh- 
drnngen voh der Richtigkeit dieser meiner Themen. Ich k^ÖlH* aber 
leider Viicht sagen,« dass ich ebenso durchdrüng^h^ bin 'vdri flött fö- 
folg derselben, öel eöVbei dfem tandlaig , sei' ^ bel^ deöi^ H««*! ^Bfi^' 
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nister. Aberich sollb» dooh meiiB9ii> daas dte^en^biiUobCiii Gründe, mit 
depeu man , sieh aber solche BetrachtoDgenbinw^sstzt, docb nicht 
mehx Platz greifen kdnsen. Mkh bat ja früher gesagt, es mfisse , 
nun eiaioal um jieden Preis ^er.Einfluss der Gadtli(^u anf das Vulk 
gsbrocben oder gemindert werden, Naa, m.' H., sebea Sie doGhain ^ 
sich und fragen Sie sich, ob durch die biaberigen Gesetze und die 
besoichoeten Erlasse des Ministers wirklit^- eine solche Scbwäcbang 
oder nicht vielmehr die höchste ges^nnteate St&rknng des Einflus- 
ses der GeiaUtchen herheigeifBhrt worden ist. ^ Sie sagen weiter: 
wer die Scliule hat, der hat die Zakanft. Dada liegt ja ma&ches 
Wahre; aber prüfen Si« es i^w uodiSie w^dea die Antwprt' fin- 
den, .dasa,, dieser Satz nttr «eine Wahrheit hat in- normalen 7ieiten, 
nicht in Zeite« solcher AnfcegiiBg, wie mau ^ie geiscbaJIen. hat; . m 
lange ffeBigslwas ist es unwahr,: a-U 'die sqgemauntea oa&bs^zbaren 
SchBlin8{)actoi:eti nicht sudereJirSiflnqa gemächt wordw sifld , -^ ich 
meioe die FamilieurBiter. Und i dann werden Sie d^cb weit» sich 
sagen müsset (wenn es nberbau{>t dabin Icenimtn sollte, dfi3a:das 
Abgeordnetenhaus die von Aem Herrn Minister igeübte MachtvoU- 
tcommenbeit anerkennt) , dass m'Oglicherweise doch ein anderer &U- 
nister komBieu kann, der dann die Sache wieder in das GegetiUieil 
umwandeln kann. Die heutige Hajoritfit wird alsdiuin von einem 
Recht ihres Widerspruches ujcbt mehr spreofaeii' dürfea. Und end- . 
lieh, m. H;, werden Sie sich doch auch sage^i' müssen, dass, wenn 
Sie dem Herrn Mlttister die Befugnias zneckennen wollen, alles das 
zu bestimmen, was vorgeführt ist, Sie doch mit Sicherheit darauf < 
rechnen iDössen, niemals ein Unterrichtsgesetz au Stande zu bringen, 
bei welchem alle Wfinsobe des Herrn Ministers erfüllt werden. Ge- . 
gen seinen Wansch werden Sie doch naeh der Natur der Dinge ein 
solohes Unterrichtsgesetz uiemals bekommen kdunen t denn wer gibt 
gerne eine Machtvollkommenheit ab, theilt sie mit Anderen, lässt 
sie Bcl^wäcben, wenn man glaubt, sie könne nicht in besseren Hän^ 
den sein , als in denjenigen , welche sie nach der Zustimmung "des 
Landtags ^besitzen. ZumScbluss, m. H., werde ich nicht appelliren 
an Ibre«bristliebeSympatbien auch nicht an Achtung vor den heiligsten ' 
Kecb&en und Interessen Ihrer katholischen Mitbürger. Ich thue es aber 
nuc deesbaJbnicht, weil ein solcher. AppeiliQntwcdeFüberfl&isig oder rar- i 
gehllsh s^ würde, Die Sache selbst ntuss und wird ja für sieh sprechen. 
Es fragt sich, wie Ihr Votum ansfallen.wird, erst darnach wird dasßeaul- . 
tatgflzog«B werden kQnneoi wie Sie, über die vpn mir bezeichneten reoht- 
lichftn BQd thatsäcblictien MtmiNente denken. Ich für. meinen Theil ; 
kaoq. Ilwea ;die .Versipharqng gebfln,. dasa ichiwie.iutmer "ihrT-fttum' \ 
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ansf^lfiii vüä, m. der ZnknaS; dartun nicht yei^vettele. . Ich halte 
tßsi an 4er ÜebärKeoguqg :' magna est vexitas et praevalebit! Es 
yiiii und muss das ßesultat konunes, das wir fordern, es kai}& mög- 
licherweise durc^ beden^liclie.^wificlientälle erst ins Leben gefuhi;t 
werden. . Der S^te: tata. viam inveniept gilt überall in,de|f ganzen 
^elt, nnd ich spreche znm Schluss nur die Hoffnung a\is, dasq diese 
t9ifl,.w.(^piie die Umkehr j)edti^|Bn nerde, (^Qine.allsn tnilH^i -.tö|^|!iii: 
ser, Vaterland aein i^ögen.«. {BravQ.nnd Ziechen). .,.,„, ■ ,, 
^. !^ege» d«P. Äjiiirag meld«} sieht, aifm ^orte die Abg, Wpd^- 
hoi?t (Bielefeld), Di:,,Ä«gidi, Dr. v, $ybel, öra^ Bethugy-^ni^ Vyr 
p«Ku^ ; /für den Antrag : die. AI«,, v- Sö(iorlemer-,AI^, Qraf MfitMcJjSa, 
.Dr.|.¥;,:Stablew9jd, Franz, , Pefg^, Dap;Eeiihe^g,,.y! Cierlä^,» i^'P,^'-- 
i)f|rpt (Jtfepp«i) .Mencken..,;.. , , , ; -i „ ^, „^ j, ,,^. .^^,,, .,, 

yoip/jS. Febru« ,1876 heftig apgegriffen. ,,,:^,,int^] 
r^g,, niuj ifth wv , auch .nicht dwW g^n^igt» i^iSO 
¥ie,di^, ift-Äede Standes., ea,ßiud^,:;po ,eine. n,euiB. j 
i\ir.i»lie;]pragfin t^s. ScbHli^ssene gps^cb^ffefl wer^ 
.An«j?^n«gea üp ^effep^ (?»«: gje: injdenf^ Erlöse sp| 
^abcr . zi(; tlieat^ ßrla^ge gez,w(ip|;en . ffpr, d^ . , ,^efl . ^tfih Beächwjerden 
^,;q)ich(g^ijj;^,Si^,,|W;ali^se^iplieii.ye^anla3^ diefeaep.der 

H.ep:eÄi7(pp.pefl,ti;i^ besqndci"? (^w&We3tf^e5^,.;^gh.,ni,ap?tVj ^^?^iSP" 
;aQh«(!r4fmerle4|g|Bp.,u^ das igt |diey^rÄnlaÄa\lf^ ^es 4fl'tr^j^,mc^i 
Qtw^i^iö.N^gnng, .rafwie^ß^w^^MiW^^elilt:!^^^^ .'^J^^S^' 

^ejiibfwg der heutigen Zeü. mit derX 
isb,,^t iiijteje8sagi;.',,,Der:Aj)g^,EÄ|^I 
Iii»z({i^ g^Nae^t sei,f.,dag«gen. ^ip,at 

,4«r>«prteo,y(ffwarf'p.,'a]^gfl?|ifhjfijc}jt,,flfl^ 

.^r ini-iYprig^.-jabp?. bei.4flRii|Jtat.ßi)i 
imi^ Yoljkppimen ,ignorirte^ , ^a^i^g 

,,nf^clie.,d,ur<!^ diese ,, Verfügung, aufg^ 

lisc^,^erhtr,f .nennt, .difl?fl.Y^rfügilB 


1) pie Berliner Germania 1877 Nr. 20. bemerkte dagegen, dass Hen 
Pfarrer Caazenberg die .iW gemachte, Inalniiation an der EütUd iea «ttimgtm- 
phiachep Bericlitea seiner Ee3e''ausdrucklicli, in Gegeüwart des'Hertti'Taft 
ala eine »objective'TJiiwahrheiti lezeichhete, ötfie daaa' jEterr'Fäfk'antwwtete, 
daas endlich andt Herr v. Schorlemet-Alst, irie in dess^'B^de z% ^611^11," iift^%- 
■; wies. "'wie äer.Eerr Hinister' in'Bein^ inf.die ■CdiSfeUer SS'^efiftUclieiJ M(>- 
mente' znr ßenrtheitnng anagelasBen habei (1>. B.). ' '■'•'-' '' ' 
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Gxnndäätzen« und begrflsst si'ö mit Frebäfeii*). -^ 6änÄ ifi deriiselbfeh 
Sinne spraclien ■ sicK mehrere Leitartikel (itim Ceriti^um) Ilireä Ber- 
Hüet Hanptorgäiis aus 2). Frfiliet-Tiie^'te immer r ^ soll ^eihe 
FaWsdhe Stäaisreligion eingeführt werden, lieüte hatben 'wit ja "Aehn- 
liches wieder geliört;, der Abg. Reicheiispergbr hat ja jgesprdchten 
von einem Gewaltakt asiatischer Despotie, von Seelenverkäufer ei. 
(Sehr richtig! im Cetttrnm). Glanberi Sie denn das selbet^?'(Ja 
wohl! im Centrum). Dann thunSie* mir von Herzen löidi ich hätte 
Sie füirj^luger gehalten. ' (Öroäse fiöiterkeit tmd lebhafter Beifall). 
Der ReIi'§:JoasunterrJcht äöll im Sinne döf betreiffenden ileli^ionsge- 
sellsch^ftenertheilt werden, das bestimmt nicht linr der Art. 12., 
sondern schon das allgemeine Lahdreoht tintl atiderö Gösets^ei, und ich 
habe das auch in meinem Erlasse anerkannt. ^ Öer Abg. 'y. fttäb- 
lewski ist" aWin seider tnter^rttafftjfa lioch w'eitel^' gegangen ; ob 
Sie seiner l'Schliissfdlgefun^ beltreteä wöUeb; ulfjeifesse ich Ibrieii, 
oilifl^ meine ÄÄsicht weitör zn . Ärörterh V üufiiäP' wir ja einei^' s(olch6n 
Erörterung anäerwärts doch hicüt ' entgehen werden. ' iSnö' Garantie 
däfer, dass de? ßetigionsuntöiticht lÜi' SiüAe dei» Corittssion ertheSlt 
werde, liegt'darin, däss Äer kirchlichen Bähörd'e *bei der 'Pi^fülig 
der Lehramtscandidaten; eiiieÜÖtwirkurig zmi^i: ' Esr iöt nun i^esagt 
worden, dass man ' selbst iü ipiöcesen , wo ein ^Bffefchbf noch vorhan- 
den sei, diesen Besiimmutigen' bicht ohtspröcheBi häb^, utid'däsä atfch 
der/fruhe're Bischof BHnkmahn in Mftisterkeitie*'G^legehl^it gehabt 
hälJe,' ' sicji seinfes geset^licheti .'Beöhtes' zti ' bedlöiien. Ich glättbe , es 
gibt rioci eine' andere Erklirtihg 'flaför, ier Tiat "t^ihen Cömiüissärius 
zur Pruftin^ send ön^'^ käntt riktftrHch 

äuchi keine dommissarische Anordnung iöintreten. llö gibt heTitd noch 
vieifacb|MSimer;,^ ä^^^ vcin frfitieren Bischöfen dieinÄufti^g erhalten 
häbeii , ' an dk Prufungeri ■ theilzunebdeh. i(8timinfe im Centrttm: 
Nv äa'höc!) I^iclit inlM'nnr ad'höc,"sondeth auch iKitiiitirt:'& 
giBt eine noch grössere Anzahl vo^n Mfthneni, di'e den Auftrags er- 
bsdte'ii häWn, in den staatlichen Lehranstalten die Xelirer ^'Bidlt- 
gionstehrerii ' zu i^rziehen; esr gibt abet auch in den Diöceäen noch 
eiie ßeihö' voii Mäiineni; an deren" Befähigung ■ zii wissöni'wtö die 


» }i n 


.1) Was dqr .Westfälische Merkur 1876 in iN'r. 64. bemerkt hatte, ist T?e- 
sentlich YjBrschieden vou dpm, was der Herr Minister hier demselben unterlegt. 
Vergl. den in der (äermania 1877 Nr, 22. abgedruckten Artikel des WestÖli- 
«cb«n]lfei*ur. (p.jRO. . , , . . j , 

. . , . . . 2) ; Die hier gemeinte berliner Germania verwahrt sich h Jergegen in ihrem 
in der vorletzten Note erwähnten lieitartikel >die Wahrhieit am Ministertisch« in 
ihrer Nr. 20. vom 25. Januar 1877, (D. Ö.). 
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katboltecEie^ Ktrcbe fordert'; nach dem Aiierkenntnias ihret Obereo 
kein Zweifel bwtebt. So' ' lange noch solche MäTiner aa den Fm- 
fangen theilnehiuen, kQnnea Sie sich nicht beschweren, daas Ihnen 
Unrecht geschieht '). Dann ist ferner im Erlass die Oelegenäelt ge- 
geben', durch einen Geistlichen dfn Religioriauiiterrlcht mit'ErM^ 
oontroliren zu lassen, so dttss man in der COmttlission »»gar der Mei- 
nnng war; «tas9 dies eine viel zq starke und weitgehende BkrGcksieh- 
tigoilg der Eirolie sei. (Sehr richtig ! lintä). Eine viel ki^ffigere 
Garantie haben Sie aber auf dem kirchlichen Boden, in dem Ver- 
hältnisse der kathoMschen Kirche and iht«r Organe za deWLehi'er. 
Dbnn Sie doeh aiebt immer so, -als ob Sie verratbeh und'^erkanft 
wären- m kahn ja das Niemand mehr glaabetl. Der'Abg, Reieh'ebs- 
perger bestreitet -<ten Sat^ dass der Tlnligioasantei'ncht auf ^ndnf- 
nungdis Äaafes «rtbeilt wifd; er 'iHll^ffir 'Setzen allf'ÄBordflahg 
dei*\Ki'rt*fe. (Sehr richtig I im Oentirnm). Da ^aind- «it^ntfii «ben 
Teraohiedeeer Mänung, Wen» der'Heligronshnttirriclrt iri-Äef Volks- 
schule obligatwlgöh iafc; daän wflaet der Staat detiarfbaa ttftder 
mird in seinem Anftmgö ertheüt. Das liat such der höchste 'W- 
richtshof anerißWnt.^lBfieiB er ansspraeh, däas der Bel^iohsfisitöi-- 
riflht eih AiisSuas 'deäst^tllchenLeht^tiites sei, aüd dasd eib QMst^ 
lieber, der bidIi wilftciriieh tnit dem R^;|ri<iil3UbteH4äbtö 1)efy^''8tJiIi 
der'AUnltttHUBg'fiittes' staatlichen Amtes schuldig mal<!ht. " -i>as Wird 
doch «oM eiöC' genügende Aatörit&t'SMB (Abg. Vfiaathol'at"(M^p'- 
peö): Niein); manitiüssfl denn mit dem' Abg. EJauienböf;g'derM6!- 
nong Bein,' dass' die Gerichte, weil'sie die'QeSetze arAertiJfeii,"'^}!) 
Handlänger d^r- Regierung Seiea.- Das» der Artikel 24.' von' d»tai lih 
Antrage Reichensperger gesprochen wird, nicht actuell^' JÖeiifiVsW, 
■ hat'i.d*?' Äb^. V. "MilHin*krod« ' 'bei ■ Gelegenheit ' des' Schiilau^rihtsge- 
setieä atedrflcMich fttt^tiSpi-oehen, anfl mäb liatAiölialsräi tt*rrii- 
banse den Versneb gemiwitt, durch ein'Amendemenb diesähi'A'rtik^l 
' 24. ein gettisses Lebte einzöhSueheö. ■ (Der'MitiiatM' gelti i»uW'iii^|-, 
ffifariich auf dte thitstehßDg des^ArtiftM 24. ^iu, indenb >t^ Wge 
Stelt^' ans den "dattttligän VerhamdlnngeB udd'besondäM' A.eiJäa«^'^' 
rangen' des damalige^ GuHaeministers v. Ladöiftetg ÄfifföHjJ'Stis'flB^ 
nen hervorgehe, dass der' letztere eigentlich selber' niCltt ^'eW^sst, 
was er gewollt, dass man aber jedenflilla dem Artik^M' ni^elit die 
Bedeutung habe geben wt^len, dfe heute' der Abg. ReiChfenspei^i'' 
demselben boilegt, sondern alles das auf zn erlMSönde- 'DöteflrMits' 
geseta aufgespart bat). Wie nun die Geistlieheo' von iftr» -Beft^- 


1) Viui Tgl. hingegen das nntrt Nr. 17, Beraertte. (D.'BI)^ 


' *ö 


fHt^ 




Di^ Schul- ifwd Kßttc\isnm^x<^9'^ }^ Pr,ey'S9en, (1876^1877,) 271 

ma9.)..a4a[):Beligica8imterrleht. Tbeil ,2LU ne^row, Qelxraucb gemaobt 
haben, zeigt eia.Qeqchtdec Begierang zu. Mäuster ftberdeu Kreis Coesh 
f^ld, wof23 kathoIiacbe^G^iBtUcheadi^ feirnere ]Br;tbeiIuDg, de? Re^ 
li^iQnsaiitemcbteft überlassen r werden solltet die Hf^lfte voii iiinen 
ei:jflärtei^ siah bereit» nahtpeini ab^r 9.uf die vielfacj^n 4tgitatipnei) in 
der^^r^se andjn Ver£iammliingen,hinm]i des lieben Fr^ens. wil- 
lei>. 4i?:BrM^nmg Äura<?k./ .W,ie< woUw Sie; das* Verhalte», dieaer 
Gfeisüißhen und diese Hetzereien der^ Preise beuütheileA ? DieHetze^^ 
rfion äe\x J^ressa< ^'Pssersft .gea<^hickt; vom ^tandixun^te* der Partei, 
aH^itifti.Qtiindo. genommen, ^sßerat unsittlich.,; .bOiben achou yiele 
Lj^^ter die die Spbulaufsicht bisher ausu^^teu,. bewpge», dieeelbe. nie- 
derzulegen. : /Abeii , m»/>H., ^ bandelt siph hierbei« u)^ etwas^gainz 
4,nd^];eS| alsi wiwdiß.Beligiqn.unddfl« Qmis^fif^; es.baQdelt sic^ 
d^r^m, ^a,c^t . za oben ^ gegen i .den Staat (Stiu^miein im y Centrun) : Ha 
hudelt .{Sich; nur ui^ : die Freil^l^itJ), Das soll FreiMt sein? Sollen \:|] 
die, y9n,jo(iir aoge^hrten. Beifiiplfle iUustrAftioneu df^för a^ir^-.daaa $ie 
Freiheit .,w^J4m.? (Sei&ll),[» jic^r. Abg^ JRei^heng^ergea: hat auf.die 
Yj^rwilderuifg und 4^ *. 'Mw^hseu de^ Sodiaiimushii^ge wiegen; 
dri^u^en im, l4tnde. xiufeu SjpidieSecialisJte^.^iafjtilhf^eu. zu helfen, 
(Biif^ j x\ß . Gfintrmn.: Ißchti . w;abpi j-r Seh» i wh tigj . links)/, i^o lauge 
^ff, Sachep so, liegw? kann icfejfu^^DiWayteii, jäie% bitten* 

d,e?i.Frien^en wieidc^ heaijikU^telleu^, picht A^dj^i^Bfii^^ atei.eipe freund- 
li(5^firpejue,J\(fr^;^^^^^^ glteui ;Gfcedauken.;.. wir, . wollen Pri,tden ,^nar 
cVw,,w?rejap,,{R^\ den Staat ,g)ebei|gthabeu^ Dw^.gebe lAh mßiue 
%^d ^fl^t.AiQ^ d^rjUQi^bitjiie^hSie': Weise« ;Sie; in der eipen oder 
d^^f ,aji(^ep,Weisq.,die3pn, A ab. ; (Lebb^fter , ß^ifollv Ztacbeq 

.:,o li^^>f,..T^i«id^ ^.WUn.dflpi ,A(ifttJ:age Bei^hepspe^- 

Kfi^i/S'^h* .f^,j]irier,^i^:Vielßn.<Klageu,.dea Geutxwjs,: .^e. siud.:Zu _wfir 
i}ig;j^s^^ntiflF^; .wd;^ war.i^^ elj^rfi^öirt^rVojrtreg}, schöP; 

stiljgi^ltp,: a^^eujjijSMjbi^' theoretisch) labc^ -inr ?iu.. allgemein gehalten^ 
\5^3 d«ts i^qi|Jjruni,,;beute: (Jeii, t^g>. .yirohcyw ^^^a^^ A»torit5*Jn: 
dii9f^.j'^i?ig#.j,bebp.nflelt ui^, isk^, W/ dep.>^S<«(r4ftunkt. deY:ifriftere» 
A)^fa^^ngep^'i|l|e8ea,4hg<^^ ja. mf 

gu^tw.' Weg»?:., (Heiterkeit)^ Ipb kauu: pun erklären, dasa vir noch 
d^eji)^^q.St)and|piqQkl/,einnßhn(iepj^ welchen de^^ Abg, Vii:ebaw dan^ajs 
p]r.^^HaiftrJ;^ft|,i}ar daarf ^an .niclit yerge^awL, daaa wir überhaupt. die 
Apf^^^g. dieaer. Artik^ . wünschten ^ aus dqrea falsqher Beu^rthei- 
luu^t^ftb^ tW viel l/aheti) erwachen ist^ und , wenn , der Abg. Beichens- 
perger uns bierin helfen will, so werden wir ihm sehr dankbar sein. 
Der vortref(|ie|he Bericht der Dnterrich^commi^sion vpm vorigen Jahre 
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weist schlagend 4ie ungerechtfertigten juristischen AnfordearuBgen 
der Herren vom Gentrum nach; wir haben sogar geglaubt, dass der 
Cultusminister aus zu weitgehender leicht zu verzeihender C!onnive&z 
den Geistlichen zu grosse Goncessionen gemacht habe , aber wir ha- 
ben geschwiegen um des lieben Friedens willen. . Nach den bestehea^ 
P . den Gesetzen geh(^rt der Beligionsunterricht als Gegenstand in den 
br '. obligatorischen Schulunterricht ; das Ziel , welches wir ersbrebeo, 


geht weiter, dass nämlich der rein dogmatische Unterricht den Prie- 
stern verbleiben mOge, während die Moral und die Kirchengescfaiohte 
Gegenstand des allgemeinen Unterrichts werden soll. WenuWirsJso 
auf diesem Standpunkte stehen, welche der Abg. ¥ircbow damals präci- 
sirt hat in der Forderung der völligen Trennung der Schule von der 
Kirche, so ist es selbstverständlich, dass wir den Antrag Reicbensperger 
ablehnen. Während man früher den Erlass des X)oltusnii&ieter9, ruhig 
hingenommen hat,- ist jetzt plötzlich die Parole ausgegeben, den 
Geistlichen den Beligionsunterricht en überlassMiy sofern sie sich den 
Gesetzen und den Bestimmungen der Schulbehörden fögen ; sie habeo 
es aber zurückgewiesen , weil darin ein Anerkenntniss enthsdten M 
dass der Staat der katholischen Kirche Gereehti^mt habe wider- 
fahren lassen. Ich möchte Sie doch bitten , reichen Sie die Hand 
zum Frieden um der Gemeinde willen, welche unter ihrem geist- 
lichen Hochmuth so sehr leiden, üben Sie doch endlich einmal christ- 
liche Demuth, und wir werden mit Freuden bereit sein, Ihren Wün- 
schen nachzukommen. 

Abg. Freiherr v. SehorUmer-Ald : »Meine* Herren ! Ich habe 
zunächst dem Herrn Abg. Windtheret nur wenig oder eigeoitlicb 
nichts zu erwidern, da mir seine Bede keine AnhaltapunkM gageben 
hat mit Ausnahme des Hochmuthscapitds, über das ich wohl hin- 
weggehen kann. Ich werde mich darauf besdiränbsn, dem Herrn 
Abg. Windthprst Folgendes zu sagen: Nachdem er, wie Sie sicli ja 
erinnern, mir hier im Hause vorgeworfen hat^ ich hätte im Jahre 
1849 Schergenäienste in Baden geleistet, und dann jetzt für die 
Ruhmeshalle gestimmt bat, die ja diese Thaten in Baden v^herr- 
licht, denke und hoffe ich, dass wie er den einen Sprung, gemacht 
hat, er auch noch einmal wieder ins ultramontane Lager hinüber- 
springen wird. (Sehr gutl im Gentrum). Dann möchte ich vorab 
noch eine Bemerkung des Herrn Cultusministers hier gleich erledi- 
gen, weil sie mir hier besser hinzupassen scheint Sie betrifft näm- 
lich die Aeusserun^ seinerseits, wir hätten die Aufforderung an die 
Socialdemocraten gerichtet bei den Wahlen mit uns zu gehen. Aehn* 
liehe Bemerkungen wurden schon laut während der Bede des Herrn 
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Xbg'. Beioliensperg^. Ymi uns ist eine solche AoffordeniDg nicht 
erlassen. In dem Angenbliok aber, wo man nationalliberalerseits im 
Kreise Hagen die SocialdMDoeraten auffordert mit deu Kational- 
überalen an gehön» waad»t es mich in der That — (Untarbreehnag). 
Ja, m. E., das ist doch diePart« des Herrn Cnltosministers — 
Itoodert ea laioh doch sehr, dus ana ein derartiger Vorwurf ganz 
unbegründet gemaciht wird. Aber, daa lä8St sich ja nicht verkennen, 
v«nD sieh Jemand in dn* Ltge befindet — ich habe mich noch nicht 
in derselben blanden — . wählen zu mössea zwischen einem Social- 
dEnmocfttteB und ^atio&alliheralen , ao könnte ich es dem Manne so 
sehr HJoht Tßrdenken, ivemi er lieber den Socialdemoocaten wählte 
(Uniube und Heiterkeit), w<eil e^. bereits von den Katiooalliberalen 
ftUe die 0ebeIthatem er^r«n.hat, mit denen. er sich von den So- 
ciäldernoonteB bedtoht^üklt, und daon zweitem, m. H., weil die 
Sa>eiald«mo^atsn dMheäifach tKe£iDder des Liberalismus sind. Man 
kann ja am Socialdemecraten ververfeu, dass sie in de^ Wahl ihres 
Vafei-s nicht vorsichtig ga&u^.genesHt sind (iGrospe Heiterkeit), aber 
der andere' Umstand lässt sich niaht kugnen. Nacbden;i ich di^e 
BemerkOBgenvoi^ erledigt habe, .wende ich nach dem ' 
^Ibst au. Ick glaube, die FrSgey die uns hw* beschäftigt, i 

äass«r3t wichtige itind: sehr ernste, ich' möchte sagen,, es ist 
tigste Frag«, die- überhaupt, sMtdeni' der Streit zwischen.^ 
Eirtshf b^eht, TOrgekomideU' ist. (Sehzwahrl im Ceatrois). Ich 
glaube, das kann von keiner Seite verkannt wecdaai' ich möchte .so- 
gar behaupten, aAi häii'üb^zeti^t, dass anÜieeerFraga der,Gultur- 
hampf rücJellhißg werden ■ urirdmud uerdetti muaSf hw": teer ä^. die 
OiäUa-lcäti^fer' di^ä^n: < I^d: docb, .fügaiioh.gleüih Itiuzu, ,die Friige 
ist'eigentllch keine Onlttaflcatnpäeaget swufftn.eiae^^rag^ der. Frei- 
^eU-vMd'deH Haehtk: 'Idki^ bib deCiiMefnoDg,! wer iouner noch ein 
GHäMfal'far"Freiheit'i»d'S^htiin'Si(di trfiigt.iQllsa sich, aaf/ unsere 
Sefie ateH^b;'' W^aä<vioii'Dicht länger Zeit, ^Wi November y^ 3., ^i 
Öerir-Abg.' Dri Wbhrenjfeaiig'.die' Aenssemag geniachi hat, der 
Staat mOgedoch keine' Gesetze geben, .dereni firtüUung mit derÜUi- 
ränh&ftigkQlt'eineS'Mannes nnverträglhih <sei -« «ir hftb zww nachher 
dO(!h"ffir didae Oesertze gestimmt, das ist aber seine .Sache —^Grosse 
Htöterkeil^, ich ineinoi dannl&Bst eioh noeh viel besser and richtiger 
der Satz aassprecben': der Staat sidl<keia Geseti!,.Ttesp. keine Y^r- 
ordnang erlassen, die mit derYtrfassnng, wi« ,sie bis dahin gegol- 
tenr tat; mit den geBetKliehes Beatimmang«D., wie .sie. süt mehr als 
25 'Jahren bestebM, im'Widelrspracb' sind; abeci noch vi«l.m^r, 
dteesdem GeuHeeen des EinaeheaanmOglii^ machen, lsIb zu be- 
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folgen. Das Gewissen steht für Viele noch höher (Sehr wahr! im 
Centrum) als die Ehrenhaftigkeit. Und was verlangen wir denn? 
Wir verlangen weiter nichts als was die Protestanten, Freidenker, 
Jaden, Türken, »Altkatholiken,« Japanesen wirklich bei ans haben, 
weiter gar nichts, nnd es ist wirklich ein trauriges Zeichen, dass 
wir 8 Millionen Katholiken im Bechtsstaate Preussen noch die^e 
Rechte wieder reclamiren müssen. (Sehr gut ! im Centrupi.) Sie 
sollten sich doch auch bei Entscheidung über diese Frag^ etwas 4^8 
Resultat der letzten Wahlen vor Augen halten , und Sie möchte 
auch wohl die Lage der Landestheile bedenken , deren katholische 
Einwohner fort und fort in ihren heiligsten Interessen tief gekränkt 
und beleidigt werden. Artikel 12. der Verfassungsurkunde garautirt 
die Freiheit des religiösen Bekenntnisses. Nun, ich weiss xi\^\^ 
wie man sich die Freiheit eines religiösen Bekenntnisses denken kani^ 
wenn nicht die Confession auch den Religionsunterricht besorgt, und 
in dem Sinne verstehe ich zugleich das Wort »leitet.« D^ hat ja 
auch Ausdruck gefunden in dem Artikel 24. die ZeeVun^ betreffend) 
auf den ich hoch zurückkommen werde. Ich will aber hier nur das vor- 
ausschicken : So lange Staat und Kirche Hand in Hand gehen , ist 
es zulässig, dass der Religionsunterricht obligatorischer Gegensta,nd 4es 
Unterrichts ist, und dass er von den vom Staate angestellten Leh-r 
rern ertheilt wird, aber unter der Voraussetzung, dass diese Lehrei: 
dazu von der Kirche bezüglich von der Confession bevollmächtigt 
sind und unter ihrer Controle stehen. Sobald aber Staat und Kirche 
sich trennen, resp. der Staat der Kirche feindselig entgegentritt^ 
muss natürlicherweise der Religionsunterricht an die Confession zu-- 
rückfallen; es ist der obligatorische schulplanmässige ReHgionsan- 
terricht durch die vom Staate ernannten Lehrer nur zulässig unter 
den Normen, die bisher die Rechte der Kirche und Confessionen an- 
erkannten; sobald diese nicht mehr gelten, muss einfach der FaQ. 
eintreten, dass in der Schule gar kein Religionsunterricht mehr er- 
theilt wird. (Sehr richtig ! im Centrum.) Das ist der einzig, rich- 
tige Gegensatz, den man aufstellen kann ; wenn das nicht geschiehti 
sondern wenn man auf dem Wege fortgeht wie jetzt, dann kann es 
ja gar nicht anders sein als: der Herr Cultusminister muss zuletzt 
die dogmatischen Entscheidungen treffen ; die liegen dann in seiner. 
Hand! Nun, m. H., wie denken Sie sich denn einen solchen Cul- 
tusminister? Der müsste ja mit derselben Liebe, mit derselben 
Wärme und mit derselben Gläubigkeit wenigsten 5 bis 6 Confessio- 
nen zugleich umfassen! Ja, eine solche Heuchelei kann man doch 
wahrlich nicht einem Cultusminister zutrauen! Was bleibt daw 
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Abtheilang in Ansprach za nehmen and sich an ihre Spitze zn stel- 
le? (Sehr richtig!) Nnn sagt man ja aach^etzt, nnd namentlich 
anch der Herr Galtnsminister hat es ansdracklich betont : der Ar- 
tikel 24. sei bis jetzt nicht actaelles Recht; — erst wenn das Ua- 
terrichtsgesetz erlassen werde — bis dahin gelte derselbe nor so- 
weit, ak die bestehenden Gesetze and die staaäichen Interessen es 
gestatten. M. H., ich mnss sagen, in Bezug des Ansdrackes : ^staatr 
liehe Interessent finde ich, ist das geradezu eine frivole Interpre- 
tation; denn was sind staatliche Interessen? Das sind die Ansich- 
ten der jedesmaligen Gewalthaber, und danach soll sich also Alles 
richten. (Yicepräsident Klotz: Ich bitte den Bedner, sich innerhalb 
der parlamentarischen Grenzen zu halten). Wenn man nun behaup- 
tet, and der Herr Gultusminister hat dies betont, dass der Artikel 
24. noch nicht actuelles Recht wäre, so gestatten Sie mir doch, die 
Worte hier vorzulesen , nach denen meiner üeberzeugung nach, und 
ich glaube auch, dass, der Herr Gultusminister mir zustimmt, der- 
selbe eine andere Ansicht früher entwickelt hat. Bei der Debatte 
über das Schulaulsichtsgesetz am 9. Februar 1872 sagte der Herr 
Minister Falk: 

»Ich bitte. Gewicht darauf zu legen, dass der Artikel 24. der 
Verfassungsurkunde besteht und bestehen bleiben soll und ebenso, 
dass das actu^Ue Recht, welches der Artikel 112. dem Artikel 
24. der Verfassungsurkunde, namentlich in den ersten beiden 
Absätzen leitend ausspricht, aufrecht erhalten bleibt.« (»Hört! 
Hört!) 

In diesem Satze ist ausdrücklich das actueUe Recht anerkannt. 
Wenn man aber nun beachtet, welcher Wirrwarr entstanden ist, so- 
bald man den alten Rechtsboden verliess, so überzeugt man sich 
auch davon ganz leicht, wie die Dinge eigentlich liegen. Sofort er- 
liessen die Regierungen verschiedene Verfugungen. Unsere Regie- 
rung in Münster, — die ja bekanntermassen eine der strebsamsten 
im Culturkampfe ist, wesshalb ich auch die Bitte ausspreche, die 
Leiter derselben ja zu belassen , weil sie uns ausserordentlich viel 
nützen, — (Heiterkeit), erliess eine Verfügung, wonach sämmtliche 
' Geistliche von der Betheiligung an dem Religionsunterrichte ausge- 
schlossen wurden. Ich glaube, *das war .dem Herrn Gultusminister 
für den ersten Anlauf doch zu viel, und es muss etwas von hier er- 
folgt sein, ein deutlicher Wink, denn darauf erschien am 28. Juli 
eine andere Verfügung, die ungefähr die erste wieder aufhob und 
sich mehr in Einklang setzte mit den mildern Verfügungen der Re- 
gierungen zu Marienwerder, Aachen u. s. w. Nun, erschien der Er- 
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iass des Herrn GultusminiBtier vom 18. Febmar v. 
ja gehSrt, dass der Herr CultasmiHister aasdrück! 
selbe sei weBentlich auch darch unsere Reden rei 
aber doch sagen, wenn ich die Verfüg;ungen der K 
VerschiedenartigXeit betrachte, dass ein solcher E 
wendig gewesen. Wenn man im ersten Augenbli 
Erlass des Herrn Cultnsministers günstiger benrt 
das seinen Grund darin, weil man die ganze Gefab 
nicht gleich erkannte ; denn, das muss ich sage 
Erlass des Herrn Cnltusministers und habe ihn s 
für weit schlimmer gebalten wie die der Eegieru: 
helfen sollte. Dieser Erlass vom 18. Februar 1 
Nest von Widersprüchen und von Bestimmungen 
.Baum lassen, und in jeder einzelnen Nummer dea 
so zu sagen eine Hinterthür, durch die eine etw 
Vordersatz glücMicb wieder hinausschlüpfen kann. 
Centrum). leb wiE nur den einen Satz aus Nr. 
es heisst: 

>Es kann (betreffs Ertheilung des Kate 
dnrehdeu Geistlichen) unter der Voraussetz 
dabei bewenden , dass der Geistliche in Bei 
lung eum Staat der Schulaufsichtshehörde 
regt und allen resaortmässigen Anordnungei 
sondere hinsichtlich der Lehrbücher', der V 
terrichtsstoffes auf die einzelnen Classen, d 
pünktlichen Inhaltung der Lehrstunden pÜichti 
Und dann heisst es ferner : 

>Än Orten mit confessionell gemischter Bei 

eben ein katholischer Lehrer nicht vorbandäE 

saromte Beligionsunterricbt, wenn es bisher 

ter deu 3. erwähnten Voraussetzungen auch 

lieben überlassen werden.« 

Also, wo die Voraussetzung nicht zutrifft, du 

den Religionsunterricht nicht ertheilen. Keligionsu 

planmässig stattfinden; von wem wird er solchen 

altkatbolischen oder protestantischen Lehrern. Ic 

wem sonst ! Ebenso ist die Hiuterfcbüre in Nr. 6 

>Iu den Fällen, wo es an einem Torscbril 

Lehrer mangelt, bestimmt die königliche R« 

Ertheilung des Religionsuntemcbtes in der S 

Ein Geistlicher darf auch in solchen Fällen 
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deoklivber wäre, ftls den Versncb za m: 
das hiesee dann überhaupt scbon direi 
terrichtes nacb dem materidleQ Inhal 
Goltusministeis legen , was er bis jet 
(Sehr gut! im CeDtram.) Aber viel v 
n&mlicb die: »Wer controlirti denn nt 
ligioDsnnterriQbtP« Das hat der Her 
Bestimmtheit ausgeE^rochen, und so sc 
stehen: Das geschieht von Seiten der < 
hire davon, wie weit überhaupt die Gei 
geschlossen werden. Aber ich will de 
]ith allen Geistlichen gestattet würde, 
massigen Keligionsonterricbt zu contn 
deBH damit «'geben? Sie würden in die 
der Lehrer ganz irrige und rerkebrtf 
norden das Becht haben , nach der !: 
merkangea zu machen. Wenn der Li 
denheit abweist und sich derartiges ve 
in den Aagen seiner vorgesetzten Be 
NuQ bat das also keinra Effect und di 
det sieh nach Kr. 5. des Erlasses des 
vorgesetzte Scbulaofsichtsbehörde , den 
ranzen zwischen dem öeiaÜicben und ( 
liglonsanterrichtes entscheidet die Sehn 
meinen, da würde nun Hlfe kommen i 
Herrn Onltuaministets aus. Aber kei 
bestimmt der Cultusminister in Nr. 1 
SohuläufäichtsbehOrde sich in das Mat 
tes nur insoweit einzumischen habe, i 
dürfe, was den staatüefaen Interessen i 
ten ent^egensteba Also eine Entschei 
nicht ein^eten. Was ergibt sieb darai 
fach vwtrageo können, was sie wollen, 

- I«h habe hier eine Reibe von Notizen 
zu lange aatfaalten, sie alle vorzutragei 

- Anhänger von Darvins Affentheorie aui 
der Kirche constatirten Wunder in der 
ter gebt soweit, dass er sogar Seiten 
anf denen Dogmen der Kirche stehen, 
and sie in Ofen wirft. Es gibt geg 
keine Bemedur, denn der Geistliche di 
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sio fälhiana verwandeln, (Unruhe links. Sehr gut ! im Centrum.) 
Jawohl von missio canonica wäre gar keine !Bede mehr und den 
katholischen Eltern dürfen Sie wahrlich nicht zumuthen, dass sie 
gerade besonderes Vertrauen hfiben sollen zo denjenigen Perso* 
nen, die der Gultosminister uad seine Organe aus den katholischen 
Ereisen berufen. Die Erfahrungen, die wir da gemacht haben, gehen 
dahin, dass es meistens sokhe sind, die sdkm ^ana oder hoXb Schiff" 
bruch ffeliä€9i JuAen^ an ihrem-Glauben. (Sehr richtig l im Centrum). 
Nun will ich hierbei gleich den Punkt erledigen, bei dem der Herr 
Oultusminister — ich darf mich des Ausdruckes bedienen , weil er 
ihn selbet sehr liebt — mit Emphase hervorgehoben hat, wie durch 
die entsetzlichen Wühlereien diejenigen Geistlichen, im Kreise Coes*- 
feld, welche sich bereit erklärt haben, in der Schule wieder zu un- 
teiTichien^' nachheir veranlasst seien, davon zurückzutreten. Das wäre 
fn Folge von Zeitungsartikriu , Beden und ich w^s nicht was ge- 
schehen. So verhielt sich die Sache aber nicht. Als man diese 
Geistliche, und zwar waren es jüngere Geistliche und Capläne, von 
Seiten der landräthlichen Behörden und Schulinspectionen, die beide 
katholischer Confession sind, aufford^e, ob sie nicht den Unterricht 
in der Schule übernehmen wollten, wussten diese Herren zum Theil 
nicht, das Unrecht und das Unerlaubte, welches darin lag, dass man 
die Pfarrer nicht zuliess, dass man dagegen nun die jüngere Geist- 
lichen in die Schule brii^en wollte, und die Intention, dadurch ein 
Dissens zwischen der jüngeren Geistlichkeit und den Pfarrern zu 
Wege zu bringen, wurde im ersten Augenblick nicht überschaut. 
Nachdem man aber auch da wieder die Tendenz erkannte, haben 
die H'Orren natürlich schnell erklärt : »nun. gehen wir nicht hierauf 
ein, wir danken daftlr, dass wir sollen in 4er Schule unterrichten 
dürfen, während man es unseren Pfarrern verbietet,« und da haben 
die Herren correot gehandelt. (Sehr wahr! im Centrum). Nun, 
fi^age ich aber, woher soll denn Vertrauen kominen, wenn man be- 
denkt, wer wird denn jetzt als Lehrer angestellt? Wer wird in sei- 
ner Stellung gehalten ? M. H. , gehalten wird vor Allem derjenige, 
der sich in eine mehr oder weniger grosse Opposition gegen die ka- 
tholische Kirche als katholischer Lehrer und Beamter stellt. Ich 
erinnere Sie nur an den bekannten Fall in Messnich, wo ein Lehrer, 
der selber hd der Volkszählung sich als aUkaiholisch erklärte, trotz- 
dem noch dn ganzes Jahr festgehalten wurde, und die Eltern wur- 
den gezwungen, ihre Kinder in den. Unterricht dieses Mannes zu 
schicken, der keinen JcathaUschen Unterricht mehr ertheilte und sich 
«ogar Aeusserungen und Handlungen erlaubt«, vor den Kindern^ 
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die «eÜNC MisMchiiuig gegen katholisdie Dogmen und Lthtm Ans- 
druck g3d>eQ. (H0rt! H^! im Oe&tfUHu) Dssm moss ich da- 
nta£<binwramv ^MS ja die eigenih^dicIaBidlieir niobt verwimderUclie 
BflselieiBiing nnfti entgegettritt , dm eine so grosse Anzahl Stäkn 
gai^mdit mit ^ g^r&lleii Lehrern tmd l^erimien besetzt .iresdea 
kaiui und desafaalb mit Aspiranten besetzt «^den mnss. Beaebtoi 
Ski 4 idus in einem BMudges Kreise am Bheta, ^n 67 eindassigen 
StefVakn aar 25 g<prfifte Lehrer haben; die anderen werden ton 
Ai^ranten besovgt, imd wie rind diase^i^irasten? Der eine ist sei^ 
xm Gewerbes Kaufmamii hat dann drei Jahre bei 4en üUineii ge- 
dieht, einen koraen Corsas woA ein Ssmnen bei. dem SchnHnqpector 
genftacbt ^niid ist dann sdsi Ai^irant. an eine Schule geschiekt, den 
SräKimerllbeF^ Nach den 8en^ isi 4r incbt wiederg^ommen, m^ 
zii^icben hai er «ab Eiaufiimnft ene bessere JStoBoi^ gefaitdea. Eia 
a»denr bi^ mk 4tm ebrsaoieoi Sehneidkhandwerk eigeben^: mnen 
kursea > Cuisas 'iiBigeiüadiil und ist. dann Aspirant |;eworden. leh 
konnte Ihnen po<^ viele solche Fiffie< Torföbren; aber namentUch 
nofuss ich h^orheben , dass so i^usserordeptUoh junge Leute ange- 
stellt werden ) Kinder, Knaben vonläJahr^y haben als Aspiran- 
ten die Schule, und das eind auch diejenigen, die den schulplan- 
mässigen Beligionsuuterricht ertheilen. (Hört! Hört!) bedenken Sie 
das wcdd, und zwar ohne aOeO^mtrole ertheüen, wdl^naniU' diesen 
Kreisea, von^nen ich spreiche, den 80-Pfai^rern und Geistlichen i^r* 
beten hat, die. Schule zu betreten. Nsin fiage ichSieifiand dasoiidit 
bäaretrftubehde Zuatäddef Wie wird von diesen jungen Asprianten 
-t^ ' man; muss das einiBal veigleichen im Gofebirkampf' <^ . die Sache 
gdiandhabtP Ich* habe hier eine Mittheilung« wonaoh ein solcher 
Aspiraiii, dcJrsflaJEiiamen machte, weltbes dceijTageidaueste, die 
Sichale dcfsahalfa^ islatt^-dr^iTaga zehn Tag^ aussetzte; am ielgendea 
l^e war sein I^^amen^g« da setzte er ^ebenfalls aus ,: drei. Ta^ 
nachher kam; eine iBiiftägige. Kirmess,.dä aetste er auDh:au3. TSmt 
erlauben Sie , das^ ich Ihnen den Gegensatz aus meiner . eigenen 
Gemeinde! darlege« M meines Gemeinde starb der, alte iPiarrer, 
der M Jahre in. 4ert.3emiq;nde als Sselsorger: gewirkt haik^i Vor 
circa acht Jahriain vom fik{hlag> getroffen^ hatte* ^ keine Functionen 
als ffeuarer mabrivmoleh^njiSiiaenv war .idaher auch niemate mitden 
Staatsgesetzen in irgend einen Gonflict gekommsui; Die >gaaze Ge- 
meinde war so zu sagen unter seinto* Häinieii au%ewachsen«. M* 
wurde^auoh die Bitte der Jätern; nicht erlaubt, dass die Kii^er bei 
dor Beerdigimg; mitgebeB konnten, und dassldie ScdiUle auch nur 
eine Stumdd ansgebekzt wurde. > (fifirt! HSrt! im Centrum;) Es 
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TFBrde die-Bitte sbgesdilagen, nadwüiasBte dieOemc 
lüdie örleben, dus ihr lioGhgeschteter.Diiä gdiebl 
räei alle, pastwlrt ihaUa, (^oe BegledtUig dei* Kind« 
ScdMfl' JtoUdle» •"- deim ando» kann ü^ m nii 
lioUi^! im .CMntnim). -^ mOucQ zm-.Folg* h^m 
Handera Bonst fKtriotismad bei^braekt wird, er 
Weis& bis auf ^ie Na^probe nieder ansgetriebea' 
tig:l) leb ffill, lun nicbt zu lang zu werdeot eiräj 
übergoliea. lohniU onr dad Baue noeb bervorheb 
lidi dnr ^drr CiütsBiniiästw resp. seine Orgaae ai 
Sand xash a«f den KsteohisiaBS .tmd wai die Leb 
Ss-initdichoa YerfSg^en betreffs des^ateohismlu 
kawit geworden, dia oitf eön dervtiigeB Bestreben 
ik;:H., aiHdiin deB&diBlbiebMn ftoden wir.eWai 
wifi ioluiitb'ieioEigiMiKtiii Haal.ittbiiMa«. dAs nme 
SiiUiIea^iiii' .Westfalen, jn^wfilc^Kni siob^foltpeadsin.^ 
diglcamenffir-^ Eindff befindet: 
'' ' >Hieht in liitften H&rmotsteiDeni 

-' ' ■ ■ ' Nicbi in Tcuipelit dumpf ud tadt, - 

■•- - In,4m.&iJK^«n Kkbeniiitinen 

^eht'pnd.raaBcht det deatgcl^,Q<)^ 

(Hütorkeit).'. 'JcA^verrnUAe, da«9 Au An- Ooä ti 
reitgnon üf., (Orosia Heitakeit). M. H-yMeon io 
gäbe zasammenfasse , :diQo..dai£- ich t^e Fra^ 
Bioh dief Ifatbeljscben latem bei derarügen :Z 

komti hinireisen atif dasi/QEtfasiL «ines MiUine*v' ' 
CoBf^asiaL aag^i&t und .der genies aof dem. 8lai 
doräenLMdnsg Btebt. Zwei Eatae nni fdll Icfai 11 
TriU Ibneö d^iui. den. Ter&sser seimen; Sa ist -eii 
Varbereitnng.idfis känttigeB Untofridiäganetzes gas 
haiaeb-.ee::^: :■ 

, .iDie-Baligion ond di&WiseenBchaft-iQänto i 
' sang der jeweijigon^MaohäiiAat firaigabatlen'Wc 
E'beamttii di^en religiöse and viEsepsöhaEtliBtH 
K' aanscliiBtten tiQd'AjiataUennbeaa£asbt^sDti<ab(v 
.-bestimmend woUmlc-a .; ,'.,.:' 

Und dann an einer, aadwen Steile: 

. 3.1>imih die vollständige üoabhäiai^heit de 
; :richtes vom irgeod .welch» Beh&rden wird^iaU 
.. dfra^ BAmentlich atü protcätantist^en Gtstadi 
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Staatswesens würdige Gerechtigkeit geübt nnd nnsSglieh viel 
Hader vermieden.« 

Das schreibt Dr. Beck , Oberlehrer an der Friedrichsrealschale 

EQ Berlin, — jedenfalls ein nnparteüscher Zenge. Ich miisB zun 

Schlnss sagen : D^n sind wir also in dem abgelanJenen Jahre des 

CtaHnrlcampfea gelangt, eu eüier nach meiner Udtereeagutig so SckKe- 

ren GUa^Ktubedrückimg ^ tote sie nur sän hum, ond ich wieder^ 

hole: wo nü^ cäles GeßäJ. für Freiheii and ReeJU gesehwunden 

ist, roass unserem Antrage zugestimmt werden. U. H., ich frage 

Sie, wenn ein einziges ^nd bei Ihnen so behandelt würde, wie bei 

nts jetzt tänsende in Betreff des Beligionsonterrichts, was würde 

von Ihrer Seite, dagegen reagirt, gesprochen und gefordert werden! 

Wenn Sie nnseren Antrag ablehnen, ich weiss ja nicht, was Sie 

thnn werden, (Heiterkeit links), ich meine, ich weiss es officiell 

nicht^ to bemerke ich, dann machen Sie sich mitscbnldlg. Und dann 

bitte ich, sprechen Sie doch niemals mehr von dem prcussiscAen 

JReciitssiadt uti^' ffegeitüber. ] 'Deaa das mns3 ich Ihnen sagen, •nerAm 

diese Haasregein confiequent dorchgeführt, damt kommen wir zn, einer 

viel schwereren Verfolgang als die scbwersten Terfolgongen, welche die 

katholische Kirche selbst unter denlferonen erlittea hat. (Unruhe links. 

i.) tS. H,, ich werde das beweisen. Wenn 

It werde, ob ich meinen Glauben verleugnen 

den, so ist das eine echwete^tscheldung. 

werde ich das Sichtige fhuen und fvr^aieäu} 

Viel härter ist es dher für die Ettern'j leenn 

'i.mr^m,' mit verschränken Ärmea jnisehefi 

n3er tvn . lAre Beligion hetr^gen v&äen, 

jhti^T im Qentjrani,) ;.3"a, m.,B:, ^rch_,die 

„ .. „ . iürUerrichles wird man um die Sdigi^^ w- 

troffen, jxui das ist .das Schlimmste und Härteste wa^ ges^^eüen 

kann. (Sehr richtigt 'im Centrum). Nun noch ein paar "^iirtelje- 

treffä der formellen Behandlung unseres Antrages. Es liegt uns der 

Autrag Aegjdi und, Genossen vor. Ich werde nicht viel, über ihn 

sagen, ich finde, 'äer Antrag gleicht ganz seinem. Äntragesteller 

(Heiterkeit) und die Erwägungen des Antrages sind gan? dieselben 

mit den Intentionen der Iliegleruiig iarmonirejiden 'Gründe i die ^ 

schon so oft von Herrn Aegidf gehört und namenÜich gedmc^'^ ge-, 

lesen haben. (Sehr gut."}' I^h für Ineine . Person möchte, mit'gpsiair. 

ten, die Bitte an 'Sie zu richtet} und zu beaatrageo, daäst der.Aiitiag 

Reichensperger au die Unterrichtacommiasiop verwiesen ,w;erc!e. - ,11,. 

H., ich möchte wünscbes, wenn Sie sich für lieute attch; yiflleiclit 
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schba schlüssig gemacht haben, dass Sie Bich doch noch eipn^al Qber- 
l^en, ob die Frage nicht so wichtig nnd tief sei, dass sie ftiS das 
Ernstlichste und namentlich auch in einer. Comnussiqosberathsiigiinit 
allem, zugehörigen Material nochmals ..gründlich., (f^präft ff;a:de* e^ 
Sie ihre letzte Entscfhejdpiig. treffen. .' D^enjtIgeJ]en.Siß, k^jr?p?-,]8|J^ 
über den Antrag fort, unterstützen SiedEimit di£'BegJienu)g.,M Äq<^ 
Braeitlgung oadüiiterdrückung ^serer . h«ligslea Bacjitef d^m gßr; 
statten Sie mir .mit den Worten zu schliessen, ..die dor Dichter 
ausspricht : *Ätis 4er Welt die Freiheii vers(Au>tttiden. ist,f —"^iß 
anderen Zeilen mögeö, Sie sich seljist dazu sageb,< .(Br^TO,! jita 
Centrnm). 

Abg. Dr. Aegiäi: Die Herren vom Centm: 
jenigen allgemeinen Grandsätze, welche sich in < 
finden nnd welche, eine äosterst dehnbare An^sni 
cntiren und dazu benutzen, um Vorwürfe iind Aflgri: 
rang zn richten. Das ist die bekannte, Taktik Jen 
diese zurückzuweisen, haben wir nnsern Antrag g 
soll eine Bichtschnnr bilden für die Erlasse dei 
ihr Vorgehen» falls niclit bestehende Qpsefcie eni 
widerspricht der Erlass des Cultusminieters dmi 
unserer jetzigen Gesetze ; er , steht vielaiehr im 
nach Artikel 112. fortbestehenden gesetzlichen B 
der Antrag Beichensperger ist desshalb durchaus 
dem ünteixichtsgesetz wird es vorbehalten sein, 
stand in den bestehenden TerMItnissen zu scb 
ist das Wort ansgesprcchen : . wer die Schule hat 
tSx sich; und in diesem Sinne, haben wir qi 
ateUt , wir wollen die Zukunft Frenssens in uns« 
(BeifalO. : ,./ . 

. Abg. Dr. Wehrenpfennig und Genossen -beant^s^n ,, $ber den 
Antrag Beichensperger znr eit^achen Tagesordnung überzugehen (im. 
Gegensatz zur motivirien Aegidi's). 

Nach der Geschäftsordnung liat nur ein Bedner für und. ein 
Bedner .gegen diesen Antrag das Wort. 

Atg. Dr. Wehrenpfennig. Vielleicht wären wir gapz befeeh-, 
tigt gewesen, unseren Antrag anf einfache Tagesordnung schon früher 
einzubringen ; wenn wir dfls erst jetzt thnn, so hat das zwei Gcunde, 
einmal , weil viele neue Mitglieder im Sänse sind , welche das pro. 
nnd contra dieser Frage nicht gebOrt habend anderntheils, weil die, 
Partei, welche mit Uns bisher zusammengestimmt hat, einen milde- 
ren Antrag eingebracht bat. Es stehen sich jetzt drei Antr^e ge- 
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g^Slier, der Sm Kbg. Äegidi Sixd moHvMe Täges<>räfiiiing\ A^t tles 
Abg:' V. Scherhmer auf fmoeisuf^ im die Untenriehisc&kmügiön 
kni der unmge. Was den «rstei» ambetriffl, so katan ihti Wohl jet^t 
idet AntrikgfeBtener znrfieknehen, dft dnrcb die Debatte niid dttröhlcBe 
IfetiVihmg des Antragee durch dea Afitragesteller' selSst^^uifKiv^ 
eHAeUi ist/ bfiesog wat den zweiti^s Antrag wird 'd<^ di^^ASg. 
l^^iidHäfiMr zug^ri^ daas dk OMtmitt^em fast ebenso zoMifinf^i^gf^sc^ 
"se^ wttrdd, wte im vorigen Jal^e, ani es wflrd^ deniHnude ;Äiir Hiäk 
MBlH^^and ilrbelt tttm «weiten Haie gesehsff^ diedoeh il^i' ^d^m^ 
Skffien ^fdtate fthfen kSntfte, wie im forigen S&ht&J* Icfr^^Hte 
^e deasbalb nor bitten , nnseren Antrag auf einfay^be Tä^äüoft^tii^; 
der von Mitgliedern rerseliiedener Trsietionbn nnteh^bbbet !k,'ä]l^ 
znnebnien. ' • ' ' ' • • ; ''' -''f'"^''"' 

Abg. Seii^sperger: Der Antrag aof einiiscbe Tajg^s^^diifd^ 
bftt ^nigstKns den Yertli«!!, dass er d!än lande*' zeij^yW^fi^ %l^ 
liftteuhg iftDtaiibnng anf dies^ ernste Angdegenbeit'bef^^^ajori- 
ttt des Abgeerdtietenban^ heMt^tr Dfo Itothrimn^ dei' £iiiM^ 
Atfäi'dM Ab^'WMiYebpftotig ist MiÜßlfficb' tuirieb% Tüü'm^ä 
Jabre ist dieser Gegenstand nicht er»rt^ #eMiDtf. Das-miif^l^ii^ 
dAürtids die' BersHAn^ desselbeh ab; Afierdkrg» ist b^fk/Btldget auf 
die Frage eingegangen worden; je^eh wi^iäd'^led^i'f'^ki^'sf SSe^kM 
dieser Gelegenheit nicht grflndlich geschehen kann. Anträge sind 
dkäiitls'tiielÄ g^stdlft^^l!^^, nnd- das Siiiuä^'bWt^^^^e&^d% 
h^ gehabt, 'die tinäterielle ffillignng -der-Se^foäg^ibasl^epi 
iitkn^preehen. * Wir ^t^ett änieh jetzt ^inif nmi^iMlbHtö^'l^^ 
mer gegenüber , nnd es ist eine sonderbare Voraussetzung '^6^ 'kb^; 
Wäh^^feinig/ däss'ir 'd^n'^en ^eing»ti^e<t^eÄ%tg^i^E(''&i<^ die- 
s6ft^ l&rtIieitsfab{^(A«:^ätt^i^^^ %ÜYi ^M: ^h VSbe ^^ä^y^^ä' 
T6n'i!to'hi^fr^föhi>en-iöilb^^ di^ibeii'gMtf^E^äiei^^rs^ii' 

dien'^niäebf^ V^, >*i6^d^^^euK^iidsli^ nn(d''oiP''ö)r"kt ^Ls^ä ^ 
e^lMfoneti bat l^ttidn £5üheii. l^r Abi^/ W&iaBAfeli''^ 




die Partikeln : zwar — aber d^mifoi^ ' dkf Whfthg^i^s^O^ äbU^^^ 

I^'; t^!M6\^^> habbii- sie-kbei' zar" E»iShun^ '^i^ 'k(^Miti^^ des 

ä^tifte^^ b«gfetiag€«.'^ DI6:-A^iit »^ 

läfeäier A^JKtem^ «M»>^I8iV dahki;' Uns 

l«ge f^emi; mAei» anch^^^^'S^i^ bes'tcibefideb G^et^bt^ ^^' 

^^^^dä#fl9^''Mfe ^^»i^i^tkden^^ 

idi>Bd^'4iieh ttn^£dl)^i Wi4 inM^m(lLni)bi Aivli^^^mii^^ 



Ck^rreqtheit^ ForwQx^Q ksuiti. Pex Abg^ Kegi4i \jA felbsil;? firmier 
gegangen V ^ ^^i* MUuster Falk , und bat betiaii^t^t , der . Ef)fu^ 
des CalbisiQinisters atefeie i9K Diokkog mit im naeb :Artik4 ll!^. 
4^ Yerfß^pg. aufreibt erluült^eß Gesetzeo. Der,1tfiiiiat^r;ba4 ?<fB 
UQ9,.]|wdeQtHia^w^^^ ^tgegengj^zt^. g^etelii^h^r 

Bc^immiiog ; ver3ai)gt/; i W^9^^ AQ8i<^^ de« 4^1]^ Aifidi ri^r 
i4g,;^tt,jf|xer^^d^^ wmlSA^^ röfgwflilier 

^i^ 0^^tl|«B^]^s^ imuii^ iob g^gen ^ Sapjp(mti4>i| j^ojkeiMiiE^ im 
BB.cmf^ lifißTUi 1^^ des k«tbolji^4be!a ^i^^ 

b^udeloi.f Man ^o}lt|9< d^e^e Spr^ß nioht gebi^^uc^i^n^ : jed>ei^i!^ ^^ 
eiiie< derartige ^el^^iii^ ^ -yenb i^aQ »^ %xm Bespiel; gfigB^ de« 

pr^us8i8cbeu:B|obt^8i^t}d 1^^^ 

worden. Die katholischen Geistlichen haben trotz des ]@^]^qi;^ 

gesp^es,vS9; jTie^rü^ Qpl^iput^; giezei^, dass 

m^u xk^m^;Vo^,:A0^^ JaderrpoliUsc^ IR^iiÄ ^ 

IH^eJ^eppfw^ig gegiiss die m?i/Si«:A^ Ifj^f^^mmi^^ P^^M^ms 
:^ßbenspe|i!gwvW»j^ t.^^:;^ ^H.c:;./:e:;:>fM^^-i'f^ :>; v:^:.'? 

;.^ i.Qjeg^ dj^ TagescardjttWjg s*imw9 jöBje ^(wsflifi^^fat 

Bifld.d*n.R)}en^,dM All^ciJ^serwtiveii, ^ ^;r-.:.vY ,- ;:M;-:;;^>y;aij «v-. '^' ^-U« 

..^. .^::t^\ Zp^pii^stratiqnivdesini der obigieii. i^da des p|e^n Jfimi^ 

laig^.öepn^^ ifr.jSOjX jf'plgsiidq?;*^ 4i«f »Ö^URÄ«l'4e* 

- jri, #./4öri Bwlft,:;Wit der Pi:v:.l?a^^ 

ö^l9»l^»se9 rODi 24. Janp^/dje Äfiic^^kffipigf^^g T^t^pp^a 
üb«r ,,ä^ cn^^ilsministerieUeR iä-la?s yQflj: |8^ rffebpfwiiE ä^^ 
wertet )iat,, finden ^r^ nebstrr?r|^)^%>1^^K69;^s{^ 
Wpb die ajekaaptnpg: >in der. J4itwirknng, ..jljejdflr j^c|ili?b»§[c^ 
höjüde bei der Prfljhic^ der Lelurfiptsi^i^^ 
Worten: ^ in , der .ZulpÄSnng feines . ^S!CÄ(^i(^(ßtp»imf^^ 
Prutajqgeia liege eine Gami^iß>4^ 4^^: BeUgl^psunjtevd^^^ 

iia.3inff|,4F Cianß^ssion. ertiiefttjT\{ei;de.«!, - f.^ .. -uu^k i\l^Jiv,v'i iR 

.,,. Wir: wollen ^bier dsyw: rabseji^, ;4aw vn^to|^4eI^ 
CQlt^rkaip]jifverhMtn|Bsen besaite Pifa^g<^[ fac^b^taijtt.^ ^^>fWftlis 
obfie ^Betbeilqjnng ejpes bi^böfl sfaM^fip^n^ vJPim 

Tv:Qllep uns.rpar die. ÄBBdjliflb«{Q«Fa»^efiTm:i«sS^^ #%l 

Artikel, :iffi^pbe, ; di€i,?tÖ€ffaMWiW 
hat -t eiiP!?^l *^fe jy<^l^ Iw itar^ W^ft od«$|I^w^r%l 
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richtig zn taxiren, mü89t«n 
das Votom des bischoflicliea < 
ob der Gandidat geaSgend bi 
lassen sei, in die Wagschali 
ob dem bischsflicben Commii 
stellnng eines Candidaten, i 
Ertlieihing des Beligionsuntei 
nmg zagestanden wurde — 
einziges Yotam — gegen d 
PrGfangs-Commi^on — die 
daten verhindern konnte, ünt 
ten wir wissen, ob die Prfifi 
des Candidaten gw ErtheUm 
Tjfva im Bejahnngafalle kann : 
rantie die Rede sein. 

Nnn hat nns aber eil 
mehrere Jahre als biscfa&fiiol 
fangirte, den regelmässigen 1 
Man habe ihn ersucht, der 
ZB folgen and sich Aber di< 
Noten zn machen, wie die ül 
sion dies gleichfalls gethan. 
verglichen und aus ihnen per 
Fächern, wie das Eadreaaltat 
nicht bestand«! u. s. w. — fe 
legenheit habe der die Prüft 
Provincialschnlrath L, regelm 
Aof die Noten in der Religio 
gelegt werden, wie auf die in 
rei als solcher nicht berufen 
weil somit der Gandidat sich 
Ertheüung des Seligiottsunter 
weisen habe, dass ihm als hün 
^ejetiigen rdiffiösen Kenniniss 
tholiken gefordert werden müt 
Wenn nun die FrTifan^ 
gleicher Weise stattfand — w 
sieteoz des bischoflichen Comm 
duftet offenbar die gepriesene 
znletzt — in Nichts. 

AbM gesetzt auch, die 
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Qüalificatiön äes Candidaten zur Ertheilung des Religionsunterrichtes 
bezogen und die Cabinetsordre vom 9. Augnst 1858 sei in der Weise 
ausgelegt und ausgefährt worden, dass dem Bischof gegen die An- 
stellung eines Candidaten, der sich über seine Beföhigung zur Er- 
theilung des Religionsunterrichtes nicht genfigend ausgewiesen, ein 
absolutes Veto zugestanden wurde ; gesetzt also , die Assistenz des 
bischöflichen Commissars bei den Prüfungen biete irgend welche Ga- 
rantie: tiirie lange wird diese Garantie denn vorhalten ? Doch nicht 
etwa auf Lebenszeit des I^ehr^rs ? Kann nicht ein Gandidat, der die 
Religionsprfifung genügend bestanden, später in der Praxis, durch 
YemachläHsigung des katechetischen Studiums und der pflichtmäs-^ 
sigen Vorbereitung zu den.Religionsötunden, in einigen Jahren auf 
eine Stufe religiöser Unwissenheit und katechetischer Verwilderung 
hinabsinken, die ihn zur Etiiheilung des Religionsunterrichtes geradezu 
unfähig macht? Kann er sich nicht einem unsittlichen Leben, kann 
er sich nicht dem Trunk, dem Sj^iel oder andern unerbäulichen Ge-* 
ifohnheiten ergeben und so den letzten Rest jener sitüiöhen Würde 
and jener Ächtung verscherzen , deren Vollbesitz dem Rbligionsleh* 
rer der Jugend zum gedeihlichen Wirken unentbehrlicher ist, als 
jedem Andern? Wer »garantirt« uns dafor, dass solche Fälle nicht 
vorkommen? Und wenn sie vorkommen,' wie es erfahrungsmässig 
leider nicht selten zutrifft, an wen sollen wir uns dann um Abhilfe 
wenden ? 

An Dr. Falk ? Wir wollen seinen guten WUlen zu helfen — 
besonders wenn es sich um grobe sittliche Excesse des Lehrers han- 
delt — keineswegs in Zweifel zieheu. * Aber nichts für ungut — 
Dr. Falk kann uns , sdbst beim besten Willen , keine Garantie und 
keine Abhilfe bieten, wie wir sie verlangen und verlangen müssen. 
Die Forderungen, die wir an den Religionsunterricht und an den Reli- 
gionslehrer stellen, sind doch noch ganz andere, als die des wohlwollend- 
sten protestantischen Unterrichtsministers — er denkt und fühlt eben 
nicht katholisch, und darum wird er für manche Dinge, die uns — 
im guten oder im bösen Sinne — höchst wichtig erscheinen, absolut 
kein Verständniss haben. Und selbst was das sittliche Leben des 
Religionslebrers angeht, so durfte das katholische Auge, das gewohnt 
ist, in dem Religionslehrer den Stellvertreter Christi zu erblicken, 
doch noch unvergleichlich empfindlicher und verwundbarer sein, 
als das des pflichtgetreuesten Unterrichtsministers , der von hoher 
Warte herab die ungezählten Schaaren seiner SehuUehrer überblickt. 

Und wie, wenn der Lehrer bei Ertheilung des Religionsunter- 
richtes — wissentlich oder unwissentlich — gegen die katholische 

Arohiv fOr Kirohenrecht. XXXVni. X9 
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Olaubenslehre v^stössl? Wie, wenn er gewisee Dogmen angreifti die 
bei Herrn Dr. Falk im Gemcbe der StaatsgefthrliclikeiteB stehen? 
Wie, wenn er zu der Confession, »in deren Sinne er den Religions- 
nnterricht ertheilen soll,« in eine feindselige Stellung tritt, wemi er 
nnter die >Cultark!tmpfer< geht nnd die Bekämpfung dess^,- was 
Dr. Falk ultramootaneB Gift, wir dagegen echtes katholisches ObH- 
stenthom nennen, m seiner Lebensanfg^ macht? Hefast daä «ach 
noch iden Beligionsnnterricht im Sinne der Gonfesslon ertbeilesN 
Und wo bleibt da die Garantie? Soll Dr. Faft de)i etwa Wif rd«n 
Lehretnbl setzen und ex cathedra entscheiden, ob äer BeHgiOttsuD- 
terricht, den der Lehrer ertheilt, orthodox oder hftretiaeli iafe? Ülid 
kann man denn so unmenschlich sein, Dr. Falk znzuttfütben, dasd ffl 
gegen »staatsgetrene nnd reichsfreandUche« iCultork&spfer« 'im 
Lehrerstande, gegen sein eigen Fleisch und Blut einschreit«?'-''Hat 
er nicht selber sie aufgerufen zum heiligen Kämpft gegen' den liQUA 
Ultramontanismus? Hat er nicht Alles getbM^, am dOn LdhrerstMid 
Ton allen nltramontanen Bestrebungen Und Neigungeu tn relnfgM? 
Ist nicht das gute EinTernehmen eines' Lehrers jint seinem ^^Ätn- 
montanen and ireichsfeindlichent Seelsorger der allersGhwSnleste 
Schatten, der auf seine Unschuld fallen kann? Und öun soll ep ge- 
gen die Mftnner >nach seinem Herzen, < gegen die ^odor seiaes 
Geistes mit strengen Massregeln vorgehen? Ehie solche Znniatbtmg 
ist unmenschlich, ist barbarisch. Man halte uns nicht die>''V«N 
Setzung des Lehrers Fhilippsen ron Messenich nach Erpel 'entg<egen. 
Ob diese Versetzang die Situation des Lehrers Tfailip^sAn vsflMAfeei^ 
tert oder verbessert hat, also m Erfolge eine Strajfe Oder t^- S»- 
lohnunff war, wissen wir nicht, wir glaulien aber eher- das- Lotl- 
tere. Zudem hatte Fhilippsen in seinem icnhtirkämpf^idcliefic 
Eifer die Regeln der Klugheit doch allzusehr ausser Atht geldasiat 
und dadurch seinem Herrn nnd Gebieter grosse Verlegenheiten' be- 
reitet, es ihm geradezu unmöglich gemacht, ibn der aafgei^Sgtea Ge- 
meinde gegenflber länger zu halten, und doch musstä di^CMmoltide 
alle irdischen nnd himmlischen Mächte zuvor annifen,'rii^^e Ten 
seiner Wirksamkeit befreit wurde. Wir sind fibenengt, 'ßr: Pvlt 
wünscht sich nicht lauter solche »FretmOe,« wie der L^nir^flit- 
lippsen. ' ■' ■-'■:ii-'' 

Wo'bleibt also die Garantie dafBr, dass der Lehfer'><t«n Eft- 
ligionsunterricht stets im Sinne der Confession Htheflen werde^r-JWÖ- 
suchen sie und finden sie nicht : weder in^ der Assiitenz eibM-'bi'- 
schJiSichen Commissars bei der Prüfung der L^fbranstsosad^IstNi, 
noch auch in der Aufsicht und Oberanfeicht der staaüitihbn'SolHÜb»- 
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^lö^deij * öi3id: ihr^» Cbiöfsf des jeweiligen ünterrichtsminiaters. Wir 
fi^4^: sie e|>enso wenig in ier. famosen Leitung des Beügiansunter" 
iißhtes äwrph die Beligimsgesellschafteti^ wie Dr. Falk in anrieh- 
ilge^; Ms|iigang .des Artikels 24* der yerfa3siing sie versteht. Diese 
»Jmixsißg^Mi eingär zu aMract^s xmd abstruses, angreifbares Ding", 
seil üä^. «Fillk .^ Erfimlymg des Beligionsanterricbts und die Auf- 
410^ i^rt49iiselbe.n: di^^von [abg^z^f^eigt hatr-^ wir wissen nichts da* 
]mt»i>lE|B9^aogi8}ip N^iidrair!^^ Srlass vom 18. i^bmar 1876 

^9/^8|h];t^>ei^zi^eat;3efQgnt)9^ die dem Geistlichen als »Leiterc 
iv^mßtU^inpolik fß^^ so gipfein sie in demBechte, 

»^neobe rWd.S^sc^Wjerden in Bezog auf den Religionsunterricht 
der iitaatU^fii^MfBicAitsbehdrde vorzutragen,« und. in diesem Rechte 
Jt^neoi^'Wif/J^iit der besten Brille rw der Welt keine * hinreichende 
^fäiyti^^ieiiirdeQkenr; ida läuft sio Ende Alles wieder auf Dr. Falk 
]p49Alis.< < UQd wir !p{)ohten d^^^^^^^r der. »den Frieden liebt 
iifl#'iS?^ 'Xage '^h^ ^illif 'Yffi^ vornherein den Bs^h ertheilen, 
f]$)ll9Pi3es rlSis^Q.QicM^ ^anss^fassen und v^n air diesen schrecklichen 
Qefiigi#9e&vdem L^er g^epfib^r keinen Gebrauch zu machen, da 
leiBt^^'die. lutentionen des^IXTv Falk ohneZw^fel besser kennt, als 
erv der 3^ist]j;0he^;Selber^ ; Und sondern hat Dr. Falk diesem an sich 
9€^ sO:.^QgeföhrliQhea Bechta-der BeligiODSgesellschaften resp. der 
€lei9(|iobeii den' ktztanr Zahn, mit dem es> etwa noch beissen könnte, 
vorsorglich rausgebriodtKfa^durply die Bestimmung, »dass der Geistliche 
4ie.(«^ng ^sBeligionaunterrichtsnur so lange ausüben dürfe, als 
^^ <l|M?i^6eia;.Yefha^n nicht diejenigen Zwecke Igefahrdet, welche 
Mt Sl^timVi d^' Erziehung dep Jugend durch die Volksschule ver- 
f<f^}g!t^ ':bDfipk dQBfi^ SifeTi^miitdem diefiie Beslämmnng allenthalben 
ill^4i^r]^Kifi:!^l)c|giesetzt wu^ entbehrt schon jetzt der Beligionsun- 
t9iiri0h^ iifyleleiiiy lY^brs^hjSinll^ den meisten katholischen Schulen 

-oT' n:^f^9M.4^^^^ S^pri^^^^^^ Garantien, mit denen unsere vortreff- 
rl|()h€H^.9J$obfife^6i#:Zi^ wo es sich um das Höchste 

tWd Jieil)g|itef; ck^( religiöse Erziehung, der Jugend , handelt? Sehen 
^f^\ A(^ l^nif^li nwei^e Garantien sie von ihren Priestern^ den 
^^Z%^^ji^t$^}(>^/0Ai*«m^i {ordern. Sie werden in bischöflichen 
Anstalten, unter der strengen Aufsicht und den Augen des Bischofs 
^^gfiipib^Uj.A^f^K^^ig^)^ Wi&fsepschaft gruQdlich unterrichtet, zu aller 
(i^e|btsaligK# un^Tfgend aaigeleitet. Ihr Wandel wird strenge über- 
ir#c)v|;ri:3 v$po rilureii jE'ertsdirltteii in den. theologischen Disciplinen 
|i^Hfll^;2#<t:qL|ij j^^qchiede^^ Rechenschaft ablegen. Wer 

^[i^9lA'*]^ctfupd^ wild, wird Qochan der Schwelle des Eailigthums 
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zurfickgewiesen. Sie empfangen durch die Qandaiuflegvi^|l^^4#^ ;{(^ 
schofs zu ihrer uatürlicheu Ausbildung . und jBefabij^ag^^^e jE^U^ 
übernatürlicher Gnaden. Und wenn aie dann.^enßugewi^jlteJPpe^ 
in die Welt hinaustreten, uberlässt dar Bischpf 3ie. d£^n.,^}]i|;en^.gj^t^ 
Schutzengel allein? Keineswegs; . $lter.e> Fjriiester.i v I^di4,to^; H^^ 
Dechantsn halten treue Wadie über. sie,,. Und. .oocb, .f&|sl^n )f^ 
zwanzig Jahre lang, bis ins reifere Alter bineiUt; bernfj^ dj^l^^^s^lN^ 
sie, wenigstens in manchen Diöc^^en» in kjQr;;gpaaes^i;i|e{^ Zwis^bflilf; 
räumen zum Examen, um sich zu überzeugen, m ob, ^^ i^qhtrilBfll^ 
ten und erlahmen im wissenschaftlicheii 9^4 g9tt9||]%e|^ l^vel}f)|i^ 
Man sieht, die Bischöfe wollen i^rissen^^ if&fx »i^t^öi^^.^^^j^x]^^ 
Seelen anvertrauen. Und diese Sorgf^t ..der,^s(^Qfe .^i^ 
Fnichte gezeiügti wie, die Haltung des ka|il)^lu}qh^i^j^9|n|rfi^ 
turkampfe« beweist. Wq gibt. es e^en ^d^ijep.^n^^^l^^^ 
die Seite gestellt werden. karin?, .; ^,,\ t,;./ £.,> ji..4i; .n^ji. imv 
Und nun-stellen wir, dem yPri^lfer. den Ißl^er, ^^^%l(f^,lli[fff 
Lehrer , der in stoaüichm^ Anstalten ansgeb^det i;/Ton J^^<^ i^^fPfMTi 
liehen CommlssiQn geprüft, von st(iMJAUchm Behörden, angfieii9Ui;!^l4 
überwacht und gemassregdt und abgesetzt wd;dwLeI^^ 

streng angewiesen ist, in seiner Amtsl^rpg. I^c4^.:^|94?^?^' ^ 
sungen anzunehmen und zu befolge^ ;als die ^^ staatlich^ .3i^«uV:. 
behörde, und dem man es zum Yerbreisheu an^e(dLnien w9r^ « „.wenii 
er neben Dr. Falk auch noch seinen Bisßhof .^s i^en^n jii]^,p^i}^^ 
anerkennen wollte. Diesem Lehrer 8pU,der,.Bj^pbof jmjt.wUsteu^.jJJ^^^^ 
trauen den Religionsunterricht in der Sehnig aiif L^bei^fda^^jube^Q^^^ 
Uo8 weil hei seiner Prüf ung ein '^c^^ichfirjilfm^ 

Doch Dr. Falk spjicjit in sein^jBede j,¥pi3(t.24, J^fiar.,H^ 
von »einer viel kr&f tigeren Oarantie, die aufjj^^kir(^qb^ 
in den) Verhältnisse der katholischen ^jrclie ui^ jiiiu:er rjÖhge^f^^ j^i^ 
dem Lehrer liegen solle Wie er. aber heut^ ^^y<^ ^pref^e^^J^^f^ 
ist uns ein Räthsel. Wird doch ,;»das Verhältnis» der k^t.holis|(^eji^^liB, 
und ihrer Organe zu dem Lehrer«; so sdiarf und ini3S^ßnis(;^vf^^ 
und der Lehrer so kräftig dagegen in Schutz genommen, ds^,g6 ^4^,4?^* 
Seelsorger nicht nur das aussichtsleseste, sondern .auc^di^f.g^K^Hf^^ 
aller Wagnisse wäre,, auf deja Lebreir einf^n wirks^m^ Ein4)^^,ff^ 
zu wollen. Wir erinnern nur an das Gesetz über die Gjn??}5?n^,,4^i(f;l^^ 
brauches kirchlicher Straf- und Zuchtmittel un^ ;^n d^^ s^f;^fg^f^^! 
liehen Verhandlungen wiegen Verweigerung, dei; ,^bspiutij>^ ^ .,^^fr 

Man rede uns nicht von »Garantien dafür, dfl^, ^^ j^l^^ 
Unterricht im Sinne der Confession .«rtheilt werde.« Wir lii)i^jep^,|ij^ 
und wir wollen keine von Seiten .de5 Staates,, ; Wir vf^fji^gfm /^ 
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^ ittesÄÄttmclit isölber auf Grund des natürücBen, göttlichen, kirch- 
fiöli^,'''iiist^^hen und verfassungsmässigen Rechtes. Wir yerlangen, 
&ks ''d# Stälefi das Bechi deir Kirche ailf deu Beligionsunterricht an- 
^6b&^,' 'däss er atifhöre, ein JKecht zu bisanspruchen und auszuüben, 
dfiö' iÄÄ^ weder nach' dei* Verfassung^ uööh auch nach natflrlichem 
Wie ^^btÜictieiÜ Bedhtef zusteht: nach natürlichem Rechte nicht, 
^il'WfediBt^'dfe ig'esunde-VeAiunft, noch die Wahrheit ^n Staatsmo- 
ÄÖ^6l4iiti ftachg^6tSli[3iem;Rechte nicht; weil Christus nicht die 
Iä^9ärhng€iii| si^hde'rn -die Apostel ausgesendet hat alle Völker, Jung 
ififfl'Äh? xu'l^htett.-; Wir verlafageri, dass die Ertheilung des BeH- 
^jihtfUttttiiirfi^ht^s d^ siurflck^ werde, der von dem heiligen 

Cfeiife 'tintf ' seinetn Organe i dem gesetzt ist, die ganze 

^i^def>^n{61i£'trlo8''äi%'Sfeyfe, s^^ die zarten Lämmer zu 

wÄdWt'-^'^fleiia'SiB^leiihfften. 'Nie wird die Kirche zugeben, dass 
von dem heiligen Amte der Seelsorgö der ' wichtigste und edelste 
TMü'^äb^bT^tf däs^ a\is'1toei' ■& die kostbarste Perle herausge- 
btWJäSn Hv*^e:^''Wilrder Staat söinen Lehrern als 2;<?Ärem Jcdtholi- 
Mhf^^^M^^ eHätrbetf • ^iM^ ä^ Außickt des Bischof s md 
8Msot0'8 au deb 'rtligiö^eii Ü»teWcTite der Jugend- zu betheiligen — 
gu1;fvyiF'äyepffietf ei^^fl dör Staat dabei nur seine 

e^ekiöü ^Yiitercäseü be^orj?«. Wifl'^er Staat es nicht erlauben, will 
ei*' -d^' iteli'g^onstiuterife den Schulen verbannen — so 

T^den'i?rfr'W feekiag«^ linö tiuch zu trösten und zu helfen 

w^liäsferi"' fii' Eins' kbühen' wir uns in alle Ewigkeit nicht fagen und 
e%6Mtf:^^^^äi^-'d*''St^at den Beligionsuuterricht als sein Becht 
XikWsemmm'\iemm\ 'ku<^ Irfrd die Kirche sich nie dazu ver- 



Jfiä Ürg^hds göthah' f dfer Lehrer hat immer und überall nur unter 
£S^M'^^i^^^^^ oder, wo die Verhältnisse 

«S^jAbthJjl/kaohteii; wlief ^^^ als sein SteUver- 

i^i^^lS^ Er hat sich mi demselben nur 

itisoVeti-1Se'lihi§lUgt,ab derän erster Stelle dazu berufene Seelsorger 
e*'WiIÄy(iiite''Mir^ gestattete. In der ßeg^r bestand iseine Betheiligung 
(Jäi^ii'M/lii'^h:^^ mterrichts, den die Begie- 

riiU^' irön^'JeBr'/aW ein gemisc^^^ zu haben scheint, 

uiiäik'^^'eihMliek'AbM^ ohne Erklärung. 

Und SQ s€Ät'S^äf''inan[' g'ewö^^^^ als aus- 

sfäfflöfi^Me i)pm^^ dass der Bezirks- 

scÄOTii^^ijfo?^ iiis spl^^^ ^fe^Ieich' * selber' katTfiolischer Priester, sich 
liiSfit Är'tteftl^Mchte; 111- derBelig^^^ prüfen, und dass die 
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Pfarrer entweder gar nicht oder doch nur aus Gefälügteit mth lle^ 
belliessen, vor dem in staatlichem Auftrage erscheinendeäScÜulhi- 
iq)ector einige Fragen über die Religionslehre 55a stelleii. So "worcle 
es wenigstens bei uns gehalten. Da, wo etwa del* Schulinspector muh. 
in bischöflicher Vollmacht erschien, wird die Praxis wöM eine ändere 
gewesen sein. " ' 

In der 7, Sitzung des Preussischen Herrenhauses am' 10. Fe- 
bruar 1877 wurde u. A. auch über die Petition des Herrn Domcapi- 
tulars Klein zu Paderborn und Genossen dahin zu wirken^ dm müe 
authentische Interpretation des Artikel 24. der Yerfassüngs^rküttde, 
betreffend die Leitung des Beligionsunterrichts in ' d^n kjathol jschen 
Schulen herbeigeführt werde. , * ^ .; 

Berichterstatter Her T^<?t;er empfahl Namens d^^^^^ 
üebergang zur Tagesordnung, während örai Br&'W \ deä ^ lilt^ 
stellte die Petition der Staatsregierung zur Beröcksichti^n^' zn fibi^r- 
weisen, 

Graft;. Brühl: »Meine Herren! Als wir vor einigen Tagen 
über eine Petition verhandelten , erklärte der Herr Berichterstatter, 
dass er den üebergang zur einfachen nicht mötivirten Tagesordnung 
beantragt haben würde, wenn nicht die grosse Zahl von gewichtigen 
Namen und Personen, die unter der Petition verzeichnet Wärehi ihr 
ein solches Gewicht beilegten , dass die Gom'mission wenigstens eine 
motivirte Tagesordnung aus Rücksicht für dieselben vorgezogeA hätte. 
Eine solche Rücksichtnahme . hat die vorliegende Peütion in ihrer 
Petitionscommission nicht gefunden; sie schlägt ledigÜch dfen löin- 
fachen üebergang zur Tagesordnung vor. Es sind ja blos die sSmmt- 
lichen katholischen Pfarrer zweier ganzer Diöcesen , die aöh hier 
mit einem Petitum dem hohen Hause nahen — ifait einein 'Piäiätetei 
das sich bezieht auf ihre heiligsten Pflichten , nicht etwa auf Ein- 
künfte und Rechte, sondern auf die heiligsten und sch'werdten Pflidi- 
ten. M. H., ich will mich nicht darauf einlassen, miish mit dem 
Herrn Berichterstatter dariiber zu streiten, ob delr Auädrüdc des 
Petitum : eine authentische Interpretation des Artikel 24: der Ter- 
fassungsurkunde herbeizuführen — stricte der; gerade richtige ist. 
Es mag sein, dass im gesetzlichen Sinne ein Zweifel übet* äie Inter- 
pretation jenes Artikels jetzt nicht herrscht. Diese Versicherung 
kann ich Ihnen aber geben, dasis ich es nicht fasse, und' dkss ^h 
wohl im preussischen Staate Katholiken nicht finden werden, äie es 
fassen, wenn der Artikel 24. der Verfassung sagt: "die Reltgioiisge- 
sellschaften leiten den Religionsunterricht in den Volksschulen, und 
wenn der Herr Cultusminister sagt: die Pfarrer haben keine Auf- 
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sieht mehr über den Beligionsunterricht. Sie dürfen den Beligions- 
unterricht nicht selbst ertheilen, sondern der Beligionsunterricht 
jtiKä durch die yom Staate angestellten Lehrer ertheilt; sie werden 
beaufsichtigt von Scbulinspectoren , die der Staat einsetzt, und die 
grQssteptheils nicht einmal der Confession angehören, worin der Un- 
terricht ertheilt wird. Es handelt sich um den Beligionsunterricht 
in den Yolksachuleu, um deu obligatorischen Beligionsunterricht in 
den yolkss^hulen» wozu die Kinder durch die Gensdarmen gezwungen 
;werden können ihm beizuwohnen. Den Eltern werden die Kinder ge- 
floi^men, sie werden mit Strafe gezwungen, ihre Kinder zur Schule 
zu scbi^<?ken, und die Eltern haben nicht mehr die üeberzeugung, dass 
ihre Beligion, die Beligion ihrer Väter, ihren Kindern gelehrt wird. M. 
3«« e.s,mnd Wenjige Ui diesem hohen .Hause, die meiner Confession 
ang^]i|drapf h^ute gegenwärtig, Ich glaube aber es sind viele christ- 
,licbe Faniilien^väter gegenwärtig, und diese werden wissen, was für 
ein Qefuhl es ihnen sein würde, wenn ihre Kinder zwangsweise einen 
^JSeligioi^snnterricht bekämen , von dem sie nicht glauben könnten, 
d^ss es ein orthodoxer Unterricht ihres Glaubens sei, und ich kann 
.Ihnen die Versicherung ertheilen, m. E., dass Alles, was in neuerer 
Zeit gegenüber ider katholischen Kirche geschehen ist, bei Weitem 
^icht die Aufregung hervorgerufen hat, nicht die Vertreibung unse- 
re Bischöfe, reicht die Vertreibung unzähliger Pfarrer von ihren 
SteUe[9., als eben dieser zwangsweise Unterricht in einer Beligion, 
4ie wir grosseptheils nicht als die unsrige anerkennen können. Was 
..kö;naen wir für. eine Garantie haben, dass ein junger kaum ausge- 
bildeter Schullehrer eijjen vernünftigen, richtigen Unterricht in der 
BeligiQn gibt, wenn er blos upter der Aufsicht eines Schulinspectors 
^teht) ißt di^^ Beligion. nicht kennt. Nun muss ich auch noch auf 
eine, Stelle aus dem Berichte des Herrn Gobbin zurückkommen, über 
,die Petition des Herrn v. Jena. Er sagte dort, es wäre noth wendig 
gewesen, dass der Staat Front mache gegen die Uebergriffe der ka- 
tholischen Kirche. Ich glaube, ungefähr so waren seine Worte. Kun, 
HCl« H., er hat da wieder einen Satz mit grösster Bestimmtheit hin- 
gestellt^ den kein Katholik glaubt und den im Emste sehr viele von 
Ihnen j^uch nicht glauben. Ich glaube, dass, wenn dieser Satz auf- 
. geajtellt wird, es dann dem, der ihn aufstellt, ungefähr so geht, wie 
man behauptet, dass es den römischen Auguren gegangen sei: sie 
hätten sich nicht begegnen können, ohne sich anzulächeln. Ich glaube, 
Sie Alle wissen wohl, was der Ursprung, der Anfang dieses Streites 
war und Sie wissen wohl, dass das, was jetzt als die Ursache des Streites 
dusg^prochen wird gerade Anfangs die Ursache nicht sein sollte, dass 
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80g9it:i^Uen B^iebskanssljar erüftii kitf die Pjrbnml^oii im 
PogBOa yon der Ünl9hl))aid^eit ha)>» auf dieSkäateyenmltai^ kooien 
Einflusß,- wSre kme yeranlaasüng, dass di^.Si^eniug eingreife; Nach 
«ttd Baeb hai 'Sieb das andesrs gedreht, wd-j^ttt iHrd'thingBäMlt, 
^ sei nDthwendig), da68: der Staat gegen die k^hoiische Kirc&e Probt 
jDüfacbe. M. H., ioh kaüo; das mcht andel's audegen^ als dassrjnaa 
sagt:, der Staat. i^t im IStiege n^it der kcvtheÜErehen Kii^ohei fiin 
Fr<mtmaehen zu einein blosseii ManöTer warde mir äiobt rechtf wür- 
dig erscheiaea bei einer se> erasten Sache/ Ist der Staat im-Kiiege 
n;)it der katbi^isctaen Kiarcbe^ so wurde i^b glauten^ Jb&ite ler^ eiae 
doppelte Pflicht 9nd eia d^ppeHea Int^resse^i 8dsie.fcaAh6IiseheD:ün-: 
tjGtrtbaneu, uatior diesem bedauerüci^n KpegiSfzustaadeimofct^ odtoimög- 
Ucjbfcst : wellig ; Md/eia,, zi^ . lasfie pt* jm^\ ^löisieridera kßni|^ödi«i;iSta44«e^ 
gtera^flg MOßs ^r^i^ gelegea jöa:,( d^ik^äj^iKtefcerfol^^ — 

upd ich bttt* ml^l ZU; verg^sqe^ ,; 4^»:'ci« löin.jIWtteli'idär jJair^^ 
rupg jsjb. — . m zmgmt dase sie sieb;: f|r: gezw$i^en hält, Int Kriege 
ZU seiamit d^r Kirche, mit der Leitttug- der k^bolisehen Särcbe, 
dass sie aber ihre IJnterthanen nach wi^ vix als ihre treuen Unter- 
tbanen betrachtet, die ihre Treue in b$ser Zeit noch mehr :teigeii, 
als in guter,: und dass^ie diesen dah^r alles S^hw^^re nach Möglich- 
keit €ffspareu will Kun.habe ich hereits. hier »gesagt^ weich gren- 
zenloser Schmerz es für katfaol^cbe Uatertjlumen ist, iln^e Sinder in 
eine Schule scMcken zu müssen i der> eie kttinf Yertrauea adhenkea 
künnen. Sie Petition spricht also den- Wimch aos^/doii :&rtikel .34. 

der Yerfassungsurki^ade authei^tisebvzu/lat^pretirt^il. 'l^tln^iBi H.^ 
hätte ihre Commission gesagt: Wir tragen darauf an, ^berJdit^JP^ 
tition zur Tagesordnung Jiber^sugßhen, da uns eine iaterpiretation des 
Artikels 24. nicht mehr nothv^ondig ^rscb^int -^do w&re das weüig^ 
stens eine Form gewesen,. die imm^hin ein gewisses? Wohlwollen 
gegen . die Peten twi zugelassen hätte. Jetzt wird ^ aber ohm Orund, 
käbl bii^ aus Herz }ünan, eine Petition- zurückgewieaen , äie^ diePe« 
tenten mit schwerem,:. mit blutendem Herzen verfa$st haben; wird 
zturückgewiesen ohne eine; Allgabe des Grundes* Ich ^' ib. H.» bitte 
Sie, diese Petition der königlichen Staatsregierung zur Beruc^sich' 
tigung zu überweisen. loh weiss sehr wohU dass daran» «in'inate- 
rielLer Nutzen nicht entstehen würde; die Katholiken •• im liände 
werden aber wenigstens daraus ersehen ; dass hier in dies^ln hohen 
Hause noch ein Interesse für .sie besteht, sie werden sehen, dass das 
hohe. Haus sich; auf den Standpunkt stellt, den katholischen 'Unter- 
thaneu seiner Majestät des Kaisers dasLeb^n unter den sehwierigeD 
Kriegszuständen mit Bom möglichst zu erleichtern^ sie nichlidapm- 
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: ter leiden zu lassen ich stelle mich auf den Standpunkt, den die 

StaatsregierUDg eiDnünmt — dass die kdnigUcbe Staatsregiening 
. wie sie meint , gezwungen ist, den Krieg mit Bona zu fuhren. Sie 
werden dadurch Erreichen , dass die königliche Staatsregierung doch 
vielleiehi nicht den §. 24. anders interpretiren , aber vielleicht ein- 
sehen wird, dass solche Zustände nicht bleiben dürfen, dass auf die 
eine oder andere Weise Aenderungen geschafft werden mfissen. Manche 
von Qinen, m. H., werden vielleicht finden : Ja, man geht noch nicht 
energisek itet} kräftig genug vor, man muss dem Streit durch ünter- 
drfickutig, durch Besiegung aller Streitenden ein Ende machen, die 
katholische EIrdie aus dem Staate verdrängen. (Rufe: Oho!) Nun, 
daä:balte ibh ffir eine consequente, erlaubte Auffassung von Ihrem 
St8i%uäkte aus;' Ich glaube sogar, dass Sie, wenn Sie das bisher 
von ;der ktaigllchen Regierung Oetbane gutheissen , nicht umhin 
kM»^ auf diesen Standpunkt, den ich eben ausgesprochen, zukom- 
men, ich glaube aber , dass die Mehrzahl von Ihnen es dringend 
wänscht, dass diesem Zustande ein Ende gemacht werde. Sie wün- 
schen nmi eben, dass dem Zustande dadurch ein Ende gemacht wird, 
dass die katholischen ünterthanen aufhören, katholische TJnterthanen 
Seiner Majestät des Kaisers zu sein. Katholische ünterthanen kön- 
nen wir nur sein und können wir nur bleiben, wenn wir uns an die 
Lehre und Disciplin unserer Kirche halten; und die Lehre und Dis- 
ciplin dieser Kirche in Schulangelegenheiten ist in der Ihnen vorge- 
tragenen Petition mit seltener Präcision und seltener Bestimmtheit 
ausgesprochen. Ich kann Sie daher nur dringend . bitten, haben Sie 
Wohlwollen für die katholischen ünterthanen im Lande, wollen Sie 
sie nicht unterdrücken, wollen Sie nicht, dass eine Generation auf- 
wachse mit einer verfälschten Religion, also ohne eine innere üeber- 
zeugung, nun so thun Sie diesen Schritt, Sie thun damit vielleicht 
einen Schlag ins Wasser, aber jedenfalls zeigen Sie, dass Sie Wohl- 
wollen im Herzen tragen, dass Sie nicht die katholischen ünterthanen 
unglücklich machen wollen, dass Sie sie nicht wollen leiden lassen 
unter den jetzigen Zuständen. Ich bitte Sie dringend nehmen Sie 
meinen Antrag an.« 

Begiercommissar , Gebeimer Rath Stander^ führt aus, dass 
ein Bedürfhiss zu einer authentischen Interpretation nicht vorliege, 
da eine Uebereinstimmung aller gesetzgebenden Factoren über die 
Bestimmung des Artikel 24. vorhanden sei. Im üebrigen sei auch 
der katholischen Kirche das Recht der Leitung des Religionsunter- 
richts in der Schule nicht entzogen, wenn sie sich den Anordnungen 
der Schulau&ichtsbehörde fügen wolle. 
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■ Der: Antrag der Cqmmissioii anf Uebergasg.ui Tagesordnaiig 
murde faiiaraitf jWMftmv'')- 


18. In der 30. Sttizung des Freossucben Abgeordnetenhauses am 
2i.ßebTxm lS77ih6mÜi,mmv]m ieaCtiUusetat. Der Tit. 0, dessel- 
ben wirft für Zusehüsse ttir UtiierhaUutig höherer MädchmschuleH 
80,000 Mark aus. Die Bemerkungen des Etata besagen) dass dieser 
Fonds erforderlich sei, nm namentlich an Orten , wo dnrtih die 
.AnsföhruBg des Orijenagesetzes Tom 31. Mai 1S75 . eia Bedürfniss 
dazu entstanden sei, Gemeinden oder Privaten, welche .höhere Mäd- 
dumschnlen ernohten odex nnterhaltw, Beyiilfen za gewähren. 
, , Ajtig. Dr. Sy^ne ben^wk^e hie^jn,; »Meii " .-.■■". 
^OB, .iin|i,.wfijlcbe -fs sicib hier handelt, ,hat dei; 
P^iiK^berg BchoQ bei der Geiteraldisc^a^o^iü 
.terisirt. Sia iak eine (hiUurhan^ffpsUion^ ,mg^ 
m^lit darph i^ia A,|is^üh^iig des f^setfes yw 
:der Beratboo^ die^eg fireset^es h^t,der Herr C 
Anssicht gestellt, daa^ <^ie Begulimng, 4^ Unterrichts in den. böbe- 
jcn Mädehenschüleia eine seiner emat^ten Aufgaben sein werde. Die 
Position von 80,0p0 M, ist ein aebritt,,die Organisation des Unter- 
richtswesena in diesen Funkte dei weiteren Entwickelnng entgegeo- 
znf Obren. Wir haben, m. H., edjen in. eii\e 
.Dißcnssion gehört, zu weicht' üherausK grossen, Ih 

ing .der jfiopi 

1^ i&r hcibe 


glautte,, daa 
beu g^oga 

zu )}iewilligi 
B der .Herr 
ich ^enden< 
sen nur d^r 
. ich habo 

>Tiaieo Dai 
(Sehr gut! . im Ceintrqm). Ish inr meinen Tl)eil,kaD,n, iiofcb, gar 

1} UiiqkUtd^r dmnf «nid« iv Heirenhaiue yerh^n^eU. fip^ eii)s,Peti- 
tiaii tlea Karl Maton und Genowien zn Sensburg , worin die bfildige gesati- 
liche Begeln^K dea ip der liatholiachen Gemeinde herrBchenden Kbthaiandea be- 
antragt wurde, indem dort der Kirrer tfnd Eelig^onaldirer fehle. AIb BefOr- 
woit^r da Petltioii trat vieder ätaf BrOhl aaf. Dm Heinnbawgfa« m^ 
ti»ei diese Pethit« eu l^evoiditnog < Ob«. . ^ . 


i&iM ^täifaliessen MtiM^ Kattegarie^ tod Schnieü im Staateregie- 
jung ein Bedürfnisszuachuss von irgend welehsir Hdto su bewälifen. 
Wenn es ät)erlianpFb unter d<Bn ünterrichtsanstälten IntereBseiiUen-' 
spulen j^i;. so siiid es im Grosseii nnd<Ouiizen diese liöherenMäd- 
ciliensiihuieö. \^ Kommen Si*^ dtwli in mittlere und grössere Stödte, 
Vor lie^cht'denii'difehölie^en^Ä^ Ich glaube nicht tii 

Yid 'zu *$kgl(fii Wenh ich behaupt^^^^ dass slie für vier Fünftel der städ- 
tischen BeTötkerübg nichts in bedeuten haben, und das eine Ffinftel, 
das. jsie bentttzt; ist meiües Erachtens wohl in der Lage, diese Sehn- 
leh 'aüs( ^jf^e^ Mtt^^^ (Sehr T^r! im Gentrtimv) Nun 

mn^ 'ja>t#as geschehen« nach Atrfhebmig der Klöster i die könig^ 
lichi;. S^Aa^ri^^ruug iih einen Bedäffnissiinsehtiäs'fiii^ Sobtden, die 
^lr^eKo!^cäi;.Wi6r^0n b6^ü wegeü Ansti^^^ der Schubchiresteni 
^img der kl^äterSchiö' Schtfbn ;' tc»r , iä. ' ffi^ verlangem 
'^ii!^^^^it^^^ da2ü dieüen, dieKiib- 

de^ tfüs ka^oiischW FänäUed M diel Xiäg^zü langen, ' einen h^e- 
reh tJtiteVifott zd geniefsseil. Wir wolieti den Zukchoss ddrt, und 
die kaitholischeä Elteni weirden srch^Itiih in ihrer grossen Majorit&t 
aüch:,der Staatsrögierung föir'' diefeie Bedörfiiisszuschässe danken. Wir 
fordern^ ihn äm'^'^ nicht, wdi wiif wfeSien, dass in dem Mouient, wo 
BedüTfnisszudcJhfissb g:egeben werden , ^äie Freffieü nti^ Se&sttierwdt^ 
türig äer £eJuäe ufid\dk MnricTdung der Sehide im Interesse der 
iiäth(^ücHen' EUem der' grdssteir ^hfahr preisgegdien^ wird. Der 



dn|^niS8M^uä|$ liisg^ imr einen Fassuis aus einem 

*]5iSni8tefiälreö(tfipt' 'tforTesiön; wörift es beisst^ »TÄberaH da , wo ieine 
' Slfeät^fM' ^er^^^ eis sich ttib 'eine commmiale 

'^imr'm^^ müss^ iölrtö^ Mitwirkung dfer Stsiäts- 

biäiÖttfiÄ^ biji l'eststiöiltttig- der Höhe' des 'Schulgeldes imd der Lehrer- 
giMti^x ifa'Ah^i^rteh gönommen werden, c Also'der Staat steckt in 
dem'jä'om'eint s^^^^ Hände in die QedamMvbrwaltüng dieses Schul- 
wesens^.' das 'reiht eigentlich unter döi^(fommunialen'Veii«raltntrg stehen 
äöüte,: W'eif 6lnig$ iSJarkZudchuss Iwfwilligl;. 'Bs 'ist^ wahrhaflSg 
niclii ItiteiheYä^it^ und Unser^seits eiii Mahgel an Interesse für ^diese 
Art von Anstalten, wenn wir gegen dies Position stimmen. Wir 
ha^h 'gefäde^ bewiesen; wie seht tins eine höhere Mldang derMäd- 
ched.äus !äen;;hölieren lind mittleren Ständen am Herzen liegt: XJn- 
96X^01 bißhendeii m^d ^chönen^ Anstalten > dijO der JJßrr Minister t;er- 
jnc^^jhafc UBdrfPßtimf^^^und die WiMiigiMi^ die er Jidch vernähten 
wird, sie beweisen, welch reges latmsBe wir 4» ider^BiUung «der 
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Midehtt geltabttobenJ (8eb» wahtt im deäfraM.)'> lyilicbfirMh 
man das amtliche Brndlmch- der StatisHk ▼(yrolmtiiti ^boi'^ilobtttttii; 
dass die katiiolicbe^ BevOUcemng! ein loteveBse jtoattbaflte'i diis ki* 
ilMlisebea' Mfidcbso mAgOchst domm «nfiraebMti- zd' fensetfi^^iVttii 
Hsuidbaeb der Staüsiäc, anMmiid- dessife Ja' -«sblie^Iäih^lbcli-iiiiM^ 
liebe BntwMdabgto «tfolgeo fctiiiBeo,' dieeM fl^Ddlifde^~'ba('1Ü>^iÜHP 
zweiten Htifte zvS Satte 70 <di»> liftbereu' Mftdcfieia- '^^«Im^ 
sduileä, wie Bia daigeneaat iretdMr, aas S^ble^eni VibtF^ß^^^'^'lH^ 
ieb di» Angaben genaa coBbratiren lunn^' nod da i9t''Jt«Me^it!ftij^^ 
höhere Tödhteri»hide :in Sdileeien gMuitt (fillrt; H9rt !>'^"ti«K' £^1) 
nun im Jabre* 1874 , : wo die ' Aofetelhmg ' gMikcbi ist f'iit '4Bi-e^e^ 
sehr tOfibeade Scbalen der ÜtMUmriimen' mimiiai^äD^am^mi 
Sekumimtn LUbMihia^Ma BätUwMÜBrt ditt ü»6iairi«tyiei<'%«t^ 
zügUobe Scholea, die SekuhöhtmUm i« Op^Hi Bhd/m '&M<iM:*,' 
Giatur UmätuU Ou-ScbL^ ü» fiebwestem «dm^t^äl^^eifoläf B^' 

aUe taUrekiiTbesiicbty .batieor alle ao»geiei«traefe tieVüMÜi ''iiää' 
bäben-i siob .d;ar AnkkontttiB^ 6»t 3tatt<JM«g^isi«&g - iamwitl^'Gräi^" 
erft^ttt. Biivon istebt io -dusT^adbu^' det^«iiä«iftirilc;-tib«^Mi!itfiAt<l^ 
und Jedfl»&]aiift iömitt glaabedy-dttsi db llebie^bbÜi^fKäiholil^' ^< 
niefat das -fiedärfinsa :fablen, thre'^KH^W auädenböbetrilh tU»lMW^ 
leren Stbuten einei; > h(»i«en S«biilUilaag'4b«llbiimgr'ii'''tiiiitäk4y. 
M. fi., MiBtummin-derianippe'eiBe'AttfilBige gtsfelK^'in^i^ii'';^ 
Betn^der bfiberealE^cbtea'- oder Sftcbshtasefa^lte, Stlcj i^^fe )K(^ 
tigeraeaBen mnBB; ■■■ 1»» Vtiig& Itäim iiim-:'''i>h^^''Mi^mä6i- 
Staülsregienuig Ükr^tatholfaiehe belfere tMSdcbetääiUeiif iü^n"'!*^^- 
t8i%> bis. jeteti in derflimd d<M; SebtOfl^bW^iif^n- gfeWtö^ tind'^c^' 
BedirfUsa äaa 'noefa: g«i|t^nw9tiig efbofeliübe i>Nl^U^nii' MltaMS^i^ ^* 
^eiterb Cooeendottito' deu'irtiU <^^ t»ribeiNn> W9ie^''#J ^'^"' 
Sinne der gesetdieb^Be8tälfflHang^a^tttaidbMe-JS&We^bi»'^£(^'^ 
erbitten aoJHwB.. Wirbabet» iia«Hcb^ m. fl!, mWp/ia^^fä^' 
traotti tm^ der<:]t0idgttcheo6(watsregi«aagV<d&^ 
si)eUen!.w(dil»-opp(nt|)ni'intr.: (Sebi: gtttliiitt <Cedj^nlyl.r■''id»ief'Antf#lM- 
laai)elet W^-äateb die AMlabirang des Ordeftsgeayes VonVm' MU 
lasSiiMe 'Aiafl08ttdg:»ia«i;-'ltttboll[i3(!)»ea' ««beren M&ddieiiäotitä^'^fi^«^^ 
ireBcßgigcnmaden' iit «ttd däsBedlürlhttö des ftkatXliiililiM^iStes^'^^ 
selBben a'Dsser'ZiMitel'steM, wird die IBriäabDiss !Sti^d«^i^'-S<bi#a&i" 
rabg,; tbeiiebQngäiMiselWiedMrerdffiiraDg, afr F^ndnf^Uv^^^Ieiie^^a ' 
davciii'«e>.}i»tnioitie»M)ttn8i|. Dec^mber 183^ 'ttiid ikM^'V^kk;^' 
ungisn'tingtec^iitbetteii Bedltigtailget) g|eiiQ^fid''^Hiä»tP-'^''{ft ^ 
diaflai: BKbtaag'benittP:ffii'> widdüt^uAteä MaIl»i>YflFfflgidtg'''i^ätrcMMir 


a 



i>f< jfpbMi v^ '^^t^^^^^*'^^ ^ IVewism fl8?i9i^ld77.) dOt 


ifßfievL^aiif^ kf^pa > unob 9^gQiii: :4a«i: der OuUiisaniiiisto in esietti 
I^^ ^ij^f p|ir tli^iii;^^ t^oodeatHMS Igegeben. hai. NtiDy m. 

%j^ «j^ m«(^j#^^illg%4iQ iV^rv^^ aitf did InifaructioB irom 91. 
])j»temb^^i^3^^trWM^ a^ das eiii^ Insteuctfou 

i9iiiig^6y.fitt^f^be>: 90ndc^ 0(Hri8e&Bit gefinrderi wird^ 

uij^fi^: gUobe, die /kaiiigU<^ Staidis^^^ jetEEi diese jmü*^ 

l^cM G^^xx^ii^ so yr^i^ aus, diM» «sie arihfli dia Mrdk«^ 
iSSjfitbfii^ .in 4691^3^^^ sidit^r ehe eise Cbneebsiea 

ziu\>L^img; ^iBfr Se&n}?, Ja. aelbst^ mx Siftiieiltuig^ von FvivatoRter« 
i;i$^|,|IKg^||6n jprd<(Mj]|£rf,fi.y^^^w^ ^ ^^ 

]^^p(^l9v|yU^ y ^die . Taitden^ beii BrtkefliiBg' von^^Oencei^- 

aiWpi\i.>4#f^tt»9gwA *«?*tefflwg. wa leteeni kvikwigtiBg «ekt, 
wM5?nw j|i§^,ve«?e^;v«¥^ ,j!ii|.$i«d> keioWTOgsJaidlietV da» je- 

u|;4^ po|al^ JeiB^bogang ;, l¥^^'\ dj« Q^ehmigiing nsr ; Emdrtmig 
CNÜMT )(^i^^ JCftdah wpdiiil#^ erbaJtieD \ iiifi ; — kk 8vr€Üe äehf da»* 
rfffi^ . :^ <Se^ ivabr ! im Ce&linimO Mi H% de« iHeit MinifltoP: hat in 
di^c l^btnng^ yi^leicbt^ 4^ Be^^imgen iigend firelAe IfSfiite' 
gi^iBben. ,]^ Ueg^ liiaarvhieir 4p Scdireibao. der kfiingliefaBnfitäginruBg' 
za :ii)|MM»In T<M?,, w^lebea die {)nq$e der iünriiohta&g^ dner Jidberen 
^!ä^c\ißlachxll^^^ m bespridii. Die 

^todfcvB^^ea i^.vfasft^ g^ dortige bfiba^e ksrtho^ 

li)^9 M24#)M9¥<^^e^^£^^^ es bestand' 

iu^f4i(e^a^frey:^ie IQ ^noniotdis^hen xoA erangeMselteiiScbtllii^ 
rinnen;>c^eh^ .|i[tii^4#n*«{ Nw fhat^ d^I:^H0l1r Bfisgermeaster ton BeiK^ 

djf B^img, io, O^peliii 4ie ^Ansiobt s^tsgeq^rochen« dass man doeft^ 
W0^;j9i;rp hö]^er«,^i:yi^ Daranf 

r^aear^B^ :diQ.,k^^giiGb6 Beg^erung, nator^eltAmti von Bsirn .Sa 
doTr, das. JSaW^^Q in Qberschlesien :jhi isneinem Bedauern ^ eine Zeitk 
Ungxbesprgt baJr, (Hdterkeii im Centroin.) Folgendes: t;»üabiiigeos 
wtt^^^i.Fir Bneir Bi>Qbwobl^boron niebi youentbailtor) ^«1» :wir di^ 
v(jß/ Jhjom . in . desn Beirii^bte vom ^^ A^g^ > v^ J; knoSgegriiene' 
Ai^^s^pg, dassy 80 Is^Bge man ein l^erkuigtem nacb spediblLkaiha^t 
liscihierv^b^bädnog al9 thatsft^tiob yorbandeo i^nerkeaoeQviqflsset 
einr,Sed^r&48&[: zur Esbaltpng einei hAbj»en katibolisch^Mt Töobüer^ 
sab^nle ^4 l^ntbep .zu ponstf^tiren s^^ keiiiesmgs> ttieilen. vM. iit yM»* 
melM^ gera^ jp Obersefaleisien . die Gfa^Ondnog böbev^ TOoUteiiaebnlen. 
mjljt {»ritfttischiam. Ctii|raUerf«,anwtireben«) velobei .in pafeiotisofaem: 
Sju^^geleiteii.(ö^äfhto,im Qeiitar'aa)^) deniüJ^Aiaont^en Jää&äaaen 


.e 


«ixigaiglioh moid^nmU^m zui^eg^gimn 9Mgnrt:e«idi:'f(H$itt im 
Gentnim.) Es ist nicht za bezweifehy dM ^Mie AnfitdlM-Y waui 
sie in jeäer Hinsieht reiaUicdi ap^^statteti^ vw. ^^f^qg^tetfen aof 
d« fdäudhtä nnd Jdrelffic^-seoBftssion&Um Ch^bieteii' i^^^^ 
der SfbdbeMrden ial,ii8ni «geMtcHswer^nitift nehti^emiriZtitd«! 
Vertrauen aneh däilcmigai The&i .d«p Bev^^lkarnng-^kr^niieAeii 
werdm, weldier einer sokhen MnricUmg.iKiir 2Utt Mdh «bg^dgt 
ist Wir wfirdm dessbiHi.eiieBiiClwaj^reiiJPfaineP« tiife<ipeäfi8ßh ka- 
iilbcffisebe^ ctafesMoelle: höhei»^ TRUM^^ •enin.üiMtz jü^igiiifza- 
Idsendeii: AnBtalt'der Scbtisobwestem «n lens^Aitto:, ^Hm^-^jfOimf 
Binn^ilanslalk odär ala Priyatariitett*>«' iMbt iSrdeifidb; sm< kOM^*« 
I^ faewnndere die Jjq^ 4er tonigiiriteit Bugimngf, ^•ieinflMseiiB 
gUnbi, daeseScbiüett mMen uahediiigt4c»::iiItFafiäflmtaQen^j^^ 
nmogtagUob and diefledfaoa m^beg/^mnigßt^i^Gk, sein^r^fnA^atf:^ 
andnrenrSeit«. glaabt^ 4as; m >ttQ|^^ 9)Hitt4a89 j«tal^r^<^4ii^l^ 
tstiottW'^ssfrpdi^tiflk^baai'in^al^ i^ni^ 

km fblgfe, tihitfit ;ft^! itfcM jiai^^ jil ife^M^tf r^MMNiv^-^fMl 
nicht 4ss(smt im^m}mmhäbm^fr-^^^ 

der ItstholieelHati ^Häm ^Ui<)h.litbo|i^bi;giMlet$ Mherd rJildf 
ebemctota i» ;E<lg^>dfr^6tagttf«ittGhA8sef«ii^l^ qpd 

ms dieeeoi Qruadf fiiiidr'vdr 9}le«äbigs: mi3ht^'i)|^de^>IlS^#^ :4w:4J0 
mfiidS Maork m 9ti«liH». ^ ¥* H/, 4e^ iB^ 
nMineiBr Bebanpdmgr :d9«t mm )^ äßimtm^in lüxAt^^ikmifimi^^ 
biemutse^lidSDsttidi: wid^ee|!rocb«i). ; Miii»(g«itSif^ i^ 4((h>lbne9 
dicfsim vTbfeiL eiiijM>ltog^mingsf}es(m^aft:fir0^^ JMb^si 

«s ifochJengn^n, ibiMr::dreiäi6li^pt«n Bmmii\fm'fpQUHwkm^ m 

rnnü.) : ^WeM^fl^Adas ifi^^i*i^ biNieii^i^iMAJk^^ 

nii E.^ wjiftfjrird/jfii^^tritnMtit^^^!^^ ,Qi^l^ 

Chdtnkamp&!imto^l>gt9äiQl9^^ ich 

sm^Di€ibt>w$iiiBQMäiran4«i)4kÄ^ihwiq vnng^tnug^irnkfl^ mAMk 
ai^/l»j3L«r)it^ i4if) M(l4«b^«^ 


, .'m '«W* "* 


geben Mr^oHei};« "(Bratol im G^ntrumi) ^ *^ • v- 

( ^ M60b.:Batii Scftn^id^ bSttei ;dies&' Ptedtion aa bewStigmiv die 
mcbt in- dein ^Siiinä^ Ter wendet wti^eii:^^^ ^wie: esiderSetrediieF 
ug^di^faei^Jidbe, seAderQ,i diit«iäeh ateitotiiird&d^ erireise, dtireb die 
ibOBflStniBg äes iOzdevtsgesebse» nroiti 81 . Maii : 1j^& ^ ^ } i . ; i : / 

irj2^tiiii:<<^pitbi 12S^i»ffl&ttentilftfa*etri^irtt bimi i >f 

i i Abg. vDr«^ F«IP^ r: 2j»i{diri&:< :fi^ 

T^ dieser Steäe beiifämis Titdipbei welcheni #^^^ biiiideD; 

aiifififi»3»am-gemaiehibittaf (äie^ Y6itiidetf&&ged, irelebe ini läem^imii 
. diid^ Bmidhoiig in 'tiitti^peü ädtoleiii and deta Bnteinelit in den/ tetzted 
ffitif I^Uen >vr0f Tgieb^ |i^gngeti.^eiMV ulear Widefiqtocb, der iii^ ^den 
folgettdei^'^f aged iii iB0aii0huttg;«taifdeniUBii^^ iiiBbittofidere^rhieif 

g9w6ee& iefcv^ i&i ^ef'biä^Mbguiifiti inaib^giid^ iteäi 

oiaffii^^^Uiae-vrAt^^Wi^cto^^^&^^^ I%«Bi>%i]^g(Mi^lickUcb /iifaf di^ fite4 
gett^tiand i4>efiiiali idhiztigidien;;'«^ iti»Bglebv in 

MisworUmMf SiNoft^i^ii^; die «(äiäii vet l^geb ^^wMiBem^ 
Mf dieiie^^mg^ g6£ISdlV{dläd;^:ti«l>4i«bMH^ 
S^^tts, 4ie^ Hrle^ dUib^Uauptel lirättde^ bier^^bcä tiiiiP fKJfcb^^Bklit ^nt 
earkbn&(^ii MKrai«by -ilacbM ef Aem «tfde»^ dMtiNii^^ Imäß^ 

wo^ «iii&^fi0fi>tm ne^Uii^mlSb^ Bidbtuif #iei bei wsiseboii tw ^ei* 
ner Üdbe ^oi^ Jäbrcoi sti^fa&den bai/t:' %b irtird^^d^^igsii/fdie 
ei^ daiar iiteridsisiipeiiv J^besi^n^ei^ fttif die 3£^<Mi?e ^^cHei^jrfi^te 
d^ bflNÜddbeti ßebQkefömt«^ itfttmlii^xäihn^^ 
yfelielcbl^ fäf dl^e^'B^rlfötl^^wb diiie#*^ä^ifiti8|&ftör i^ 
q9#ö^b6n >^wei{d&ii^ 'ttfttii9efi^^-/m&tii6iied^ gili«t>^BMm;^'^^Ai|fi9b Om 

jMrfif^b, to^lilibiriiiGb i4rttiili»ta;tiTffti^viäeni@eg«fiMabd^ia^ 
ntcbt Biif d<9äeMböfi'^e]l^^^eMbsd^}^4ii^:^ tridl 

nitei^^tdk ^^BbficiUisl^Omdfiittd^^leb itwad^^üM^ Wßh^^gmi 
m^heipi^iäm ftr ^P^eUhtinei^dk^yM^ esi^edt^keh, uäftss idi^OltL^ 
If^^ii^^ i^Q 1(^^ jeM df«3e"Tfib«id IM ^böti^yäi ImW^ Ür iftitsh 
d]i^'d^'«Il6i«phfirt;e^e^' ]|^^^^ ^M ftilbd^ >^»e ^£flle&4 

isi «stiffifeii^, 10^. B;v die tfiiiT'^il^^cbwWiWiin]^ 'V^^iiefeigeaüSrftgmi 

H^ ' ^MioMiifaisti^]^ 1^^^^^ mÜ frö^''^^e>iE!i^egtß 

belt^d* ^tiim^ :a gibdH ^gi, ^ igeäu^t^i>^{ ii^Mkiii 4^t^'49eikibfi ^ der. 
Cetftmft^ftrtei «nd iter^ Freser' g^itt^/^^i sefie^^eilMidati^ 

ffibreuic und der Herr Minister bat solches mit der grOssten Bot- 


ä04 Die Sehul- und taieAinmi^rage in P^euieen (W9^}8ff.i 

9(M«ieTiimt na ndi gew i«aen. M. H., iofa hab« micb daiUMr ge> 
fir«ot; aitet ich habe äie Pfliditt «8 faiw yotäan hoben' Jbuee nnd 
rat d«B Lasde amauepreehen , daas ia «j&em grosseii ^HieUe der 
katMiscbeo Bevdlkenmg die AnscteM^v ^ MeiBimg — icfa tem» 
mehi* sagen — die JJ^itgiimgaag fertst^t, 'data in '«lv>9!hftt dis 
Sbtiben der jetzigen UntomoktsvwiFaUiii^ ddnn gflht,-in''Bm&gnf 
die Bdigton des kathtdischen Theils der 'BevAlkeiting eine -Aende- 
niBg herbeiiirflhmi. (Sehr w^r! im' CentnüBj) Sie begrrifim e9 
m. H., dass es mk scbwar gmordcn ist, daaanszosprecheBjg'aber itk 
iHrije eS'för eine Pflielit geh^l«!!. lob lutfe ffnar-nir TO^«ioB- 
men, m. H., die Gneais dieser üebeizeugtmg^ Bntni' fortlaotoid hfer 
darsnlegai T4W dfem AngflabUck &n, wo ia den däreiaagw^ J^rra dtt 
MiaiateriaiQ AlteBsteni durch seioan Aagtiffanl den G-IanbsnsbeBtfcnd' 
der kathfltiMhsn Eiiehe zaeist das Misibiniei erweekt« in dtttehs^ 
maligea gMetH<^eBi EäntookböKKni,' welche- seH^' den Anfimg^v-des' 
Jj^honderts übergegangen wum an dieEieaeifteiBsenB', bis aaf 
diesen Tag bin. bk «rkeaae es »^ m. H:,-daa8 ee-ftr« Cledtid ti- 
sAt ia AmpraA'atkaeR tdease, (8ehr..wi&r! Unks)' itenn ieh'das 
aasfibriidi daiUgea.w^to. DAib ich mttete -dann a^mges zo^ 
näebst bei dem Sf^nlaafBtMsgeseia nni bei 4m Orgasen flr die- 
Aafätdit der Sebnle, wetehe in den k^hriiscdiea tjtegenden tbera]t 
ntehr «der weniger<80 gewaUiwordeQ sind, dass dieLe^ dert-ss- 
gen: Umers ne«en SohölTorstände nnd losiieotoreQ- bi? otonfainaef' 
, sind ADserer kathoHschenGerätmnng mehr «der weniger abgewandt, 
anieifl,>B]fl es frifcer Ttar^ n^ sie drtagffl' atrch-ffie Sehiäe mehr 
tuid mehr in eine mdere Biofatosg; 6nd ich nAssK hhiweiseD anf 
d&wfaie liMirt Ti^glftcklisfae Wahlen, welche die DnierrifAtsTMiral- 
tnog getre&B tet, aoi «ituname^Kh, 'welofae -eia-podtircs Aerger* 
nii» das BSi^&laiids ist osd sogleüh eioeQaelle onibwirifiAicheB 
IfiaStnuieiH'dffl: BQvMkening- gegen' (He. Absichten' der Re^mitg. 
leh milsste ÜBRier'itt aotfOfarlic^ter Bede Ihnen -voiMhrea^- iMe ^te' 
'BAiSenrnng der Ordensfnaeti aos der Schale, dieKerstMnng d<lr vm 
densoBien f^eitßtsB' Bewahraatstalten, dte'jetzt.leider'iieeh im Sage 
ist, was Ar eine Bewegung die im Volke' hervergenife& b^o. 
»Wftrtim« '— ' fn^ sieb dar Yott ■ — »««pdw dieselfoQi entTetat?« 
Weil sie «ntfiiditdge LehtelrinDeB dnd? Das sägt' selhätr die R^ie- 
niBg täebt;' Oder dte^Kilb, weil die Ordensfirailen 'Vemit^eüde P«--' 
80nü(MEeRfln sind? So eliw» der. Art steht friBili^ 'in"den Miftiveu 
sa'deiti-€«BMz/ Aber das glaabfr.IbBeii Niennbidj'der"ttitr-dM Or- 
denrilraa^ ia Vflrbbdong geweseä ist.- Das Tolfc sieht 'In ttnen 
HeldiuneD des Qehorsams, Heldinnen; «kr EHngebtu^ ond'feftH-Bich 



t^le Schul" und kAiievhwmua/^ui/t w^ Preu^aen iJ8iS*^187'Ti): 9(^ß 

■ 

überzeugt , dass sie desshalb entferut sind, weil $ie zu gute,' d, bi 
zu kiYebJIch katholische Lebrinnen gewesen jsind. (Sehr wlihr! iiD 
Gentruin.) Wenn nun obendrein anch noch ehie Anzahl y^n ver- 
wahrlosten oder Terwaisten Kind^n aus Änstalteir, die oicbt m^ 
das Orddusgesete fallen, aus den Aoetalteir der banfiberzigen Scbwe* 
Stern btuansgewiiesen #erdenv obaebou sie dort keiueti ilntemoht^hi^ 
ben^ ebsüfaon sie ta der Offentliefaen Schule «aterriehtet w€vdao^rbIo8 
deesbalb) weil > rie unter / der Leitung^ dieser mötterliobe^^ Pflegerlntiea 
sM, -f^ dpua{.«)i EU, ifrs^n $ie sieb doch eiineial salbst: was nMiss 
das Vf^k^dam sageu? Warum geschiebt das 9 Manb^t dem Volke 
Dicbt gesagt^ wis mati^ in gewiasetnf Sinne bitte sagen können: »diese 
armen, diese verwaiisteB Einder; die werden ^in Lebeit ludieii toU 
Bnl^M^hrungOn^ Arbfiiiten.tmd Afistrengungen ; es ist f fo die Kind^ 
viel besAr,« dass sie^ veu^ Kindesbeinen an> in gan2 ähAHehen Ter* 
hältoiesenvlebmit daae sie iiieht^twa zu gttte , m uifitterlicbe^ zu 
zarte Pflege dor^tr^h;rt>e&v€ / £k> 1h^ tnannvefat gesprocben.- Man bat 
steUeim^eise ■ ^issgti ihi: Coratoreu 4er iWaisehan^ten kfiunt 
die; Eifidev zasauHi&enbailteii^^nnr •a|)et<fo^t^ mit 4ito^ Oirät^üssabwesteni 
aus dem Hause; ^ musseine weUIit^e Leitung' bitti^hit diu^ mag 
AMes. bleiben. Wk-ntffSfBL Sie sieb 96ftbrt« m^K«, was das ¥Dlk deilkeav 
welchen Streck es in , AUein^ Dem erkefinen ibuss? Schon im Jahre 
1872 ist hier in* Beriiu ein Wiort igesporeefaeu werd^, .welches der 
Herr Mimster in dem ProtocoU der von ihm zusammeiiberufMien 
Conferenz veröffeutiicht hat. Der verewigte Herr von Malltndicrodt 
sagte dimialf; Se beskht eine Tendeng um den ^SS^iti^Ueii$m*s ^$tfm 
zusuuffeu. M« 9;, das Wort eines groaseti Todteu haHt lange «aeh 
und in dei^treueii Siun des Volkes, welekes diesen Tedten so h^di' 
ebrt^ hält es lange nach: Es begkU eine Tendens det^ Kath&liei»'- 
fims wrfgmfjmgen^ üud mm bitte ich Sie, m. H;, vergleicheu Sie 
mit 4i6S!W- Worten des Hei^n t. Mallinckrodt das VSTort^ welohes, ;ieb 
w^ss uiefat, ob mfit gaoa vollem BawuBstsein seiner *[ßt9tgwirttei die 
He9?r Minis^rprAsident hier im Hause gesproehen faa4 am IQ, 4p^^^^^' 
in d(»r4ß. Plenarsitzung dieses hoben Hauses. Es haudelte-sich «damals 
um die Aulbebui^'der^^ Artikel 15, 16^ und 18.derVerfassfii^. Nach* 
dem^ der JLerr MiuisterprSfiid^t gesprochen hatte von einer Brasebe, 
die gelegt ..woi^u. wäre in die preussisohen Traditionen und von der» 
NothweucUfkait«^ diese Bresche wieder auszilfijillea, lugte er.^hpazuii » 
.leb werde dann ditzu beitragen, den Kampt; denaggressir zu 
fuhren wir eine W^k^geudthig't gewesen sinAv demnäohs^ nnß^ 
., definitiv fortzitöetze^ und die Aggression mehr des* Schulbildung > 
,a]e; der, Politik, zu ilberla^seu. ' • / ^ ^ • - 
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(Sört! im Ceatnun.) Nun bitte iob Sie, m^ H.., he^.4ei9 groesep 
Xpteresse, vfalches, wie Sie ja . wi^seoi das kathjpliscb^. Ypil]^). W -^i- 
Q^ia Glaube , und ao. d^r Scbule Jbat, in der.seiaa^iQA^ iq.^diesem 
Qlaabeo .aufge^gen weKdeOf was 1|3A, ^, Volk sieb ivobl bei Aiesi^ 
Wjorten gedacht? (Sebr wabr] . im Geiytiram.) jk{a^cb^^ «Kjagt geärpgt 
habep,,w^ denp die Aggresi9ioii ßigeiitliob . sei^ Wid,,9;,(m;ilBtwi3f|2 &h 
baUen babej), es bedeulje Aogxiff! .Al3o.der ^e]7;A}i^iBteTgr|i9id4^t 
erUärt Offeittiicb, .da3a die Scl^nlbtldwg ajagreifemd tbätig seiA;^ciUe 
io.d^m Kam^f, deii ..er. dort im. Angß b^jt. ..Wem^.'der^.l^J^ef.ßfl^ 
hi^r wäre, 30,:wärde eir vielleii^bt 9ßgen,,.i|ie3er, ^mpt^.j.4^8fii.;def 

Ka^npf gQgeu Roiii, M^m Kampf M^g^ 9<mM; >1tbw ie^)ii.^a^. jU- 
th^lispheTolk n}(5ht andeis^ dena ^s eiapp I^mpl. geg^n ^^.Jfir^b« 
seiner ,V&ter. . I^b bellte »es f^r.mifeU^j^^.da^^der Heip:>^ 
4dent ,3eiae .Worte dahin. erläUft^fn .»r^irde,, A^^ J^P^^-S^llftii^ 
a(ii<*atg#st«e, Auabildimg ^l^gep, dass sie.diejLebr^fi d^r^jjca/jbft- 
^8l^eIl:Kircbe,ala.,Irrt^h^mer .erk^Q^e. ,^\^s^^^\\ clfts ^thfjf^e 
yftlk;gjÄi|bem. d^a.di^j^t55ig^ I^Qbul^Uduag oder ewe^^ünftige^cb^lr 
bildimg jedeo.canzjßhien ßqboler. auf eine, höt^erie Situfet:gei3l]jigff;£i}t- 
^ickkmg :hei)ea..wi^d;, ^^i^ die. , Millioi^o yoi^ ,M4nperq, ..w,ft|cÄft|S^it 
lü l^,ahrl^l^dert^n io tiefer iYf^ri^hruqg s|QtvV0T'.4eiP: .^tbrtifcjj^n 

Qlaubepa« j«<»W » YPr. .dpr J^tJ^olißch Wr l^m^s g»J) ^gt Jiiifrpft ? . . .Wie 
9pU es . gl^ubsei^ ,: dass, iinsere qeufDr S.(^ull.ehrer jad€iB.<Doi;|kn^o 

SmSM ' «ri^^r ; ,m?icben vpr4ea , .a)s . s^aer . ßisch^f^j, . p^h m^l^ . «^ 
iob fdarfriba mk\ i^aen,. da. er ger^^e pipht .^we^4 „dsjli^ ^li^iA^B 
5er^n A.!F«»ardfietwi.Är, Mappea? P^ig^wbei^;4ftcb|^l^flbu^i^ ^%r 
re»,: .seibat i?cb*w«rli4*^ .(Lachw lipk^), .lBJ^d Sie,^flnd0ArWM5lit,v^|J^giffl, 
df^s ,das kÄtb^lisabe Volte ißpe., Wer j»^ ^fj,.dii^em//Siwej..y;e^e^ 

soJJe, .JWobJj^her Forden, Sie. erkeo^PAa^j.d^ dies^^bw f^^ÄW*' 
wärep,.Wria deir 3efitt;chtwgr«i befestigen i^.c^ss. a?|p Ölaq^^gf- 
f|lbr,^t.s€|i.,.. Eine Verb^p41upg; hierim, Hatts^iW U^AW W 
leider ^ac)}. c[jörsrfbenr,Se|te,.biii gewirjft,. Ipß .i^t hwrj„g?belli^D,.q4pr 
verlaqgt wp|:dßii,..mÄri niöcht(^ ^agep , i?elcbefli Ziel Ypft,jetjt ,^(4» 
Ei:?,^ehu?fg ^er.Sc^nle^ Y^r^ge.,, Pie.A^twoKt^lWp wjie Wi.*Änä^ 
gegebeji, wurdet I^at^tß,, .es lieg^ kei(ne.Ves*fl)aas^g,,7pr„,j^,jjjfpe 
fl;«de, w^e^die, ebfa gßhöiTt^ zu atttwrortw.' tl)t,.H., -fl^^diijstktw^rtl^ 
«qp |^j^ri;i«v*icht. blo8|kfttboJiscbe,.sonde^^ wik gläjib^ge ev^gj^^e 

la^ep^aai^beu gefp^anjt, .^a^i.die- ft6igierftiig.^«geja[r;?ej5ie(Qan»W!i^ 
y^ysfii^m^ .Wögeifiesj^a.wf^r, ;.dfljS8i .es .ßifih j^ .Öi^JS|pige 

^deie,..oi|?i, diß. B:ipdsr noeb .im . j^itiven ,Cbri3^«th|aw:,ejfwgen 
.iy^i;<^ft f^ll^n ; -r-, die. Bl^teru .l^p8(*e<i,, .dije, yRegiermift ißt , ^y^pj^iicbtel* 
j5U,.antwor^n,,]im^ die Antwort J^utetp 5E?,.i3t,]fieif,?r.ya¥was?SWfr 
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ötwas zu erwidern;« Am nächsten Tage aber, als die Frage wibdW- 
holt wurde, als min doch gewiss Zeit gewesen war, zu überlegen, da 
ist göanlwöttet' worden": '^eine sittlitH religiöse Er0i€hung.€' Ab^, 
to. H.^ dass dniEJ auf ä€m \6oäefi der positiven Chnfession gegtflin- 
Aöte reli^^e Erziehung der Jugen* werden solle, das hat dief Staate- 
regierung 'damals flicht gesagt,' ohschon so ausdrficklich daraü][ auf- 
merksam gemacht war , dass auch nicht gesprochene Worte geHört 
würden.' Die Begiöruhg hat das Wort vom eonfessioniellen' ChHsten- 
thiim nicht gesprochen , und das ntcÄf gesprochene Wort hat einen 
titefeii Eii^rucl: ätff das Volk gemacht; Es hat eih Bfeeht, zti for- 
dÄ-n, däös seine Kindef in bestimmter Conftssiori etzogeh wei'den, 
übäMveiiä tiiätUhtn das Versprechen nicht gibt, da, Wo' man vei-- 
jjfliiiht^t iiit, -es zu ' geben, dann hört dasselbe aus diesem Scfhweigen 
herauf; dass*' die Staaisreg}ernttg'meM gewHIt ist, vieÜeichl wöii -sie 
siöh^ nicht in der ^ Läge ' glaubt , es zu können , jedenMIs aber 'nicht 
gewillt' ist, hoch fernerhin ^uf dem Boden der positiven ' Üonfes^ion, 
dös positiven 'Kathblieismüs tmd der positiven evangeli^dh^n liehre 
die Eitfderuu erziehen. 'Liegt es nun "dem Volke nicht sfehr nähe, 
zti' fflrcJhten, dass es eitten Angriff auf äein«^n Glauben geltef'MiH., 
ich habe nicht 'geäprochert Von döiöjenigen, was in Bezug aiif die 
R^ligionsübnngeti in d6r SeÜufe;' in Bezug auf die TiehfbfichiBr Vor 
^tch gegäiigöü'ist. Aber ' zwei Punkte lassen Sie mich hervorheben, 
Irei welchen gerade in • dlesöfti Ätigetiblicke das Volk ^ so entschieden 
<3türsa* ztt 'habten gMbt füi: die ' BefBrchftung, 'doSs^-eine *hdere Reli- 
gfoiif öihgeifahrtv^däss s^in> EatholkJisfflus aÄfgesaÄ^ weMdn Blfe. 
Diöir "eine ist' die Stellung, ^welche die Staat^gferniig eingehortirilen 
hat zof der Wäge' von de« SimultanSöhuWn: ■ Ich' wWss' ja, *(n. fl?., 
dä^ ieli datöit das Lieblingökirtd Vieler Vbrt Ihhen Wenne:'^ 'Aber ge- 
stattiöii' Sie mit es Jetsrt von deüi Standpunkte th betraihteh,' %le es 
idas *ätholischfe Vblfc nothweftdig thuu' inüss.' 'E* ?st eirfö'^uiilieim- 
lidre Erschieintfng, zu =söhen,'wie in dibserii AugenbBl6k an «hahöHfen 
Stellen kätihbiische , • evangelische auch 'ötellteii weise IstaeHtischir^El- 
tei-rf, 'Lehrter, 'Gemeinden und Pfarrer *^ch ' wehtenf gegeii dlÖ^SfÖuI^ 
tähsdiulen,' und Wie denriofeh die eine hat;h der^diitiern'eötstefit;^ Das 
katlfdUseh^'*Vdlk'fermt de ' manchei^ Orten liicht} eä^gfbt «fiftze 
Landtfeeite ;' wo -sie ganz und gar unbekannt Miindi W* aWr^ää 
kÄthöliseh^ VoIk'dieseiWnk^nnt, da M es ftbefÄeugt''(und^bM *eh 
Bvalnfgeli^chen ist es, so viel ich weiss, -ähnliöli) dass "diösd 'Siintfrtaki- 
schule' die Feindin d^s bestimtöten coÄfö^iöhöUeti Gläull>fens» M ' ttd 
date 'sife Von gewissök' Seiten- her da Wh^MöÖteii'wird,' #b 'vakü'iiaQ 
Attfeaugtag^utfefZerstÖtiing d^s bestiÄimtÖil, auf pösitivc^ni ÖiäubtJn 
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beruhenden Schulwesens nach und nach herbeizuführen' benibsichtigt. 
Der Herr Minister hat in öffentlichen Kundgebungen gesagt, ee säen 
nirgends allgemeine Yorschrifben in Besug auf die Ein^ahrung der 
paiitärtischen Schule, wie er sie mit Vorliebe ü^nut, gegeben; ek 
solle rielraehr jeder Fall einzeln untersucht werden/ M. H.>>^^bS'War 
ein sehr erfreuliches Wort oder ein sehr unerfrealichesj je n^H'der 
praktischen Aüsffihrung. W6nn überall da, wo eine Gemeindet in' ider 
Lage ist confessionelle Schulen zu haJ^n und^ w^ die, wie es' einst 
hiess, von ihren Seelsorgern beratfa^ned G^TuiBinde^ diesem ifafreScbuieä 
festhalten wollen, die <;onfe9sionelle Schäle^ bfeibt, -so ist es-erftfeu- 
Hch. Aber wenn die Tendenz hervi^rtritt, ceitfesdioneller Söfaulea- 2« 
erhalten, wo sie der evangelischen Kircihe feu Gute köndnoen; ^m^e- 
kebrt aber da, wo die eonfedsienelle Schule der katholisdten ^Gon- 
fession sieh günstig zeigt, «ie zu zerstören, dann iet es^ eine: traurige 
Aussiclit, wenn es heisst: wir wollen in jedem einzelnen FaUe'prä** 
fen und dann entscheiden, ^ne der neuesten Yeifügung^ im Cen- 
trafolatt der ünterrichtsverwaltüng stellt fftr eine Gegend, wo viele 
protestantische Diasporagemeinden sich befinden , ihr unangetastetes 
Fortbestehen in Aussicht. Dies freut mich. In dem Kreise dagegen, 
den ich zu vertreten die Ehre habe, in der^tadt Dülken, ist ein 
Gemeinderäthbeschlnss zu Stande gekommen för Einföhrung von Si« 
multansehttlen. Die Entscheidung hat nur die Stimme des Bürger* 
meisters herbeigefahrt. Es kommen dagegen wiederhalt PetitioneBj 
unter denselben stehen keineswegs Mos die Namen von Katbolikeii. 
In diesem Augenblicke liegt noch eine Petition mit ^606 üttterscfarif- 
ten dem Herrn Minister vor; und dennoch, ehe mal der Beeurs er- 
ledigt ist, ist bereits die Einführung di^r Simultauschule erfolgt, und 
eine vollendete Thatsache geschaffen. Wem da das Volk sehr besoi^ 
wird für den Geist serner Schule, so werden Sie Sich uicht wundem, 
m. H. Ist es doch schriftlich und mündlich ausgesprochen, dassza 
den. Vortheileu der Simultanschule namentlich auch das gefadrc, dass 
die confessionellen Gegensätzie in ihr abgeschliffen, abgegossen wer- 
den, und so unter den Zöglingen derselben in religiöser Hinsiebt 
eine Einheit sich "bilde. Das aber ist* nach den Begriffet des katho^ 
likchen Volkes gleichbedeutend mit Zerstörung mimt katholiscben 
Beligion uud Ueberzeugutig: Denu, m; H., der Katholibistiius ist ein 
einziges untheilbäres Glaubenssystem, und dem Katholik^ Sinetin^ 
2igS seiner Glaubenslehre ü^hihen, helM, ihm tdle nehmen,' ohne jede 
Attshabme. (Widerspruch links. Sehr richtig! im Centrum.) M*H. 
(nach liuks); wenn Herr v. Mkllincikrodt hier stäslde^iu diesem Augeu- 
blieky^r Mrde' Ihnen eia Wort sagend wel^es^ ich aus* meinm 
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Mflnde zu sagen in der Tbat aiehtden MnUi habe. Ab^r, denkei? 
Sie, Herr y. Malliackrodt riefe Vmm das Wort. zu.; m. H. , lerÄcn 
Sie doch daa ABC des^Katholioisoacfä] (Sehr gut! im Ceotrum,) 
Der Katholik gtoubt nämlich' alles Dasjenige, was er kirchlich glaubt 
desshalb, 9veä die katholisolie Kirche e9 ihn |ebrt — nicht, blos was 
»ie lebrt, sondefn tc^e^sie lehrt — deotgein&sa zerstören Sie, wenn3ie den 
flkube&an eine «insige. Lehne,,. welche er als kirchlicbie Leb^e erkenut, 
d«m. KftthoUk(;n eiitreis$en, da^ait zugleich dajB Fundajnen4( seines Glau»- 
fbens, und er hut au^eh^rt^^ij) Katholik zu sein. I)(irum, ui. H., sind die 
SathD]iken<80 entschieden^. Qegner der Simultanschulev Jede Schule 
dieses <Ajrtf welche. eingeführt iWird, ohne df^sß eine Nojbhwendigkeit dazu 
■aiHGingt,. wird, in dßin Volke barnge ^rge wecken. Ich erkenne an, 
WiB.^ es gibt'Fälle,: wOiesnothweudig'ist, eine Simultanschule ein- 
zurichten ^ da: I&sstsiiiQh bei, gutem Willen auch da^mit auskommen 
sHtjT N^b^. aber wenn sie. aus Tendenz, aus Aufsaugungßtenden?^ dn- 
ge£9hrt. wird, dann stejb^t die Sache gaiiz anders. In diesem Augen* 
blicke nun f m« H.^ ist in den Vordergrund des Kampffeldes noch 
ein Punkt getreten; den vollkommen zu lassen Ihnen .(nach.Upks) 
sehr schwer sein Wird; ich habe sogar voin^dem BegierongstiSiChe 
iiech gestern Anwehten. 9ussprecbon h^reu, die ich nicbit e^rwarten 
durfte. Sie wissen, ei) ist von Seitesu des Herrn Ministers .m. Bezug 
aiuf deli ßsligioBSunterricht iu: iden'.ks^tbolischen Schulen etw^s g^- 
.sehehenv wogegen die F&drrer: sich, ^hab^n erklären mussien , .als- etwas, 
iweldbesTj ihr^n. Beehren und ihren I^flichten g^rade^u , widerstrebt. 
£a bandelt sich um .4ie. Fr^ge: Waun kean ein Laie ^ eiii Ificht^ 
geistUober, den Beligionsuntwicht in der öffentlichen Schule erthei- 
ieiftP/'N^b djsr^ Iiebre« und 4er dogmatischen Heberzeügung detr Ka- 
tholiken kann Niemand, aAch; nicht, der am besten Unterrichtete und 
m seinem Wandel Makelloseste, ein, öffentliciheS; Lehramt. in ^pr ka- 
j^hoUa^en Beligion übernehmen, wenn, er nic^t dazu, v^n den bqifecb- 
tigten kirdiilichen Behörden ;autorißirt ist*. < ]^ ist. fväi^lipl) t- ßm 
das- mit .:,ein paar Worten, zu erlävitern r-^ unsere, ; der Ka^beUMn 
Deber^iangung, dass ein Lehram^i, d.: h. ein L^hrr^^iM und ei[>eL9hr- 
pitkM, dnrciiki. göttliche* Einrichtung in der Kirche J|xeateht,iijM;rd 4aä8 
«nur 4ieimit dieaem Lehramt betrauten berpchtigt sind.jn de^.^^lr 
^on iOfientlich zu - unterrichten, pie 'proprip jure bereQhtijg;4ei|' Trpiger 
4i^ses Amtea sind /di^ Nachfolger d^rjeiUge^i,. >dßußn::zu/er^t/ v^Ht.ii^ca 
Stifter .ttn9er«r Religion dieses Amt ubergebeu .isti; «aU^ Ao^rei^ Spu- 
lten .nur insofern daran Tfaeil uehmen^. alsf.sißi .voi^ 4en ber^eßl^ji^Jion 
Trl|gei:n : dadsu autotisirt worden. Por JE^riesteri s^lh^fc 4i^ 4PTch ./}jbe 
(Weibe i noch nicht idie Volln^acbt t dam ;;> diei^e«. wir4 (ih»i . vi^lffi^hr 
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erst später ganz aasdrficMi^h durch eitlen Willensakt Beines >Bisch(rfB 
übertragen. So kann aneh kein Anderer, welche fiigenschafteii er 
anch sonst haben niag, eib »olclied Lehramt in dei^ katfaoliaehen Be^ 
ligton nach« katholisötaen Begriffen "übernahmen, ^wenn ^r dazu nicht 
dfef'Aüto^isatiOn erhält von dem, der tta Ertheilnng derselbe ber^cii- 
tfgt'ig*: So ist es denn eine überaus'wichtigePwrgeydife Frage 
nach der Antorisation für de^ Menüiehen ReligidESünterricht ■ oder 
nach der wiissio cfinoniea, wie der etttspreehende kirchliche Ausdruck 
läintet. Die Form^ in welcher diese Beauftragung i^aittfiiidetvisM** ab 
siöh ganz gleichgiitig. Ob ein ausdrückliches Instrunfient 4afdber 
ausgestellt wird oder ob irgend ein diasru von dem rfchti^^n Eirbhen* 
<*em Beänftragter bei Gelegenheit einer anderen Prfifniig ^^Zeng- 
niss der Befähigting unterschreibt, oder ob der dazu von höherer 
Stelle beauftragte Pforrer zur Srtheilatig des Religionsunterrichts 
möndHch Erlaubniss gibt, ist fSr das Wesen der Sadhe gleicfagilüg'; 
der Willensakt des berechtigten Vorgesetzten, der die Gewalt dem 
Lehrer, fibergibt, ist das Wesentliche und Botscheideade. In dies^ 
Hinächt ist jetzt ein Streit entbrannt, von dem man Ende und auch 
Tragweite zur Zeit noch nicht absehen kann. Wenn das katholische 
Volk einmal weiss, »der an jener Stelle er theilte Unterricht ist nicht 
der Unterricht der Kirche« — und der tJnterricht eines Lehrers, der 
ohne eine solche kirchliche missio lehrt, würde nicht der üaterriobt 
der Eirehe sein — so wird es dem gegenüber eine sehr entschiedene 
Stellung einnehmen. Daher^ist es das dringendste Bedürfniss, dasd 
der Herr Cultusminisler auf diesem Gebiete einen Schritt thue, um 
einer grossen Noth vieler Tauende katholischer Eltern AWiilfe ro 
schaffen. Ob er nun allgemein sagen will — und da« wäre ein hocb- 
herziger Akt, dem , so viel ich wüsdte , kein Gesetz entgegenstände 
— : Ich will jeden einzelneti Pfarrer toö jfeftztan in öeinöriJemeiDde 
als den berechtigten Heligionslehr^r in der Schule an^örkennefi, oder 
ob er sich Äufri^en erklären will, wenn der' Pfarrer dem durcÜ diö 
Kegierung bestellten Lehrer die missio eanonieä örtheilfe, freilich» auch, 
wenn er ihn nicht geei^et findet, sie verweigert, ' — in beiden Pai*- 
Ito wäre der Streit geschlichtet! Wenn er aber bestehen bleifc*, 
dani wird das Volk sich in der Ueberzeugung tiefer und 'tiefer hii* 
neinleben: »Man will uns durch den niohtkitchtichen ünt^cht twi 
der Kirche lüehr und mehr entfernen und uns nach und Aach um 
aen Glaubefi unserer Väter bringeü. (Unruhe lifiks. • Sehr waKi'! 
im Centmin.) Ich st^he hier und lege davon Zeugnisfif ab:''«b*^i«t 
das dii^ Meftiung, die Üeber^eugutig, die sich m^ht ubd niiefar'^ltetid 
löacht! ScMiedsen ^e "nicht' die Augen' davor, es 'ist «ol «Sie kfltoen 
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de!K suatiBitmendeii. Buf iiev mierm Harrßia gehdii, welche den k^r 
tholmeben Landestheilen angehören. Baruqi warae ieh: .g.e}ie&vSie 
niefaiK a^f t.ao gef%hrUeheiaar W^e w^ter! .Serg^i) Sie, diass. dieser 
grossefiSteiDt des Anstp$$6» d€|m «Yollfe w^geQomHien wer4e. Ks^m 
^ abetf garim(diiafidem8i$izH glaubider Her^^ CoHusmiDistei: sich aicl^t 
mi eimem der^^dez^icbiie^O .Weg^ entscbUes^en ssu könaen^ daniEL aliep* 
di&fsr^tsoiimurig. e9.:wS^re<t »^rsehr «jaser gapses.Iune^e si^h darr 
g«gei) Bträ^btl r-- ^nn^ aopfäsßea wir ferdern, ^s 4«r BeligioQ^u^ter* 
ificbit ^ in^ den t itlff^iitliobe]^ ^ Scjliul^ii aii|h{^8 < eio, obligatoriscb^r tJnter'* 
piebti4^tBeifi^.: ]Dmu iBtrt dieser Streit w#mgste|)8 ans d^r W^lt ge* 
»ohiSa..^ i>mfi\wei\4^^ ^ie^ :^!U^Fnf w^W ^i® wisäen^^ d^s der Beli* 
giondUntexrkbt^ m ' eiii^r Spbulei Bidit ( der ünt^riohtderKirclie 

se^ fihre nKindereitifiicb diesem Uoteirii^hte «enteilen, Die gasse 
Ange}egeB.beiti aber, diei ieb .angeri^t b^be, ist von der allergrfisstesi 
Wiobtigkeit. ,Wemi wirklich der !He^ Caltusmini^eir keinen Kampf 
gegen den jsonfessionelle&Giaaben will ^-^ nicbt aus eigenem ' Aivtrieb, 
i»cb^ auf Drängeh Andrer, dann bitte ich^/dafis er in Wort und noc^ 
n^br jn der That dafür Zeugnis^ ablege ,• damit die Befurcbtung deß 
Viorlkeslücfat ferner fortbestehe. Solche« .die darauf binar beiten, jene 
Yermischang der versobiedenea ohristlichei) Glaubensbekenntnisse her-- 
beizuMhren^ die jedes dei^elbeu: zerstören w!ürde;^ineir der Herren 
hierbat's: mir ganz offen und unumwunden au9geBp£0chen,dass es 
das Siiel von seinem und seiner Ereunde JBtreben^ dass es auch der 
Befolg 4ea . Strebens -sein wClrde — ^ seilte das' wirklich das Ziel sein, 
woraufliin, nieh:^ vidleieht d<es Ministers v aber die Abgeht *4ieses 
ganzea- kircblich-j^oUtiBchen!« diesem ganzen »Culturkampfes« genah- 
te ist,, dann, m/ H<i denken Sie wohl, dass das katholische: Volk 
ejnjtitettes Volk i^.. Der Freiherr y. S^ft hat es kürzlich 2^ .UB$e- 
ir0m grossen Dank dort im anderen Hause aiisgesproohßin, dass das 
Volk viel Treue bewiesen habe ; und. es bat 4ies g«than. Dannaber, 
mv Kj tevB^tm sie» nichi die Wurzel dieser Trwe^ r Die Wurzel, 
woi»u^ diese Treue hervorgesprosst .ist und in^mer wiedei; von Neuem 
ll€a??Qi^o$sea wirdf das ist> der confeßsie^eU-abristlicha Ölaubej e^s 
jKt d€ir iGrlai^e. an den dreieinigen' Gott dort drobw>im Fimmel und 
hier/tmf Erden, m* Hm der Glaube an. den c König jeon Gottes Gna- 
.4efl.fc; ,i(BmAfe!;; im Centrum), r , , r , . »j ,,. - ^ ,. ,. 

.;'.fi 'ikhgi Seiff^rdi nimmt dem gegenüber die Ealk'sQhe S^^b^ipoU- 
tilütia Sidh^tz und ; will .ivi^ht feri^^r -d:<4d^n} dass tdie.|^iHdQr erzogen 
werden zu: wiUenlojien Gliedern' deSfir<^miscbenKejkehes.> DieLehr^r«- 
jwelt] pßrborj?eseire d«ncr*$Ben: Wunder- .^nd/AbcKgla^ mit 

JU)(M:4es '^nd rjB^iner deutsahen^ • Ver^ueh^statiien - 
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DoTiA die PioDieo'e des nen«a ; Sji 
impectoreQ, Bei die Schal« bedeati 

Ahg. Dr. V. StaldetBski : »McöD« Herren-! J)er S«rE!.'A4^i^. 
VlrchoK hat vorgeetern sebr licbtig geengt,' und: nirhaboR ifain<iqh 
^timmt, dass dar Staat sLch immer seht bedenküatttn! Anfgabm 
ontAtaieb«, wenn er die Eraiebnng der äetatiioheQriadia Hand- nebrnt 
Wir halten «s ahtr auch fär ein« wLr bedenkliebe «nd idain ubb»- 
reofaügte A.ufgabe, wenn der Staat die Leitung des Rellgwnsiuitw- 
rielits aus eigner MachtvolDfonmienheit überiiuifmt.j ,Wir> kaitholiscbeu 
Gbriaten keMnen bio8 eim iekrettde Ktrali«,> welche ibr^n A-sAiag 
TOtD HeilahdA erh4^n hat, wir IteniieB ubeir keimo lehrmäea Siaal, 
der seinen Äaftnag vom jeweiligen Caltnsurini^r ethaUum a^lL* l& 
widerstreitet Am der Idee des .katbolischeu' Dogmas Yona kirohlioben 
Lehramt: aber m. H., der denkwflrrJige Tug voin 21^1 Fflbr,Hatirfcat 
uns klar bewiesen, daas man leichten fierzenn in das^e^iet :heiliger 
Mysterien andn kirefalicheii Dogmen einzudringen bereit jst. . leb 
werde Sie ancb nicht aufhalten, mit der Frage der Oiuiantieen, wel«hi 
jetzt der Beligionsunterricht der Elemeotarschnle io Betraff detBeia- 
faflit der kiroblicheo Lehre bietet. Bei uns im Grosslietzogtluiin 
Posen ist es ja der Fall, dass in allen Blementarschalea die ijooal- 
scbnlinspectionra in welUiohe Hände gelegt worden sind. Das mag 
Ihnen vielleicht selir angenehm sein: aber, in. H., ob Sie audi dem 
zustimmen k&nnen, dast) der Iteli^onsunterrieitt daselbst ohne viSHige 
Bürgschaft fär die Kirche geloeaen wird, das glaube : ich deicbt b<e- 
zweifeln zu dürfen. Es wörde dies zu jeder Zeit den Kathulikeafier 
sorgnisse erwecken müssen, umsomehc aber in der gegeovrärtigeiu 
Dann wir leben ja in einer Zeit , wo der Lehrer in ein« Oppositiffo 
gegenüber der Eirelie gedrängt wird, wo «a ihm klar ist, das* er 
sieh einer der Kirche entgegengesetzten Tendern beäeissigen »oä; 
er soü der Widerpart des Gaistlicben werden. Und, m. H., ein-b*- 
denteuder Staatsmann und kein Ultramontaow hat st^-geradä übw 
die Folge dies» Te&dena recht treffend geäussert. Es ist fleir 
Tbiers, der in der UntenicbtscomnusEiDn der französiscbea gesebt- 
gebejode» Veceammlung dem Herrn Badiealen, nelobe: den: Lehrer ts 
diceelbe Stellung , ihn gewissermassen zn eiuem ,Anticur£ nuidieB 
wollten, geantwortet bat: Ja, er wird daun ^ A,nü(tur4,. aber gletcb- 
Zeitig ein Gar4 de l'atbäisnie et dusocialisme. M.,Hik' Sie wer<ieii uns 
viellaicht auf die Aufsicht, welche seitens des Staates ansgefibt wirdi 
T^vwien, Sie werden sagen, die KreisaduiliD^ectoren fähraa ,}a Über 
alle UaterrichtagegeuBtände,: somit auch, über die Uel^ioa.idi6i Auf- 
. nebt: Aber, m. H., uater den siebzehn Kreisa^UnBpQeterenitiD 
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GvasfiäerKogtbniii Fmea. bäben' wir bios' drei od^' Tier Katbolifeed, 
ausserdem sind die mdsten'derH^ryen der^pölniscben Spracbe Diebt 
üSchläg g^mig , oin dtBfi Ufitenic^t , wo er noch in der polnischen 
Sprache in 4efr Religion ertheilt» wird, e^mtrolireti «u kdrinen; E^ 
fÜiltJhiidDifeiidi " vielfach. j wndiek Ihnen mit Thatsachen bewt^iseti 
wetiei* da&'Verständiussför das* kircbliohe Leben, Wie kMimeni z. 
Bi^idie Harren EreissobiiUns^ectoren dajiii, den altein/ebrwfirdigen, 
seit tonsend Jähren gebfaubbten Ornss »Gelobt sei Jesn^ Christus« 
in ider Schale« dnrchdasi'babal^ »Guben^Mbrgen« ^n^eradtzi^n. (ZnM 
rxif'likisii'BdDalt) .Jawohl, m. H., es <ist das banal in yergleibfaiia 
diesM ^ait€n^hrw^digen Bttgüüssangswtortto. Aber, mv'HH icK will 
wMteil 'geheti. Die^ Herren ^HneissebulinspectCKren entwteteln vielfaieb 
stndh^ijidft Takt genug,- wo ^ sieb unr die BMiandlmg katholischer 
So&dkinder handelt' Werden Sie, m.H., etwa dem zu8ti«iin^tt, dass 
%i K der Ereissohuliuspeetor des Kreises Adelnan^ Herr Lux ^ ein 
Protestant, in die katbolisobe Eüementärsohule von Ostrowo das^ lie^ 
sebiieh von Fabner und Sngeiie, und in die Landschulen das sehr 
nififangreicbe protestantische Lesebufch von Supprfan und Gabriel ein- 
geMbrt bat. Beiläufig gesagt, scheint dieser Herr ganz eigeirthüm- 
lidie pädagogische Ansiohteli ea haben, indem er o^ mit den Unter- 
riebtsb&cbern für die armein Schulkinder wecbsfelt. Das Buch ist an 
Mdf ffir Kich ein sehr. gutes, fnr ' protestantische Sciiulen selbst ein 
aosgezeiehnetes, für die Scbuleu auf dem platten Lande aber, die 
ym pölnisohen Kindern- besucht werden, vom pädagogischen Stand- 
ptri^kte auf ein viel zu schweres. Es kommen da Befiicbreibnngen 
des Telegraphen,' die Anatomie des menschlichen Edrpersr, eine Ab^ 
biMung: des Kopfdurchschnitts des Menschen und ähnliehe ihteressante 
Sachen vo^, die aber dem Fassungsvermögen polnischer Dorflcinder 
nicht entspreeben. Dies ist indiedS)^ . f fir- uns von untergeordnetem In- 
teresse. A1)er in diesem Buche findet sich ein Bfldnlss Luthers, auf 
dem Beichstage zu Worms mit der €arieatur eines- Mönches. (Hört }) 
M. WLi dies für • katholische Sthtdem ; ausserdem i^ in dem Buche 
eine Abbildung des Lutherdenl&mals in Worms. Ob da»' für das 
Gef&fal der kiitbolisehea SchäHr und fiir die Elterti namentlich nidht 
Berärgnisse erwe6ken könivte, das^ überlasse * icb Ihrem ürtheilej ' Die 
prote^tantisehea Kreiesebnlinspeötoren der' katholischen S^^ntleffmiS'^ 
sen sidk doch- einen besondere» Taet aneignen, um nicht die^kdtUa^ 
liidben' OefSble trat verletzen y und wenn ich die Frage hier 'torege, 
sogeschiaht es niebt, um zu demonstriren^ sondern 'nur die k^nig'- 
liohtf Bej^ierangi darauf anymerfaSftni zu machen ydaimt'stiftentsprei^ 
cbend Bdmednr sebaffey Nun noeb ein ^gaii8 besonderer Fall ^ick 
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den Utsten UiwaJiIen kommt der EreisBehaHD^teetor von Inonraülaw 
in die Sehole sn Ciecherz bei Kruscfawitz za. einer LehrerconfeKBz, 
abgilt nun dea Lebrer, der ein ansgezeichncier und nnntttrhsfter-igt, 
was au^ die Bef^iernng anerkannt hat, zur Bede nnd nacbtibm 
V(|rwnrfe, dass er fär. einen seiner Landslente g«stiinmt i'bfet; ' &er 
Lebrer; vertbeidigt siob, dass ihm die'iVer&saung ^bb' Fteitiät'ge- 
währe. Da erblickt nof einn»! der Seholinspeetor indem S^Utl»- 
cal, »«lebes wie. geffOhnlieh bei festlichen öelegflDheitBn 'Mch mit 
Bildern gescbainikt ist, das Bild einea Heiligen, so JOast der Lehm 
das Bild ans dar Schale' entfwBen, >das Bild flietes fieilJgea^^fAsffi 
DLGht in die ScbnlA.« M . H. , ob dadurdi das GeMhl dbr^^lcaäioK- 
8«hfln Eltbrit -iticbi Terietst-wird, ob dadiikcb kuf 'die Le&iVfs^bst 
mO' antikaliboljgßber Siniois and Druob Bicbtaudgeiibt' fflrd,i'fiber' 
lasse ich ebeufalls Ihrer firwägnng. Dass aach ein KrtäMohaHo&pMtW 
— es iat das der KrnsschBlinsqMotor d«fl Kreises 'iKrtfbenv 'Herr 
Weotzel — :die Lehrer zur Uitteniclirift eimr Adresse geg4n''<iie 
päpstli^e üof^lbark«it su bewegen versucht bat, ist^in' den^^t^ 
tuDgeD scbMi Ti^fsieh besprochen worden. Der -Herr bat ^60 na 'lAn 
Dogma, an dem der FOfst- Seiah^anzlei selbst nicht hat rfttt«Jn 
wollep, die Hand gelegt Kein Wunder, dasB uirtat'dieaen'UmsIftn- 
den siub im Volke äie Ueberxengung festsetzt, iem die HeliffäM i* 
der Schule Gefakr läuft. leb will gerade nioht bebau|>ten, da« 
der Staat die Edtgion als' solobe iäterhaupt g6rsarrnrino\lv\'''i/BKB 
die leitenden Staatsmanner mäsaen 3i<^ doch de^ Thatsai^ tkAWiMst 
sein, dass die Keligidsität die Griudbedingüng aller' Sittlichkeit ist, 
und dass diese erst ein ernstliches' Zusammenleben innerhalb eine« 
Staatsverbandes eiobert. Aber unter sol(AerSchalatitsisbt'>nla>8 der 
coi^essioneUe BelisUntmHtärieM, der sieb auf- dogmatiscber Ghniiid- 
lage anfbant, iMden. Fftr das Problem der asknirft, das die flw- 
ren hier auf dieser: Seite (znm Portsdmtt) ja Iftseo •wollen, nftniHch 
einen B^giODSantarricbli' ohne dogmatische (^nndlage za:coffl8trtiiren, 
mit dran es noch aeineB gilten' Weg baben wird,, mödite ich. Ihnep 
zur Erwägung 'den Öedutken eines der grössben Geister Idietns Jahr- 
hunderts, ein solcher war. ja doch- Napoleon Lj ,enipfeblflni'i:>Ja ino^ 
ra!e sans dogme est oontnle la jqätioe -sans trifauBa].* i^M;- ELiv ieh 
mues noch auf- einen leiasigeuGegeäsiadd ihre Attfmaiksamliei^lilai- 
ken. Ich habe heute ü der »Vosöiscben. Äffl4ang«[ein«K'i»Ariä*«*' 
ressaatea Artikel mit; än«n iSohmsrzsnsscbre) I abe denn'baltisidm 
OstseeproBiBzan geäesen. -Mi'Hi, wie da8'.Qiit meinesQ/ Gegeastande 
zusanlmeBbäAgi, werde- ick' gleich lerklärenJ tfis MiDd . d&r.geklagt, 
dass die rissiadie-fi^iemng ihmi deatschefi &tideiiBlii»id«i bed«- 





S^ .t 


Die Schul* und Kateehismuefmg^ in Prettsaen (1876^1877,) 315 


tischen OstseeprovmTsen stufeaweisr^ uad allmählig in der Elementar^ 
schule den deutseh^ Unterricht mit dem mssischen ersetzt. Das- ^1 

selbe geschiabt ja hei ans, und wenn die rossiscbe Begierung viel* 
l^httjet^t in . Bälde I gfozlidiL die deutsche, Sprache herausmerzen 
woMe, dann sind Sie, m. Hm die Lehrmeister dieses Systems. {Seht 

riehtig! ins Oeatrora;) Sie, m; H., werden die moralische Yerant'^ 

• 

wortmig f$r die kAnftige Verfelgang ihrer deutschen Brüder an der 
Os^ee toagen. (Sehr richtig! im Centrum«) M. H. , ich hahe bis 
jet^tJ^men einzigen Pädagogen gefunden:, — imd ich hab^ mich 
ia dieser« Frage aiemlioh genan zu orientiren versucht — der ande- 
repr.iA^^ichtiwdre, aUdass Sie Elemente des Unterrichts in der 
Vö}i$seh^h jmr iin Aex Muttersprache mit Nutzen ertbeilt werden 
können und ganz be^^onders und unabweisbar da, wo es sich um das 
innerste !0emuthsr. und SeeleaUben, um die Religion • eines Kindes, 
handelt. M^ fl., ich m&ciite dann doch die königliche Staatsregie- 
r^iDg fragen, eb sie denB wirklich der Ansicht ist, dass Kinder bis zu 
itirem' vierzehnten Lebensjahre theilweise ohne Talent und Vorbildung, 
Kinder, welche noch häusliche Arbeiten verrichte» müssen, zu Hause 
nie em deutsches Wert hören, durch den blossen SchtdunterricAt so 
weit gebracht werden können, um den deutschen Vortrag in der 
Elementarschule mit Nutzen hören und sich darin ausdrücken zu 
köfifuen» M. R^ ich glaube, dass alle pädagogischeu Autoritäten mir 
zjastimmen werdeny dass dieses Problem nur auf Kosten • der ffeisti^ 
gen' und ^Hütchen JE/Kiwickiung Äet Kinder 'gelöst werden kann« Von 
dieser Voraussetzung ist aber der Oberpräsident von Posen nicht 
ausgegangen. als er im Februar 1873 eine Circularverfugung erlas« 
sen, welche zwar die polnische Sprache für die Elementarschule an*- 
ottlnet, aber -rr und da ist wieder eine Hinterthür — wenn die Kin- 
der soweit in der deutschen Sprache vorgeschritten sind, so solle 
man mit Genehm^ung des Provincialschuleollegiums und der betreffen- 
den • Inq>ectioo auch die ' deutsche Sprache in den Volksschulen bei 
dem Beligionsunterribht einführen. M. H., im vorigen Jahr ist das 
sehoB zur' Thatsaebe geworden, der Oberbürgermeister von Posen, 
Herr Eohlens, marschirt an der Spitze dieses »Culturkampfes« ger 
gen die( kleinen Kinder in Posen« Er hat bei den Rectoren der Stadt- 
schule angefragt, ob schon der Moment gekommen sei, wo auch der 
Beligionsunterriolrt in der Volksschule in deutscher Sprache erth^lt 
wm^den könne. Mw H., wir wissen nun, was derartige Anfragen be- 
deuten; Die Antwort« ist auch in deni Sinne ausgef alleuv wie sie verk- 
langt wurde , ' und dir Beligicinsunterricht ist in den Volkssehulen 
jeAst in! der deutschen Sprache eiugefShrii. Seinem Beispiele folgte 
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ihuItDspeetor von .Birnbanra usä Meserite, erliat aach 
laabniss gebeten,- den Beü^oneuntemohb in deutscher 
fähren zu dürfeu. Die Ertaubaias wurde ihm ja bertät- 
beilt. Diesem Beispiele folgen jetzt eijiige etfehsame 
rer. loh kann es selbst persönlich bezeugeni dass in eini- 
1 .die Lehrer aaf eigene Hand mit den Kindern poloieober 

iteligionsnuterrieht in deatscher Sprache so -fähren an- 
h möchte denn, doch diesen Äugenbliok > lu anem^ fder* 
eate dagegen beautzen, and idi werde mich jetzt ganz 
M. H., die Sache ist ernst nnd wichtig genifg; denn 
sich dabei um das Wohl uad Wehe, nm die geistt^ Bnt- 
loa Generationen. U. B.,-wie kann die Beüi^tni- Seist 
rfassen, wo das Kind mit Spracfaschwierigikatetf imtih g^iii- 
ebnngen anstellen muss; es bleibt kalt,, tfaeilnsfcmlos, 

blos einzelne Worte und lernt: den Gegenstand selbstge* 
9D. Aber, m. H., glaubt denn die Behörde bei uns, das» 

in einer fremden Sprache leie/Uer und besser, als'in der 
ihe ifl das Verständoiss der r«ligij}sea und d^r sibttichen 
gelaAgen konnten? Sie werden doch gewiss mdU der 
n, and da möchte ich Sie, in. H., an- das schöne Wort 
erinnern: >Für die Jugend ist das Beste gerade gut ge- 
H., von dem BeligisnBuwtenicfat gilt es auch wie ron 
w«a UntecriohtBgegenstande : >non scliolae sed vitee,« er 

kirchliche Leben, ia. das Leben dw Gemeinde einfahren. 
I den deetschen ReligiODSustenieht wird> ein Gegensatz 
em Kinde and seiner Gemeinde und Beinen Btteni ge- 
urch ifia deutschen Religionsunterricbt wird sucb das 
irächtigt, gehemmt ia der firfäUnng seiner heiligsten Re- 
iten. Denn, m. H., der B«ßht- NndComniiniiÖDTHiterricbt 
a doch auf den Beligionsnnterrieht anfbanen, er ist ja 
lusfübrnng, eine Aneignung desselben dem Henen.! Wie 
ir möglich, wenn das Kind den Bel^ionsunterncht in der 
Ipraehe geoaisen hat? Soll der Geistliohe etwa' noeh- in 
«n. Stunde, wo es sich nm GrfQlluag der heiligstenGe- 
titea hand^,: mit des Kinderu Spraehstodien aastelleD, 
! sich daza^ihargebea,::deinKiade seine Muittei^mhe~eRt- 
lelfen? Nein, m. H., dazu wird »ch Inin tteiier'kaibtH 
3ter hergeben. -^ fis wird aber, bei uns jet7i dec' VerGaoh 

d«Q: polnischea Volksschule daa deutsehe Kirohenliedeia- 
'fthrend wir.gaeteru zu ansarerGenngtfaiuung gjehört <faa- 

der Zwang d&poltaiaQfa^iGymnastalachulen eb deot- 
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sehen Eirohenliedern niekt gebilligt werde. Das Kirchenlied wird 
im vielen Schulen sehr vei-nachlässigt^ meistena weltliche Lieder wer- 
den geübt und diesa erlernen die 'Kinder ohnedies sehr bald, tii^d 
w^nn das Tempo so weita: fortg^t , . dann werden sie auch die Ar- 
heitermarseiliaise sehr bald lernen. Ist das deutsche Kirchenlied 
von den polniscbeh Kindern < nidit gänzlich aberflfissig? Wo sollen 
dena. die Kinder das Lied anw^den, wenn die Gemeinde polnisch 
ist?.: Dadurch wird aber ;dem kirchlichen Leben wieder eine Quelle 
gestopfte idas doch im Kirchengesange auch seine Nahrung findet. 
Unaere Klagen möchte ich mit den Worten eines Ihrer Männer aus 
den- %icbslanden unterstützen.' — Adolf Sit(kber, eiii Dichter und 
{protestantischer IPfarver! in Muhlhansen , hat in . seiner Flugschrift: 
:^EiQfaebe . Fragen eines: \ tisässisdien Yolksfreundes, c in welche er die 
Grunde: Niedergelegt, wesshalb er mit vollem Herzen sich dem deut- 
seben Beiche. angeschlossen hat, gesagt: 

»Nun versetzt eu-ch in die Lage eines. elsässischen Seelsorgers, 
der seit vielen Jahren hinter dieser dentscbredenden Mehrzahl 
%n wirken hat, deren religiöse moralkche und geistige Bildung 
er gern. fördern möchte. Zu seinem grossen Leidwesen sah er 
sich aber in dieser i Aufgabe gehemmt und gelähmt/' weil man 
die arifien Kioder des Volkes von der salle d'asile bis in die 
Primärschule hinein, zu ndthigen suchte, das Deutsch zu ver- 
lernen ^ inA^m . mm bis zur zweiten Glasse der Primärschule 
-^.;und viele besuchen gar keine andei^e Glasse mehr — nur 
franifösis^h tmt ihnen red^e nndi&e^fe, wovon sie blutwenig 
yeratanden.: Ihre liebe MttUersprache lernten me fast gar nicht 
lesen und sehreiieni Und dach müsse ihnen in deutscher 
Sprßc^e der Bdigionsunterrieht eriheiit werden^ vf^il sie trc^^ 
. . , üller Frtmjnösiruf^sversucke^ doch eine viel m dürftige Kennt- 

nis8 des Französischen erlangten.« i 
. . ' Er beglückwünsche den umstand, dass die Kinder jetzt in der 
ailverstandenen lieben Muttersprache einen fruo'htbringenden Schul- 
unterricbt und folglich fruchtbaren Beligionsuiiterricht empfangen. 
M. H., ifiit denn die deutsche Sprache etwa leichteor^u erlernen, als 
die fi-aszösischeP Oder sollen die polnischen Kmder eine ^grössere 
Begabung, anr ffirleirnung der dauisehen Sprache haben, als die deut- 
schen zur BrlernUÄg d«r französis<ihen? M. H,,' noxjh ein Wort. Für 
Sie- ist doch gewiss nach^ allen Stürmen und geistigen Käml^fcf^ des 
Lebens heilig gebUeben und es' erweckt-' doch - auch Ihnen , t>b Sie 
ncM^ beten. odarnicMt eine thenreiondwehmüthige Erinnerung da$ 
Qfbet^ jüirelcheä Sie von ^deü/ Lippe»' Ihrer Mutter abgelauscht haben. 
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hte man doeh glauben , dass man den polnischen Ein- 
ens dieses Gebet fa&tte nobeanstandet; lassen können. Aber 
in den Elementarscbnlen nird das deutsche Gebet' deo 
[indem gelelirt. leb glanbe nicht, «lass das auf Anwei- 
Diglichen Ministeriums erfolgt ist. Wenigstens nach' den 
lusserangen des Herrn Gommissarins bei Beantwortung 
neines C<dlegen Kantak darf ich annehmen ; dass die 
ing Aehnliches nitiht bUligen tvolle, und ich Igrlaube mir 
doigliche StaatsregieruDg zn bitten: deA Hetrai *EVeis- 
«en «an: »pas trop dezöle« znzuTwfen. M, H.,' Sie Sind 
i Besitze der Macht. Aber wenden Sie dieselbe hicht 
[leineu .und flchwaoben an. Schlieaaen ffle ' weäigsteiis 
er religüJBea Erziehung eines Kindes vom »Cdltütkäiaipfet 
in Sie es nü^t aach, *seine liebe Muttersprache sWicer- 

lU am mit Shakespeare' zu sprechen: ' " ' ' 

ich ist's, Oiganteukraft zu haben,' doch tfratinischistTs 

»en sie zu braneben.« # 

richtig! und Bravo, im Centrum und bei den Polen]) 

1. wird genehmigt. 

i. setit 119,000' Mark aus znr Remuneration' farHllfs- 

rane: »Meine Herren! Ich bedanre, dass ich' in di« aU> 
wussion nicht mebr eintreten kann; ich will es nicht 
dem Wnnsehe fQgend, bei den einzeln^ Fösifiöbelof bor 
r Peattioa nnmittslbar geb{}tige Dinge zu ' besßrecheb. 
Ti^en ist mir TOn einem, «i dem' Seminar in iIos.M- 
hl., bisher niebt defiaittr angestelUen Religiofaälehret 
m zugegangen^ norin ein Bescript des kOnigHch^n'Trö- 
eolleginms in SresUm mir mitgetheilt' wird, folgeUdeo 

Heir Miniater der geistlichen, Unterrichts- tind Medid- 
ilegenhöten, hat aus Anlass der kirehenp6Iitis6heil Stei- 
neiche Sw «nnehmen, Ihre Entlassung aus d^Semrcik- 
angeördnet. Indem wir Sie faierron in Ken&tntss setzeii, 
».wir linen hierdurch zugleich im Anfttagierd^s Qeirii 
irs, dass sie ihre amUichen Functionen an dem d&Hli'gäi 
ir mit dem< 1. Februar er., mnzustellel^hkben,'nhtl 'dem- 
t von dem gedachten' Tage an aas dem kOn^Hcheli Se- 
aoflseheiden. 

Das kOnigücbe f^vincial^huIc^cdlegiQin 
" in Bredata.<' -' ' ' 
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, T M, JI,, iph bwi überzeugt, wäre dieser ;Fall vor etwa 12 Jah- 
r eu; eiijigetrej^eB , und hätte . er einen Herrn voai dieser Seite (links) 
oder eit)^p i^rer i^artcjigenoaseB . getroffen ,< Sie werden gans sielieiv 
lieh erklärt ..h^ben : ^^> ist UaKecbt^ > das ist ein Eingriff in die perr 
^ö^Uchif, Stellurigr ein Eüngriff.ia die persönliehen Sechte, ein Siä- 
griff,. j^er.^pcK.tbei Staatebpuiteö niclit vorkommen ds^rh (Sehr 
richtig] im, Cle»triMü.)' J^^^ !betre|feiide Herr Beligionslehrer *- sein 
N^^mei ji^Ji Dr- ^^iatsM -r- war:.aUerdinga nicht definitiv- angestellt; 
niai^^jhat Jbf^ T(irahrscl^ßii[Ll,icb vauf^d^ Probe ^eUen wollen. Er hat 
ii;!, keiner iW^H^e ^im^Q!i^ta[<itw o^^t ag^Uatori^ch an den kirelienpoli- 
tischen Kap[^p/en>Tb^jl,;gj9noi3),Q9en, er hat h^i der letzten Abgeord^ 
ngtpiiwi^hjj ei^jara,, ijltfiaipjiwitanjöp WahlmanBäß i seine* Summe gegeben 
-:;.,. 4^S;i^^ji,!der ^*f*^5»/4fct»^ ,wrin er öfBetotiich; seine Stöllung be- 
kai^t hat| , J^is?(^ das erlaubt; wir haben sogar einen 

Entscheid von dem Di^pij^Upargemhtsh^^ .höchster Instanz,- wodurch 
ei^,Bprgsrflipi?t^.,fi:eigj^B?oj5hen i^jirdeti weil die Stimmenangabe bei 
der Wahl jedem Staatsbeamten vollständig: ireistdjit.« loh bin • wirk* 
li9h,.^F begierig, ob .dieeem^Herrn nirgend .ein ägibatorisoheö Trei- 
ben nachgewiesen werden kann: Ich bin äb^rza^ugtv/dass i dies nicht 
dßiJi ;^aU ^saip ^w^4o. ,Ti|)tz4^n9(^wii;ä!0r durch das;Ik»en mi^etheilte 
Bescript aus dem Dienste entlassen, und hat auch den Dienst bereits 
qjuittlfl^a.pmaseja^ . In^wli^ier Weise^.^^rfateen wird von \den unter- 
stjelj^en Bjöh^örden vor)i.,d^m^..dor,tigein iDii'^ctwr^^ der .starke' in Cnltnr- 
k^rppi^^p[}^^t,( 4a?. , ^ö^^eI\,. Sie, 4&r£|^^ entnehmen, /da»ä SesDinaristen, 
die si9J),,g^dr3.|igj^ föWen^ lea^ärbrjigen Lehrer bei seineiü öe-^ 

burtsfcjLg ,napM*;sM^^':,Sn*^ za. g^atuüren ' nnd ihin tz^j^dankei 
für.|S^iae,n ^n^errif^l^ dortigen -Direot©» .in . heftiger Weise 

zurjKede^lf^stellt wflirden*: . i4. B.,4ie^Fi»geTJwifd' sich; nnii weiter 
S0|gte\^ei^: J^t,depp.<;kl^,flpd.weiee.von'.def Staatsregi«jnng in di^ 
sem Falfe, wo wirklich gar nichts von Agitation und DemonstratiöA 

vor]|ie^,. .^ Sem^^il^r^^^s.^^^ Beligtoa^ntemthte^ zu be- 

rf^ubßii^ YOft, dessen Wichtigkeit uns. jftgesteiai dfflr Herr Begie- 
r^ng^i^o^ifljis^arifis Dr* Stauder <erst*so/«iele«^ gesagt hat? r Die Se- 
ipJQariste^ 4pjct. sj^Qd.^^^^ der une/qiiickli(^beh La^^ /einen Be- 
lt|^o{^un^^rricH ifi^ht er^pi^lt^ zu», könnem, :wie^^Sie4bn i»tch ka- 
tliQl^f^Ijeiv .(^^q^dsät^n, ß^h^lten nji^s^av > Ob dad daizü ^foeSfträgt, 
ä^^^ |.d(^r^ge .§.§^in^ . 5tp b^b^n, , daS:j;V0rferatten der Blterä. an-stär- 
keQ i^pd,4en^;E4a^get]( an Lehrlüra^en' 39 v^jsiiiQMni^das^ stelle ich 
dem Urtheil des Hauses anheim. Bis jetzt haiidaai ganze) «Vorgehen 
de^^^.^};|;fge9,.j()irectp^, v^n .pre^h^mt n»^r; manche seltsame Einzelhei- 
ten vorliegen, SjC^eltH geführt, dass das Seminar nur 43 Zöglinge 


320 DU Schtd- und Kalechiamutfragt jn Prenaaen (1878^791^ 

hat, wftbreDd ee Mr 75 bereehnet ist. (Hart! im CentroBi.) M.H., 
di« Thatsache dass maa SemiDaristeti massregelt wegm ihnr Hal- 
tung oder vielmebr wegen ihrer >Nichtbaltnng,< steht nicht rereäii- 
stelt da. Wie mir mitgetheiK worden ist , siod nftmKch in Habd- 
sebwerdt im Seminar anffalleode PerBonalver&ndeningen vorgegangen, 
das Crimen soll darin bestehen, dass die Herren nicht energisch genug 
anti-ultramontan gewesen seien, dass sie vielmehr sich der gausen 
BewegQDg fern gehalten haben , wie es immer von der idniglichen 
Staalsregiemng als Pflicht des Lehrers an solchen AnstaHen hinge- 
stelU wird. Also die einen werden gemassregelt, weil sie, ich idSehte 
sagen, sich >nicht halten,« und die anderen weil sie da ihre Q&- 
einnn&g oSen aiiB3{«echen, wo jeder Staatsbürger vom geriiigstcnf^bis 
zDm hSchsten nach innigster Ueberzeugung seine Geainnang ao»- 
sprechen soll. Ich erwarte von der königlichen Staatsregienfng, ' dass 
sie siirb in diesem Falle nicht von den Berichten der untergeoMvaten 
Beh&rden verieitan lasse, Massregedn zo treffen , die auf das liefst« 
kränicen und wahrlich nicht geeignet sind, den Anstalten, dtesie 
treffen, daa V<Mrtranen in w«iteren Sreiaen des liathoUschen .Y(A\te 
zu gewinnen. Will der Herr Cnitusminister in der Tbat dem Lande 
eine Woblthat «weisen, so lasse ti die atrktest&n B^ehle ah di^ Am 
unterstdlien BfMrden ergehen, die Schale nicht znm Cnllnirkampfe' 
feld anszauatzen und en missbranchan, sondern dort das' so wirben, 
was wir idle von der Schule erwarten.« (Bravo!) 

Beg.-Comn. 0^ Rath Waieold erklärt, dass das'niig^^ene 
Factum darehans nieht der Gruad der Entlassung gewesen'sei. Es 
folge dies schon daraus, dass man gar nicht wissen k^nae^ in'wel- 
ehem Sinne der Betreffende gewählt habe. Der Orund sei vielmehr 
der gewesen, dass er zu niederholten Malen die Hans" und Lehr- 
ordnong durchbrorben habe, eine die bekannte Louise 'Lateaui^er- 
herrlidieode Schrift isum Oegenstaail des Unterrichts gemacht (HOrt! 
Hört!) »nd sofaliesslich der Früfnugaeommisgion erklärt bah«; dass 
er offen ia den Keihea der Ultramontanen stehe, eine SteUnäg; die 
ein Semiaarlahrer, der preossisohe und deutsche SehaBfehrer aästu- 
bilden habe, nicht einnehmen därfe. (Sehr richt^l)- 

Abg. Graf Bethu9y~Suc. Ich fiUile mich verpflichte^ den in 
der ganzen Gegend umßosenberg sehr geochteted Dbector Dr. Mw 
in Schatz zu nehmen <md kann nur die Ausfähfnngen 'itla Regle- 
ruBgscommissars vcdletändig bestätigen, dass der Lehrer J«t^ dem 
Direotor offenen und geheimen Wideritand entgegeng^et^t httt. -Dass 
das Seminar augenblicklieh schwächer besucht ist, als eigeatKob be- 
rechnet worden, liegt an 4em Afoogel an Ranm-, an dem UmAaad, 
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da^s in Oppeln zu gleicher Zeit vier neue Seminare entstanden 8ittd> 
s^wie auob mxa TIxeil an dep Gonflict, welchen die Geistlichen täg- 
lich herbeifahren. Man. kanp wohl ein ultramontan^s Senoinar und 
inaq Icans, ein dtaatskatholisohes S^Binar errichten, aber dass ein Se- 
minar gleichzeitig ultrau^ootan und staatakatholisoh sein könne, das 
wjrd doch selbst, nach der Äuffasaung des Abg. Franz nicht geben. 
(Beifall.) 

Ahg. Dr. Frans: »Meine Herren! Ich habe mich gefreut» dass 
bei diesem Titel die Kosten der IfUernoitS' und Exiema^sföglinge gfi^ 
tceiuit süid, weil sieb da. nngelähr berechnen lässt^ wie viel die Kosten 
für > jede Kaiegoria von Zöglingen betragen. Idi kaai® allerdings nicht 
gps^hriOi.denBaf einstimmen^ imn m^e «lAeraH Eiternate errieh- 
ten^; iich, sehe ganz ab von. allem, was man etwa politische Gründe 
i^emen J{:äniiit6, rein au£| praktischen Brwägnngen kann ich die k5* 
oigliielie Staataregieruiig nur bitten, dass sie belGroDdiing von neuen 
Seipifi^ri^,; die Fif^gey ob Ss^ternat oder Internal, naniMntlidi daron 
abhäingig machen ob in den kleinen^ Städten, wohin mei^t die Semi- 
nare kommen, Wohnungen, zu haben sind, in welchen die Semina- 
risten sowohl gesund wie «natSlidig wohnen können. Man muss der<^ 
gleiche^ YerhltUoisse.aua eigener An«dmuung kenne» , sowohl vob 
der Gymnasial- wie v<hi« der üniversitätszeit her, und wird es be^ 
greifei^^ iienn Alle, diejeoygen, welche in Anstalten wohnen, giScklich 
gepriesen werden, weil sie da gesund wohnen im Verhältnisse zu 
den ärmeren Mitschülern, welche &idit imstande md, sich mrdent- 
liche unci^QstAndijge Wohnungen Z9 verschaffen. Das Seminar in 
Bosenbfrg ist, twie.iph glaube, Extiernat. Ich erlaube mir nun -bei 
dieser .^Gelegenheit einige Bemerkungen anzuknüpfen, welchse mir auf 
diiet 4^1^^^%^ ^^^ Herrn Begierongdeommissars iiotb wendig er- 
scheinen, mir aber leider vorhin durch den Sehkssantrag abgeschnit^ 
tan . werden^ ^Es, sind nur wenige Worte. leh mues zunftehst be- 
menkeiii/ds^Si allerdings ein königlicher Oraimissarius den Herrn Rei- 
ligionsilehmr Dr» Dziatzko im vorigen Jahre üb^ seine kirchßnpoU^^ 
tisckci SA^kmg gefragt — will nicht sagen inquirirt -«-hat und 
dass der Herr Beligionslehrer demselben gegenüber nicht verhehlt 
hati jdass >^ auf dem Standpunkt der ultramootahen , aläo unserer 
Partei steh^^i M» IL, wenadas^ ein Grund: ist v Jemanden zu ent- 
fernen» (Iiebl^kfter T^i^eri^rußh links) oder ihn nieh4 anzustellen, ihn: 
ans dem provisorisphen VerfaäUniss ausscheiden zu lassen, dann weiss 
ich .in der That, juicht,. (Zucufe) welche Rechte einuBeamter neeh be - 
aoaiprpchen darf. , Whs nun die liouise Lateau anbetrifft^ worüber der 
bfitrefffpde fieligionslehrer etwas gesagt haben soll, so bin ich nicht 
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infarmktf aber so etwas Eat^etzliekes kann* doeb.daa nicU .srä. 
(Sehr wabr! im Centmm. Bafe links: Uasinn!) Was endlich die 
Yerlegaog der Standen anbetrifft, so bin ich geaaa informirt. Es 
wird Ihnen freilich nicht angctoehm seia, dass der Hf^pr l^igions- 
it^brer es zn ermöglichen sachte, dass die Seminaristen upä Ma,! |die 
Ih^ea vielleicht bekannte oder nicht bekanote Maiandaoht b^s^aph- 
ten; er hat in VertretunQ des Dirßäors die Stodienstandßn. v^af 
6 bis 8 ühr Abends verlegt, statt einer anderen ^Zeit^ < I)as. ist 
das ungebenere Verbrechen, was er begangen .bat! ' (Hött,^;^ 
Qentram.) . Dem Herrn G^rafen Bethusj-^Huc kfum ieb pwi:^ an^ 
wprten^ dass auch ich die Seminarveirwalt^ng. Tom Staate, gßlj^jtet 
wissen will. Allerdings wird der Heri? PirectQr Dr^.^c^^jößp 
Herrn Grafen Bethnsy-Hae sehr sympathisch sein ^ daerja^^phr 
energisch für seine Wahl ins ?eag gegangen i^j (ünjriilfp,jt,Sf(hr 
wahr ! im Centrum) , er hat auch Wabl,ao&ufe den libi^alen, Paiitpi 
uiiterschrieben , und ist selbst a)B Wablmann anIgeßteUt. ^worden. 
Man sagt ihm sogar , naqb , dass , *er die Wahlanfriifci , durch . Semi- 
naristen habe ^colfortirenjassen; indes^e^ schwebt noch die ^ntfflr- 
sttchung. Ich glao-I^e^ m. H., dasß ich Ihnen, gezeigt ^ habe., däss 
dieses Verfahren gegen den Herrn Beligionslehrer nicht hätte. {^latz 
greifen mfisseri,« ^ 

In der Abendsitzung an demselben Tage beschwerte sich Abg. 
Hx. Kolher g^ dass in vielen Elementarschulen der Provinz Preussea 
katholische Schulkinder in protestantischen Schulen gar keinen con,- 
fessiönellen Beligionsunterrijßbt erhalten, obwohl die Regierung verr 
piQichtet sei, für ausreichende Lehrkräfte auch nach/diesV Dichtung 
hin Sorge zu tragen. 

khg: 1). MiloimoioW'-'Möll&^ die iße^ierung 

in der Provinz Pos^n überall da,' wo 'eine cöhfessiönöll gemife^'te 
Bevölkerung vorhanden sei, für den' EeligiönäüriteWcbt auch' Äer1h 
der^ Hindefheit -befibdrfiübe^ Oonfession ausi^ibhetird sörg^. r^^I)agegen 
bedauert der Redner, dass die zur Einrichtung neuer Stäiüreh' a^s^ 
gjaworfeäeSununa angesiohtii des^ grossen Mangels an: Scbtilen- viel zu 
niedrig bemessen sei« : iVieileicliti sm< es »müglith , dureh* Brridhttnig 
von Halbtagsschulen dentüebebtande «üiigermass^n abedhc^lfönU^Je'- 
d^^ll^.'sei, es wun$cben9wertb , fdas$ die Regierung 'darauf tgedacht 
n^hme^ :imt.n&cb)9teii Jlt^t. r0ic)|liGhei:e Mittel iui? 'fne^.gobakMlea 

beft^it ^ steigen.' ..» ••.] .-. ••> ■•- ,,,;.• .,,(.. I. ,.•..: A .;•..;' 

. jBßgierjt|ag8$oiiuni9!j>aar, GieKiRat}! (äfcA^u^ri.erkeaftt das.Voi?- 
banidepaein 4^ iüeb^l^tandasr ans, vineisti laber dtiranf hini ,da8s!dieiBe* 
gierung trotz aller Mühe nicibt ; im ; Stande M< mit eJAemiiMakfdem* 


'iiilM.- 


I>ie Schutz und KatecMamusfrage in Preuasen {J8t^—18f7.) 



selben abzabelfeu. Thatsächlich «ei die Position gegen die fr&beren 
Etats bereits erbeblich erhöbt. 

Titel 15. fordert 724,500 M. 55u Scbulaufeicbtskosten. 

Abg. Daujsferiberg constatirt, dass die Ausfuhrung des Schul- 
aüf sicbtsge&etzes seiner Intention nicht entspreche. Bei seiner Be- 
rathung erklärte der Minister, es wolle nur den Grundsatz fixiren, 
d^ss die Schulanfsicbt dem Staate gehöre, nicht aber die Geistlichen 
principieir aus der Sclittle weisen , und doch sei in Bezug auf die 
KattöHken letzteres durchweg geschehetf. Diese Versprechungen habe 
det* MfMster nicht gebälten. Bedner polemisirt sodann gegen die 
Sctorift des Abg. SeyfFürdt über die katholische Volksschule am Nie- 
dclrrbein Unter geistlicher Leitung und behauptet, dass dieselbe zahl- 
reiehe Undchtigkeiten enthalte. Er bemängelt insbesondere die Quä- 
lifl^atiött der Localinspeotoren, namentlich hätten die Bürgermeister 
nicht die für dies Amt nöthige Bildung (Lebhafter Widerspruch.) 
Das ganze Verfahren der weltlichen luspectoren sei derartig, dass 
man sagen müsse: die Behörden habe alle Scham verloren. {Der 
Präsident ruft dm Redner wegen dieser Worte zur Ordnung,) Red- 
ner hotrt, die a|ten Grundsätze im Schulwesen recht bald wieder ein- 
geführt zu sehen. 

Gultusminister Falk bemerkt, dass für die Schulanfsicbt kein 
Pfeni|ig rnehr im diesjährigen Etat angesetzt sei , als im vorigen, 
l^aber wieviel mehr als vor dem »Culturkampf?«] Auch der Abg. 
Dauzenberg habe nichts Neues vorgebracht, wessbalb er ihm aus 
Eücksicht auf sich selbst und auf das Haus auch nichts weiter er- 
widere. ' (Beifall.) . . 

Abg. /^et/fard^ dankt den(i Abg. Dauzenberg für die Beclame, 
welche er für seine Broschüre gemacht. Bisher sei noch keine der 
davon behaupteten Thatsachen widerlegt wordep. 

. Abg. Dauzeenf^erg behauptet, dass er. seiltest sqlclie Unwuthrhei- 
tan nac^zuwei^^a im Stfinde scfi. . : : 

'ZuiTJit; 22; beantragt Abg. Kntbd^ die für gewerbliche Fert* 
biMungssfibulen «usgeworfene Summe mü .142,156 M ; s^ueh flr^ liie 
l&ndlioben Foi^tbiMBQgssehulefi zu vef wanden; 

Abg. V: Schorlemer^Alsit kann nicht begreifen, was der EÄe^ 
belscbe^ Antrag heeweoke, die ländlidhen Fortbildungsanstalten des 
Abg. Knebel seien etwas nebelhaft Er bezweifelt i dÄss fftr diese 
Anstalten j^^nt Forderung 'd^r Laiidwlrthscdafk' geeignete Lehrkräfte 
voivhaiiiden' seien.- ' Ungenügende AusMldntig' in '- der Laüd WirthsehafE 
aei aber «her ei» Unglück als '^in^ »Glück: • ' ' ' 
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Abg. Thid erkenot die Biclitigkeit des letzten Satzes aa, glanbt 
aber doch den Antrag Knebel befürirorten zn mässen.c 

Abg. iTnefteZ will io des läadlieben Fortbildungsschulen kei- 
nen landnirthscbaftlicben Fschnnterricbt ertheileu, sondern nur die 
EUmentarkenntniss« unter besonderer Berücksichtigung . der Land- 
wirl^chatt vertiefen. Kine solche Tendenz sei freilich deralbamon- 
tanen Part» nnangmehBi. Wena dem Abg. t. Sch<«lelner seioe 
Fortbildungsschulen ndmlhaß Torfcämen, dann möge er sich' von der 
Beglität d«-selbea überzengen. : ' 

Abg. V. 8ehorlemer-Älst ermdert, wenn dem Abg. Knebel die 
Bezeichnung da- von ifara empfohlenen iSndlicben Fortbüdnugsanatal- 
ten als n^lhafte missfalle, dann wolle er sie ■»htebäJidfie<- nbu'- 
nen. (Au!) 

Abg. 7^1 beantragt, die aosgeworfene Summe ganz' allgemein 
»Für Fortbildnngaschalän« zu bewilligen. 

Dieser Antrag wird angenommen. 

Die Etats der Berliner Antalten a) der Museen und b) des 
geodätischen Instituts werden ohne erhebliche Debatte genehmigt. 

Zu Cap. 127. tCuHus und Unterricht gemeinsam* und zwar 
znm Tit. 3. »eur Verhessemng der äusseren Lage der Geistlichen 
aller Bekenrttnisset sind eine Beihe von Petitionen von Geistlichen 
eingegangen , die immer noch nicht das Minimalgehalt von 2400 
Mark beziehen. 

Abg. Wehrenpfennig empfiehlt im Namen der Petttioascoro- 
mission, dass die Begierung auf die Gemeinden einen grosseren Drnck 
ausüben mJtge. 

Abg. Gringmath kann dieser Aufforderung nur beitreten; es 
empfehle sieb vielleicht, diese Sache generell durch ein Pfarrerbe- 
soidungsgesetz zn regeln. 

Abg. Dr, Wehrenpfeitnig bringt bei diesem Titel ' den vom Abg. 
Dauzenberg zur Sprache gebrachten* Fall der Verweigerung der Ab- 
solution und der d^nr erfolgten Verurtheilnng des verweigernden 
Gaplans nochmals zur Sprache, mo die Thatsache richtig zu gtdlen. 
(Er wird durch Bufe aus dem Centram: ^r Sachet »Doa slektjs 
alUs i» der tGermamaU unterbrochen.) 

Abg. V. SchorUmer-Alat i^aciri aus diesem Fall, daas «e den 
Katholiken nicht mehr erlaubt sei, frei ihrem BeligvMisbekeantaiiise 
zu leben, wenn es fteist«he, durch geriehtliches Erkenntnise die Ab- 
boIdUou za erzwiagen. Der katholische Geistliche stehe eiiem sol- 
chen Verfahren gegenüber absolut schutzlos da, weil a üb«, die 
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Bdchte kern Wort verlautbaren düife. (Rufe: Das steht ja Alles 
heute in der »GermaniaU Grosse Heiterkeit.) ' , 

Der Titel wird g^eJunigt; ebenso 4iie übrigen Titel des Ga- 
pitels. 

. 19* Bereits im Juni 1876 richtete der Herr EreUsdmf Dr. 
Pavius Meloher's an einen Priester seiner Erzdidcese folgendes in 
der »Eatholischen Stimme« 1876 Nr« 9* abgedrucktes Scbreiben: 

t ^Ew. Hoch würden gefällige. Mittheilung vom 22. d. M. beeile 
ich mich kurzer Hand ergebenst zu beantworten« Wenn in ver* 
9chiedene£^ Zeitjangen kjöir^ücb die Nac^hricht , verbreitet worden ist, 
e^ werde ¥0^ der k* JR^gierung^in der Eölaer Erzdiöcese der seit* 
ber%e« viRtn .Ordinariat vorgeschriebene Diöcesan-Esitechismas verbo- 
ten und dafür ein anderer vom Herrn Schul* und Begierungsratb 
j^töveken heTjausgegebener Katechismus eingeführt werden, so halte 
ich diese Nachricht entschieden för unwahr. Denn es steht sowohl 
nach allgemeinen Qrundsätzen als nach den. Principien der preussi- 
scbea Staatsverfassung insbesondere, der. Staatsbehörde durchaus keine 
rechtliche Befugniss zu, einen Katechismus einseitig zu verbieten oder 
einzuführen. Das ist eines der wesentlichsten und unveräusserlichsten 
Kephte der kiychlicji^n Obßru, ^o dass, wenn dieses'Recht der Staats- 
behörde zugestanden und von d^n Gläubigen als derselben zustehend 
anerkannt würde, eben dadurch die Religion selbst in eine Staats- 
religion und die Kirche in eine Staatskirche würde verwandelt 
werden. . 

.Mir, dem kirchlichen Vorgesetzten der Erzdiöcese, ist von ei- 
nem beabsichtigten Verbot des vorgeschriebenen Diöcesan-Katechis- 
mus ebensowenig als von dem angeblich neu einzuführenden Stöve- 
ken*schen Katechismus, den idi weder gelesen noch approbirt habe, 
irgend etwas bekannt. Sollte derselbe von meinem in Gott ruhenden 
Amtsvorgänger die Druckerlaubniss erhalten haben, so ist er doch 
jed^nfallö ni'cht zur Einführung in den öffentlichen Eeligionsunter- 
ricfht der Jugend approbirt worden. 

' Kein hatholischer Priester und kein katholischer Lehrer ist 
i>hne ausdriiekliche Qenehnngung des rechtmässigen römisch-iatho" 
tischen Otk^hirten beftegt, einen andern als den seither in der Erz^ 
diöcese vorgeschriebenen utid eingiefiihrien Kaieehismtis im Öffefitlü^ien 
Unterricht zui gebrauchen; ni^fit mindeh sind alle katholische El- 
ientHm-Geimssen verpflichtet^ darüber jsu wachen, da^s ihren Kin^ 
dem kein anderer Kaieehismus in die Hände gegeben werde, 

< Idi vertraue :zaversicbtU«b, dass die scho&< so oft bewährte 
Treue des :katholischen Klerus sowohl als deaf katiiolisehen gläubigen 
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Lehrer — nnd vor allem der katholiscliea Eltern RheinlaDcles gegen 
ihre Mutter, die heilige r&misch-kattiolische Kirche, sich auch jetzt 
bew&hreu und alle Prülhngeii und Anfechtungen der gegeanär- 
tigen Zeit mit Gottes Gnade standhaft and siegreich bestehen werde. 

Auf die Anfrage, oh und wie den Lehrern und LehreriDoen die 
erforderliche kirchliche Autorisation zur Ertheilnng des Keligi^us- 
Unterrichtes zu geben sei , erwidere ich , dass in jetziger Zeit diese 
Autorisation von dem > betreffenden Ortspfarrer Denjenigen eHheilt 
werden kCnne, welche nach gewisseiihafter Oeberzeugung des Pfar- 
rers nicht nur die nöthigen Kenntnisse haben , sondern auch durch 
ihren "Wandel und ihre Lehre sich würdig erwiesen haben, Religions- 
unterricht zu ertheilen, und versprechen, denselben nur tiiiclh' den 
Grundsätzen und Lehren der rOmisch-katholischen Kirche zu er- 
theilen. 

Lehrer und Lehrerinnen, welche sich dessen weigern und doch 
Religionsunterricht ertheilen oder anderneitig die schuldige Treue 
gegen die Kirche , verleugnen, dürfen nicht zum Empfai^e der hl. 
Sacrumeote zugblassen werden. 

£w. Hochwfirden ersuche ich, den Inhalt meines gegenwärtigen 
Schreibens Ihren Herren Amtsbrfldern genügst raitzutheilen, und 
verbleibe unter frenndlichem Gruss und Segensnunsch 
Ihr ergebener 

26. Juni 1876. Paulus, Ertbiachof von Köln.« 

30. Der Berliner Germania 1877 Hr. 43. meldete man ans 
Gohlenz 20. Februar; Nach einer Verfügung des k. rhein, Provi»- 
cial-Schulfollegiums vom 26. Jan. 1877 hat der CnltasnitiiBter die 
Beseitigui^ des DeHaHt^schen Katechismus aus dem Gebrauche der 
höheren Lehranstalten seines Vernaltung^bereiches angeordnet, [in 
Oesterreicfa wurde um dieäe Zeit dieser Katechismus vom Ministe- 
rium ehenfitlls verboten] dagegen an den h<)heren Schulen , welcbe 
der Erzdiöcese Köln nnd Trier angehören, die Bsnntznng der betref- 
fenden Diöeesem~K(üeehismen genehmigt. lo den höheren Scalen 
des TheÜB. Äntheils der 'DiiJcese Monster ist der Overberff^sdte 
KatechismDS dem katholischen Iteligionsunberrichte za Graade «i 
leg«. 

21. In Betreff des ReÜgionsunterrichtes erging von Seiten der 
k. Regierung zu Munster unter dem 24. Januar 1877 folgender 
Erläse: 

Der Herr Mimsler der ffeisüiehen Angelegmkeiien hai miUd^ 
Erlasses vom 30. Decemher pr. sich beaüglioh der fwr lärMidun 

l 
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Jlelijsnionj^^rricht (lcafcholischerq^its, Qoioiaun eyaijg^,li8chersei1js. 
GoQfirrpa^deQupterxicht) frei ^u lasifenden i^Qhfd^eit damit ßinyerstan* 
den ei:kl8,rt, dass nic^^t nur ,a,n vier Wpchentageji f^, besagten Zweck 
evm Schulstunde ireigegebei]i,, jscmdern auch deigenigen Scbnlkindemv 
welcl^e.eiiieP; längeren Weg zum P^arrqrte. zörückssuliegen Jiaben, die 
da^?üa, ^rforderliphe^ßit v(^ 4er betreffenden Üpt^rrichtssti^^de frei- 
gjögel^eu, v^rdßn soll., ünjter iij)änderuag unserer, Verfügung an die 
Herren K;;eis3chulin8Be.qtoran y^m^ I2u» September .1875, Nr. 1440 I. 
G , .Ypr^nlasseft wir Ef . t. , ., diß untergebenen Schulyorstände unt^r 
Uiejbeif Weisung eii^eß Abd.i;uQK^ dieser unserejc Verfügung, welche iu der 
erforderlichen Anzahl von Exemplaren beigeschlossen ist, mit lastrucr 
ÜQj^ 3«i ,yerseljen, ,, , 
, POpigUf he Regierung.; Ab,theilung des Innern, v. . Tzschoppe. 

Br. m. an den Schul vorstand zu ... . mit der Auflage, dem 
Lehrerperison^l. und dem betreffenden, Geiatlicben mitznthjeileti ^ dass 
diejenigen . Kinder, vfel(:h^^as mölße X^jbensja^r zurückgelegt, aber 
noch nichij communicirt haben, für ,di^. Zeit von o^A^, Wochen vor Ostern 
(diesmal vom 4. Februar ab) bis zu dem Tage, an welchem her« 
kömmlich die erste .heilige Communion i^attfindet, .^ vier bestimmt 
festzusetÄ^ndetn Wochentagen ^nf die in der, Verfügung angegeben^e 
Zeit dispensirt werden , sowie dass die SchitUocale ausserhalb der 
schulplanmässigen Unterrichtszeit für die Ertheilung des Communion- 
nnteniehts zur Verfügung stehen ^) , alles dieses jedoch unter der 
Bedingung, dass der Communionunterricht nur an diejenigen Schuli- 
kinder.^ welche swischen dem" zwölften zurückgelegten Lebensjahre 
und. der ersten hl. Commionion atehen, und innerhalb des angegebe- 
nen Zeitarsittm» ertheilt wird. ! . 
^ ♦ Der Xreissehulin^eetor N. N.« • 

ß2i Der Germ. Nr. 134; sßhfM> msLU am Ostrowo, 14» Juni. 
Am hiesigen ksAheüBchm ßymnasiuin wird bekanntlich seit 1678 
keiii kathoU^icfaer Ikliffionsunierrichi ertheilt. Zum firsiatz findet 
eii% privater Religionsunterricht < seitens der Geistlichen statt. Auf 
das . erneute Gesuch, für dieselben ein Gjmn^sialtitQmer zu gewähren, 
hat^ na§h> dem »Enryer Poznaäsrki« der Andtaltsdir^eitot J)r. Beck^ 
bausfiuttor^dem 22, IdJalfi^lgende ablehnende Antwort gegeben: : 

>Das Frovinzialschulcollegium zu Posen hat mich beauftragte 

.. ,, 1) Eine» Fall ai^Unkel a, Rfi. l}eriphte.t nnjber.dem 30. Januw 1877 
die Germania Nr. 25. t?o dem dortigen tfarrer Beschwerden gegen die Verfug«: 
ung des Schullocals für den kirchlichen Religionsunterricht von der Cohlenzier 
Regierung und' dem Rhiein. GfeerprSÄidVnteÄ einfach -lilcht 'beäÄt^rt^ wurde, 
Ms-^enAHeh der CHltasniiüistbiangiegivgen'^wurda '(D.-^B.)* '•■"■' ' ' ' 
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den betreffend die Ertheilung ^es privaten B^llgionsanterrichts 
Petitianirenden za erklären , dass trot^ der begründenden Atuffih- 
rangen des Gesuches keine andere Entscheidung^ getroffen werSen 
konnte; denn angeachtet der vomosgesehenen Unterbrechung des 
Unterrichts mnss man die Anlegnng einer privaten Reiigionstsebttle 
fnr anerlaabt halten. Es f&Ht die Schuld nicht auf die Staats- 
regierüng, dass die Schüler des Religionsunternchts beraubt "dnd, 
yielmehr haben diesen beklagen s^erthen Zustand die Oeistlichen 
hervorgerufen , welche sich weigerten , den BeligionsanterricVli in 
der von der Schalbehörde vorgeschriebenen Ünterricht8s|nratehe zu 
ertheilen.« 

Erklärend fügen wir nnr bei, dass früher dei* Beligianmiiit^r- 
risht in polniseher Sprache ertheilt wurde, bis die königliche Kegie- 
rnng darauf kam , die deutsche Sprache ein^nfübren , und ^ewar in 
allen Glassen. Der Herr Erzbischof v. Ledochowski woBte das 
Letztere for die Secunda und Prima gestatten , weil die Sebtler, 
sämmtlich Polen, in den unteren und mittleren Glassen noch nicht 
soweit der deutschen Sprache mächtig sind, um mit Erfolg den 
Religionsunterricht gemessen zu können, und da sollen die Geist- 
Itehen diesen »beklagenswerthen Zustand hervorgerufen« haben! 

23. Aus Fkdda 29« März sehrieb man der Germania 1877 
Nr. 74 : Nach dem Vorgange anderer Provinzialregierongen [vergl. 
z. B. Archiv Bd. 35. S. 468 ff^] hat nun auch die Begieniiqf zu 
Kassel eine >In8truction über EriheUung, BeaufsteUigung und 
Leitung des iaütolischen Beligionsunterrichts in den Volksschulen^ 
sowie über die Tfaeilnahme der Scbaljugeod und des Lehrerpeisonaüs 
am katholischen Gottesdienst, an kirchlichen Andachten and Feier- 
lichkeiten« erlasseji, deren Hauptpunkte wir hier folg^i lassen: 

»Der scfanlplanmässige katholische Bdigionsuntondcht bildet 
einen integrirenden Theil des Gesammtunterrichtes in imi Tolks- 
sebolen and kann daher auch nur if^ Auftrage des Staates and von 
denjenigen Organen des. Staates ertheilt werden, wriehe letzterer zur 
Ertheilang dieses Unterrichts für geeignet erklart hat ZudMist 
liegt die Eitheilang desselben den an der Schule angestelltea Lehrern 
und Lehreriafien ob , weiche durch ihre auf Grand ihres Qnali- 
ficationsnachweises erfolgte Ernennong für die Stelle za der Erthei- 
lang dieses, wie des Unterrichtes in allen übrigen schnlplanniJIsaigeii 
Lehrgegenständen berufen sind. Aiisnahmsweise kann aber aach 
Geistlichen dieser Untwricht tbeilweise oder ganz vw der oberen 
Sdiulbehörde abertragen werden — « 

I 
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. . Di^ Aufsieht' über den katholiachan BeligioQSunterricbt in den 
^o^k^hulen fuhrt dl« staatliche ^cholauisiipbtsb.eh^rde. Die Organe 
4Qr^lbeR haben das Kecfat unfl die Pflictit,. die^enoi wie dem Unter- 
richte in jedem anderen liehrgegenstand beiz^wobi^en und darüber 
%il<!wacben>id^s derselbe in Gemässbeii des I^hr- und Lectionspla- 
aea and -uaeb den von d^r SQhulaufsichtsbeh^rde erln^seoeu Be^ 
Stimmungen ertheUt wird, und dass die vorgetragene Seligionslehre 
nichisr enthält, was den bürgerlichen . und staatsbtirgerUehen Fliehten 

; Ple^ Theilnahme d^r Schn^ugend 'an einem, vor Beginn, des 
Vormittagsunterrichtes stattfindenden Gottesdienst — einer soge- 
nauptea :Scbiiln>esse -^ kann da, . wo sie seither besfemden » nwr an 
den w^ Wochentagen. Moetag und Donaerstag angefordert werden. 
.7 An dem Feste der, ersten Communion der Kinder ^ sowie an 
€Alen mxtiptiahn QedmMagen M4!^vk Lehrende und Lernende am Ge- 
jneindegotiesdlenst, soweit ein solcher stattfindet, Theil zu nehmen.« 
Das hiesige Gmerdlvicariat hat gegen diese Instruction Pro- 
test eingelegt. 

-24. Der Scbles. Volkszeit entnahm die Germania Nr. 47. vom 
27. Februar 1877 folgende Mittheilung über eine den ReUgionsun- 
ferrfcÄ^ betreffend« Verfügung der königlichen Regierung zuOppeln: 

»Nachdem von verschiedenen Sdten aas den Grtev, wo bereits 
SimttltafHsehiilen bestehen,* Klagen A^x Fr^tedanten über die Art und 
Weise der Ertheilung des R^giönsunterriuhtes, und besonders dar- 
über laut geworden. >sind, dass der Unterricht in der biblischen 6e- 
sebiehtedenEindeirn bieder Canfessionen «ombinirt nach einem iba- 
^Ao2^cAe» Lebrbuohe/ ertheilt und der Cboralgesang voUständig ver- 
nachlässigt werde, ist kürzlich eine Verfügung der königlichen Be- 
gierung :zu iOppelii ergangen, welche die lörei^öhulinspeeteren auf 
da^ Bestimmteste anweist, daför Sorge zu trafen, dass mit Beginn 
des neuen* Schuljahres zu Ostern der gesammte Beligionsunterricht, 
also amch derjeiiige in der biblischen Geschichte dien Kindern - der 
v^schiedeneu ConfeSsion^ getrennt ertlieiM und ausserdem auch ein« 
besotideite Stunde für Choralgesang auf den Lection^länen in Ansatz 
göbracht werde. Für diese AnordEung werden, ganz besendjers ; die in 
der Diaspora lebenden evangelischen Gemeinden Obersohlesiens d^r 
königlichen Regierung' sehr dankbar sein.« 

' 25; Gegen jene Bücksiehtnahiocie au£ die schlesiscben £Votes- 
tanten stechen sehr ab die unerquicklichen Verbältnisse to d^r släd- 
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tischen sogenanntee >pwitäti8c)ieirc bftberen Töe 
(k der preossiscben ßbeiaprovinz), wo der pro 
Dr. Bncfaner ancb die katholischen Schnlkindei 
Bchliesanng von der Anstalt zar TheRotthma ai 
testantischen Kindern gemeiDsameR in Wirfclicl 
>Morgenandacht< ziringt. (Vgl. darüber Germ. 1 

26. Wie man dnreh stasUiefaen Zwang ai 
gend katholischer BeTdlkening troU allen Wi 
ter«n SimuUamstihulen errichtet, darüber . bnu^t 
Nr. 1. B«!. SU Nr. 53. folf^den Beleg aw: 6 
viire PoBen) nnter dem 20. Februar s . . 

fig if2x der erste Angriff xnr Darchfähnm 
seitens des Landraths aas Wongrowitt . bereits . g 
macht worden, doch wollten die katholischen 
oiobts wissen. Man mooMe also ans der htesij 
tholisehen ELementafschule eine limclassige; ein 
auf Kosten der Gemeinde angeatelU, tretsdem a 
Kinder überhaupt ohne Lehrer umherlaufen. 
unsere Kinder ist sehr lobenswerth, trotzdem sc 
unsere Schule als die beste im ganzen 'Kreise si 
inspectors Schlnsiuski anerkannt ivordw ist vni 
lischeu Gemeinde die Anstellung des dritten 
wnrde, da bei einem Thaler Glassensteacr 2*-/ 
trägen gezalilt werden mussfen! unser Trost 
eine ke^hoUsehe Schule hatten. Unerwartet ei 
ladnng zur Wahl emee gemischten Sohuliwstat 
die Wahl, um nicht gäns -ohne Vetrtreter «n» 
tereesen zu sein , schichten jedoch zugleich a 
Bromberg und das Oultusnibisterium einen ei 
ab. Schubrepr&sentunSeH wurden ebenfalls gewä 
rief^der der Kreisscht^inspector- den Schulvors 
zwei kath<^sche» , einem proteatuitischen niid> < 
. gMede, mid erklärte demselben, er: sei beautbri 
Simoltausckale «inzuHchten. Die beideiv kathol 
[HXitestirtet) gegen :di£se'iGinrichtungv'freilieh ve 
KreiswihulinBpeebor mii^dem proteataatisclien ■■• 
Vorsteher bescUussfähig ! Wir haben noa eine: 
tanschule an fünf verschiedenen Strassen der Sta 
i&i ptHnisehen Sprache, und dt«' ksthotisc^en'] 
Sprache ' «ioib^ 'Biä^tig! ' Welch- tein Hesnltatdi 
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fBr ein^ Entwiokelaug der geistigen Fähigkeiten kanv man sich da 
verspl-echen ? Wir hofften immer noch, der Herr Cultusminisrter würde 
unsere dringende Bitte um Beibehaltung der confessioneilen Schule 
erhören ; die Bsssimisten unter uns hab^ wieder . Recht behalten^ 
me folgeffdes Schreiben «eigt: 

' »Miiööterium etc. 
J. N. 15361 U. IIL 

>' ' ÄerKw, d^n 10. Januar 1877. 

Auf das Becur»geßuch vom 26. August v. J. eröffne ich der 
kaihölisobeli Sehulgemelnde unter Wiederbeifüg^ng der urschriftlichen 
Anläge, dass mir dasselbe keine Veranlassung gibt^ die inawischen 
erfolgte Vereinigung der dortigen OonfeSsionsscktden im> einer pari" 
fälschen SchiäamiaU m^er laufauhehen. Es miiss vielmehr bei 
dieaer SiMohtung sein Bewenden behalten. 

■• M Auftrage gez. Oreiff.^n 

' '27. Ein ähnliches noch grelleres Beispiel au6 der IHöcese Erm- 
land am Neuhof bei HeiMerg berichtete in langer aktenmässiger 
Darstellung die Oermania 1877 in den Beilagen zu Nr. 3. 10. 24. 
40. Auch hier wies der Cultusminister Dr: Falk durch Bescript vom 
5. Januar 1877 die Besahwerde der fast ganz katholischen Bürger«* 
Schaft j welcher gegm ihren Wülen eine Smultan- resp^ protestan- 
tische ^Schule aufoofaroyirt wurde, ab. 

Md.Hie im vorigen Eefke des Arehivs S. 143 bereits erwähnte 
»Detikschrift des' bischöflichen Ordinariats von Ennland über die ge- 
setzmäs^ge Stellung der Kirche zur Volksschule« (Braunsberg K 
Bender 43' S.)^eriWiält eine ganze Blumenlese von Eingriffen der 
preussidchen Begierungsbehörden in da^ Eigenthum der Kirche und 
in. die Beefate der Eltem< und Gemeinden. Die Denkschrift nimmt 
nur Bucksicht auf den Beicht&rzustand des alten preussischen Gesetzes, 
Suum ' cuique« und hat daher den Bechtszustand der Kirche zur 
Sciräle, wie er war »unter der Herrschaft der Romantik im Staate^« 
wie die Zeit des Königs Friedrich Wilhelm IV. von Seiten ßlunt- 
sehlifs n/A', feezeichnet wurde, absichtlich ganz ausser Acht gelas*- 
sen; wie auch auf die weiland katholische Abkheilang nicht recurrirt. 
Die Denksohrift beweist, dass die Katholiken Weder eine Gnade, noch 
eine Ausnahmsstellung prätendiren, soirdern als preas«ische ünter^ 
thanen das' allen Preussen zakomfmende schlrchte Beebt verlangen 
und'^^e Gewii59e]k3freiheit auch bezüglioh der Schule zur Geltung 

hriogen. . 

M. Ymder' Orf^r wurde der Germ." 1876 Nr. 268 gesdirieben : 
>Die letzte der diesjährigen Seminarentlassungspri^ungen fand vom 
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3. bis 9. November in Ziegenhals statt. Ein bischoflicher Commis- 
sariuß ist bei derselbe eben so wenig zugegen gewesen, wie bei den 
Yoraosgegfuigenen ähnlichen Pntfungen in den Sefawesteranstalten tn 
Breslau, Oberglojgau, Peiskretscham, Pilebowite, Liebenthal and Bo- 
senberg. Auch hat man niebt gehört, dass ein bisch^fliebier Ver- 
treter zu den im Frühjahr nnd Herbst in Breslau abgehaltenen Leh- 
rerinnenprfifungen zugezogen worden ist. Da aber gemfites der die 
missio canamca betreffenden Aeusserung, welche der Herr Minister 
Dr. Falk in der Sitzung des Abgeordnetenhauses vom 14. M&rz 1876 
getban hat, 9der Staat nach den bestehenden gesetzUcfaenBestimmfatigen 
die Verpflichtung hat, Personen mit dem Religionsunterribhtezti be- 
trauen , gegen deren Lehre and Wandel die Kirche Einii^eiidaitgen 
nichi bat, und die Weise, wie der Kirche Oelegenheit gegeben wird, 
sich in dieser Beziehung zu äussern , da^ gemeinsame Bitankü' ist,« 
so ergeben sich hieraus von selbst die nachstehenden Scblösse : 
1) dass zu den qu« Prüfungscommissionen der kirchlich Y^rtrei^ 
nothwmdig g^ört; 
. 2) dass Lehrer und Lehrerinnen bei deren Prüfung die kirchliche 
Vertretung gefehU hat, mit der Ertheilung des Bellgionsunter- 
richtes in öffentlichen Schulen rechtnlässig nicht betraut wer- 
den köinnen; 

3) dass der Staat, wenn er die Genannten dessenungeachtet da- 
mit beauftragt, Etwas thut, wozu er nach dem Ausspruche des 
Herrn Ministers selbst sneht berechtigt ist, und 

4) dass diejenigen Lehrer und Lehrerionen , welche! zur Annahme 
des einseitig ertheilten Auftrages sich yersteheft', ^in MrMi- 
ches Amt ohne kirchliche Ermächtigung äbernehmen. 

Die übrigen ebenso nahe liegenden Schlussfolgerung^h möge 
der Einzelne, den es angeht, sich sielbst machen. 

30, Darf ein bischöflicher Commissar Lebramtscahdidaten vor 
Ablegung der Pi^öfung vor einem «altkatholischen !^ Examinator 
warnen? Hieräber schrieb man der Germ. 1876, Beilage zu Nr. 222, 
aas Braumberg^ 18* September: 

Die obige Frage ist vom hiesigen KreisgericMe bejaht worden. 
Voj einigen Tagen standen nämlich vor den Schranken diesselbett der 
Erg^ester Auaien und Lehrer Romahn. Beide mn hier, ersterer 
aogeklagt, einen Mtssbrma^ der Amtsgewalt in zwei Fällen be^ügtsn, 
zweiter, demselben in einem FsUle >Hssentlich HUfe geleistd tö 
haben (§. 389, 43, 44,resp. 49. des Strafgesetzbuchs). Die Sache 
endete, mit • Freisprechung beider Angeklagten. Der Sa^hvei^Walt ist 
folgender. ....... : . . . .. 
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.Bei d^r iWiederholuDgsprufung, die im vorigen Herbste iiü hie- 
sigem Lehrerseminar unter Vorsitz* des Schülraths Dr. Quwiik statt- 
fand-^ erschien an dem Tage (27. September), da die Pröfung in der 
B^ligipn vorgenommen werden ! sollte^ * der hiesige Erzpriester Aasten 
i)x,dei;Eig^iaschaCt mnes biscMflicken Gommissars unA gab, nachdem 
ein apd^rer Gegenstand der Präfang erledigt war, die Erklärung ab, 
da^s ej, i.{^ E&tspi^bung der ihm von der geistlichen Oberbehörde 
gemachte<i Anweisung^ der Beligionsprufang nicht beiwohnen würde, 
falls sie./duych JDr. Treupel würfe vorgenommen werden, da dieser 
wagen, seiner Vaiwarfong, des< vaticanisohen Concils als Katholik nicht 
zu erachten jSei. jSJeicbs^eitig .beantragte er, einen kirchlich aner* 
Iqwmte^ .E5^a,minator ;(etwa Öeneralvicar Dr. Thißl oder Prof» Dr. Ditt- 
wh!) vxmüßhm und den Prüflingen die Wahl des Examinators in 
de^; Eejligion txl überlassoB. Aaf die Weigerung des Dr. Gawlik 
verliess der Erzprie^ter das Local und die Prüfung erfolgte durch 
Treibel. J^hufsi . Erjreichung der Abäicht, die Prüfung durch etc. 
Treibel zu verhindern (setzt hier die Anklageschrift ein), bzw. die 
Einst^Uiing des Examens durch die Prüflinge selbst herbeizuführen, 
hatte der Erzpriester in der Zwischenzeit auf dem Hausgange den 
Lehrerji Piecocha aus GiUau, Breyer aus Skaibotten, Höpfner in 
Leginen, Schröter in Elbing, Franz Kreidner und Nicodemus Jaunus 
eröffnet, sie hätten als Katholiken die PMeht, den Dr. T. als Exa- 
minatop in der Beligiou abzulehnen und dafür den Dr. Dittrich zu 
verlangen: Zu gleichem Antrage, gegen den übrigens weder Dr. 
GawUk noch Tr« etwas einwenden *wtu*den, möchten sie auch ihre 
Geuo^s^n bestimmen« AudernfaUs hfttten sie die Qualification zur 
Anstellung an < katholischen Pfarrschulen nieht zu erwarten, vielmehr 
würde er ihneu die ßemerkung: ins Zeugniss schreiben, dass sie zur 
Ertheilung * des Beligionsunterrichts an römisch-^katbolischen Pfarr- 
• ßobulen mcM befähigt seien. — Dem Angeklagten wird noch ein 
zweiter Fall zur l^iast gelegt. Hr. A. erhielt nämlich in seiner Ei- 
genschaft a]s , Kreisschulinspector vom Lehrer sFromm in Plastwicfa 
die Meldung zur Wiederholungsprüfung und vetmissie in derselben 
die ßitte, in der Beligion von einem a/ndern cAs 7)r. ^ZV. geprüft zu 
werdeo» Er veranlasste darauf den Lehrer Bomabu,^ welcher in den 
Fr^^^tttuden ihm in Auifertigung schriftlicher Arbeiten Hilfe leistet, 
fr^undschaftUch dieserjbalb an Fromm zu schreiben « Das geschah 
auf offener Karie^ .Fromm lehnte B.; gegenüber brieflich die Stel-^ 
lung eines bezüglichen Antrages ab. B. wiederholte nun die Auf^ 
ford^.mig au Fr. juit dem Beifügen^ > dsfes es sehr nachtheiüg fär 
ihn werden könne, wenn er seiner Aufforderung nicht entspräche^ da 
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in diesem Falle der bisch&fliebe Commis) 
mit dem Bemerken Bnterscfaraben wwc 
nicht eorroct geprfift sei Diese Bern 
Herrn Bisebofe von Eirmland dem Erzpri 
tion. Aach in diesem PsUe soll der An| 
die beUeffendes Schreiben vom B. abgel 
Befugnisse missbraacht, B. demselben d 

Der erste AngdUagte hob bervor, 
LehramtsaspiraDten und Aspiranünnen fi 
nnterricht bra Treibel oder einem kircb 
lebrer za empfangen. Er selbst als b 
das Becht, die Unterschrift anter die Pt 
der Ornode abEoleboen, was er gethan b 
faefa Andere als Treibel i\6 Präfbng al 
er die Examinanden zn bew^en gesncl 
deren Examinator zu reriangen. Wem 
vor dem Examen mi^etbeilt habe, im 1 
Unterschrift nicht gewähren kOnne, so. b 
teresse im Auge gebäht, damit sie ihm 
eben konnten. 

Angeklagter Romahn sagte ans, ei 
handle ganz correct und übersdiTeite Beil 
tbeilnng eines Bathes nicht. In diesem 
Brief an einen der ^»minanden, Fromn; 
Ausbleiben der kirchliebeo Bestäägntq; i 

Der SlaaiicmwdU beantragte nftdi 
gegen Aasten zwei Uonat, gegen Borna 
Der Ver&teidiger Rechtamwiüi lAnden, 
ersten Fall aus der Inatraction far die 
23. October 1817 den Bewws, dass der 1 
Staatsbeamter sei, er habe vielmehr als 1 
fenden Bisehofe die verfassungs- und g( 
ben bei den Prüfungen der Lebrer wahr: 
hienacb nicht nar berechtigt, sondern ai 
tion des Bischofs gem&ss zu handeln. - 1 
so Führte die VertheidiguBg ans, dass, 
Angeklagter habe dem Lehrer Bomabn t 
an Fromm ertheilt, doch nicht angetiomi 
dabei in seiner Fnnotion ' als Schulinspe 
Nebenlnnotion als SchQlirtspeetor'sMefl d: 
als Geistlicher gegenüber seinen- Religk 
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und dien katholischen Lehrern insbesondere nicht berührt. Diese 
Pflicbtett aber, hätten nahe gelegt, den^ Lehrer Fromm aXif die Lage 
der Sache aufmerksam zu machen. Aber selbst wenn angenommen 
Wiürde^ Angeklagter hätte, als Schulinspector gehandelt, so könne in 
seiner Handlung' nichts Strafbares gefunden werden, ,weil er als 
Schulinspector beuechrtigt und rverpflichtet war^ das Interesse der 
Lehrer seines Bezirks in jeder Sichtung wahrzunehmen. Da nun 
aber 1 im Ermlande die katholischen KirchenschuUehxerBtellen vom 
Pfarrer^ und der öeimeinde unter Genehmigung der ; Begierung und 
deis. Bkchofö ? besaitet weräen, so (hätte es. offenbar im Interesse des 
l49)H*erd Fdromm gielegen^' ihn, darauf aufmerksam ^ ^u machen, dass 
s^er/.köirftigeu.Än8telJung,sowi9iti5ieiyon dem Pfarrer, der Gemeinde 
U¥Mii 4er' bisobMicheii Genehmignng abhänge^ Hindernisse in den 
Weg tretet! könnien^wena' er sich vDm.Director Ti^eibel examiniren 
liiesse*« ^Schliesslich;: hob der V^theidiger ^ betreffs beider Fälle noch 
l^vor,, daas,; e$ au4h an dem. zum .Thatbestande des §.. 339. des 
Stratgesetzbttohes erfordacUcbea! strafbaren' (j^oJtt^.fehlQ^ und verwies 
in! dieser Beziehung auf eiü Erkenjatni0s:'de3. Comp^tQUzgeiriebts^ 
vom iia. Janiw 18Bßv wonaeh üeb0rswbreit\nnge:n vo« Amtsbefug- 
nissen, sofern sie im guten Glauben geschehen und nicht auf dolus 
suruekzufuibren ' seien, mebt zuü u getriGhtlichen .Yeifolg:tt0g, sondern 
n\}!t Mt Aba Discip&narixerfabrgn iBkb ügneru ' . 

. < : Nach^ kurssei:. B^öth.ung; verkitadigte darauf der Gerichtshof das 
auf FrmeppecJmnff hmder: AngeUagt^n. lautende ürtheil. dn der Se- 
grfindung desselben! wiarde.; becTipi^gelM^bäni^f dass; A. al^;. bischöflicher 
dommksar'daS'.Iilte&esse' gehabt, .geeignete Cand^daten, denen auch 
der<i;l^ini8ch-kath0lische.Beligmfi(unitojrncht;U^ werde^^ könne, 

dwcbzubringeaper musftte ^j^er .wisseui dass^vo^n Directoj: Tr. ger 
prfUite; Jjieiiirer von^.Bi3cht)fe moft^ auge»o^ wurden; machte 

er>iiaiau£ die ^Fei^eiiaalmerksam, ^ handelte fr .pflich^mässig als 
QooimissaiT des Bis^bols.»* Die Art und .Weise, ; wie der Angeklagte 
die JMtreffendo J\fittheiluDg den Prüflingen machte, billige der Ge« 
riditfthofi.fniehjl;^ dochrSei dieses .eine A^plcjgen^eijkt. »n^it^der sich 
eventoeil. nur die.^Verwaltuc^gsbehMOj nich-i das Qrimin^lg^riicbt. zu 
belassen bahw wuTde. £m<Frolpalm.'$iQb^^.l'äl1(e,;i^sbe^ s^i kein 

Aufl2iag<i?u,<eiQjßr..N0thigung seitens d^s ApgeUagten/ erv^eisbar.; 
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;*• , Jil. .In..0iQf^>.st9afgericbtlicbeB Unteirsüiicbfung geg^n,Qipen;Ä;^T 
tholiß^^eß] Grmüißhmi welQbejp , di^ jErthei^uiig, , d^% .scMl^ffwwäÄ^iÄ^i'^ 
iie%Äm.sifnferr<c^ ,;vQ» i der Jl^r^qg „ au . [Cri^p. flut^ai^gtj wi^^ 
Yi9Xi • iiAd ; der : «icb^tsdestowenjig^r . loritg^fi^hr^nit jn, di^m ^j^uljlacal . dqn 
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kirchlichen Beligionsnoterricht, insbesondere Beicht- und Coinmuiiion7 
Unterricht, zu ertheilen, hat das Obertribunal (Rheinischer S^J^at) 
diirch ein Erkeuntniss vom 12. October 1836 folgenden bemerkenswer- 
then Satz ausgesprochen: ^^Der kircMkhe Beligionswit^rrijohl begreiß 
flicht ausschliessUch den Beicht- und C(mmmianunlerHcJjd in. aich^ 
sondern kann sich auch auf Materien erstrecken, welche ^tdgleich 
den Gegenstand des schtdplanmässigen Unterrichts bilden, Hithin 
muss es einem vom Schulunterricht ausgeschlossenen Geistlichen ge- 
stattet sein^ um sich die volle üeberzeugung von ,der genu^qidcm 
Vorbereitung der Kinder zur Beichte und Communion %\Jt verscfiaffen, 
mit ihnen den ganzen Katechismus durchzugehen und jiu^ dieser 
nigen, die voraussichtlich erst im nächsten Jahre, beichten ^phen 
werden, schon jetzt bei seinem Unterricht zuzulassen.« y » .; , -. 

32. Die Germ. Nr. 99 vom 2. Mai 1877 benierkt >zur Frage 
der missio canonica für Elementarlehrer :^ 

In einer in unserer Nr. 95 veröffentlichieh Zuschrift hiess es 
u. A., dass in einem westfätisehen Bezirke 4ie Lebis^ al» IZeugen 
geladen seien, «um zu bekuncten, in welcher Weise dec.PfiEtrreKJhnea 
einen kirehliehen Auftrag [zur Br<^eäang dei» fieügtODSttiiteriicbtes] 
gegeben habe.« i. . . , . ^ I 

In einem sehUsisehm Besicke ;aollt6 naek 4er8ellieii ZvHiolu!^ 
den Lehrern die Annahme der vcm den Pfarrarn zii «ribrilendeti 
missio canonica sogar direct untersagt sein/ ^ ,< ^i,- 

Da uns nun "Schon seit längei^r Zeft .bekanntr wiU^' i di»i> 4er 
Gultusmiti^r gemftse mmi si»dFickHcho&/firkli6nng*^eiaEthäi- 
iung der misMo canoaica seitens der P£ail:«r>aai,^ Lehrdb mohtfiii^- 
birt, isondeiti dieselbe ganz einfiH^ igoiorirt, .iiUcK^eiii die {lebtet 
gegen etweuge kirchliche Strafen setrotzen : n^ide,- so sogen wir be^ 
züglidh dei* Eingangs erwähnten Vorgänge näbjere Erk^KtiganfOK 
ek und erfahren nunmcihr, 4as9die in dem betrefTenden wesü&HiHteB 
Bezirke stattgehabten Reeh«!«h«n weder «g^eii diä P&iarer .«tfh 
gegen die Lehrer gerichtet waren, sondern gegen« den 'HeypL Bischof 
van Paderborn^ um zu erkennen, ob und inwieweit der Letztere seiojß 
Didcese noch »unbefugter Weise« regiere. (Pie Pfarr/er ,babeii be- 
kanntlich die Erlaubniss ^ur Brtheilitng der missiq^canquica vq)[^i2(Mi 
erhalten.) . - . .. , ^ ., 

Bezüglich der Vorgänge in Schiesien wird , up- ga^ield^et^, . d^ 
nichts wat^ vorliege,^ als ein (von ws. früher ßchon erwäJ^ates) io 
e\nem SpecialfaUe ergangenes Sescript der Begierung; z\\ Qßft^fi vom 
18. August 1875, welches folgendermasi^ll, lautete: /; .« i . 

»Zur Vermeidung von Gonflicten sehen wir uns. jer^I^st, 
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Ew. etc. darauf hinzuweisen , dass Sie , da Sie nicht mehr Local- 
scfaulinspector sind , nicht {gefügt sind , zu bestimmen , ob und in 
welcher Weise der Yon uns als der Schulaufsichtsbefaörde berufene 
und mit einem kirchlichen Amte nicht betraute Adjuvant in der 
Schule Unterricht zu ertbeilen hat. Wenn er gewillt ist, Ihrer Auf- 
forderung als Seelsorger zu entsprechen : das tridentitiischä Glau- 
bensbekenntniss vor Ihnen zu ^neuem, so ist dies eine Angelegen- 
heit , welche eich unsei^er Einwirkung e^itjsieM. In keinem Falle 
aber können wir dulden, dass die Ertheilung des Unterrichts in der 
Schule von der missio canonica der kirchlichen Behörde oder von 
der Abteguug des maubensbekenntnisses abhängig gemäcM wird 
(§. 10. des Gesetzes über die kirchliche Disdplinargewalt vom 12. 

Mai 1874, Nr. 4.)« 

« ■ j 

Gegenüber der oben erwähnten Erklärung des Cultusministers 
ist auch dieses Bescript ziemlich irrelevant. . 

Die Frage, ob sich katholische Geistliche als Semi^är^V^c^- 
ren oder Semin^leJirer an den Abiturienteinprttfuugen in Sennuarien 
in den sogenannten »bischofslosenc Diöcesen weiterhin betheiUgen 
sollen, besteht «natürlich für sich» Sie ist dem heiligen Stuhle z^r 
Entscheidung vorgelegt worden und zwar ist diese Fr$ige von der 
Pßuhrbomer Diöcese a;usgegangen. In einer Denkschrilt a« den 
Hoch würdigen Herrn Bischof Dr. Konrad Martin haben Pfarrer der 
Diöoese Paderborn, kut Mittbeilung der »Gernaaniac Kr. 110. vom 
16« Mai 1877, kurz reaumirt, welche Massregelo die Staatsregierung 
ergriffen und durchgesetzt hat, um den selbstsiändigen Einfluss der 
Kirche auf die Ertheilung des schulplanmässigen Religionsunterrich- 
tes zu hindern und sodann demselben zur Erwägung gestellt : Ob 
die Kiiehe in der Diöcese Paderborn in ihrer Thätigkeit nach der 
fti^egebenen Richtung noch so unbehindert sei» dasa der jetzige Zu- 
staad auf die Dauer tolerirt werden könne? 

Sofern der Hoch würdigste Bischof diese Frage verEeiuen zu 
müssen glaubt, wird Hochdemselben zu überlassen sein, welche Mass- 
regeln ihm als die geeignetsten erscheinen, um die götUichen Rechte 
der Kirche zu schützen. Die Unterzeichner der Eingabe erklären, 
dass den Pfarrern kein Mittel mehr zu Gebote stände, um das Vor- 
gehen der Staatsregierung zu hindern; dass also entweder das letz- 
tere einfach zu dulden, oder dass von der kirchlichen Autorität die 
noihwenäigen Anordnungen erfolgen müssten. Die DeidkSchrift sagt 
wörtlich : »Welcher Entscblusisr von Seiten der kirchliche Gewalt 
auch gefasst werden mag, wir sind überzeugt, dass dersribe unter 
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dem ScIntBe < des göttliehen Stifters uioerer beiligmiiEifobe mm 
Heile der SeekH norfallen wird.€ > . . ; . : n :.> .: >i ii>. 

IKe UofterzeieliQer der bezüglkhen Eingabe «warfiaiid>erri»ich 
dbenBengtv dam eie die» sehnUige fihrftmihi} löeM YesirtzUDv ^<vah 
sie ihrei^eits dieje&igen M&snregelo erörterten v -^feltlm-ikfum aer 
Wmbm&g des Urclrticben Beehtes ge^geet scMeneib^Sie tintetiegai 
Bamettlkh ^ Frage einet eiagebenden^fiidrteviiiig: »ob' sobou ^jetst 
imi kirchliehes Verbot «n die t8äiinntIieMr<XiBb^ec^ia terlasJ^eni r-seh 
dürfte, durch welches ibneu die Ertheilang des BeligiditankenKAtes 
untersagt würde?« 

Sie -nahmen ' in Brwägang^i ' ioV an^ den^ybeii Btaate^iasdc&Iiess- 
Heb geleiteten L^rereemfinafrien 'fdmer neeb !dle< Ertbeüiia^^^deB Se^ 
Jigioösuiiterrichtes gestattet werden dürfs?« ,*\-v^^^'.\>''. vV. i.nVr.' 

Sie ftts^n auch als müdJeste Portn" id^ kiteblieheik Eingrttf»^ 
die Frage ins Auge, eb katholiscfafen Prü^^täm^ die Th)cfilvafame.afl 
den bloss vom Staate angeordneten Prühin^eA' ifa deit kathoäntaea 
Beligionslefai-e kircblichersMts nibbt zu Verbieten^ seih* dürfW. . ' 

Der Schwerpunkt der Elilgabe liegt' aber gar nIbbt in fdieaba 
einzelnen Vorschlägen, sondern in def Betonung 'd^r^^tbwendigkeit 
des Eingreifens delä Episcopätes, bezi^hüng^w(jis^'>d^s lei%en^(&po^ 
stolischen IStuhles! Dabei wurd^ 'mit' derjetilgeii^ Efarfteroht^ »f^ebe 
den ^Hestär gegen jede Handlung d^r kWohlicht^ Autorität 'erfffllen 
inuss, die Erklärung beigefügt , dasö jode' AötiofÄ in sÄr f^agliidiBn 
Angelegenheit ron Seitefn ' chrf PfärWr Vuh^ö lv^td«^ttaa 'flitoäe/^wenfii 
von' Sdten des Heiligen 'Vaters' oder <[es 'Hb(^#drdi^telyiBUoK(^ 
dfeses' als •wünöcheriswerth- Beiei^hnet ^riit^äd: 'Nl^bfeB^^ÄtTdööiüötbiv 
Mahnern ferner gelägen; als unbefugte^ iDrlli^geii : Bielyali6tf4iis/Lage' 
der Kirche rficksichftöh^ der Ertheikn^ des^'ßbli^öi&MyflerHiMes 
hiebt ()lö^ ^ bedenklich,' sfondern* fOi' gei-adezii'^efthtHc^ ^MiHAKsk 
ünd'teeü iii ihrer Bieklemmmig Seh an di^ fete!le?ge#eüäefe>-ftri 
weichte der gftttllbhe Stifter der Kirche sie gfewJesiii^fiät; -i''" '^^^'-^ 
' Döi? -Herr^ Blööhöf' BTonrad hat dife Ih* übfei^iöttfef»c«hgabe 
gerne enftge^^enÖHrtnöh tihd sfeiner Frkde'^^Bef 'd^ dAliHWb' be- 
wiesenen Eiter unverhohlen Ausdruck geg^en;' l}r'hat')lfeibel'4rklArt, 
dUs äuidllf ihtn dib Lag^ d6r Eitche ffifi'bedettMidfr'ei^idfneV dass 
ferner aüdb nkh' seiner Ansieht 'ein autoritativl^S'tifDgfßdllld ^Ser 
Mi^hiibheh ^mm\t nötfawendig' sei , 'und däs^ 'ä^klb'^ (idr^^i^g^ 
ApoötOlisÄe Stuhl zÄr- Bäche befolgt werdteö sollö.' '»^'^^ ^^^' ^-f-' ' 
'- ^la^fOdhei' Wfeise''<fer'Hochwütdigste'BisfeböfiE(iü»*^äfeJd^^ 
Apostöllaihett' Stu%le forzulegfefirde PrÄge lirriiriliren #lrä,i Mettfr^«^ 
digUch i^inef fintecfalietiättg ftb^^l^ei/. Di^^TimtetäietctfMir 'd^r^b^ 
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ii^endeiv Mngabd sind liberzeugt/ eine klär erkanato PflioM in 4er 
ehrerbietigsten Form erfüllt zu haben.; ste? konnten swai die ü&terr 
scfaiift ' sämmliicfaep ^ Piarj^r der Diöcese nicht erbitten 4 beflfweifeln 
aber/' nloht ieinen Augenblick^ dass ibnen die Zostimiüang derset- 
ben sniF 'Seiten e^ht; Da die an de» Boch^nriigeten . Bi3fibe£ ge^ 
riehtete Eingäbe ni^(ts ^nAbMt, irafs*^ ge^en din: StdjLatsgeset^ rver«^ 
sbOa^ f r io wird e9. au^h > k^n Bedenken haben ^ „ dieselbe in ; ihrem 
Wortlaute zu . irerMeatlicbea , sobald der Hoch wui^igate , Serr iß» 
wüifechentiSoUte..«. .M ..'. r-r.. ■,-...■ , ji-;< .; . , 

i'i^Ä. :4n) .5. Jufli 'fand. mMmster in WutfßlmMnfi öffentliche 
VdttsofiäafdiHnffrWnr^Q^ Laien aus der ganzen: Pro^ipz: in 

Sachen der Schulfragen statt Frhr. y. SchorlemerTAlst- führte dßU 
Vor aitz> Ausser ibin ergriffen das Wart die Herrn Dr. med. Bier- 
baumsiT^oa ' Mfiüstet uj&d Pferfer Dr, Schulte ¥on Erwitte-: Zur An* 
nähme gelangten laut dem» Westf. Herkur« folgende Besolutionen 4 
I. WirrirerlaBgen! n^eb'Ma^sgabe dieis.^Ari 24. d;erVierlafiiftui|g8t 
uorkmldeiid]»; Wahrung Und^herstdltinig ider couD^isieQiefien, für uns 

also ^er rl^oiiSiSh^kntlH^ebeR Yolk^tscbi^^^ Darws (folgt ^Tor-aiUjeimy 
Iv.d^stt ^^ielieätimg bezw^ifSrtjtteUung d rdofisoh^kathotiaeb^n. B^ 
ligi(^»mni($raridbt8 ; in denrsftmmtiiohen Lebir^nptalten wr^^s^^ 
Qei&tik^en fubtortrageu. |tüei>dji, ;mielehe.:v<;»i|der£irehi9 dazp..dm^eft 4i^ 
miäSM -cano«»ii^aftbeiiultraigt [eipd; r4assJf2v^'^ntelTi(^t: .i^ Eff^ebwag 
ilkldeafiSa)ml-8^minl^fien ^den liehen pu^ Gxjandaäjtwi d^r. rdn|i3c)i/^ 
kiikho-HfthteAbPfe^bd^entppije«^ d^fif (JieVoäqssel^ulert.dcö^/A^^ 

sifilitf;bö»brfifip^s^f?fcathoHp;Qhf>r vtijSftiqtoiiBnf wterstiebe; ^..jjiagSv in, 
deruB»UgiOii|jiiieb^:^^0»i^liQ^^ u^ unter, deren. Leituj;igr^mr (Vpn^ 
Sol€ihen{U^tei^iKihtißfeiund;eiae»JPrufuQg al^ehg^ltfi^i w^irdei vf^teheiaus^ 
d/3tklkj^ idi^i^UrebUQbke^ndungt erhalteja hsibeoi.uAd.fnoph Im^ßei^l^ 
diirsQlbAQjf^d; j$. 'dassf dj^r ^ohne A}^ kir€bBche.>3endji|ng erthej^te 
Beligionsunti^^iicht. «Is römischrrkatliiolisch, nio^ li^m aiigeseben, irep?? 
deDv: d^i^^^i^H^^ dijQ., betreffenden filtere beir^itigt' u^d verpflich- 
tet isindK sichre ,]B^tader^;Voa.denjen}ge{i Scbi^Ual^n.iZu halte%oW^he 

ewfiörr(teraii%eÄ3€ili|gioo3»ntorricht;bie>eUi.;.iu . i» . ti > .i :;v -" 
.', \) IJtMiU^eri d^iigfigeuwärtigeÄ Verhältni^n ej^kJäjpjE^n wijf,,esuipf 
eioe lniBige,J^c^tr4ey Blt^n,, so ^^a^gß a)L?. die Biircbe^,fticl\tjdift 
Bürgeflht^fii, fAr ^te^^qi^t^UniDig treuer Glieder d^r tr5mi$c){-*k^boUs$ben 
Kirche als Lehrer z^Mge^ep^qm $Un<^ejistf pelbf^ daruber^^^ffi^en, 
dasif. ttfffh1i)md^e,i ü^ :g^t^ katlüpliapbf ^ ^hrer und Lebi^iii^en an- 
ge^ftftHj^.iwerdeii^ th- :\y;a\ bieg«» die. jf^j^t© .gr,wa?taB|:^ tdaas idie'!$f?h.^l^ 
vojcft^bpr jH**jg(;hrtgw^Me-RepjiS«^»,^ntßÄ4^^ i4ei^,ihn^p,j^8p^lich 

32* 
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siistekeiidai IfiUeln, als Yerfareter der katholtseheii Fatnilieiuiii die- 
flw Bichtui^ wacliaam sein werden. 

IIL Fiür den Fall jedodi, dass die Torstehend aiifgesteUteti For- 
deningen nicht erAllt werden, missen wir die volle Aoflsdieidnng 
des SiAgionsnnterriehtes atts der Schale und demnach diie Yerwirl- 
liehnng der aHgemeiilen Unterriehte&mbeit verlangen. 

Ein Comite soll Petitionen in zweifacher Richtang vorbereiten, 
nämlich an den Coltusminister and, wenn das nicht helfe, an den 
Landtag. Zum Schluss der Versammlnng brachte der Präsident ein 
mit stürmischem Applaus aufgenommenes Hoch auf den hl. Vater und 
die Bischöfe Dr. Konrad Martin und Dr. Johann Bernard Brink- 
mann aus. 

■ » 

Der Germania Nr. 132, ecbrieb man noch von hervorm^iender 
aus Münster 10, Jnni 1877 über 4i^ i|i Sede stehende Verss^nuolung 
Folgendes : 

Die Yevsammlung der Yertraneiism&nner ans den beiden Did- 
eeaea Paderiam VinA Münster hat in klarer Erkenntoiss der GcÜEih- 
ren, die uns auf dem XJnterrichtsgäbiete drohen, aneb auf die jedes- 
mal gegenüberstehenden Heilmittel Bedacht genommen. Das Sb*e- 
ben der angenbUcklich massgebenden Partei geht sidiüieh anf die 
Einfahmng von sogenannten Simnltanschnlen. Ss wurde in der Ver- 
sammlung mit Beeht betont , dass wir gar nioht dapftber mit den 
Oegnem zu streiten hätten, (^ die Simuttansehnlen 'zweekmftssig 
und znl&ssig seien: für um sei lediglieh massgebend, dass ihre Kn- 
ffihmng nicht im Interesse der katholischen Kirche liege ; daraus 
ergebe sidi denn auch die Pflicht, gegen* die Einftbrttng von j^mnl- 
tanschuien anzukämpfen^ Bs wurde darauf hingewiesen, dass die- 
selbe nur dadurch ermöglicht würde , weil eine i^Uberalek Majorität 
der Gemeindenorsteher sie einfoch beschliesse, während die gutge* 
einnten Katholiken die Tragweite des Beschlusses übersAhen; mei- 
stens werde dann auch ein Druck durch die in Ansieht gestellte Er- 
höhung der Steuern ausgeübt. ^ Die Versammlung der Vertrauens- 
männer beschloss demnach , ein Centralcomiti zu wählen , welchem 
jeder einzelne Fall ans dem Umfange der beiden Diöce^u Paderborn 
und Münster gemeldet werden soll, damit eine' Offentliehe Bespitech- 
ung veranlasst werde. Auch sollen den Gemeinden , in wek^ien die 
Einführung von Simultanscbulen ve?sudht wird, die Büttel beseicii- 
net werden, welche das Un^ieil abwenden können: Dasselbe Central^ 
^mit^ wird überhaupt jede Mittheihing eQtgegen nehmen, welche auf 
Scbnlinspection, auf die Haltung der Localbehüiden gegenüib^r dem LAr- 
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rerperso^ und auf äas religiöse kiTehlieh^ Verhalteo d^ tebrßr si^bi^e* 
zieht. — Das weitere Streben des »Liberalisnoius« geht diuramf hin, iii 
deti katiholiach^ ^^holeo: ae^hstt^das ^ige^tiioh Iwchli^he lieben zurück« 
zudr&agen^ Die Yere^mi^hing erkannte ea des^halb als eine heilige 
Pj9icbt d^ katholi^abe» iFamUie 1 daa :sfi«i).erg&Q^a-odar wie^eif gut 
zu machen, was die Schqle ver^aqmen^Qder veriäeifbeB möohtff. .Dm 
das zu erreichen, ist Fürsorge getroffen, dass zunächst eip kurzes 
gemeiuiassliches Handbuch für äie Eriheilung. des Religiormmter" 
rtchies im ^ame hergestellt wird. Um femer de» Majjgel an kirchr 
lieber Gesinnung, welchen der Gebrauch des jetzt eingeführten Lese« 
bucheß ^nr Folge hab^n ip,u8s , einigermassen z\^ ersetzen , soll ein 
wirklich hathoiisches Lesebuch schleunigst hergestellt und den FaT 
milien übergeben werden. Die Versammlung war darüber nicht im 
Zweifel, ''däss si^ö deii öebraut^h des kirchlich abgeblassten Lesebuches 
in der ßteÄi^eniöht hindern könnte; sie erkannte es aber für hei^ 
lige Pfiicht, ein Buch zu beschaffen, aus welchem die^ Kinder und 
auch die Strwaohsfiinien all^s .Wisseiiaw^rthie, abier auph fr()ii!iii^n, echt 
ka^h^lisehep. 'Ge|^ sehöpf^isb klonten. Ick bin überzeugt, da^« die 
Apstfibrung. dieses.Besahlui(sa9V<>n der rgr^s^teoi, Wichtigkeit ist, mid 
ich frejoe mich, n!)itt>beilen zu .^ö9n^% da^ die Y^rarbeiten, zur S&rr 
stellufig d^r bfjden, erw|lbnte)n Bfipher: so weit gediehen ^ind>, dass 
sie mit Schluss des. Jahres, ausgegebßU. werden köunea. DepiEaii()pf 
fife^ejpi. die lliiwahlb^ifeenr und Beleidig^Pgeu» der evangÄUschßufich 
l^efeft^ber, be^chlö^Sidfe .Yjwsai»mlwg .bipi. dahin. rubeij,vzu:la^seö, 
d^8ß '4^^ m^}' Lesebücli^i in; 4ie>!eyaugeliscben; ScbulenJPjreussejik^ 
^iftg¥ubrt>sßienH> . B* ä^ Iferri Minister. d^uLApiilk^iJ. -als de|i 
Teiimin bezeijßhnet hiatt'l^n rwdiehen^ alle Bücher y deren Inhalt ge- 
eignet ist,. , rädere Qaiif^g^<»)en ^uverleitzeni entfernt sein. s&Hßn, ^ 
f7arß»)Ternüu<tig,bii?, dahin/; mit; dßr Aatwjn zu; wart^.; .i I^r Refe- 
rat matc^bte aber JDit iEle^ht diarau£!aufmexk8amv ^^W i^Svk^in- wirk^ 
sameres Mittel, gebe^. die ^iCb&rfe der . cortvfessiOtneUejSH Geg^sfttz^ . zu 
vermind^TA^ »als 4ie. Beeieitigung der- Jandläfufigen nichtswürdigen 
VerlepmÄuiigei». gegfua die ^ kaüaolische; Kir^i^e.. Dm ^gentKchen 
K44(opf//woUa|i.:die katboli^cben EUeru.der M^miDiöceseu .gegejaiden 
im.JHMiP^nt.d^s^Staates ertheilteu und^ beaofsi^^htigten^B^igions^Ur 
tfirricbt in der Schule richten. Allseitig war: mauj klar und' ein?0ÄT 
stan4ao,ydas9; der. jetzt. in den 3<^ulei%r^theilte Jl^ligion^iiqfterricht 
wieJ^ei} der kircidlicheu LeHwg gan^ mt^^'Ofsm.i oit ^Oigar.ivoU: X#b* 
rem obnÄifeii5ßhBche. Sendung erth^yt mrdt flMf Mw^ t^iämsi^^ihf^'^ 
li9cker : Heligimmterri^ meh)! . sei ;:]äii^ ^tf^rn ; ßmm demn ach ; aiioh 
bereeh4igt.9tld : ^erpfliahtet./ ibrei Kindf^r imm einem jc^bea ^^ukßt-^ 
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richte znrflckznhalten. Der Vorsitzende 

Alsl, wies darauf bin, dass wir denn docii am Ende üxit^ noch ver- 
langen kSpiiten was die Juden thatsäcblich genCssen, was den Chi- 
nesen lind Japanesen nicht verweigert wfirde, 'wenn sie in Av^sm 
wohuten : dass nämlich Jeder den Keligioitsunterrieht empfange, 
welchen die betreffende ReligibtisgeseHscbaft fftr richtig erVUW. — 
Die katholischen Eltern der beiden Didcesm, — mir die Prdiflnz 
Sachsen bleibt [wegen der eigenthflmlieben dort herrschenden Ver- 
hältnisse] dabei ausgeschlossen, — wenden noch eihhiaV rersticthen, 
hei dem Herrn Mioister ihre unferäusseHlchen KeChte sof rdu-ka- 
tholische Erziehung' ihrer Kinder zur AnerkönnU!^ zubrir^eB. Dss 
mehrerwähnte Comitä wird' die bezüglichen Petitionen ih kOr«est«r 
Frist entwerfen und zur Unterzeichnung in ■'die sätttmtHfthen- Ge- 
m«nden versenden. Falls eitie abschlägige Antwort erfolgt; i^ der 
weitere Schritt vorgesehen: die' ünterbreitung fltirselheQ PÜge bei 
der Volkavertretnng in beiden Hänsem des Landtages. Minwter 
und Landtag werden gut thun, wenn sie aicfa den Satz der BeSttlu- 
tionen i idass die Eltern sich bereehtifft und v&pßichi^ haUen, 
ihre Kinder aus Schulen ohne Icirthtichen HeligionsunterricM ferne 
SU hallen.': —recht genau ansehen, ehe Sie eine Bntacliöidniig tref- 
fen. Gott wird dem Kampfe der dem Seeletiheile der 'Kinder gih, 
seine gnadenreiche Hilfe nichf versagen. ' ' 

Gelegentlich wollen wir hier noch erwahneh , dass anläsälich 
der genannten Versammlung laut dem iWestf. Merk:c eHe Haupt- 
wache und die Wache in den Kuiemen schon am Vorahende des 
VersammlungstageB verstärkt worden waren. Als -ob die Katholiken 
Revolutionire wären! Anch waren die Lehrer und Schttlinspeetwen 
im Voraus bezüglich einer etwaigen Tbeilnahme an der Versamm- 
lung verwarnt worden. (Am 20. August 1877 tagte in PaÖerhom 
eine grosse Katholiken Versammlung zur Berathtmg wetteier Mass- 
nahmen. Vgl. Köln. Volksztg. Nr. 230. II. Bl.) 

34. Wir scbliessen mit den treffenden, in der '>GermBnä4 
Nr. 18; vom '23. Januar 1877 enthaltenen Glossen zürn ■A'Btirag'B«- 
chensperger; betreffend den Beligion3Unterrichfr'(3. o. Nr. I8;)innd 
dör Verglelcbnng der preusstkCh'en Schulgesetze und Veroitinffigen 
mit denjenigen anderef Länder:' :' " ■ '■■ 

Man hat in den letzten Jahren vielfach den preutsisCAien Schul- 
mei^r als dea >Sieger von KöniggrStK* bezeiriineli hWeb. ' Wie 
viel an der' Bezeichnung Wahres oder Unwahres ist, iri^treÄ sieiMi 
Uehärtreihung beruht, ob sie äine absolute odei^ bloss t^e'rti^ve 
'Berechtigung hat, soll' hier nicht untersu<iht irerdeti; dib^äRr^ 
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aböTvwd^ge^tajkt^i.ijein: .,j^ Wort, stammt aus »libe- 

i:alei»«,Mmide; ; haben döDDi die Herren/die es erfunden schon je- 
majs, bedacht, .(ia8a.4ieAT.mpß.yon.l8&5, auf deren Erfolge sie sto^z 
rSUK^f 03i4w^9^^^:^^ y^ ßcißftenr^^r vißlffe&chmäkteii^ jßegtdafive? 
Sa|:d^,ü|i,^Qi:7|Ghi e»Qi^fU)l<^e Manneszucht, jsfplcihen Patriotismus, 
8olcbe?fTr^ue;bi3rin, den Tod;, scdche, selbstlose Hingabe an König 

. Hp4 ,Mat»Tl»n4^ reifen l^m^' —., wn> wi welehpm Fundamente be- 
yii|it^v,ldi^öja,.die|Mßri.T|ntej:richt? Ej: beruhte auf e^iner Basis, die 
bQpt^ rprschfitt^ , ^a^f . einj^noi^^Ickstein , d^ heute untergraben , auf 

.^^mn^^auh^naindei^ }eb^p,4ifien.^^^^^ heute verleugnet wird. 

Die ;f^e!n,rda]r JRflgul^iyi^ / si^d y|ßl gesc^mftbt, aber .haben ihre 
Btei^d^.! UÄiid ,,Qegi^r/,dpfln.|auchsi?!; gemessen an dem Bibelwrt, 
dassrf m^p ^'dem .Biprimn ,aa.,den, Frachten erkenne? Ex ore tue -r- 
m ißnt^;y,ln,4m^]^ßgulati^^^^ Heer von 66 ensogen. 

{ . ; ,, l^ie fl]^^ $egulatiiyfli,y^q .l^H.sjnd durch die 'Pa,lk'schen »All- 
gißp^liien Best^BCimangep« ,vpiÄ 15. .October 1872^aiifgehoben wor- 
den. ;Eratiere7hab^u,s^h bi^jyährt,,4etet^^^^^ erst noch die Probe 
bosti^en. A E8,.macbt(Sicl^. auf d^n ersten Bliolc zwischen beiden ein 
^iißvsohi^d bQn),erkba^ü der^ ae , repbt. dem Zuge der Zeit entspricht, 
JÄ WÄlQbeni »ich j ujisi^ve Entwi^^^'p^g z^isqhen 1854 und 1873 oder 
bis beute bew^gtf biit,i j(lenci,^pge| d^r , Y erflachung un^d Sc^jablone. 
Jene regelten nur das evangelische, Sphulwese^, andern sie von dem 

;duri^]baus cQrrecten-.Stendpun^te ausgingen, dags der Sg^uerteig des 
ica^^/fmcwif KiW; ßejflTuasjs^ ^e^weige de« ÜAtemchtes durchsäuern 
jwüsaie, di^^ /ke©pen.-r- voip JReligipnjSuj^terrichte naturlieb abgesehen 
—: nijT; (^wej S<5jtabl9ne i^i^ßlk Cpnfesiajpnen. , JJn^ hört i^m z. B. 
»jRegula^m an^T.i^Bciatiqmi^iig^«^ ft^^ und djöngelbe^ Gegep- 
atand ' sprechen. rr- .wlobejr ];intei;s,cbied5l, Ppit tiel^r^ re^Ugips^r-Erpt, 
biflr<.tiioek^ei;'Skinz|eisialLSOr.|^^ e^, von dem Beligipnsuiiterrichte 

»Mit der Conftnna^ion »oll ^das ^d^rTchdie heilfeö/ Taufe , .der 
J5ir^6., Christi, einverleibte Kind ftlsi se^^ in die Ge- 

^iQ(ein<^^ eintreten ;r,die,8cbu,leniip)m.t tUe^heußr erl^aufben, Kii>der in 

tigen Leben in ihnen vorzubereiten» , fler jL^^b^'^r 3ol)L,geJjeJU^^ sein, 
m tibristl.St^tt.,z)ijptrecben: J^^saet die Kindl^in.zu. mir ^mmen, 
d^n ibi»rfi«t. dl^l^^Himm^^r^cb.,..7t- Qbi:istus ist des^ Ge^tz^j^ lE^de : 
werf.aa.?ib?V' gl^btt rdep wrifd. geKecJ?t// ui^fi.d^^. Q^setz^^ist^ UR^er 
Zv^ijm^ifeterv^f Cbarist^pii ,.flie§.f§t ,,4iet. Grundls^ge^ . ,yw, . wjfißher 
auai i»;;4öä» B^rt^ttv ^ffti;r^dw, SeffliMT^^n^ .^ie bibin3cbe,,jQe- 
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schichte ^ das Feld ^klftrt worden ist, t«f d^B die evangelisdie 
Elementar^chnie ihre Aifgabe, das cbriBtliohe lieben m. der. ihr. an- 
vertrauten Jagend zu 1|)egrQndeB and zn^ entwiekeilii, hamptaich&di 
zu lösen bat. Von da an, wo der dreieimge GtottrHimuielf itlid&de 
geschaffen, bis dabini; wo der heiligei Oeist do»^ Jfinger atisgiaristet, 
dass sie Nom Herrn zeigen konnteoi ist die bibUsefaefOesobidite 
fortlanlend eine Barhgtmg der JEntmohelung des\mm$Michen\Str* 
aens ufid der götäiohen Chmle^ walche fSAKh heiiia>Jioeb.jed« 
mensßhliche Herz ebenso zur Erlösung Y^hej^b^ür evl&seo: midi hsah 
Ugea ninss. JOarum eoll ein Chrisä^d Sie\bMischg.i.GesM^^ 
i^nß in $i(A erlel^eni und dazu ^oUilini die. SeJMe.v^iJbeifen^^t;^ 

man erlebt hatt das imis»^ xmi versteMmsLn^^ daram ^ da»vifiuid 
die biblische Geschichte verstSndig erzählen können f (Und damit'« 
das leme^ 8(dl sie ihm der Lehrer Tor^zfthlen;.r« > o ' r ». ^.f^ /^ 

unmittelbar darauf folgt das Verlangen » daeseidi*^ Er- 
zähbing der biblischen O^schiebte möglichst an das /Bibelworl: w^^ 
schliessen «oll. . t.nt.: 

. Also ein EeeJUh^i d^as . Soholkind >aaf oZfe Gnadengutcgr der 
Heilsordnong.« Die Falk^scbe Schulpraxis yerweist dagvegen die. Haupt* 
stücke aus liuthers Ka.tecbi$mas > üvekbe die Xiehre von den Sacnr 
menten der heiligen Taufe und des heUtgen Abendmahls behandeln, 
aus der Schule in den Gonfirmandenunterricht. Neuerdings ist naa 
, die rechtlich^ VerpSichtung protestantischer Mfcerit > ihre Kinder 
»confirmiren« zu lassen,, sehr zweifelhaft geworden,- da idrgendsi mehr 
die Vorlegung des »Oonfirmationsscheines« erferd^eh:istf und so 
ist der Fall wohl denkbar « dass ein Sehukr nacht.dem 14« .Lebeitö- 
jähr in das Leben eintritt^ oihne jemals, dieliehre tob den Sacta- 
menten gehört zu» haben» 

Und wie in diesem einen Punkte, so bricht Heer Dr« tFaik 
auch in vielen anderen -mit der allbewährten Vergangenheit ^ indem 
er die Tochter von fder Mutter^ die* Schule von der KirtihOf trennt. 
Gab es unter den preussiscben Königen je fiänen,. dem 'Niemand 
den YormnrS der BigoUerie machfen kann, so war i es ganz, gewiss 
Eriedricb^lLi'uod 'Wie;erj}st betimt dieser K^önig dien religiöSBii 0ha* 
rakter des gesammten Unterrichts , wenn er in seinem« ftöenenl^ 
la^dscbubreglement« vom äS. September 17,6^ die Lehrer mit iBmst 

ermahnt: ^' ■ ■ • 

. »§» 17< Was wa demnächst 4iejSchttlarbeit! selbst aibehiiH 
get;, .80 we^en die JKuster' und ScfaulmeiiBter! hierdurch vor r allen 
Dingen ernstlich eviunert, jsicb jedesmal zur laforo^ian duridi heizr 
liebes Qebet för «icb :v<>rz^bereiten^ und^fVon.deniiQiQber^idler^g^ 
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Q»ben. m^ ihren Verriefatimgen und Beroüsarbeit göttlicli^D Sägeti^ 
Weisheit and Geduld zu erbitten. InHond^rheit den HErrn anflehen, 
dads ^ibaeti ätn Yftt^licb geshintes mit Ernst und Liebe tempä- 
lirfes Herte^gegeii' die Wrertrauten Kinder damit die alles 

irilUjg 0&d ohne Yerdfassrerricbten, was ihnen als Lehredi zutbnü 
oblieget; eingedenckydasa sie ohne den göttlichen Beystand des gros- 
sen^ Einder^Freimdea JEsu nnd seines Gei;stefl nichts auszurichten 
mmdgenf auch ^er 'Kitfider Bertzen iriebt gewinnen können. Unter 
des Infofrmatioa selbM haben sie nicht ^iireniger aus Hertssens Grund 
20) settfisen, damit ine nicht aillein stelbst ein welilgefasstes Gemüthe 
behalten, sondern aincfa, d^s Gott ihren Fleiss segnen und zu threm 
Pftait:86ti' vBfti Begiessen^ sein gnädiges Gedeihen von oben geben 
weite)! ii^il dies wahre Gute durch die Gnade GOttes und dieWir- 
ckung seines Geistes in den Kindern muss gewircket werden.« 

* i Die Scfanka selbst^ mterstdU das Schulreglement der Aufsicht 
der> Hirobe«.' 'Nach notianchen Bicbtnngen hin wurde der Gdst dieser 
Bestimmungeu modificirt durch das Allgemeine Landrecht, in einem 
Sinne, wie er zur Zeit der Encyelopädlsten der herrschende war. Wir 
ütogelien dieses Gapitel and'wisnden uns zu den 4 preussischen 
U^ierrivhtsgesetjsfeniwürfm lon 181» j 1850, 1862 und 1869 be- 
züglich ierSielluitg 4erSchtden zur religiösen FVaffe und der Schuld 
aufsieht. ■■ " • ■ - - 

, I. 1819 (Minister 8ftvern). DeriBeügiobsunterricltt ist confes- 
sionell.^ ^Schwlanfseher sind :b) in St&dten eine Schulcommission, 
b) auf • dem Lande der Schul vorstand, bestehend aus Kirchenpatron, 
Geisilii^hem', Gemeindevorsteher und Familienvätern. Der Geist-* 
liehe ist Localschulinspeiötor. Kreisscbnlinsp^ctor ist' der Superin- 
tendent resp. Erzpriester »unter besonderen Umslfthdenc auch ein 
KicltgefiötKclier. . . ; 

• iL a) JRevidirie VetfOMmg vom 30. Januar 1860. Es äind 
bei den Ycflksscfaulen die eonfessionellen VerhMitnilise »möglichst zu 
berücksichtigen. € Den ReUgionsunterricfat »leiten« di^ b^reffenden 
Beligionsgeaellschflften. Alle Unterriobtsanstalten stehen unter der 
Aufsicht des 8taa4tes, Die Lehrer haben Rechte uiid Pfiicbteb der 
Stsatsdienev.* 

tIL 'ß) üfUerrichtsgeseUfeniwt&f von 1850. (Minister v. La* 
denberg.) Schule und Seminar sind coniessiooell. Bei Anfstel- 
lai^ =de3 Leiuplanes ist- die Kirche tut h&teü. Sie inspicirt auch 
in td»n Semuiaren den ReligionsuBterricht und das kirbfalrehe Le- 
ben. Sie* ertbeilt den • Ldhrbm < diei Bereehti^uiig zur IMheitung 
des Religionsunlerrichtes: Der Pfari^r ist geborenes Mitglied des 
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'Sehnlvorstimdes. Der Kreiaschnlinspeetor. braiidit Qi£l|t..Oeiftlicber 
Bu sein. / ■ - 

Illt Entwurf vtm i863. <MiB*ster y. Betfcmamv-Hollweg.) Djp 
Sotmle, iab oonfesäaubU ; dor LehF^lan, BoweU) eTReli^o».t)ßtxiff^ )^ 
festaastollea im fHavwnehmeiii >iit der Kiroho; ^»^ «im^cbti^ 4ie 
Lehier zm: BFtfaeilnag des B6ligion8aiitesrieltte84^iQ.'$chuLra^ti»iid 
gehJHrt'der Pfarrer und auch der erste' heittw, ■ Uttißt&C' ab«r pboe 
Stimmi^hti Der' Ortspfarrer ist SehBlpflegec .Ki:eifl«baliq8pfie|:ff);ep 
sollen »ia.der EegeU Qeistliche seia; ■ '.i>. ; ' i i-.i ri.l -.o..r. 

lY. Miibler'seher Entuiurf mn JSf9..'N«jben-4fln 'Coi^ftpsifipg- 
sifid Simaltanscliulett- gestattet. In den 3chul!?0G8taitiäigiah^,4fi:,P«Q- 
fessionspfarrer, der'Obsp&rrer. ist Sobnlpfleg«', txeträffs-ideri.j^reia- 
BchnliDapectioQ bleibt esbei den Bestip:itnuQg^n,sqb!>m*! i- r ft- 

Die FaWsche Schulpolitik ist bekaaot. . . Diea^ , i Zipsiupi^if- 
atellQHg bietet-QDS eiu' iotere^aates Bild;, ^ it^i^k die in lang- 
samen, abar steten Frogressionea sich stcdgeiude Missai^tung . des 
kirehliehen Reelites auf die Schule, und .in deqLselbG&Jlasaaq/nie 
dieses ignoiirt wird , aueh' das annehnisude Stieben, die,: Klar- 
heit der Confessioualität ans der Schule zU' Terwis«h£D, si«.iiWU8t 
ihres oonfessionellen nod dann ihres ebristlichen Charakters, Z9 ent- 
kleiden. - ...,,.- II, 

Vielleicht ist es voa iHteresse, an dieser. Stedle zum,.S(4>b)^ 
die BestimrfiUDgm «niger aiidwen L&itder ^zusamgKBzusteUe^,, die 
aber die D&mliche Frage ergangen . sind. Wir ^' folgen dab^i^^*"* 
CSauanitzer'scheo Buche: «Geseb. d. prenss^ : Unknri^H^BVpetilBSjf 
(Berlin 1876.) --> rf >: 

Das badische SühHlwesen . nird :geregelt ditich. 4«^ > Gesfü 
Tom 8. März 1863. .Dasselbe: beBtiiumli ibez^tich-fdei;..'^t^lliVig 
der Scbnle zur oonfeasifRiellen Frage Folgendes,: . Dift, Vi^lksg^le 
ist confessionell oder gemischt (paritätisch) aa>oh BestipiwiiBgi Atr 
confessionellen Scbulgeineinden. Der Religionsunterricht wird durch 
die betreffende Kirehengemeinacbaft. beswgt usd' äbeWaebt, der 
LehrpMn fBr detrselbeD ron der- oberen geiatliokeB BetiSrde .aat- 
geatellt.. <■.■;- ut . > i>',,/ ■i.> ,>-.' 

Die SebaKnspection irird auf folgende Weias' gaobffäiii idN 
OrtSBcbuliätb besteht bei eottfessiondlen Scbolen 'au: i'I^Bmlr,<i6l- 
meindevertreter, dent ersieo Lehrer jeder antbr'äeija^Oj-StAälri^ 
stehenden Volksschule und 3—5 Bürgern; bei gemiBeiim-.S^iim 
ans : je einem Geistlichen (jeder Confession) , öemeindeTertreter, 
je einem Iiehrer und 2 — 6 Bürgern aus den betreffenden Confes- 
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In Oesterreich controlirt jede ^eligionsgemeinsefaaft den Reli- 
gionsunterricht nach dem Gesetze vom 14. Mai 1869; Schulinspec- 
tor ist der Staat. In den Eronläiid^rn gliedert sich die Inspection 
iii folgernder Weisö : OrtsschulraOi : je ein Geistlicher für die Con- 
fession', ein Lehrer, Ortsvotsteher Und Gemeindevertreter. BeJsfirJcs- 
'^efttei^WA:' BeSÄirksprfteidbt/lirertreler aller über 2000, in Städteti 
über 5ÖÖ SeeWö rählen'de» Confessionen«, 2 Lehrer, von denen die 
Lehref' den einen selbst wähle»,' 3: Gemeindevertretung. Lamdessehut- , 
rath: Liandeschef, 4 Landesabgeordnete^ 2 Beferenten für administra- 
tive nnd Ököüonrisdhe' Schülängelegenheiten , 8 Schnlinspectoren, 2 
icäitholische 0^istliche und' 3 Lehrer. Das Aafsichtsrecht des Staa- 
tes 'Übt -nur der Bezirksschalinspeetor und der Landessöhulinspector 
aus, welche durch iht^ Erhennunig Mitglieder* des Bezirks-; resp. 
Lalridesschtilraths werden. 

' Ifci SächäMt gilt Folgendes nach dem Gesetze vom 16. Juni 
1871:- Bei gemischter Bevölkerung besuchen die Kinder der keine 
Schüfe besitzenden Minoritätsconfession die allgemeine Volksschule, 
ttöd' köimen am Keligiönsunterricht theilnehmen. Kinder von Dis- 
sidefnten, die keiner Beligions^esellschaft zugeh^ren, müssen am Be- 
li^oiisunterricht einer anerkannten oder bestätigten Religionsgesell- 
schaft theilnehmen. Kirchlichen Orden u. s. w. ist die Errichtung 
TOü Lähr*^ und Er^iebungsanstalten nur auf Grund eines besonderen 
GesetJies gpestatfet. Die Sehulinspection gliedert sich folgender- 
massfen'! t) Scktilvorstand: Gemeindevertreter, Lehrer, Pfarrer, 
Orts^hlitaufseher. In ^Städten : Schülausschuss , zusammengesetzt 
nach Art eines gemischten ständischen Ausschusses. 2) Staaüiche 
BeziHtssdhulinspectoreh: Daneben die Bezirksschulinspectionen, die 
iti' Städten «tus dem Stadtrath und Bezirksschulinspector ^ auf dem 
Lande aus deh Verwaltungsbeamten des Bezirks und dem Bezirks- 

Sch^h;»pe6tor beistehen. 

..•■ / ,' • . • ■ ■, ■ • . 

SöiNmUragi Mn Erkenolniss 4es Obertribunals vom 14. 
Jiiiii'1877 %*(!iiM6 die Frage, ob vai Bisihtum Münster hdUholisehe 
Lehrer und Lehrerinnen nach den Staatsgesetzen oder nach den von 
der Obri^fcrii innerhalb ihr^r gesetzlichen ZustfUidigkeit erlassenen 
AnfordffUDgin auch ohne dass sie die missio canoniea erhalten haben, 
zur <Eitt]ieilunf des Religionsunterrichtes in der Volksschule verpflich- 
tet' erscbeinen 
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XX. 

Decret der spanischen Regierung vom Februar 1875 betr. 
die AusfOlirung des Civilehegesetzes vom Juni 1^0, 

mitgetheilt TDn Dr. Walther Kämpfe ztt Babsborg. 

Die civiltä cattdica Heft 597 vom l.Mti !87& öHtiält ia Ä- 
nem Berichte über Spanieö folgeöde Angaben tiber 6la Decret, As 
in der offidellen Zeitung von Madrid Mitte Februar 1875 ^rsebicri 
betreffs der bürgerlichen Wirkungen, welche dei? kirchli<Aen' -Ehe^ 
Schliessung beigelegt werden. :. j . - 

Art. 1: Jede Ehe, die gemässr den kirchlicbeö VorsAriffen 
geschlossen ist, bringt in Spanien alle bürgerlichen Wlrkungön her* 
vor, welche ihr von dem Gesetze zuerkannt waren, das bis TOin Er- 
lass des provisorischen Gesetzes vom Juni 1870 ini Kraft «tand. ' ' 

Art. 2, Diejenigen, welche eine kirchliche Ehe eingehen Wolleö, 
werden die Eintragung derselben in das Civilregister verlangen, indem 
sie binnen a«ht Tagen das bezügliche Attest des Pfarrers einreiehM; 
wenn diese nach Ablauf dieses Termins die Vorlage desslelb^n nttter- 
lassen haben, so verfeilen sie in dine Gefldstrafe von 1—20 ' Pesetas, 
abgesehen von Mner Busse von 1 — 8 Pesetas für jeden weitereh Tag 
der Zögerung; doch kann ^e Strafe nicht 400 Pesetas fiberstefigea. 
Die Zahlungsunfähigen haben eine entäprecht^de tJ^filttghisfeträfe ztr 
verbüssen; Denjenigen, welche eine kirchliche Ehe nach -187Ö ge- 
schlössen haben, ist ein Termin von drei Monaten zug'eständfenfjef- 
denfalls, um dieselbe auf die angegebene Weise bfirgeriicH ztrtaKdtren]; 

Art 3. Die Bischöfe werden eingeladen den Pfarreiii Anwei- 
sung zu geben, damit dieselben den CiVilstandsbeämten* in der vbtt 
dön Reglements erförderten Form genau Nuchiicht 'von allen Bh^n 
zukommen lassen, welche vor ihnen nach dem in Krait Tretenf des 
Gesetzes vom Jtini 1870 abgeschlossen wurden, und welche in Zu- 
kunft Vor ihnen werden geschlossen werden. Wedn öih Pfarrer dieser 
Verpflichtung nicht nachkommen sollte, So wird der MnnlcipaMchter dies 
dem Bischof und der Generaldirection des'Civilstandsregi^tets inzfelg^n. 

AH. 4. Die Bescheinigung der kirchlichen Ehe wif& *äls B&^ 
weis für eine vollkommen giltige Ehe nach ihrer ESoträgüng itf das 
Civilstandsregister dienen, wenn diese Eintragung nicht stattfinde, 
so muss das Certificat gemäss den gerichtlichen Reglements tfnd Vor- 
schriften legalisirt werden. Die Regierung wird den Cfcrtes- Rechen- 
schaft von diesem Decrete geben. 
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XXI. 

Literatur. 

1. Pruner ^ Dr, Joh. Ed. Lehrbuch der katholischen Moraltheolor 
'^ yie/*^eile Ahflmlmg. Freiburg, Hei^der^Behe Verlagshanä- 
lünj^M877.\ ','..-■: 'i- 

Die zwßite . Abtheilupg. von Pruners Moraltheologie, die wir 
hjb^r «^ur A^fi^ige. bjring^n , ist viel umfangreicher als die erste, sie 
ujj^asst .5(0)3. gegep. 317 Druickseiten des er3ten B^des ^) , . so jl^ss 
d^^jgß^e W^rk; 8i20.Sei^n})sit^rk ist. Pie Vorzüge , des ersteußan- 
<i?3;ig^WS^{!3Äqh; von (iießer, zweiten Abtteilung, welche die sieben 
letzteren Gebote des Dekaloges enthält; Beicbhaltigkeit, tiefe Auf- 
to^ung.HP^ org^qiscj^ef ^^minenjbiang der behandelten moraltheo- 
J^gjüäcb^ Qfi|g9li8täpfl,^.sij^.beso|i^de|r8 hervqrzubebe^. Der hochwür- 
digste He^ Verfasser hatt,. zwar Manches, auf genonim,en, besonders 
aus df^mjus capoi^cum .un4 jus,civile, was, strei^g genommen, nicht 
ip dßuBereIßh. der Mor^ltheplQgiie gehört, aber doch auf das religiös- 
sit,Hf che Leben dei; Katholiken vom grössten JSinflusa ist« Sehr tref- 
fen4 iat S. 349 - 352 das yejrhalten der. Gläubigen, in Ansehung der 
* kirchlichep Ceiißurep zivsammengestellt 

; Eänzalne Bemerkungen erlauben wir uns zu folgenden. Stellen: 
S, 334:in .der,/^otei sagt der geehrte Verfasser mit Berufung auf 
logUQri 908.;. »Wcir 4ubia fide die Ehe giesehlassen hat, darf nie das 
d^hitum foxfleri), bis er die moralische Ueberzeugung von der Giltigkeit 
d^r ^gbegew^onne^ hat« muss es aber dem Gatten leisten, der sich 
iu.bo^a fide befindeii,«; Der hl. Lehrer spricht nicht n. 9Q3. sondern 
n. ,906r uAd homp apost tnlSu n. 37. vpn diesejpo Gegenstand, wo 
er au9h , die,. gegenth eilige Meinung satis prob^bilis nennt; n« 903. 
spncbt.er.blos Ypn dem »eonjux dubitans. ante diligentiam adhiben- 
4am.ad. dubium vincendum«^: Liguori nimmt immer deu.Fall aus, 
wq sich, der ^weif^l auf das Leben des frühj^ran Ebpgatten . bezieht. 
S.:355 ^ird zu,allgemein gesagt, dass die Beobachtung der Ordens- 
rpgel^ ^. sich, unter keiner Sünde verpflichte; der^n es gibt Regeln 
diß. auch ,an sich präc^ptiven , Char9.kter habep« wie z. B. die Regel 
de$ hl , ßen^dict ;. dabßi steht die Lehrendes hl. Thomas, dass der- 
gl^fcben Regelstatuten an und für sich . nur unter einer lässlichen 
Sunde verpflichten. 8, 437 sagt Fruper mit Berufung auf S. Liguori, 
daßs im Zweifel , ob ei,n ungerechtes Votum zur Erzielung der Ma* 
jorität beigetragen habe, eine Yei^pflichtung zur restitutio in soli- 

imß vorliege; . es ist a^er zu bemerken, dass der bL Alphons nur 

1— 

1) Vgl. Archiv Bd. 37. S. 207. 
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im hom. ap. tr. X. n. 50. die Restitation in solidom erwäbni, wäh- 
rend er in seiner Moral 4. 566. nur pro' rata zu restiluireo verpflichtet. 
Sehr gründlich und eingebend ist der Tractat über die Beebte 
anf zeitliche Qüter gearbeitet, doch will es uns scheinen, dass Man- 
ches, besonders im Erbrecht, zu weitläufig behandelt isrt, wa(s mehr 
rein juristischer Natur ist, und für die Moraltheologie Weniget Wich- 
tigkeit hat. Zur S. 554 ist zu bemerken, dass gemäss Decr. s. t}; Q&mt. 
d. 28. Jan. 1854 in Beneficialgrundstücken gefundene Sobätze^enfBi- 
genthümer d. i. den Beneficien zufallen (S. AroUv B4. 20. S. 91>. S:&71 
wo von dem vertragstähigen Subjecte die Rede ist, sigt'Pmner rM den 
Minderjährigen: »Haben sie ein Darlehen verlangt und efbalten', ^weflit 
auch ohne davon einen Vortheil zu haben, so sind' sie unter alleniüiüstia»- 
den gehalten die Pflicht der Bückzahlung rechtzeitig zu erMteniY&ist 
zweifelhaft, ob sich eine Pflicht der BückzaMungfÜr aneiUdivstände be- 
haupten lasse und ob nicht Minderjährige in gewissen FäUbn ad^k fftr das 
Qewissensforum die Begünstigung d^ (Gesetzes, welches dei^gteichen 
Verträge für nichtig erklärt, in Anspruch nehmen können; Nach der 
Lehre des hl. Alphons lässt sich dies mit genügender Wahrscbsinlich- 
k^it behaupten, »quia lex bene potest erxm justa causa naturalem ob^ 
ligationem auferre, et sie fecisse judicatur' in' hoc easu ad-^r^* 
videndum damno parentum et nequitiam foen^torum äverbea- 
dam.* TheoL mor. IV. 7B6. Bezüglich der Vei^hrangÄer Obli- 
gationen (praescr. liberätiva) neigt sich ^Prun^ det A]i)siebt '«u^ 
dass diieselbe nur als eitifache Klagenverjährung^, hicbi abeti^' Auf«- 
hebung der natürlichen Verpflichtung zu' betrachtcfc sei; i^Wr die 
gegentheilige Meinung hätte sich ausser Oarrin^e aach ^Sy-Üif^oori 
anführen lassen, der IV. 518. EttsdrückHch sagfei iPer ibo«ia«)ii>ieii: 
potest quisque praeseribere libertatem a solvendo d^bito^jsi^ttiifnm^ 
biliter illud ignoret.c Selbst der strengere Abtoinä ist detrdelbsn 
Ansicht indem er sagt: »Si creditor certo tempore nt^esigatn^i» 
debitumf licet postea ei denegetur actio in j^dido,' ubti/^tanliefi'pvaes- 
cribis contra illum, si noris debitum ; sed teneris soivere tötuUi de- 
bitum : nam babes concientiam debiti \ quod^ tud sponte teneüs isA^ 
vere, et sie cares bona fide ad praescribendu«).' iSi quis'tilkiieü^ii»^ 
vincibiliter ignoret debitum, vel prudenter piitet s6hitumi)fciited)'^täii 
illud p^escribere spatio triginta. annorum cum iKa bona fidd«>t«'iTheoh 
mor. univ. De justitia et jure C. 2. S. 2. qa. 8, Ä^^* MbeiiskyBn* 
sicher angenommen werden, dass manche KlageaTeigiUkrmii^ii^ i^ 
neuern Gesetzgebungen, die manchmal nur kurze Zieit' )&rford!etn,:fir 
das innere Fontm keine Geltung haben. Unter den einzeUfii^ ^tr* 
tragsorten ist seiner Wichtigkeit wegen besonders der Darlehensver- 
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trag iQiii^'Beziehuiig auf« ZiBS und Wuober sehr eingebend darge* 
steUi.riTifeffeßdikt.dieiSrkläning des »tibilna legis civilis:« »Niabt 
dasi Gasete giJoit) eifiiea^ Titel; a{>^Ddenii 6$ gjibt niir d^m Aifädraok, was 
obje^i«^ .sieb im Laufen der > Z^ib gestaltet^ hat, oanDlkh der. atlgemei'- 
aeb>^ü«b€rzßiigu!iigv: dlfi' Gteldd^rleheii* m udter d^^n Dunmebrigen 
wUftiii^halbiielieQ) : Y^hSltl^iiseii niobt* mehr ? $eifter ]$atur < naob i^in 
c(M»umpti?e3> .^ohdejii^^eift fpradsuaüves ßartebau:^ »Nicht w^il das' 
Staätsgtöeta.dett 'giust^., erlaubt, ,yerl^ dias ^nmmßhmQn aioe Onm 
ftffilejh eig^Biae: Üii3ittli«hfeeit, .B<^ad$rÄ.weil iw veinQderjte «^Ipjje^ive. 
Saüblai^ lean^rPl^^ctivftät :de$ Pa.ri^h0B3> harbeigeSibrt. hat, kairo 
^ajttnbe4tÄgtasi!ön8€Wi^b#t:;kei^^ fj^tz i»ebii! in: (jler Q«$etiige*- 
bwtg^^.iüMiSdll lund < i^reil.- b^ ^dei^ JBiAigep .D!atio«3»lwiirtbf(ebai'tliobäii Yer« 
hätriisseÄ'^&r: ipmdijH^tiyeiiCbarftktßr bei j^em Dairteh^a.dieiPyäsu^ip- 
tioil l&£i;$i^ ibaitv ifAr.diiiej allgemeine 'Zißsorlaubuisa naabiwciisJ^are 
ifothiweHJdigkmtlii i^S« 605)- Bqiöi Kaufvertrag« wüosohtoii. wir die-: 
j6Big)es^ JlQinefttlE;« ' w^lobet aQ£ ;die- 1 oabejf« : Be^mmttng des Kaufprei-r 
scK^im^gebeod .^inwürkeu .uBid'bi Jolge^ dessen für daaiGewisseosfo^ 
r«iinnma grässtfer Wichitigkeit?«iad', imehi*' hervioygßhtfbeö. 8. 780- 
betraeb4et;Prunei?; die SteiieudielrdQ^tjioA, insofern: sie, tou deu Ch- 
terUiaüen idem Sbiater ge^esuibet begaogeafwird, als Yerletzsing^ftr' 
jafitijfcia. iegalist Jbr Ansehung i^oustiger yeruntrefiuugea amnStaatö-' 
gui4»pw)etel^igabe|im;g8bliebetl din$, kanti MBser Verwmäung i^u^ 
fromrMf^vrZfoeckm imk auab'^uf iaudere Weise re^titmrt werdai. 
Msak\\mii^^u B; eSte;iipel^$m.'U^d^Feicbreoat es. Der Staatt ha^ 
mtx QAA u»d :di^i giii$iName.rdes( Bi^titüipenderi Meibi igewabüi 
Ans^bU^sa^cll: ^ ^ec wlAtit < <d<^r Y^fasser , dass Umgebung der > Mllttäjr^ 
pfthäiü jub^dBeinemi Falten istrictä iüng^ochtigkeit .äeli ZuariVerbutaiig 
y(iUirMi0ster^tSkid£ifeaelEijvw4re esauge^aigt geweaeii,> darauf, hi^uwei*^: 
8fin<jl;dasli dUe lln^gebung idies^r Pfiicbt öfter imt; Bestoelrnng .der 
Ajorsstemf^bauden mst :kajQni. .was jedbnfalls eine Yerletzuag dteratveur. 
g«Q»G«f eßUbigb^itd^yolvfirt, wenn nieht vieüleidhtbaoa fides enticbuld%t. 
'! Su 33^ w&rdr4ie mit der Absicht zutaascheaälusgeaparocbene 
L9ge ^Is vBechtofierletKu&g idargestelli Diese Bebäuptujag. sebteint 
umi s^^taUgemeln :2u seia;: riohtiger ist vieUeacbt,>was Schwane sagt:. 
T^&i^^^9i^MMti) mtihren r Aussage; ist. äur .unter Umständen zugleich 
eiba^iffliQhtrider üeör^QhtigkeJt -, wenn von : der Aussage; oder dem 
Zeni^itolSU* d^ JSit^ien^ben . die • iirlangung od^r der Besitz m\*^ 
cbe^ 3ä^rab)i&)gig.aat, auf :Welehd er.eiu Beoht hat; ui^d dann 
tiAgt^ijgk^nirfdiai Vbr^wAbaliung der betreffenden Wahrheit die Un-^ 
gereäitigkbii an flkh,wird bei. der Luge nur noch eine grössere.^).« 

I) Schwant, Die Gerechtigkeit u. s. w. S. 129. 
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S. 737. wird selbst die directe Abläugnung als eine erlaubte re- 
strietio mentalis erklärt, wenn nämlich Jemand am etwas fragt, 
wonach zn fragen ihm nicht erlaubt ist. Besser und dem Begriff 
der restrictio non pure mentalis mehr entsprechend gefällt ans die 
Erklärung: »Von Dingen, welche man ohrfe Sünde Anderen nidit 
mittheilen kann, ist es nicht Läge zn sagen, man wisse- rfe meht 
In den meisten Fällen dürfte die Antwort, mafi k5nne nichts sagen, 
oder andere ausweichende Antworten genügend mn. Da Pr. ziem- 
lich eingehend die Pflichten der Gerichtspersonen bespricht, so wäre 
es sehr angezeigt gewesen , auch die Eigenthümlichkeiten der 
Schwurgerichte kurz zu erwähnen.' üebrigens scheint der Verfasser 
auf dieselben anzuspielen , wenn er S. 758 sagtt »Sich« i^ übri- 
gens, dass, wenn das ^schuldigt oder >nwht sehnläig^ durch Stim- 
menmehrheit gesprochen wird , der einzelne Stimmgeber nnr seiner 
persönlichen üeberzeugung zu folgen hat, gleichviel, ob er für ^die- 
selbe öffentlich und luridisch genügende Beweise bringen kaim eder 
nicht;« denn im Wesen der-Schwurgerichte liegt es ja: keine fest«! 
Beweisregeln, sondern freie, gewissenhafte üeberzeugung. Dass der 
Schuldige verpflichtet sei, das Verübte zu bekennen, wenn er von 
dem Richter rechtmässig gefragt wird, lehrt auch der Cateebkmus 
romanus mit Berufung auf Jos. 7, !9. : >Ffli mi, da gloria«! Do- 
mino Deo Israel, et corrfitere atque ftidica mihi, quid feceris, he ab- 
scondas,« p. 3. c. 9. XV. Besondere Beachtung verdient lioöh, dass 
Pr. die innere Bedeutung des kirchlichen Fastengebotes sdir -lau- 
fend hervorhebt. Dem Werk ist ein Schlusswort beigegeben, worin 
der Verfasser seinen Becensenten gegenüber einige Erklärungen' ab- 
gibt Soweit dieselben die Eecension im »Archiv« betreffen^ sind 
wir mit denselben im Allgemeinen einverstanden. Hit dtaa 'Sstze, 
dass die gottgefällige Erfüllung der Pflichten Tugend sei, wollen wir 
durchaus nicht behaupten, dass die gottgefällige Erfüllung der Pflichten 
das innere Wesen der Tugend, welches im Habitus besteH, ausmache. 
Zum Schlüsse müssen wir noch unsere Freute über 4^e Vol- 
lendung dieses moraltheologischen Lehrbuches atisdrück^Q.^ {^!^ 
auch einzelne Ansichten* des Verfassers in Frage .gesteut/ werden 
können, was in einem moraltheologischen Werke von soictjBi^ Üip- 
fang bei der Schwierigkeit des Gegenstandes und der Veip^nieSeb- 
heit der subjectiven Auffassungen wohl immer der Fall 3e^^\wir^, so 
macht dies dem ausgezeichneten Werke keinen Eintrag und naüiss.a^iher 
dasselbe allen Theologen und Priestern bestens empfolilen. we^cien^ 

Professor Laurent Wagner in lltartiii^be^ 
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XXII. 

Die staattbeMnIiicbe Entiassung des HocjiwilrdigsteQ Bischof s 
Br. Feto* Joseph Btaim aus seinem Amte ab Bisehof der 

DiOcese Lnnburg. 

Besprochen von Br. Moenanits, 

.;3i£l jetethat.das ArcbJiv keiaes dj&xErkenntoisso gebracht, wo- 
dmrph, flec ^gl.JE^psassisqhe ßj^Tichtsliof fär kirchliche Angelag^^Jieiten 
4U ;Be(Ii^idii^ ihm deDimi^irteiii Bischöfe der Freusaiacbeji.Mc^archie 
,;^apa 4^Dr ,A|njb^; eii^)iis^p« hat. Kann, naa ^cUch katboU^cber Seits 
. diesen; :Erk/awiti}i^en eift jcecbtlioher Werth für den kirchlicbeiji Be- 
mG\. fiiifbt 2iierk^iiqt werden , so sind si^ . doch nicht ohne grosses 
rechtsibiftoxisches Interesse, und sie werden splche? selbst d^nn noch 
filidieQ^ wenn e3 längst keinen Königlich Prenssischen Gerichtshof 
fijr kiDßhlich^ Angtelegenheiten n^ebr gibt- Wir freuen un^ daher, 
in 4ie Lagß gekomijpien zu sein, ^en Leserfn des Archivs das letzter- 
gftUfi^jDiß {Intla^s^UgsU^tb^il dier in £ede stehenden Staatßbehörde, 
nänüich das von dei^dben sm 18. Juni 1877 gegen den Ober^hirten 
der pi&QOSNS Lii^burg, ^p QophwuT^igsteii Herxn Bischof Dr. Peter 
Joseph Bl^m, gefällte i^ckeiuitiiißs^ nachstehend mittheilen zu kön- 
neiHjipid *w#j; eingeleitet durch d^^ 4pni,,AJ)8efe5ungsv^rffthi:e^ yor- 
^ngeg^ngenen»,^euifu:Zeit in d^, »Gerpa^nia« veröffentlichten, Spbrif- 
• . tenwechÄ^l jjwfscbßu dem genannten Kirchfenfürsten und deera der- 
iteitigf tt Qbi^r-Präwdwtep der Provinz Jessen - N^sau. Die drei 
Akten^öck^ laute» wie folgt: 

■ ' • 1. 

\ r ' 

'.•'■' • ' ' ' 1 

* ' ;, Ctmeh den 17. October 1876. 

; Die Haltung/ welche Ew. Bischöfliche Hoch wurden den «eit 
dem Mai ,1873 ergangenen kirchenpolitischen Gesetzen gegenüber, 
nicht nur vor Erlass derselben, sondern auch nach deren Publication 
beobachtet haba)t,,h^ sich ^ttßinem systematischen Widerstände 
g^^en die , Staatsgewalt gestaltet. 

* ' [Jiieser\iofi Ew. Bischöflichen Hochwürden ausgehende Wider- 
stapd hat sieb nicht uur in persönlicher Versagung des den Landes- 
gesetzen s(^pldigen Gehorsams, sondern auch in direct und in- 
direct beförderter Aufreizung der Ihnen untergebenen Geistlichen 
und Diöceslanen zu gleich gesetzwidrigem Verhalten kund gegeben. 
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In Betracht der bierdnrch her?org«rufeiten 2A8täiicUs..;aii4.,ii) 
Erwä^ng, doBB die bisher aogevaadteD gesetzlichen Mittet iMciit aiu- 
gereicbt haben, um ^. Bischöflichen Hoebwürden o^^hhaltige und 
systematische Anfl^bouiig gegen die Staatagesetoe und obrigkeitlichen 
. AnerdDDngsn za bieehen, bat da0Kdnig)iidtaS(aataq)iai«ttKMH)> ^^r 
£;v, Bi^ehÄ^ich^a Hoehnürden die Einlf it^^ :d98 V^!abiii|i^ a,af,Ppt- 
lassnng aus dem Amte beschlossen. , :. ,, ;.... 

In Gemässheit des mir dieserhalb erthcUteiif Auftrag«»: »Ae 
ich mich daher auf Qrund der §g. 34. juud 25. des'äesetsojj :i!«m 
12. Mai 1S73(G.'S. S. 198) Yenmlaast, 'Ei^.^ischafliöheitHoohw&ir- 
den zur Niederlegang Ihres biaeht^cheii Ambes aafedfordei<9.!r',i ... 

Indem ioh Ew. Bischöflichen Hoebwflrdoa Um- giB^ift^iUittb^- 
Inbg Ihrer Entsdiliessung auf diese Anffordenmg hSnwui -eAa^'WtHD 
Tage des Empfanges derselben UttfeDden zefcntägigeB'Frietf^dwer- 
gebeast ersuche, verbinde ich damit die B^ntichrlehtignngtrdHSs, üUa 
Ew. Bisohdflichen Hoebwürdra mir binnen dei* gddacbt«n B^nit3gfg«n 
Frist keine oder eine dieser Anffordernng nicht entsprecheade^ mb- 
weiehende Erklärung zugehen lassen, ich genSthigt bis, iürOBtaftK- 
heit des §. 26. a, a. 0. bei dem Königlichen Gerichtshof fürkircli- 
Hdie Angelegenheiten die Einleitung des Vfä!fkhmifl:iurf^AiBts«tt- 
lassung zu beantragen. ■ ■:'■■ 

Der ObeTpcflsident'der'Pit)rtnz Hfl39«n-N«S8as.'< i 
■ ■■■■.■■'■ Fi*r.'ft'iBrt<*r.v/ .v.-..iiv.,'i-.^; ,(M--.v; 
An d^n Bischof venÜmbini; Herrn Dtv:Mam')Bi9drfiichet^SHifa«'v 

' wftrd^n -zta Liihbutg a^. d; Xabn.' ■'■■:■.'■ ■[■.',[•'-■[■-: ■',iy>M[t ii-nVrA 

■ - ■■' '•■-..". ■ ; ; .. :'.■ .; ■-•.!„;■ -lliv'?: l'r.'!> .'-{ml 

lAtiAwg a. d. Lahn, den 25. October i^^l^/ 
Eff. Hocbwohlgeboreu beehre ich. mich auf d48.g01li£e,-Schrei- 

ben vom 17. c. ad 'S. 6344. ganz ergebenst au ermderi^; ... 

Die von Gott mir auferlegten Pflichten gegen mejite D^cesa;^ 

innerhalb wie ausserhalb des preuasischen Staates ertauben ofir.nj^ 

der an imch gerichteten Autforderang zur Niederleguqg i^iipÜK^ Objec- 

fair^Rarates izuentsprecb.en. , 

;.^,. Bifla staa^b^bördücbs Ejitlassupg^,« 

,gij)^,es niq}it;; pnd.pinei^t^ilS.Heji^mHpl^ 

saipkeit ;W^de niir eine wphl aocl), d,är m 

tf^gljclKf Steigerung des ffe- raeit^ Bistill ^ 

bereits vorhandenen. kirehlMihen Notbstand^ 

die .Verantwortung um ^o , entschiedener { 

Staatsbehörde überlassen .werden misste, 





'^6x(^«ioti6lfe'1»Äsdi*e§et^ ge'öhrteii Schreiben Ew. 

' ÄfeW6ftl^^bdt^en* Aiigfefthrte ' g^^^ Werden könnte. 

'"''' •*'-1^ä§-^i«talicfa''ddrt^ gegen Aie 

'SMi^4^^W'gmkniit''ii^M und recbtmäs- 

»Ä^¥«ÄWäH«tf^äti' der ^diö^Sofine 'Gottes sÄüet' Kir^e böhufs\Öt- 
Mi^^ ftf#^ 'üWirdftclfÄ Missien Vert?eBeneh nnentbehriicherf Ftei- 
heit nad Selbstständigkeit; und di^ obde ife^ Wfihschens^rthen 
"^itechw^^iiB/bienttkliHäer getotmchben MehrmU^ mir impntirte Äuf- 
ntehnifng^^^get^n >tdiVStiatsg£tsägtzi$ nti:d> ObrigkeiUiehen ' Än^ifrdnun^en 
iilJfVi^äf-WitWio^lk€ä^^iÖütt6h0' ¥ärsag«ng^ Ser Ziötimnrang und Mit- 
wirkangi'ia^tiG^oeiMdeli SidFiä^ii 'und EiftnkungQft 'der im » §.63. 
-idiiilPtRjgiAEfbi^ernDepulaA^ Tom SS. Febnuav 1803 nach 

ftM«s9gabe idesnWestftlMch^^^Friedelnsschlasses g>£t^6 geg«n landes- 
^sirtadicbei öhck >sönsbigi^ > «taatagewaltMcbe Eingriffe mir und meinen 
' Gtttc69aiieu\gar^rikirt«d 'SelJ^ionst^G^^^ -Ich^iUe hieräber die von tnir 
•tmiinr^eidiHiete^Deikkscbrifb ieat E^copsi^B der cfberrfadniseheH Xir- 
duenpfcmAzrvQiti' 18;' Jnni IftSS; zu/^Tergleicheii, ^mie derje^nigan 
BeofatciausffibTüngen fiflob zu erinnern, welche ich in' diön einschlägigen 
Cnvi^spcofidenziaviitiimmtlkb jenän 1^^ des Ansinnens, die IHnr- 
giseksWxU^angMf tnldtVorUsan^ein iin^ biesigeo praktiacben* Pxiesitet- 
Seminar darch Staatsbeamte, darunter sogar-einenpFdtestaisrtisch^r 
Goiiiiifisk»äf1,-iaatdiftatiy/'kHti8iteil »l lasf der zwangs- 

weise geforderten Wiid^besetzim'g vacanter Pfarrstellen ohne vor- 
gftii^i^s)Aii6il«li6i][!d«pMiblä' rqiaaMetnMriSewcvbör^i ^ä^tn :Köni(^- 
lichen Oberpräsidium wiederholt. Izu^ nnterbr^ifasd die ^iMi» gehabt 
habe, und zwar zuletzt noch in .meinem ergebensten Schreiben vom 
23. Juni c, ad N. 1162. in Betreff der Sendqng eines Gaplans nach 

gesetzen s'iÄM^^i^"Öeii'örSafnS,' diö' ja-Sfinrfeaeinwfirdef/natQentliCh 
'WlsiMmm, cter''iett'tö.*iie&6nBjilir6"ha»iä' steht uiid ^ Ober- 
liiMnäffit'ätlte-i'm- 'ViöriEeh ß^enttiita' Vör'wkltet ; dürfte 'Wolil tm 
•^'^WÄip'yit'^fand- die «ede'iÖt«" Ti^nnk; äis 'ja E^i ffocftwohl- 
geboren selbst im kirchlichen Charakter ' 'dW VoA'Höi^detisillben als 

m^tX^^^^TSi^'iritih^^memMi mM'Hiisäü^rwifi^, und 

Bs4Wt"fflifcb(lt«ti§fe^i^r'faft''ilfeii %iJ%ir 
&förAilkiäW''afeT-Äa^8ädllc»feF%^iÄ 



iiHa-^afettes 'fe'iä)jig^"aiii döii ^fifttfiü%iäMiir4äöl" it' 'M '•i'öe? 
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(Diöcesanamtsblatt, S. 27 ff.) die Wirkung der Leistong dädprens- 
siHohen Unterthaneneides ausdracklich' auf Mie rein slaaUibir^riiehen 
Obliegenheiten beschränkt und cUeRedMe der" Kircfv^8imi& siän an- 
gelobten canonischen Gehorsam dir Geistlü^ien vof^iAiMek: habe. 
So wenig hiergegen damals irgend welche Emwendntig :^ifi^ der 
Staatsbehörden erhoben worden ist , so ^enig wird die^ 'li^Me ge- 
schehen können, da Se. Majestät der König nicht Tr&|;iefr des 'katho- 
lischen Eirchenregimentes sind, nud die in'meibein Btäthnih^fierge- 
brachte Beligionsäbnng einseitigen beliebigen Disp^Kidtieit-d^ Staats- 
regienmg nicht unterliegt, und zwatoline^^^äs^ -etiTi^ dar4^ 
käme, in welcher Form solche Dispositionen bethätfJgftr^Werd^}' 

Gerechtes Be&emden sodann mtäs es erregen, liiifd^fiätaiig, 
welche ich gegenüber den seit dem Mäi' 1878 seftens^ d€^ Stääisge- 
walt emanirten ftrcAengesetzen oder vielmehr den an nfich berange- 
tretenen Verkennnngen des fflr das Bisthum Limbnrg^in A^%tbi^$sacben 
(was bei Weitem mehr besagt als Gtatdf^s- und iJuttuss^then) mass- 
gebenden Vertragsrechtes, namentlich auch des Art. VL der Bolle 
Ad dominici gregis custodiam beobachtet habe, die Incriitfiiiation 
einer Aufreizung meiner Diöcesaneä geistiiehen und weltlichen Stan- 
des in Verbindung gebracht zu sehen. Denn diese mir gleichmSs- 
sig durch meine Pflichten als katholischer Bischof wie dxtreh meine 
Pflichten gegen das Vaterland torgezeichnete Hitltüng ist geAftu be- 
messen nach den Wahrheiten und Deberzeugungen, welche ieh in 
dem von mir anlässlich der Vereinigung'Nässaus und Frahkfiirts mit 
Preussen unterm 15. October 1866 geschriebenen Hirtenbriefe mei- 
nen Diöcesanen ausgesprochen habe. E#. Hocfawphlgebdren eriaabeti 
mir wohl, ein Exemplar desselben hiemeben ganz etg^bbiist-i^' über- 
reichen und Hocbderd Aufmerksamkeil u. A: atif -fblj^eiiäe^tirttcln 
hinzulenken: '"- ' ' . =' .? wp;. k . 

»Zwar ist vielfach die BefflrchtUng ikt gewbfdc^i /äsiäi' 
wohlthätige Einfluss, welchen Preüsseh diircfb sem^- istaicCiSbben 
Einrichtungen und seine (^ieselbenverbdrgende Verfassung aSer- 
dings auf das gesammte deutsche Väterland atisitiüben^ 1il6flEhi|A!t 
sei, doch nicht eintreten werde, weü man darauf Mnufä^l^^ 
dass der Kirche die dngeräumie SeihäsiSndigkeSt ätir&ilHne 
vormnehmende Terfqssuhgsrevisich wieder etäzoffih ioMk^J'.'... 
Allein wenn auch, neas Wir dahin gestelH'tein^UisäöiiV^^'l^nttif 
berechnete Versuche gemacht wordeh'sitld t>d^^n(Hsh MättiAft 
werden,, so ist daihit dbch Weh üicJht gesagt; ^^^*^ den 

beabsichtigten 'Ertolr weMen.' ü^^ Wir ;Whriöa^a4^ ab- 

gesehen von ändern nahe Üegföriden ÖrtnätoV tWlio^^ 
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. glanbea, ;,-»ei^f /tur dteßm .Fdlldef aeü der Tkronbeste^ng 
, ^ ' JiVütjricA Wiäielm. IV- in Pteußsen herrschende confessioneüe 
,. -fWiBtlen, uvlo^ at^ seine, staatliche EntwicUung so tcohUhä- 
,->. tig, ewgetoirkt hat, ntcA^. nur wieder verachwUnde, sondern auch 
I ^i/f'SjfntMthie^t iveiche seit dieser Zeit die Katholiken der 
. .^fK^/ea .de^tsphen Länder für die preussische Monarchie be- 
...,",Mfoign, verloren (fingen , ttnd,eitte urahre einheitliche Gestaltung 
. •^■■md^ Ntuikel^taig petds<Mands dwch Preussen vergeblich an- 
. :■. fffsträit wvfde .... . '. Gelange es wegen Behinderung in 
.,>,, ■J^ittheilmgiJa'er-^&^oii^'^üchea geizigen Lebemkräfle seitens 
d^r.St^ßt^ewtU .. . . , der Sirehe ni<M mehr, die grössten 
_.■■■:, -S^^ndfi VeutseUapds , welche es lange durch Vemachläaägung 
... dfif dmstlichen tfitgendereiehung und abgöttische Verehrtmg 
.-■,■:■ seiper ..mtifihristlichen Dichter und Philosophen in s«tnem et- 
. , . gwen., Schpsse , genährt , au besia/en , nämlich den Unglauben 
. und. ^i^ sittliehe Corruplion im häuslichen und öffenilichen Le- 
ben; duty:h Verbreitung chrisllicher Weisheit und WcArheit eu 
v«räräMg&n: so icürde kein i Staat, über welche materiellen 
, . Kräfte er auch. gu. gebifitea haben möge, im Stande sein, es 
vor.; seinm gqjiflickfn Verfalle euschüteen; es ivürde gleich 
an^en Jemals christlKfi^i Ländern, die sich von der wahren 
Goües»erehru»ff .lo?ges(fgti,...in fortschreitender morcdischer Fäul- 
;, . nistf^iUfU^rgeifin. find mrg^Sfihien.Sirqfe: in .seinen BruchÜml^ 
, ;, eiwjB^eid^.f-()he^ßetf}dltH>,erden.f, , 

leb. darf if^ch. 901 BOiQnbedetikJicher fdr b^ecbtigt, ja sogar 
f Or voTiiflici)t9|t. b^H^ t^i gegebeiiei:: NÖthigung das vor 10 Jabren 
wie öbflr,defli d^r, Ofttigkeit „scbaldig^nGehorsain, so über dieKoth- 
wendighffif; .eioflr .fqrtg^setzten Rwpectirim^ der kircblicben Selbst- 
ständigkeit Gesagte mit gleichem Freimutbe heute za wiederbolen, 
je beii^ligfirjSicb.diej damaligMi bÖheren, und , höchsten Organe der 
St«at«^egieni^, darnoter an erster Stelle der Herr Cultuaminister 
in «in^Dii aj^icbQ^Scbräben TOm 30. ^ovemb^r 1866 ad N. 3035, 
Aber ntein^^ ^i)^t^n|)iief ausgesprochen haben,, i 
«dbe flijgaf . ,voA d^8„^i(9igp Majas^t.^l^hö 
Kordon ,f^. Ifih i^lf^ iQigh;! nicht .eiathalten,,.bel 
tinmg.';}% ,^,l(|^agUehe V^ffentlichttiyEjii 
■»iHa*i8ifäns^n,t,y(jf^ 5.Depembpr,:1^6.S. 43( 
thimrajL; ,m \vüe^ ifi?,. f<^,; ,'■ :.'■ .„: , . , ;,-.., 

»Per.SJ99^of,vpn.Liiiib|»rg;h»t ttiite^^on' 15.,petpber c. ans 
Aolass..d^ :yjQr9ipigiing des , TPirmilJig;«^ Her^gtbums Kassan 
lud .des. Gdaietw..,^!! ;ßt^,t .Fr»nfcfnr|t poit der preasstschen 
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Monarchie . ^ineii Hirienbrifif erl^ss^n, dessen Inbaitt ^jrfoi' .^eagt, 
doM derselbe die Ja$fyabß der kirehU^heii Qrffßn^ m,4^> fii9C 
enror&ßfi^n LafuMh&kn^ nichtig .erkannt, liai, von ihram Stand- 
punkte dazu mitzuwirken, dttsa. in den GemiUhem ein aufrick^ 
üger An^Uusß m diß nach Qotk», Fiigun0 .eülfelrifferff^ neue 
Ordnung der IH/itge^ßngebaM.w^.!^^ 

gierung Sr. Majestät des Königs geweckt werde^ dessen sie be- 
darf ^ wenn sie an der Farälärung der Gesammtwohtfakrt des 
Staates wie der skiffitlärm Inieres^enUer verschiedenen Se- 
standtkeHe desselben ^mU gesegnetem^ &ftigs^a9rbeitenysoUi 
Dies babehS«. Majeetät dör Söug «elbrt'K^.einlD rMeiJitafe* 
sten Schreiben ?om 21. y. M. ia Erwiderung .aikf ei^e vtei jddtfi 
Bisehof ron Limburg' AUerhdebsbdedselbea .fÜrenreidhtB^.Adittse, 
welcher lein Eiemplar des^da»hteii HktaiibneiBa beigiifigtifrar, 
' huldvollst anzuerkennen geruht. Dasselbe lautet:. »:i> « * 

>Hochwärdiger ^Bisohof ! In, Ihrer . aus AnkiBsi d& enfelgten 
Vereinigung des* Hevzogthnms Nassau md ;des Gebietes der 
freien Stadt Frankfurt a. M. mit Meinen Staaten «n >Mwh ge- 
richtet«! linmediaj} Verstellung . Tom 19;'^ V. M. wie. in Ihrem 
Hirtenschreiben vom 15. v. M., wovon Jlir ein .firtmiAar von 
Ihnen überreicht yforaeiiisiti^hcibenlhreOesimamgen der Er- 
gebenheit und Treue gegen Mich und Mein Eänigfiohi^ Haus 
einen wmdigen Ausdruck gi^mde». Jaukm/Jchiinen/dij^fusr 
Meine Anerkennung und Meinen Dank aussffreche^ wünsche 
ich^ d(nss die heilsamen Ermahnungen yiwdiäve Sie uhi. Ihrem 
HMenwarte auf der sid^enxQrunälage jiesuünoe^infßkkan^ 
i W&rt^ Gattes Ihren' IHoeesatken\gegäfen hatten^iin lisn Berjafj^' 
' derselben beneUuMlfge Aufnahnieß^den wiAgiUe^iFrtedvtficpb^ 
gm mögen. Uebbiäeugtv dass audb :bdiiMeine]i/i»aen «Untere 
thaneft das > Vertrauen : Nsioh mehr • .^ und . raetir «be&at^eiiL \ vftrd^' 
•daiss sie in AnseibulDg ihrer kirchlicheii UnterriohtsyflrfaäUätaeiii' 
an den 9egüungen>i äderen sieh- diese wiiShtigedj Unteressen^iin 
'"^' den' Wiegen Lai^esß^eiün Meiner MmarGhtf^mUm dem ßehIntfA 
einer guten Gesetzgebung und gerechten Verwaltung zu etffrßwen 
haben ^ Theü zUüßhiken ber^ek sindti^ikrbleibe Ichjnit dem 
Wunschcy dass Sie, Hochßvürdiger Bischofs an Ihrem Theüe 
auch weiterhin das Verätokähiss für die grossen Aufgaben des 
•'^ VdtM^i^A&s^ de^fSiemrkrmii^^ mföi^ie9ih'if6rifak- 

''i^'mg4n\ Ihr^ktffmeigMt ' l inA^ »Vjj»' onpeiefoü i;lMv.n4 

*i- [ v.n.\. ■?'• » , r.»;i :':n".i 7l.f;ä. y*il},\, i[\\'i flgiBJBy,WiIBWl»tyuOö9"'C*'»i* i 
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An den Bischof von Limburg, Dr. Blüm zu Limburg a. d. L.« 
Ich glaube nicht nöthig zu haben, noch Weiteros zu sagen. 

Der Bischof von Limburg 
f Peter Joseph. 

An den K, Oberpräsidenten dei" Provinze Hessen-Nassau, Herrn 
Freiherm von Ende Hochwohlg^boren zu Cassel. 

■'•■■■•■'■■"".' •".■■■' ^ . . ; ■ • -■ . ■ . :■ , 

III 

. X >. ^ Im Nafnen des KSmgs. 

Itt deTi ÜBteiBUchupgssaehi^ betrefiend das Veriahren auf Ent- 
la^ng äösdtm AmU geg^/den Bischof von Limburg Dr. theol. 
Peter Jos^ Blum, 

bat der Königliche Qericktshof für kirchliche Angdegenheiten 
. in seiner Sitzung vom 13. Juni 1877, an welcher Theil genom- 
men haben: 
d^r Ober-Tribunalsrath Eggeling^ als Vorsitzender^ 
die Ober-Tribunalsräthe Freiherr von Diepenh'oick ^ ChiUer^ 
Hartmann, Bappold^ 

der Präsident des deutschen Reichsts^s, Ober- Bürgermeister 
von Forckenbeck^ 
der Oeheime Justizräth BürgierSy 
der Oeheime Justizräth Professor Dr. Dove^ 
nach Anhörung der Staatsatiwaltschaffc , vertreten durch den Ober- 
staatsanwalt Irgahn, 

für Recht erkannt:- 
daas der Angeschuldigte, Bischof Dr. theol. Peter Joseph Blum, schul- 
dig, die auf sein Amt und seine geistlichen Amtsverrichtungen be- 
zttgMchen Yorschrilten der Staatsgesetze und die in dieser Hinsicht 
v<Mi der Obrigkeit Innerhalb ihrer gesetzlichen Zuständigkeit ge- 
tretenen Anordnungen s6 schwer verletzt zu haben, dass sein Ver- 
bleiba» im Amte mit der öSfentlichen Onda/Ung unverträglich er- 
scheint, und dass derselbe desshalb aus dem Amt als Bischof von 
Limburg zu entlassen , ihm auch die Kosten des Yerfabrens aufzu- 
erbgen. ^ ^ ■■ " \ 

Von . Rechts . W^geu^ 


.\ •' 


^■> » 


Gründe. 


Naoh der yen deuvbetheiligte«! SegieiM^ngaa genebmigle« Bulle 
Provida solersque und dem becreto^.:<9K6cJii<liBisk;At mr^ums^ptionis 
Dioeceseos^Limbtrgensis vom Jahre 1827 (Sammlung der Nass. Edicte 
und Verordiiutigei^Bd. ;IV. Si:466— 493.) und inhaltlich des »Schematis- 
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uns der Dideese limlmrg iur 1870« henxagtgfbtn von d«r InadiMiehQn 
Kanddc b^^reift das m oberrhdnuefaen Kircbeiipieniix gtiOng^Bm^ 
tbnm Lmilrarg deo ümfaiig^desebeinaUgeii HenogtbimsNaaBaii «nd dar 
fraen Stadt Frankfurt, tuid wurde der als erw&hlter Kadiof ?im Sr. 
päpitlichäi Helligkeit Oicgor XVL am 23. Mai 1848 praooniäite Dr. 
tbeoL Feter Josq^ Bliiiii (geb; )8. A^l 1908 m ,Oeiapjihw»>-a» 
2. Oetober 1842 eoosecairt und iptkroniairt Er gelobte zuvor dem 
Herzog an Naaaaa vmd der fteieii Sta^t :?nuikfiirt iiii4 deren^Seiata, 
sowie den Gesetzen dieser Staaten Treue und Geborsam. 

Nadlest ; das Territoriinii - des BisÜiaBM dem iPreoms^ben 
Staate einverleibt worden war» leistete' er laut b^g^ubter Ai^ßqiirift 
des bezfiglicben ProtoeöUs vom 22. Mai 1867 in dij» Hände des Be- 
giemngs-Präsidenten von Diest als Oommisisara 4es Ministm^ der geist- 
lichen Angelegenheiten den Hom^fialeid, durch welehen er gd^bte, 
Sr. Königlichen Majestät von Preuss^n anterthänig, treu, gdboxsam 
und ergeben zu sein , in den Gemüthern seiner Geistlichen und , Ge- 
' meinden die Geshmungen der Ehrfurcht und Treue gegen den K^nig, 
die Liebe zum Vaterlande, den Gehorsam gegen die Gesetze zu 
pflanzen, und nicht zu dulden, dass von der ihm untergebenen 
Geistlichkeit im entgegengesetzten Sinne gelehrt und gehandelt irerde. 

Das von ihm seit Erlass der kirchenpolllischen Gesetze des Jah- 
res 1873 tmd folgg. der Staatsregierung und deren Anordnungen 
gegenüber l>eobachtete Verfahren hat den 0berprä9identen der Pro- 
vinz Hessen-Nassau veranlasst, ihn mittelst Sphreibens vom 17. Oe- 
tober 1876 gemäss §. 25. Gesrtz vom 12. Mai 1873 unter Dark^^H^ 
der Gründe zur iNiederleguüg seines Amts btnnea 2^hn Tägepr auf- 
zufordern, auf weldies Schreiben er ein^ ablehnende AtrtwatrÜ -««<' 
gehen Hess. ~ ::/•:: 

Es wurde sodann dem vom Oberpräsidenten gestellte Afitrage,* 
gegen den Bischof das V^ef fahren auf Entlassupg i aus • deo)^ Asiite 
einzuleiten, vom Kdfi&gfiebemGiendb.tshQf für kirchlidueiAfl^leffBn- 
heiten stattgegeben Und die: Voruntersuchung dtorch eineci vw Aj^ 
pellationsgerichte zu Wiäsba'desa ernanntem etatsm&ssigeu >.Bichtor 
geführt. .. .^.. , •' '.•••l'*\ '♦•■•.' 

Derselbe hat, da eine persönliche Vernehmung des Angeselittl^ 
digteh, weicher seineii BiathotssHz verlassen hat , Wegeu^.der «ünbe- 
kanntschaft seines gegenwärtigen Aufenthalts nichi 4U9{Bfa{bav iwar, 
seiMi ' Th&tigkäit auf H^rbei^ohiifftingf/^des.BeWeism&teafiatSi fOr die 
Ansehuldijgungsi^unkfo, nami^ntUtdi Her > tein$chlagen(le«[ Aitten« AJrkaoh • 
den*und Druoldsactueni bd9ohränfct.> iNädhibeendtgtl^rVoi^ni^rsitolifH^ 
besDhIoss d^r Gerichtskiof Cur 'linc^liche !A]igefegenb»ilentVd«lni; 
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f ähtfeii ' Pörtgarig ztr geben (§. 28. Gesetz vom 12. Mai 1878), und 
wurde viota döm mit den Verilclitungen der Stääteanwaltschaft vom 
Miiiidbif der geistlichen Angelegenheiten betrauten Oberstaatsanwalt 
Irgabn In Faderborn die Anschuldignngsscbrifb eingereicht, welche 
dem ä;6wesehd6n Angesehüldigten durch Anheflung an dieTbärsei* 
neJT Wöbntiög (§§. 196. IÖ7/ Verordnung vom 25. Juni li86l Gesetz- 
Saitomlttägf S. 1^1:) Zugestellt wordien ist,' und d-as Vorhandensein 
defr'M'l: 24;^ i. a. 0. diafaih pr&cisirteil Thatbestaindes nachzuwei* 
sen sucht: ; ^- ^ - 
' ' -Eirc^eniliedär; w^teh% die auf ihr Atnt oder ihre geistlichen 
;-' Anltt4veti!chttitfgen bezfigliiihen Vorschriften der Staatsgesetze, 
'^odet die in dieser fiinfflcht von der Obrigkeit innerhalb ihrer 
'^'«''ged^^Iierhet^ Zuständigkeit getroffenen Anordnungen so schwer 
' vefletised-, dass ihr Verbleiben im Amte mit der öffentlichen 
Ordnung unverträglich erscheint, können* auf Antrag der Staats- 
behörde durch gericbtliches Urtfaeil aus ihrem Amte entlassen 
werden. 

Im Einzelnen ist aus der Anschuldigungsschrift folgendes an- 
zufahren: 

A. Zur Qiarakteristik des Angeschuldigten und Aufzeigung 
seines bereits vor dem Erlass der Eingangs gedachten , damals im 
Entwurf bekannt gewordenen Gesetze gefassten Entschlusses , gegen 
dieselben durch vorbereitende Einwirkung auf die Diöcesanen im feind- 
lichen Sinne Stellung zu nehmen, werden mehrfache öffentliche Kund- 
gebungen hervorgehoben. DahSn gehört: 

1) ein aucb die Unterschrift des Angeschuldigten tragender 
gemeinschaftlicher Erlads der Preussisch^ Bischöfe an den Klerus, 
datirt Fulda, 11. April 1872, worin das Gesetz vom 11. Mai ejsd. 
(G.-S. S. 183.), betreffend die staatliche Beaufsichtigung des Unter- 
richts- und ErziehtingsweseDS , als wesentliche und unveräusserliche 
Rechte der Kirche verletzend bezeichnet , und demzufolge von einer 
einfgetretenen Zeifc der Heimsuchung und zeitlicher Trübsal gespro- 
chen , auch d^ Klehis zum muthigeto Ausharren bei allen ihm wi- 
derfahrenden Verkennungen, Verlästerungen und Kränkungen er- 
mäbht wird. 

Der 'Erlass ist al^edruckt im Amtsblatt des Bisthums Limburg 
fflfr 187i. Nr. 6. 

H} Dfe im PaderbcK'ner »Westf&lischM ffi fftr Kathb- 

likontf Vet<öflfä]it1i(^te , auch die Unterschrift des Angesehnld^ten 
trajgende^ Dbnksciirift der am Grabe des Heiligen Bonüaduö versam- 
melten lEhbisehÖfb und! Bischöfb-Wm SO.^ptembeir 1872, gerichtet 
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gegeu da» oben allegirte Gesetz vom 11. April 1872 und 
setz vom 4. Joli desselben Jahres (Beichsgesetz- Blatt S. 2S3.) 
den Orden der Gesellschaft Jesu und andere MassnahoDen des Staats. 
In dieser Denkschrift heisst es n. A.: 

»DiEtö Einsehr^lten der Staatsregiemng gegen d^ Bi^irf' von 
Brmeländ wegen der von ihm in v6lUikmmm t^^tktigUr Weise 
verhängten Excommnuioationen n. fl?w. -Wir^ wArden^ iid-^gla- 
dien Falte uns das gleiche Bee^t;itii$bib6S(»eiten>n(ibi^^ . . . 

Sine ändert SchBdignng decl - Becbtiis «»<> dtoi^iPre^beit^ der 
katholischen Kirche liegt iü' dem VertMtoi'dei^lQleiäUiehtfbi Jesu 
u. s. w. Und nicht genug an dieser Unbilligkeit tmiifiärte 
ohne Gleichen ..... • ' • ^ * '^ • 

— War das der Sinn des G^setzes^ däsir aKe gei^licfaeti Genos- 
senschaften, welche die IQrche hervorgebracht iiat, iaiti den 
geistlichen, seelsorglicben , erziehlichen nnd wissinschaftltchett 
Bedfirfnissen der Zeit im Geiste des katholischen Glaubens zu 
dienen, den Jesuiten verwandt und zu verbannen seien', so ginge 
klar daraus hervor, cfass das Gesetz darauf abzielt, die Lebens- 
kraft der katholischen 'Kirche möglichst zu ersticken. — Das wäre 
aber von allen Art^n der Verfolgung der Kirche und vdn allen 
Arten der Unterdrückung ihrer Freiheit diiel scbliintnste. 

•^Das Verbot deir religiösen Vereirie , dejr katholisclicn Jugend 
(in Preussen) enthält ofienbar etwas FßindseUges geg:ep die 
Religion. — - ü^berdies ist es .?in Eingriff in, die jBechte der 
. Kirche und der Eltearn. t- : 

Wir haben offen. die. Jdassnabn^en d[or4et;zt^n Zeit.durab^pro- 

cben, indenea wir Kränkungen der w)(7hlQrwf^rbi^qen, 4jif^d .natür- 

. lieben Bechte .der k^^tholisqben Sancbe ^undibr^. Mitglieder — 

erbUcken müssen ;. leuler fcheiot die Zukunft f^r udSf.jioch 

. trüber sich, zu geßtaJitea. I>ieselben StioiimeR;, di^.sjüci^k^iwt so 

viel 'Erfolg fär die bisl^erigen Massregel/^ giftend machtso, ver- 

.4aQge^ dass da^^g^nzp Verbältniss des Staates zi^f k£^tlH>U8ch6n 

Kirche ohne YerhaiKUung und Verti:ag mit der.!Kir^)2e,:UQd ih* 

. i:em Ober^9pte/ö>wejitigr dun^b.jdjegtii^tfgejflafagj^htt^ 

: P«? geregelt jWfpd^^i -TT; v.^ >•:. . -^v..':!, uf -luJ'Mjri 

Kraft der Freibwit itüd; Selbats^digkeill (kr^ik^^ 
I Eirohe ' lin' Dentbühland ; ' bebateiil ufunc ..es * ^äU^ieibioUbhjQ^litbares 
Bliebt ! denblbbn in iAisiiruidh, tdasa o din SisottdfevvdleitGAistH 
liöheni^dfer rKattHUralkiroheh.iHildiidM:>BM 
» /jnaeh dete; Gesetzen: der Sirab«:.9n)il daiob d«)lii jl« :£^ Ib^' 
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' ' ^ stabenden %emnbefsxngm ^ewisebeii. ^ Km^ß .twd, Slaat . erqimaii. 

, ... 

>iu.|ßbeit8ai.^beäDaprui)fien'j]wk iala 0iqi>r^tBi)<^)?ti.d^r;>Hatj^<du[O^ 

Kirche die volle Freiheit det^elbeai; ih]|^.Pidn6i^ d6n»^reh}icheni 
i,../Q<9deiie|i4fitP^$ifu^?lß}ia9^ +Tn #0W(iq, -Tr,,jeigp«9nAp8taJf;en zur 

; u> d|itet!4IWBifitot8(4MPiiir tWtfßM^^ ^f«?|ehtea 

» ;.vmtffc*»flflktol^Ld«&riiJ/Bdflt)^ ,4jPr^W|:«te^ zu 

3) Der im Amtsblatt des Bisthums. Limburg (Pfp,:lß72.,}$lr. 12. 
ab^^^^9)k^^p,f^5|fl^ ^^ ]8|f[^Jio|s,iK^gjBp.4bUaltuu einer gei^insamen 
Ile;f?-Jpfp-Aji|ija(^ii .(ftr , ^ie. Anli^giaa »der katholi^cheni Kircjie im 
Deijyt^j^l^i^ i^i^^^ S^.Öptohjer. 187^,,.worin die biöcesajaen zum 

Gebet j^föV| die {^n^ Christi ♦. .die lieilige kätho- 

liacbe Kjlrciiie.^« auigftfordert worden. . : 

• , 4) Sein F^stenhirte^öbrie^ jpp 20. J^anuar } 873, vorliegend in 
eiifte^m \m ihm selbst dem Qlf^prd^ide.Qt^p eingereichten Exemplar. 
Darin- sagt. er :..;.,: VI :,,^ «•..r:;,Y7 , '. ;- 

»Di^ Qnbi^rtyideleu A^nl^^ageÄ^ Techts- 

wijlrigen Freiheitsbeschränkungen und rücksichtslosen Öewalt- 

riiassregi^lri /Welche d^rhiiatlen unsere hmtige katholische Kirche 

' .' ühte^- dei^; Ä:eMthäfk des' atitic'hrtdtlichen 1:^seüdö-Liberali8rau8 

' in aÜi^ii tahdot-n^EiBropiis^Welfr oder weniger zu erdulden hat, 

können uns gewiss nur mit tiefeni Schmerze erfüllen: — *Nie- 

' ' ^^»^^(^^^^'Wid' Wölfen' Irtf*^ itoöftön unserer 'fceüö-feegen 

^^ >€hi^«tö^''tftitf 'mm'mrShe ^ 4W(irmt iiM den BeHall des 

J^it^'r6()fHic4«^^aek«r 1fe!iMTs<Jh^Hdeh''fäl8ch€fft Wbevaliewus uns 

^- '" verdifenöH: %ad^'#ovriölt wMen *J#ir Von tmöei^r'-öbribtllch 

• ' ^fWr^^toift äbWeSiheh,' ilroHt^' wiif nach (Jem fj^evelhaften An- 

' •* ' siüb^'^mm' v*Mena«eti ' W^t-tfBhWt^ dt^ liMttißg 'und Ee- 

'''^''^ikAkg «rftei^ö^^hfeHig^ Hfrihe, welelw Cbtistuö ' seitfen Äpo- 

•'•i ^n-Ääd'äel^^ *f«chMg^ ^ätiVe^tttfÄ» ^ätV «öt^ Vefnlehtung 

''''*lihWi<f^Miito''äfa»^^^ 

Priester- und Hirtenamtes den damit niÄÜt 'bdi)rja(UteB Trägern 
fiwiIitttUiiOiineidj dekivSt^tfl^^s^fl&^utttenitäücr t i w: r ;. >/; 
;..>ii>if£)idWfIdenk8cU«ftt^uB9»timä 

B}8d»9fei»^bT9atvdtoxa!r«toeHc'.jiim ,3ftu) j^mAtr cilBTidoJdradiKftiiglichen 
9te<ijinifaäfeHQiiii1lM»^^ 
lidii. ^^bbüe Oeffltebhvifk^ile^tigogisb^'dM dainab.xdflr.'DaadesvettEetung 
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imfSutwinf vorg«l^;ten"kinAanpoltti»hen Oasete fariBliä:» «akö Jeier- 
licbe Verwabmng mit dem Bemerken ein, daMidieidblni:; tdai Ate 
von der Staataregiemig krsftü'Atuipnich genoBntotieD<>Ma(^tvo11- 
kommenbelt Einseitig ntii olmd rorgSilgige VeibtSüdigmig siijdai 
IrtrcblicliMi Organen g«»aefat »eieb, esäe'YMetadngnäd'SremMUu^ 
der wesentlichen Bechte der katholischen Kirche und ihrerBindiM, 
und den iM«M oaA 7«<derbIich8ten[Etngirifüni:ifls!inHeiaU< Leben 
dar Sirc^, in die taflcksten InterMM« duBeügÜHl^iiiiKl-w diri>Frei- 
bdft des katbolteefaen Olanbeds eDthisttMi' i'Si»]>eiitM/feiertichen 
Protest gegen d]& auf natfciM^ BBdBhnDgi'jnHTiiildnetod^ Brttim- 
masgan , beb«ffend die VofinUong «nl ^gasüiöbeit .Atob^naad die 
Bineeteang' «inea Staatsgerit^ht8:f3r kiroblicbo Sanhebi^^.deneKl'Coiii- 
petenz vod' den Bischöfen' niemabworM aMrkJaont.weidntji'^Ii 

6) Die anch vom ÄngescbQldlg'teii'tniier^eltihAlett^t'fii' %!r Zei* 
iung Germania 1873 Nf. 31. abgednicktö Adreäae'^eÖ ^fkö^ischen 
Epiacopates au den Landtag , datirt Berlin 5. S'ebrnar 181*3'.' also 
lautend: 
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>Die ^EönigUcb« Staftt$regter!Mig,liat ^ä,&m. l^dhep Paii^^ zwei 
GesetzQotwürfe über (^ Vtinbildiing. n^,^^3te^,UI»^,,^,<Qeist- 
. Ischen, ffift ^ucb .^bei, die Disc^J^iwgi&s^iiJi -^ .^jB^l\ssfaa- 
,, snng TftrgelEgtr «(Blfihe .dBn,-Sa]tawKfln^,Wji^, ^,,ßii^^J(ichen 
,; Wesep,de^,,)iathfly8fibap,p^CllB s«(iadwV'.Wiäw3lT«4ti^%M:.)*^^ 
,,; diew^-Voriagan: zii_r:;4p"ftiiff(«( gtsWu 
, . k^tholiseher .pbfiet, uiidmn ßo y^ 
.. Bi«Qba£, ,^ohiv», Bebvarstfi. V!Qi;le^D 
. afterJtenMn od«):, frewilMgibj;i;e4.,f|iel 
,. ^ halb ■^n^adea «ülf die. unti«fze^9e( 
: agbtungsvflU afl,;^fta Hohe Bpps.puit 
. , !,-, ifif. Äiwi:^pnifng,,idftir,,(ier -JKjfqbe^-i 
,. Yerw«ltp»ig ii»w .ft'iWft^ Aps^l?(pei 
..... .dß(i:0«3e)ifyofllagpa;i|iic|iit,ag;swt1«ii'li 

,. . i.„W»gpo?WBrfi^^' ^)«?p ;yW-:«^eiji,.I^ 
...,..,, ^p„^.^^lfih? di?.,^aigfti^^feg5:tn|;_„^ 
,;,,., k^UioltP^^ ^Jirgft^„ppf|f9pd|g,,pfti 
.■.•■i>Un\l^ me'Ä&fiß^ ^btn^wmamfim BplabopdflasinfciSäliiteliKJeatflt 
id9aiKUMV,:ohä#Djlaitt,>ub^«di4c)UndBL)diMiK(tMi(d»BViittMeitong 
■t8lf9' Nt/ J^. ab'd"votfi^-ADg«aebnIdi^eft"»M,iwtWiwä^ielip'iri>Hilchw 
«k dtti«tebnt«fit4«jU)nUilk''.«ie 1» derjob«ii'ttti|-6yg^iBHtbaiiteDk- 
:KbHft^beiHth4H''ffe^enJ'tetti,fiem'iEantzei'<eBrrwiJBÄeJdwr^faNbO^^^ 
'ri^h' Hh'-QtMimiim <iW98''«UHbebs"3<fc1ibl<g4«taMefa[ iMiij ans 


fteieniätickä^aF^flioh! ^x»x^gjm\Qi^miiipn,m^^^ $i« mi^'^ti 

«'!" 'j<B)JDar;fitoi8;>di!9 AagofMÜiiilA^gtieitt tän -416 GbrntUoblceiit »seiner 
fifiScÄM wn;:iS6i.i£0btuft]r lSP<r Tec&ffeMlicht ,iin Amtsblatt des 
^ifilrätflfi^iEiatfanirg'tffirjitöTS^'l^ 3;^ vorih>t«^sti&li!9Q^SitelIea.v<)r^ 

JcioiitartirxtM.H i' jj ')\^'Ui\ .;-r-.-"i ^i»:..^^ ■♦,;. /:''-:\\ . '. ' :;j :■■•••■' -.^-^ 

i\'}nihUilm>mA^^ Qptziaapit^l Und 

I v^dftb 9eskomtenr;SbiJgx^ hoobirordigeoi <]ieiiilli«ibkQit «^ vWöC(»fiie 

urriMl dmi^nLUjätagQu/Bingfibrl.cyffii^^ imr :^a|^bom^ 

il> Iiwn^atilligdiefaiiäist'.AdD^ 

■'^i' ' 'DroBiei ' und V liaiirger^ Ftf eudiß ^ leftfäUt /und ^ mücben . : «s: mir vm 
Bedü[rlii8g0,i/tgdJebte tfitarbeitear: jim We^^ Beira^ 

„>; ^^h,,fneipieii.ftirfri^bfc^eA,M Dank a^si^sprechen. 

,: , ,l?\(aiür^(i|ur|t0 .0?*%;^^^^^ Beweises Eurer kirchr 

,, f.. iipheiv Tr^qa und iEntecl^ö*!^^^ .UW in dem fAr den Fall der 
Annahme gedachter Oesetzent würfe unvermeidlichen Kampf für 
die Wahrung der rechtlichen Freiheit und Selbstständigkeit un- 
serer heiligen Itirche' auf Euere opfer^^ und ausdauernde 
'Mitwirkung reclmen zu'kbhrien; Während meiner nuii schon 
, 'ihehr als drei^gj'ä^gen bideliöflichen Anitsverwaltung habe ich 
'/'GeliBgenbeit geistig gehabt /mich da Von zu überzeugen, dass, 
/wie Ihr 'stets bj^stbbtmd/äenttKä^ geben, "was des Kai- 

"^ se^s^'ftt, So llftr eS a«eb für EücfrÖ 'häU^ö Pflicht etachtet, un- 
', watteta.'UrhsiäMien OotVz^ l^bciii,' w^s Lottes ist. (Matth. 
' "•^_2ä,''äl.):" 'DocH öiässle tJarenleute Ausdruck Eurer dieöbezflg- 
^ '•''jiiÄWÄ'ökliJiiWg uÄfef fferi jeliiigeh^ ffiii: Von vor- 

■''■''UMc1l''likiiii #^V ärffl/^a'dw'F^^^^ ürid S6lbsbtän- 
','; 'diii*^ • 'iinSenilr ii^ra^^^ ErfaUübg ihrer iöttlichen 

' ' ,''M{8i^^"sei)! latigd' Mc&t so' ünseiscbettt mä; fiittweg8eizun|[ über 
■ ■' ■'' Jed^" ^tflicHtfubd'^hsebHclie Recftt bedroht worden tet , als 
' dteteii, 'wb'diF^gegen llifbaiiÄd'll^^^^^ ge- 

""-'^ifiWte''ki^icttri^tt!che tiiber^sräuB iii^r «em h^Öhlerischen 
'••■*J"''V"(irg<rtj«in lföifir6BWng:iin« K^iteguB^ ÄeaStaatiis darairf aus- 
Ä^'-Äegs^-Xj^wat' 'därea' KöeöhttaB^ dö^ Kirdie 1»r' seine 
j 'JK-liittfliatitainBifc^&bffidiitlif MBit HaaMT Antdir ^U«Bdtkar.ie& «lachen. 

/fii»(linllHakb<^^ä:pfliciU(tog(ai> iA JiaiidrfIi^iilii9ii<iiV»li<i<^<«^ 4«* 

öfii^i»fct;i^kMme|tik^iwl)>d4QH&piiifllelQ'^ii>^ 
Ml. Qat4s ni«lii.jal9] d(WdlIen«dMi»g«hoeoyR «««»,] <4Hlst«iJ^. ^ii\9t*) 
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' - tini'tmter ''d^Bi'IiOduagsitt}rteV »C^rtlfStiBs^ieki-^iheiniVIiieben und 
Sterben mein 'Gtevviiint (Philipp. l^/21i>riiebeir ^äbttes/ZBoir Opfer 

' m brihgen und ^tfeji' iä» Birteete^iiterdaldln^Tcls^aii GIriBtas und 
seiner heiligen ^Kirche zu yen1lthelr»;i3ni<^<^d^ni):»ti9nBeii gött- 

^ ' lieber Herr und* Hetlaindr, velelieni^anrdeQf^Yotlisaiufirifegelung 
' tind der Anflebnung gegetii den Kaiser tescbitldigt^yiBbierf durch 
Yerkündijgang der Wabrb^it Jerusalem ?oir Mnjiini >iialiendeD 
"Sfe^äfgerkhte bewftbrfeff Wollte- ^-^'if'; i'd'\'K\r^mM/;ikMX< wem 
wir ^i^iig' ' befänden Mmi^n , aH' 6ei&em> iü^ideüLr. ^Jäeil' i ofü neh- 
men , nach bestandiiner * Ptf&ftrog. - weh ^ rAntbiU /ge^ea: sän sei- 

' ^ nem ewigen Triumphe flb^r tlU ^Werke^Mdäp <Lc^' unA Bos- 

'9)' Dais aucb'den Namen de» Angfe3ävdd^gtira'4irägbnd»>:^Send- 

schreiben der am Orabe des heiligen Bonifacius zu.;Srildb('rv«rsam- 

melfeen Ober&irten^aii den tocHwfirdiigsen ^Elerusi^lund fsäenbitliche 

Gläubigen ihrer IXiöcesen^ vom 2. Mai 1873, verÄffeBtliöbt/im alle- 

girten Amtsblatt Nr. 7. nvA im iNassäuet^ Hrten tfur ISSfä^lSr. 55. 

Die Sfaäts&nwältechäft bezieiehinet dieses Seisdäohii^iben: ds'dle Mai- 

gesetme' entstellend md als aöfreSzeiid. - Sieiifebl^JiQigeAdeirgtellen 

hert^r^' - '- ■■' '•■ »■' '^ ■'■ i'- •^'' 'i^n •"»■»nrf nh) '^il-iVA 

'' i^Ihr -v^isget^ in Mreldbe Lage^diB Kirche/ JesbrObrssti, rwfce bei- 

liah' In der gäifizeln Weli, sd nameoAlinfa oracbu» Jitaaensfa Va- 

- '' terland^ -^ '^ib^w^ftieti^^ist: ^ Sinei fieinibnvbn.fic^tsDeiihS^ dem- 

'^' nftcbi^ei^lasd^n' werdet!^' wetcbe'nit(^i[dBri^iMtGh)itfr>tialirQfdnet^^ 

' ^ - Ver&a^niS' und 'SV«ifaMt'^fier<Kiif^e Itaf'^s^iitlUh&'Sbnliten im 

W^de^stfruehe-'^heil; ' f- •'' NinKK^i h-^rfb/l t!^^^Jieftül^ 

Di^st^ EriMtiii^isb kttbtitef dm^ek^AdrelHnn mdiDepntetionen 

•^' Äu^Mick'^gb^eb.'' ' mk dl^er Ktaidgebiing ^^(fstfakiaaet ihr 

Atigiebi^fa^'^r '8e(hw%reii Gl€rfUiretrf'ttrii wcf}clMn^ieiKii»Uen und 

dl»^Hirt^^*aeFke)fteb^ in liSbbbster Z^it; bediMf^^ändV^flife-fieilige 

V^rtäcb^üngV^^daäsf H&ri, was äudb iänief ^^e ^ihhuittftmbfcingen 

"- ' ^^ #äMe/tltYWaM)etbW imn zi( 'dem JsmfS^ Vwten^^afadiifai uns, 

''>'' titit<Öi^<reeMmä^tj^ Biecböfek) {«ebeli^ifefdetvViibdiidasiaflkr die 

''' ' li^lM -Th^ttlishKJiiil^o-lM^ fi4i3em(;atlHififc)erdet. 

:mi >' äüfVierf eiftl^:--^^äei^nHiwYr Bi^hxii^>^4fif^>lgema«i«iear8Dank 

^iHo j^f dü$69>i^>la^ds^ffitdigmi f^SfdMu^hgeAn^rbrfCteued^Ite? Wir 

«^'^^"«ältfKi'^^^^'^aeä^b^iifair M^ elften fB«ltfgitlmf|aBiM»Snner- 

sehutterlichen Treue und wir beschwören Euch >AliBf\6ia der 

'>:ni>'jJ[L«^v^isu^.*^eilrt8tl^yM^ ilfferMHhii^miw'j« BudieidGesin- 

^^''^'^^mkt^^fWi^liMh^^'Mti «idtW di^bThat fBaeiH gs^ebi^ii^^^Viett 

•'• " 'Jiu'^blftstaiHlföttl «'>. l"L'.i v\i^'rff fViiuli Xriild'Mii'A 4fsnM'iOiq>5*>^>Hj>: 
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- Nocb haben die igedac^bten Ge^tsesvorlagen keiiie Gesets^gkraft ; 

. ' was imn)^ icommen tnag <^. 'wir werden mit der Gnade Gottes 

. die üi' nnseten Dönkscbriften eatwioketteÄ Giwndsftte^ $tandhaft 

.. und eiumütbig vertheidigen. v 

: .Ihr aber^ geliebte Mitarbeiter trnd 'Oideeaaner^ , hattet nnver- 

r' brüdblicbiäran fest 4 daj39 nur 4^jenige eit^ reebtmässüger Bi- 

' acbof ist, de^ al9 solcheirviomb}. Vater and dem apostolischen 

' Stoble,. dieser Quelle der kirchlichen Einbeit und djOr kicohlichen 

' Amtsgewalt y gesendet isi — Ingleichen werdet Ihr steis nur 

diejen^en tfsrecihtmäasigßSeelBdrger alierkenner) können^, welche 

' ' ton den irecbttm&aaigeli Bischöfen fär diesoB Amt würdig und 

tüchtig erfunden, von den Bischöfen mit diesem Amt betraut und 

•' "gesisndet werdejn,.iiöä welofhe in Gemernscbafi mit deq Bischöfen 

y- '■■verbfeiben.' : .••! .• .^ ' r- 

: • . Jeder Andere wäre ein SiodliQ^Iing^ Zur Vertheidigung; der 
i an vöräüsseilichen. Freiheit . der Kirche — empfehlen wir Euch 
^ . nebea dem treuen ' Anscblus^e an die Kirche r^ dft& Gebet 
Denb seit den Tagen, wo Conetäntin der -Grosse sich zum Ghri- 
^teütfanm bdcekrte^^nd der dreibundertjäbrigen Verfolgung der 
Kirclie ein Ende ^machte, ist wohl kaum eine Zeit gewesen, in 
^ ider r die' Kirche auf idef ganz^ Weit: aller menschliob^n Hülfe 
/ bteraubt imd: ¥011 ! so f grosser Gefahr, /bedroht wa^, wie.^n der 
'i^ij^igenwä^tigM. il}ndi%jihQi:iii^^ blos uqs^re augen- 

' '/uiMioklichiui^fBadräiigbisiietdmiJ^k^e, ^ was uns 

i iiiiri .d6r;Ziildaiift dvoUi JWettnrdietiEäirelfö Gbrifti ihrer xächt- 
massigen Freiheit beraubt wird, w^QQ^^-iAas iö|Eeiiiiioh0 Leben, 
1' tramt f»<Prten .ußd /iLiteifattit fia^t ]nui! ;^))glaubeje^ utjA Gering- 
. r is^bäixuDg odei* fl«S8:>g€(g^ im Christoatbutii .tiqd die Kirche 
>'. ;.i8tbmen,i weaii dier Jügeod'dUtteb 6ii9^. <^- ChmtiS^thjuiii ent- 
: il' tfiresUlejtfcnScbUie./^bdrWisseosobal^ ivii^i: Wlß^xw unter 

j <'d^m;lDvd(^ tdäeser; S^sttode der ^Ij^ruSf^^ebr; m4 -Biehr aus- 
»' iStiifbbioderT vKm^ Zieitgeiste: erfüllt un^ v;e.rdQ¥b;t( wird^ d^no muss 
'b lifier-^briätltcI^.iGlanbei.fdie C(hristjii^}i^ JUi^J^er^Tid; .l^a^rachit, die 
] >i/i ohrifltliche^^Si^tk bmhÜvivj3i$aLmm^f^Q^hmi^f^ wo 

.(.'^(]skBKj|ju9bec}i09gfeftb!gest^^ -^//iutimiß^aiim. giit^.-^^bolischen 
j'V/ VeIkei»//iflhdicdann.'Wii?|if riete »rwl eine 

^ iiuiZ^atiMnghsb&^ di& Mtk^lnw.itolb.^nts^ts^fi^^nken 

. <')B2f>Zn^ Bemm^dmti^r iAr(ge9(4)HMigj^iMcl|;::^r]^^ 
derZ/Maigoäebsa sein^b ^id 1 d^tf » bfebel; mitigetb^iUMiSilimdgQlimngen 
ausgesprochenen Entschluss, ihnen Widerstand zu leiat^v von(Neuem 
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verlantbart habe, werden von der Staatsanwaltsehaft folgende Er- 
klärungen des Bischofs in Bezug genommen. 

1) Die dem Königlichen Staatsministerium den 26. Mai 1873 
überreichte auch vom Angeschuldigten unterschriebene und im Ori- 
ginal vorliegende CoUectiv-Eingabe des Freussischen Episcopäts, in 
welcher es u. a. heisst: 

»Unter Bezugnahme u. s. w. sind wir, die unterzeichneten Erz- 
bischöfe und Bischöfe, zu unserm tiefsten Bedauern genöthigt ' 
zu erklären, dass wir nicht im Stande sind, zum Vollzüge der 
Gesetze mitzuwirken. Diese Gesetze verletzen die Rechte und 
Freiheiten, welche der Kirche Gottes nach göttlicher Anordnung 
zustehen. ..... Eine Anerkennung dieser Gesetze wäre da- 
her eine Verwerfung des göttlichen Ursprungs des Christen- 
thums. 

Auch denjenigen einzelnen Bestimmungen der gedachten Ge- 
setze, welche von der Kirche an verschiedene Staaten kraft eines 
Uebereinkommens derselben mit dem Apostolischen Stuhle zu- 
gestanden sind, vermögen wir aus diesem Grunde nicht Folge zu 
geben. ...,..«• 

2) Der im Amtsblatt des Bisthums pio 1873 Nr. 10. abge- 
druckte Erlass des bischöflichen Ordinariats vom 3L Juli 1873 , in 
welchem »auf Anordnung Seiner bischöflichen Gnaden« die Abhal- 
tung öffentlicher Gebete für .die Kirche vorgeschrieben und Folgen- 
des gesagt wird: 

:»Das Gomit^ des Piusvereias in Rom hat dem hl. Vater seinen 
Entschluss vorgetragen, alle Katholiken des Erdkreises zu einer 
dreitägigen Andacht einzuladen, um durch Gehet und Busse 
Gottes Eülfä für den Sieg und den Triumph der Kirche und 
des apostolischen Stuhles in den gegenwärtigen heärängten Zei* 
ten zu erflehen. Diesen Entschluss hat der hl. Vater mit fol- 
genden Worten gutgeheissen:« 

»Die Absicht, zu beten, ist nicht blos lobenswerth, sondern 
geradezu nothwendig, besonders unter den gegenwärtigea Zeit- 
verbältnissen ; denn die katholische Kirche wird von alten Sei- 
ten beunruhigt und mit höllischer Verwegenheit angegriffen. 
Beten wir also, dass Gott seine Kirche errette .von den Schlin- 
gen der Arglistigen und von dem Schwerte des Verfolgers ^ . . .< 

3) Der ebendaselbst Nr. 11. publicirte Erlass des Ordhiariats 
vom 28. August 1873, worin die Freude fiber di« eifrige. B^heilig- 
ung der Gläubigen an den angeordneten Andachten für die bedrängte 
Kirche (vorstehend sub 2i) zum Ausdruck gebracht wird. 
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4) J>as Hifftenschreiben des Biacliofs vom 13. October 1873, 
die Landtags- und Eeichstags- Wahlen, betreffend (Amtsblatt 1873 
Nr, 16.) woria, es beisst : 

, >(Pi^ Wahlen) sind doppelt wichtig 
erflster Kain^ entbraont ist um di 
der bi. Kirche in unserm Vateriandi 
rMänner wählen, die Euch zu dem ^ 
■ ^ie vor Ailena bereit 3ind,..mannhaf 
f reihäit utict Kpcht, Denn wenn je 
ser^o Tägeadie Rücksicht, die obeni 
wahrlich kein guter Sohn der Kirch 
decj ruhig zusehen könnte, wenn ( 
, lagen ^er staatlichen . und bircblic 

werden « 

.5) Der Fastenhirtenbrief tjes Anges 

1874, internem Abdruck von ihm mittels 

dm, OberpräMdenten, überreicht, und ir 

Nr. 2. veröffentlicht. Darin wird gesagt 

»Niemals, geliebte Bisthums-Angeh 

steo Beberzigung dieser Worte (»W 

Ende, der wird, selig, wejrdenc) sovie 

■ bei ^er noti; schon so lan^e andaui 

Steigen ^grifEenen ßefeindoag uuse 

die unter dem Namen des Liberalisn 

< .' aBttohristHic^e (jreUtesr^ch^ng ouaei 

, schalt gelangt, dass man in freyelha 

. offen und ungescbeut gegen , Qott uu 

erheben. . Während trjiher die Woi 

Freiheit, wie,, jede rechtliche Autori 

. Liberalismus ihre iinheilvpllen Pläne 

Ausdrücken verhüllten, bezeichnen, si 

.im Intei^4e,4er b.ü>'g^lichea Gesel 

. »Merör,..26it,: djjs von Christus gegi 

jäKßQ'g&iit^he.^lQDterwerfuDg \ip.ter 

■', föB^tt^i^|i#a'C^ai^ktei9 .zu, entkjki^d 

: ^ häjuldche.:»sd öffsQtjictke J<ebQa 

dämges^as-^eineraeits die gegen. di9 P 

, ■ JoriadicÖoBsgewalt. ließ, Nachlplgers 

natmten Äitkathi^ik^n Wßgep ihrer A 

bHüB Obevbiapt aM()F9r h^ligei) Kirci 

nehmen und iiiplit.^i>)D)ii4. dagegen 

Arpliiv für Rircbcnrecht. ZXXVIU. 
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dass offenkundige, dem gröbsten Materialismus verfallene Got- 
tesleugner an den Hochschulen als Lehrer der Jugend wirken, 
so halte!i sie sich andererseits für berufen, die Katholiken, welche 
der Staatsgewalt nicht die Befügniss einräumen , die Kirche in 
Ausübung des vom Sohne Qottes ihr übertragenen Lehr-, Priester- 
und Hirttmamts nach Willkür zu beschränken, als Feinde des 
Staates und Störer des ßeichsfriedens zu erklären und dahin zu 
wirken, um sie, wenn nicht durch Ueberredung, so doreh Ge- 
waltmassregeln zum Treubruche an Christus und seinem Reiche 

zu bewegen 

Die gegen die katholische Kirche und alles wahrhaft Christ- 
liche in Anwendung gebrachte neuheidnische . AuSs^ung von 
der Allgewalt des Staates, nach welcher dersel))e die einzige 
Quelle des Bechtes und seine durch Majoritätsbeschlüsse wie 
immer zu Stande gekommenen Gesetze selbst gegen jedes na- 
türliche und positiv göttliche Recht und die ausdrücklichen Ge- 
bote Gottes zur praktischen Geltung gelangen sollen, bat be- 
reits vielen Nichtkatholiken die Augen geöfl&iet und sie die 
grauel vollen Zustände des Despotismus und der ihn ablösenden 

Anarchie voraussehen lassen « 

6) Das vom Angeschuldigten mitunterzeicbnete Sendschreiben 
der Preussischen Bischöfe an den Klerus and die Gläubigen vom 
Februar 1874 (Amtsblatt Nr. 3., Nassauer Bote Nr« 28.^ Germania 
Nr. 42.), %orin gesagt wird : * . 

» — Und wenn selbst — die Kirche in unsern theueren Diö- 
cesen zum Sehaden und vielleicht zum Untergänge vieler Seelen 
v^nvüstet werden sollte, so ist es besser, dass solches, durch 
fremde Schuld geschähe — als dass wir selbst mitwirken, dass 
ihre Freiheit vernichtet, ihr Glaube und ihre Verfassung ver- 
ftlscht — werde» r 

Dagegen wird durch die neuen kirchenpolitischeu Gesetze — 
das Wesen der kirchlichen Verfassung und die von Gott gewollte 
und absolut nothwendige Selbstständigkeit der Kirche Jesu 
Christi in ihrem eigensten Gebiete vernichtet. 
^ Der Staat — führt sogar einen der Ihrigen (Altkatboliken) 
als »katholischen Bischof« in unsere Kirche ein. Wo ist seit 
jener Zeit, als Kaiser Constantius der katholischen Kirche ar- 
rianische Bischöfe aufnöthigte, je so etwas erlebt , worden ? 
Wahrlich j wenn wir einem System, das solche Früchte trägt 
und einer Gesetzgebui^, welche die Axt an die Wurzel der ka- 
tholischen Kirche legt^ unsere Mitwirkung versagen, daan thun 
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wir nur, was die Gewissenspflicht uns gebietet; aber unser Herz 
blutet bei dem Gräüel der Verwüstung, die über unsere hl. 
Kirche und unser katholisches Volk hereinbricht ..... — 
Denn was steht uns bevor? Verlust unserer Habe^ öefängniss, 
vielleicht vorzeitiger Tod in der Gefangenschatt. Und unsern 
guten giaubenstreuen Priestern ? — Verlust ihrer •Aemter, Ver- 
treibung aus ihren Gemeinden, harte Strafe und Gefängniss. 
Was steht unserm katholischen Volke bevor, wenn es, seiner 
Bischöfe und Priester beraubt, mehr und mehr der Segnungen 
seiner hl. Religion verlustig sein wird ? Nur mit Entsetzen kön- 
nen wir daran denken! 

Und schon sind abermals neue hirchenfeindüche Gesetze vor- 
bereitet und der Landesvertretung im Entwürfe vorgelegt, — 
Gesetze, welche die Vernichtung des ganzen wesentlichen Be- 
standes der katholischen Kirche in Preussen zur nothwendigen 
Folge haben werden. 

Stehet ferner fest, in Euerem Glauben, in Euerer Liebe und 
Treue gegen die hl. Kirche! Leidet und duldet lieber Alles, 
als dass Ihr sie und ihre Lehren im Geringsten verleugnet . . . .« 
7) Das nach Angabe der Staatsanwaltschaft auf Veranlassung 
des *^ Bischof s im Nassauer Boten für 1875 Nr, 17. veröffentlichte an 
ihn gerichtete Schreiben des Papstes vom 20. Januar 1875, in wel- 
chem nach vorheriger Andeutung, dass er neuerdings im eigenen 
Namen und in dem der Diöcese Standhaftigkeit im Kampfe versichert 
hatte, weiter gesagt wird: 

»— — Denn wie in Deinem — Briefe erwähnt ist, entflam- 
men ja die Trubsälö , welche Wir erdulden, in Euch , die, Ihr 
doch selbst um der Religion willen in Kümmernissen seid .... 
Das — was du Uns berichtet hast, von der schweren Trübsal, 
durch welche die Kirche Gottes dort heimgesucht wird, musste 
uns mit herbem Schmerze erfüllen, da wir sehen , mit welcher 
Wuth allerwärts die Mächte der Pinsterniss auf das Verderben 
der Seelen der Gläubigen und der Religion ausgehen. Als Wir 
jedoch unsern Blick auf das richteten, was Du Uns mitgetheilt 
hast über die ausgezeichnete Glaubenstreue und Mannhaftigkeit 
deiner Heerde, mit welchen sie die göttliche Hülfe anfleht, über 
die unerschütterliche Ergebenheit, welche sie gegen den hiesigen 
Lehrsrtuhl der Wahrheit unter Deiner Leitung bewahrt, haben 
Wir in diesem Allen die Wirksamkeit der Kraft Gottes betrach- 
tet, die in Euch hervorleuchtet, und sind Wir m&hT und mehr 
zur Verherrlichung der göttlichen Majestät aufgemuntert wor- 
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den, welche den Kämpfenden unüberwindliche Stärke tmd si- 
cheren Schutz verleiht mögen wir nicht zweifeln, dass 

der Herr, wenn wir im Gebete ausharren, uns Trost und Sieg 
in dem entbrannten Kampfe verleihen werde. .... 

Indem wir schliesslich Deinem Eifer in der Hütung der Dir 
anvertrauten Heerde und zugleich deren Festigkeit im Glauben 
das gebührende X^b spenden u. s. w. . . . .€ 

8) Der im Amtsblatt för 1876 Nr. 1. publicirte Fastenhirten- 
brief des Angeschuldigten vom 14. Januar 1875 , aus welchem die 
Staatsanwaltschaft hervorhebt, was folgt: 

»Noch niemals geliebte Bisthums* Angehörige, war die Lage 
unserer hl. Kirche eine so schwer bedrängte^ als dermalen un- 
ter der immer heftiger und gewaltsamer hervorgetretenen Be- 
feindung derselben von Seiten des antiehristlichen Liberalismus. 
Welche beklagenswerthen Wirrnisse und Schädigungen derselbe 
in seinem Bestreben die Kirche Jesu Christi mittelst ihrer Un- 
terwerfung unter die Gewalt' des Staates ihres göttlichen Cha- 
rakters und Einflusses zu berauben und auf der Grundlage des 
modernen Hei^enthums die bürgerfiche Gesellschaft umzuge- 
stalten, schon verursacht hat, ist Euch genugsam bekannt« Auch 
in Unserer Diöcese entbehren ja bereits, um von vielem Anderen 
hier nicht zu reden, nicht wenige Gemeinden zu Unserm tief- 
sten Schmerze der Seelsorger und in Folge davon der unge- 
störten Ausspendung der hl. Sacramente und der regelmässigen 
Feier des hl. Messopfers 

Dadurch sind Wir aufs Neue in der frohen Zuversicht bestärkt 
worden, dass es auch für die Zukunft Euch nicht an Weisheit, 
Muth und Kraft zur pfliehtgetreuen Ausdauer in der zu be- 
stehenden schweren Prüfang fehlen wird, wofern Ihr nur gegen- 
über der grundfalschen Ansicht des Pseudo-Liberalismus von 
der Oberherrschaft des Staates über die Kirche an der untrüg- 
lichen Lehre Christi über seine Heilsanstalt festhaltet. 

Die von dem falschen Liberalismus aufgestellte und verthei- 
digte Behauptung, dass die Kirche zur Erfällung ihrer Aufgabe 
nur insoweit eine Berechtigung besitze, als eine solche von der 
staatlichen Autorität ihr zuerkannt sei, steht mit der Christ- 
liehen Ofifenbarungslehre im vollsten Widerspruche. 

So unzweifelhaft es nun aber feststeht, dass Christus die zur 
Verwaltung des kirchlichen Lehr-, Priester- und Hirtenamtes er- 
forderlichen Vollmachten seinen Aposteln und ihren rechtmässi- 
gen Nachfolgern- verliehen; so gewiss ist es auch, dass er die 
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AusübuDg derselben niemals von der Genehmigung der weltlichen 
Obrigkeit^ welche als Dienerin Gottes die äussere Rechtsordnung 
der bürgerlichen Gesellschaft zur Ermöglichung. ihrer zeitlichen 
Wohlfahrt und zur Förderung des Eeiches Gottes zu erhalten 
und zu schützen verpflichtet ist, abhängig gemacht hat. 

Denn es ist für uns unvergleichlich erspriessUcher ^ dass wir, 
so lange es Gott zu unserer Prüfung zulässt, ohne unsere Schuld 
als Feinde des Staats und Revolutionäre angesehen und behan- 
delt werden, als dass wir durch Verleugnung unseres Glaubens 
und bewusste Uebertretung des göttlichen Willens an der in 
Wirklichkeit bestehenden Feindschaft und Bevolution gegen 
Christus und sein ewiges Beich der Wahrheit und Gnade theil- 
nehmen, und auf diese Weise mit darauf hinwirken, dass unser 
deutsches Vaterland, einst die stärkste Schutzmacht der christ- 
lichen Kirche, wieder in die Barbarei und Sclaverei des Heiden- 
thums völlig zurücksinke. 

»So wie uns nun aber Christus durch seine göttliche beglaubigte 
Lehre über die von ihm gegründete Kirche die grösste Gewiss- 
heit darüber gibt, dass wir. dem thörichten und frevelhaften An- 
sinnen des Liberalismus, den Staat als ausschliessliche Quelle 
alles Bechtes gelten zu lassen und allen seinen, auch dem gött- 
lichen Willen nach der Lehre des Evangeliums offenbar wider- 
sprechenden und selbst mit dem Fortbestande der Kirche als 
einer göttlichen Peilsanstalt unverträglichen Gesetzen unbeding- 
ten Gehorsam 0U leisten, nicht nachkommen dürfen; so ver- 
leiht er uns auch mittelst der in seiner Kirqh^ uns zufliessen- 
den Gnade freudigen Muth und ausreichende Kraft, der er- 
kannten Wahrheit gemäss zu bandeln. 

Mit diesem Himmelsbrode genährt und von dem Geiste Jesu 
erfüllt, sind wir trotz unserer angeborenen Schwäche und Hin- 
neigung zum Bösen stark genug, um seinet- und seines Beiches 
wüten auch die hwrteste Verfolgung zu erdulden, und falls es 
unsere zu bewährende Treue gegen ihn und seine Kirche erhei- 
schen sollte, selbst unser Leben zum Opfer zu bringen, ohne es 
dabei an der Liebe fehlen zu lassen, die wir nach der Lehre 
und dem Beispiele unseres göttlichen Bieilandes auch den- 
jenigen schulden, die uns hassen, verfolgen und verleumden. 
Die Geschichte der heiligen Märtyrer aus allen christlichen 
Jahrhunderten gibt uns hierfür die sprechendsten Belege. 

Es kommt also bezüglich unserer Ausdauer in der über die 
Kirche Gottes hereingebrochenen schweren Prüjfung, welche 
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Steigerung dieselbe für die Zukunft auch noch erhalten möge, 
Alles darauf an, dass wir u. s. w « 

9) Die im amtlichen Theile des Deutschen Reichs- und Preus- 
sischen Staatsanzeigers vom 10. April 1875 vei'dffentlichte , auch 
vom Angeschuldigten unterzeichnete Immediat-Eingabe der Preus- 
sischen Bischöfe vom 2. ejd. , worin um Versagung der Sanctioni- 
rung des Gesetzentwurfes, betreffend die Einstellung der Leistungen 
aus Staatsmitteln far die katholischen Bisthümer und Geistlichen, 
gebeten, die »unbedingte Befolgung d«r staatlichen Gesetze mit 
dem Gewissen eines Christen für unvereinbar« erklärt und ausge- 
führt wird, dass »in den Häusern des Landtages das Yerständniss 
christlicher Anschauungen mehr und mehr zu schwinden beginne.« 

10) Der Hirtenbrief des Bischofs vom 15. Februar 1876, wo- 
von ein Exemplar in adhibirten Oberpräsidialakt^n , folgendes ent- 
haltend : 

». • • . Fürwahr, Geliebte im Herrn, unsere dermalige kirch- 
liche Lage ist eine sehr bedrängte. Das gottvergessene, einzig 
nur auf irdischen Besitz und Genuss gerichtete Haschen und 
Jagen eines sehr grossen "Pheiles der heutigen Generation hat 
es dem Fürsten dieser Welt, — dem Geiste, der in den Kin- 
dern des Unglaubens wirksam ist, ermöglicht, sich unzählig Vie- 
ler zur Bekämpfung der christlichen Wahrheit zu bedienen, 
und insbesondere unter dem trügerischen Namen »Liberalismus« 
einem Lügensystem Eingang und Verbreitung zu verschaffen, 
dessen Vertheidiger es auf nichts Geringeres abgesehen haben, 
als die Tcatholische Kirche in den europäischen Ländern, ja wo 
möglich auf dem ganzen Erdkreise zu vernichten. Denn da 
dieser über ganz Europa und noch weiter verbreitete Pseudo- 
Liberalismus, im grellsten Widerspruche mit der Glaubenslehre 
und der auf ihr ruheüden Verfassung unserer hl. Kirche, die 
Ausübung der von Christus ihr verliehenen Lehr-, Priester- und 
Begierungsgewalt dem Belieben der staatlichen Oesetegd>ung 
preisgibt^ für die Ausführung der Gesetze des Staates, selbst 
auch in rein kirchlichen Angelegenheiten, unbedingten Gehor- 
sam fordert, und für den Fall der Verweigerung desselben die 
zwangsweise Behinderung der Berufsthätigkeit ihrer Diener als 
im Interesse des Staates geboten und für rechtlich zulässig er- 
klärt, hat er das Todesurtheil über sie ausgesprochen und ihr 
nur zwischen moralischem Selbstmorde und gewaltsamer Unter- 
drückung die Wahl gelassen. Die gegentheilige Behauptung 
des Liberalismus, .dass es sich nämlich in dem jetzigen Con- 
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flicte zwischen der Kirchen- und Staatsgewalt nur nm die Wie- 
derherstellung des rechten Verhältnisses beider zu einander han- 
dele, gegen welche gerechte Segelung der Papst und die Bi- 
schöfe aus stolzer Anmassung und Herrschsucht in Staats- und 
reichsfeindlicher Gesinnung sich auflehnten, wesshalb auch die- 
sen allein die ganze Verantwortlichkeit für di^ eingetretenen 
Störungen in der kirchlichen Verwaltung und Seelsorge zur Last 
falle, — diese Behauptung beruht .... auf einer gänzlichen 
Entstellung der Wahrheit. Demungeachtet aber, geliebte Bis- 
thumsangehörige, werden wir bei diesem von dem Fürsten der 
Finstemiss gegen uns heraufbeschworenen Kampfe in der 
Wahrung und Vertheidigung der höchsten und heiligsten Gü- 
ter der Menschheit nicht ermatten und den Muth nicht sinken 
lassen. 

Denn in diesem Falle könnten weder die Bischöfe, noch die 
Priester nach den Vorschriften und den Anweisungen Christi 
und seines obersten Stellvertreters auf Erden ihr Amt verwal- 
ten, sondern müssten sich nach den diesbezüglichen Gesetzen 
des Staates richten , selbst dann , wenn sie durcli dieselben an- 
gehalten würden, dasjenige zu unterlassen, was zur Förderung 
des kirchlichen Wohles und zum Heile der ihnen anvertrauten 
Seelen unumgänglich nothwendig ist. Eine zum unbedingten 
Gehorsam gegen die Gesetze des Staates sich verpflichtende und 
seine Oberhoheit auch bezüglich der Ausübung ihres Lehr-, Prie- 
ster- und Hirtenamtes anerkennende Kirche wäre aber nicht 
mehr die von Christus gegründete und dem heiligen Geiste re- 
gierte göttliche Hellsanstalt. 

. Aber auch selbst dann, wenn die katholische Kirche in Deutsch- 
land oder anderwärts der Gewaltherrschaft des Liberalismus un- 
terliegen und schon in naher Zukunft das Mass unserer Leiden 
und Bedrängnisse auPs Höchste sich steigern würde ; so hätten 
diejenigen, welche guten Willens sind, doch immer noch keine 
Ursache, zu verzagen und den Muth sinken zu lassen. Aus die- 
sem Grunde hat Gott in unseren Tagen wiederum eine schwere 
Heimsuchung seiner Kirche zugelassen* Es sollen nämlich durch 
die Leiden und Bedrängnisse^ die wir gegenwäntig wegen pflicht- 
gebotener Wahrung und Vertheidigung der höchsten und hei- 
ligsten Güter der Menschheit zu erdulden haben , die in Gei- 
stesschlaf Versunkenen aufgeweckt, die in Irrthum Befangenen 
auf den Weg der Wahrheit zurückgeführt, die Wankenden ge- 
stärkt, und die bisher schon muthig und vertrauensvoll unter 
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der Fahne des KreOzea för die Ford 
Kämpfenden zn erhöhter Wachsamkei' 
keit gegen das Andringen der Mäch 
lasst werden. 

Wir habßD also, in dem gegenwärtig 
Heidenikums gegen nnsere hl. kathol 
bei demselben von Seiten dee Psend 
moralische oder gewaltsame Yernickt; 
That keine Ursache, zu verzagen. Dei 
bin die Leiden und Bedrängnisse sein 
vorstehen, ehe die von uns erwartete 
eintreten wird , so viel ist gewiss , A 
tQrlicIien Schwäche doch Alles verr 
stärket. 

Eure milden Gaben, auf welche Wir 

ster dermalen zu unserem Lebensunterhi 

für Uns einen um so höheren Werth , 

weis dafür bieten, dasa Ihr entschlossi 

ren Opfern Euere kirchliehe Treue zn 

C. Zur Begründung der Behanptnnf 

Widerstand auf allen 'Gebieten der kirche 

auch bethätigt habe, bezieht sich die Ankl 

liegende Verwaltangs- und gerichtliche Unt 

eben sich Nachstehendes ergibt: 

1) Er hat in fünf Fällen, ohne zuvor 
IT. Mai 1873 dem Oberprasidenten Anzei^ 
angestellt, und ist desshalb rechtskräftig 
zwar wegen gesetzwidriger Ernennung: 

a) des Caplans Kouben znm Pfarrer 
vember 1873 durch Erkenntniss des Äppt 
Iiaden vom 1. April 1874 in eine Geldstrafi 
2 Monate Gefängoiss, 

b) des Geistlichen Vogel znm Pfiirrve 
des Caplans Abel iam Pfarrverwalter der 
Februar 1874 durch Erkenntniss des E 
vom G. Mai 1874, zusaibmen in 400 Bthlr. ( 
nate GefKngbiss, 

■ c) des Neopresbyters Zimmer zum 
geii am 3. Jnli 1874 durch Erkenntnisi 
vom 24. September 1874 zu 400 Bthlr. ( 
Geßlngnigsstrafe ; 
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d) vies Neopresbyters Hardt zum Caplan ap der Liebfrauen- 
kirchö za Frankfurt im August 1874 durch Erkenntni^s desselben 
Gerichts vom 28. Januar 1875 zu 400 Kthlr. Geld- eventuell 4 Mona- 
ten Gefängnisstrafe. 

In diesen Uutersuchungssachen hat der Bischof mittelst schrift- 
licher Eingaben' ohne die ^hm vorgeworfenen Handlungen selbst 
in Abrede zu stellen, die Competenz der weltlichen Gerichte be- 
stritten. 

In der Untersuchungssache zu a. erklärte er in der Eingabe 
vom 11. December 1873 auf die Vorladung vor dem Untersuchungs- 
richter: 

»— / — Diese Vernehmlassung muss ich ablehnen, da der Bi- 
schof 80 wenig, wie ein ihm untergebener Geistlicher in seinen 
kirchlichen Ämtssachen einem weltlichen Gerichtsbanne unter- 
worfen ist, die mir zugegangene Vorladung sonach der rechtlich 
erforderlichen Competen/s entbehrt . . • .« 
»Es bezeichnet nun die Vorladung als Betreff der ... . Un- 
tersuchung eine angebliche Zuwiderhandlung gegen das Gesetz 
vom 11. Mai, .... Darnach ist es als unzweifelhaft zu be- 
trachten, dass eine kirchliche Amtshandlung, eine geistliche 
Sache, eine Bethätigung der durch die Verfassung gewährlei- 
steten Eeligionsfreiheit incriminirt werden will, welche der Com- 
petenz der bürgerlichen Strafgerichte nach göttlichem, kirch- 
lichem und landesgesetzlichem Rechte gänzlich entzogen ist. 
Ich muss daher gegen die Vorladung und gegen jede weitere 
Gerichtshandlung in der bezeichneten Sache entschieden protes- 
tiren und bitten, in Erwägung zu ziehen, wie das ... . Gesetz 

vom 11. Mai c in meinem Bisthum zum Nachtheile der 

freien katholischen Beligionsübung und der bischöflichen Diöce- 
sani^chte nicht Platz greifen kann, da wesentliche Bestimmungen 
desselben den unveräusserlichen göttlichen Rechten der Kirche 
widerstreiten, wesshalb ich gleich nach dessen Publication ge- 
meinsam mit allen übrigen Bischofen der Monarchie beim Kö- 
niglichen Staatsministerium remonstrirt habe ; da weiterhin die 
vorliegenden einseitig nicht abzuändernden Vertragsbestim- 
mungen des §. 63. des Begensburger Deputation^Bec^sses resp. 
des Westfälischen Friedens-Instrumentes entgegenstehen .... 
— — , als ich nach dem Vorausgeschickten dem bürgerlichen 
Gerichte die Competenz zu einem Einscbreitei^ gegen mich als 
Bischof von Limburg wegen Amtshandlungen nicht zuerkennen 
kann Bei so bewandter Sachlage (werden Sie keinen 
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• 

Werth darauf legen), dass ich Ihnen als üntersuchangsrichter 
mündlich die im Dargelegten motivirte Erklärang abgebe, wie 
ich gegen die Statthaftigkeit des incompetent eingeleiteten 
Verfahrens protesHren und eine jede Auslassung verweigern 
müsse ....«/ 

Auf die Vorladung zur Haaptverhandlung erklärte der Bischof 
in einer Eingabe vom 31. Januar 1874 : 

» Bei allem pflichtmässigen Respecte vor der Autorität 

der bürgerlichen Gerichte und ihrem gesetzmässigen Walten in- 
nerhalb der ihnen angewiesenen Sphäre der Staatsordnung kann 
ich doch nicht umhin, gegen die in Rede stehende Verfügung 
und Vorladung zu protestirefi und das mir angesonnene Er- 
scheinen, sowie jede auf die Sache eingehende Erklärung ahzu- 
lehnen, da nach dem katholischen Dogma und dem darauf be- 
ruhenden Kirchenrechte geistliche Sachen, wozu die Vorbildung 
und Anstellung der Geistlichen unzweifelhaft sowohl an sich als 
nach dem positiven Rechte gehört, der Gerichtsbarkeit des Staa- 
tes nicht unterstehen, also auch mit Rechtswirkung der Com- 
petenz der kirchlichen Gerichte nicht entzogen und derjenigen 
der bürgerlichen Gerichte nicht überwiesen werden können .... 

»•— Ist es in unserem Staate wirklich dahin gekommen, dass 
ich desshalb, weil ich ... . die canonische Institution zu der 
Balduinsteiner Pfarrpfründe ertheilt habe, wie das mein Recht 
und meine Pflicht als Diöcesanbischof ist, zur Untersuchung ge- 
zogen , vor das weltliche Gericht citirt und als Delinquent be- 
straft werden kann , obschon u, s. w. , dann erübrigt mir nar, 
mit christlicher Resignation über meine Person kommen zu las- 
sen, waa ich ohne Verletzung meines Gewissens und Verleug- 
nung meines Berufes nicht abhalten kann, und als Staatsbürger 
mein Vaterland zu beklagen, welches die unglückselifen Folgen 
eines Rdigionsfriedensbruches nur zu schmerzlich wird empfin- 
den müssen, als Bischof der katholischen Kirche aber mit mei- 
nen Diöcesanen darüber zu traitern , dass die in dem zum Re- 
gensburgernDeputationsrecesse ergangenen Kaiserlichen Commis- 
sions-Ratifieaiiionsdeerete vom 28. April 1803 zur Andeutung 
gekommene Besorgniss vor eintretender Benachtheiligimg des 
katholischen Religionatbeits im Deutschen Reiche sich nun- 
mehr leider in.eitiem bit»her nicht zu ahnen gewesenen Grade 
verwirklichen %u woUei soheint, sowie . . . . zii Gott zu flehen, 
daaser ; . . . recht bald . . . « die Zeit loyaler Besp&^tirung 
• der darieb daa positive Recht wie durch* den chnatiioheii Glau- 
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« 

ben der landesherrlichen Gewalt in Bezug auf katholische Be- 

ligionssachen gezogenen Schranken möge wiederkehren 

lassen. , . . .« 

In seiner Erklärung auf die Berufung der Staatsanwaltschaft 
liess sich der Bischof am 18. Februar 1874 dahiä aus: 

» — Ich will die anberaumte Frist nicht verstreichen lassen, 
ohne nochiqals bei dem hohen Gerichtshofe zu constatiren, dass 
ich die rechtliche Zulässigkeit einer Ausdehnung der Wirksam- 
keit des in Rede stehenden 5^aa^5gesetzes über die rein hirch" 
liehe Angelegenheit der Vorbildung und Anstellung der Geist 
liehen auf die vormals Kur-Trierisch und Kur-Mainziscb ge- 
wesenenen Bestandtheile meiner Diöcese principiell bestreite weil 
der protestantische Regent nicht Inhaber des katholischen Kir- 
chenregiments ist Demgemäss leidet das ürtheil nebst 

dem ganzen Vor- und Hauptverfahren von meinem principiellen 
Standpunkte aus betrachtet, ^g unheilbarer Nichtigkeit « 

In einer Eingabe an das Königliche Appellationsgericht zu 
Wiesbaden vom 28. März 1874 wiederholte der Bischof 

»den Protest gegen die Zuständigkeit der bürgerlichen Ge- 
richte und die Anwendbarkeit des Gesetzes vom 11. Mai 1873 
auf das Territorium des vormaligen Herzogthums Nassau.« 

Bezüglich der Anstellung des Geistlichen Hardt zu Frankfurt 
a. M. protestirte der Bischof gegen seine verantwortliche Verneh- 
mung vor dem Untersuchungsrichter, in der Eingabe vom 18. No- 
vember 1874 und bemerkte wörtlich: 

» Der Geltungsbereich des Gesetzes vom 11. Mäi 1873 

lässt sich daher, auch vom rein juristischen Standpunkte aus ge- 
urtheilt, wegen- der entgegenstehenden speciellen rechtlichen 
Ordnung des katholischen Religionswesens in der vormals freien 
Stadt Frankfurt nicht auf den Ordinarius , ien katholischen 
Klerus und die katholische Gemeinde dieser Stadt ausdehnen. 
Eine gegentheilige Auffassung würde zu der Consequen« führen 
resp. von der Supposition ausgehen, das ih EiMerl&ibung der 
StaM Frankfurt und ihres Gebietes in die Preussische Monar- 
chie die dortige hathoUsehe Bürgerschaft um ihre Bdigions- 
rechte gebracht habe und dass dadurch, dass Seine Majestät der 
König von Preussen seit 1866 Herr von Frankfurt geworden, die 
kirchliche Lage des dortigenkatholiscfaen ReMgionstheiles^ sich ent- 
schieden ungünstiger gestaltet habe, als sie es bis dahin nach den 
massgebenden Rechtsnormen unter dem Sebutsse des Art. 46. der 
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Wiener Congressakte gewesen war; derartiges wird aber von 
koineöi rechtlich Denkenden behauptet werden wollen . . . .« 
In dem Termine zu seiner verantwortlichen Vernehmung er- 
schien der Bischof selbst, jedoch nur um sowohl seine Vernehmlas- 
sung als seine Unterschrift zu verweigern und zu erklären, dass er 
die Competenz des weltlichen Gerichts nicht anerkenne. Auf die 
Vorladung zur Hauptverhandlung erneuerte er in der Eingabe vom 
27. Januar 1875 seine Protestation. 

Abgesehen von diesem Termin hat der Bischof in diesen Sachen 
keiner gerichtlichen Vorladung Folge geleistet. 

In dem Verfahren bezüglich des Pfarrers Vogel zu Werschan 
erklärte er in der Eingabe vom 25. April 1874: 

>— Ich halte mich daher gewiss nicht ohne triftigen Grund 
für berechtigt und durch bischöfliches Amt gebieterisch ver- 
pflichtet, gegen das Hauptverfähren als ein die Competenz der 
weltlichen Gewalt überschreitendes lüerdurch in bester Form 
Rechtens zu protestiren,^ ♦ 

2) Dem Bischof wird ferner vorgeworfen, wiederholt gegen den 
§. 28. Gesetz vom 11. Mai 1873, wonach jedes Pfarramt innerhalb 
einös Jahres vom Tage der Erledigung dauernd zu besetzen ist, Ver- 
stössen zu haben. Die Staatsanwaltschaft fuhrt in dieser Beziehui^ 
die nachstehenden durch d^n Inhalt der vorliegenden Oberpräsidial- 
akten bestätigten Thatsachen an: 

Mittelst der Schreiben des Öberpräsidenten vom 17. Juli, 21. 
Juli, 4. August und 17. August 1875 ist an den Bischof unter 
Androhung einer Executivstrafe von je 300 M. die Aufforderung 
ergangen t binnen bestimmter Frist die dauernde Wiederbe- 
setzung der seit länger als Jahresfrist erledigten Pfarreien Jo- 
hannisberg, Haintgen, Nauort und Werschäu zu bewirken. Der 
Bischof machte hierauf geltend, es fehle an Bewerbern, er habe 
die Stellen vergeblich ausgeschrieben und könne seinen Klerus 
nicht zwingen, sich zu bewerben. 

Bezüglich der Pfarrstelle jsu Johannisherg erwiderte der Bi- 
schof dena Oberpräsidenten — »unter Wiederholung seitier' früheren 
Verwahrung gegen die Eechtsverbindlichkeit der Gesetzesbestim- 
mungen im Allgemeinen und deren Anwendbarkeit auf die Diöcese 
im Besonderen« — dass sich kein Priester fönde. 

Auf die weitere Strafandrohung des Oberpräsideöten entgegnete 
der Bischof im Schreiben vom 18* August 1875 Folgendes: 

Auf die . . . . Schreiben , , die Wiederbesetzung der Pferreien 
Johannisherg, Haintgen und Nauort betreffend, beehre ich mich 
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ZU erwiedern , dass es mir moralisch fmmöglich ist , zur Am- 
führung der Maigesetzgebung meinerseits naitzuwirken, und dass 
^8 mir f actisch unmöglich ist, die genannten drei Pfarreien mit 
qualificirten Priestern zu besetzen. 

Die Maigesetzgebung verkennt das eigene ßecht der römisch- 
katholischen Kirche zur Vorbildung uad Anstellung ihrer Geist- 
lichen und lässt . den Staat die specifisch theologische Vorbil- 
dung der Geistlichen ja sogar eventuell die Anstellung dersel- 
ben in katholischen Kirchquämtern besorgen. Sie verdrängt die 
theologische Vorbildung, .... 

Wenn man auch nur die Vorbildung und Anstellung der Geist- 
lichen .... berücksichtigt, , so i^t es eine Thatsache, dass die 

. Maigeset^ebung dem Staate einen Einfluss auf das der rpmisch- 

katholischen Kirche eigen thümliche Gebiet zueignen will, wie 

ihn seit Besteben der Kirche kein Staat geübt hat und auch 

; in der Gegenwart kein Staat besitzt ...... ^ . . (es) werden 

sich voraussichtlich , so lange das Gesetz vom 11, Mai 187 S 
besteht, (Bewerber um die Stellen) nicM melden. 

» Ich kann hiernach nur ersuchen, von. einer 

Wiederbesetzung der Pfarreien — so lange daß Gesetz vom IL 
Mai 1873 besteht, ganz abzusehen, , . . .« 

Auch bezuglich der Pfarrstelle zu Haintgen erklärte der Bi- 
schof am 30. Juli« 1875, 

>dass, so lange das Gesetz vom IL Mai 1873 in Kraß bleibe, 
weder um die Pfarrei Haintgep aoch um eine andere vacante 
Pfarratelle ein Geistlicher seiner Diöcese als Bewerber auttreten 
werde, dass. er jedoah , wenn ein Bewerber sich gemeldet hätte 
r- zwar nicht auf Grund des Gesetzes vom IL Mai 1873, 
gegen welches er mit den übrigen Preussischen Bischöfen Eechts- 
verwahrung eingelegt habe, -— wohl aber auf Grund des cano- 
nischen Bechtes dazu geschritten sein würde, der verwaisten 
Gemeinde einen Pfarrer wieder zu geben « 

Auf die weitere Strafandrohung des Oberpräsidenten erwiederte 

dar Bischof, 

»dass ej keinen na^h dem Gesetze vom IL Mai 1873 anstel- 
lungsfäl^igen Neopresbyter zur Verfugung habe.« — 

In Bezug der Pfarrstelle ;ZU Werschau wies der Bischof in dem 
Schreiben vom 13. Sept^^ber 1870 darajif hin, 

»dass die Staatsgesetze vom .11. Mai 1873 und vom 2)1. Mai 

1874 für ihn nicht masßgebend sein köqinten.« 

Nach dem Amtsantritt des Oberpräsidenten von Ende erwiederte 
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der Bischof aaf dessen weitere Strafai 
14. März 1876 Folgendes: 

» Der Herr Ober-Präaide 

Ucli in seinem Antwortechreiben 
Meinung aasgeaprochen , der Mi 
selbst aufhören, sobald ich mi( 
Aemterbeaetzung vorgeschriebent 
ich kann dies aber als richtig n 
dass Elerus und Volk ganz unal 
Episcopats die üeberzeogung he, 
blosse Formen handele, sondert 
ganz nenen Frincipien ULd ttoeh 
deren Durchfübrnng die Kirche v 
wendigsten Rechte bringen und 
nur noch die Stellung einer b] 
Bchaft belassen weräe 

Hiemach wird es nich 

clies Urtheil Klerus und Volk i 

TOD selbst bilden, wen 

Blättern lesen oder gar selbst 
desshalb gestraft und ausgewie 
hl. Messe gelesen, Beichte geh 
Tröstungen der Religion, versehi 
-undenklichen Zeiten jedem Prie 
und Mainzischen Landen toIKoi 
von der Bekleidung eines Kirc 
ist, dass blos wegen mangelnde 
tisch ganz tadelfreie Caplüne 
Wirkungskreise entfernt werden 

Aach wiederholte der Bischof, 
gele, >welche staatlicherseits als am 

Bezflglieh der Pfarratelle zu C 
M^ 1876 auf die Strafandrohung di 

»„ — Bis jetzt ist kein Bew 
obschon unterm 26. Juli t. J. i 
worden ist, and nach den vorli 
sen wird auch voraussichtlich 
lang der in unserm Taterlaade 
cordia inter Imperium et aacerd 
Erwägung habe ich es unterlat 
um das racante Beneficium am 
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Der Bischof ist wiederholt auf die im §. 18. 1. c. zugelassene 
Verlängerung der Frist hingewiesen, hat aber den erforderlichen An- 
trag dazu unterlassen und die, seitdem unter Androhung steigen- 
der Executivstrafen anberaumten, weiteren Fristen zur Wiederbe- 
setzung dieser Stellen ohne Folgeleistung verstreichen lassen, so dass 
folgende Exeoutivstrafen gegen ihn festgesetzt werden mussten: 

W^gen der Pfarrei Johannisberg : 
durch Resolut vom 28. August 1875 
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5. October „ 
19. Noveimb. „ 
18. Decemb. „ 
18. Januar 1876 
17. Februar 

4. April • 

6. Mai 
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Wegen der Pfarrei Haintgen: 

durch Resolut vom 23. August 1875 

5. October „ 
19: Novemb. „ 
18. Decemb. „ 
18. Januar 1876 
17. Februar 

4. April 

6. Mai 
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Wegen der Pfarrei Nauort: 

durch Resolut vom 5. October 1875 

19. Novemb. „ 
18. Decemb. „ 
18. Januar 1876 
17. Februar 
4. April 
6. Mai 
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800 M. 

400 

500 
1000 
1500 
2000 
2500 
3000 
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11 
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11,200 M. 

. 300 M. 
. 400 
. 500 
. 1000 
. 1500 
. 2000 
. 2500 
. 3000 
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11 
11 
11 
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11 
11 


-•— . 


11,200. M, 

. . 300 M. 
. 400 
. 1000 
. 1500 
. 2000 
. 2500 
. 3000 
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19 
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Wegen der Pfarrei Werschau : 

durch Resolut voni 16. September 1875 . 

19. October 
26. November 


10,700 M. 

. . 300 M. 
. . . 400 
. . . 500 


11 
11 


1200 M. 
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■ Üebertrag 1200 M. 
durcli Resolut vom 28. December 1875 .... 1000 „ 

2. Febrnar 1876 .... 1500 „ 

„ „ „ 2. März 2000 „ 

., 4. April „ .... 2500 „ 
„ 6. Mai 3000 ,. 


11,200 M. 
Kin weiteres Strafverfahren ist wegen KichtbesetzuDg der seit 
länger als Jahresfrist erledigten Pfarrei Camberg eingeleitet; gegen 
den Bischof ist dessbalb eine Eiecotivstrafe von 500 M. dnrch Keso- 
lut vom 21. April 1876 festgesetzt. 

Von dieseo Oeldstrafen, deren Gesammtbetrag sich aaf 44,800 M. 
beläuft, hat keine beigetrieben werden können. 

3) Nach §. 9. Gesetz vom 11. Mai 1873 stehen die der Vor- 
bildang der Geistlichen dienenden kirchlichen Anstalten (Knabense- 
miiiare, Klerikalseminare etc.) unter der Aufsicht des Staats und un- 
terliegen der Revision durch Coinmissarien, welche der Oberpräsideot 
ernennt. Der Bischof wird der Widersetzlichkeit gegen die Ans- 
fülirung dieses §. in Ansehung des bischCAichen KlerikalaemiDars zn 
Limburg beschuldigt. In dieser Beziehung erwähnt, die Staatsan- 
waltschaft und ergeben die jenes Seminar betreffenden Oberpräsidiat- 
Akten Folgendes: 

Auf die Aufforderung des Ober-'Präsidenten vom 3, Juni 1873 
zur Mittheilung der Verhältnisse bezfiglich dieser Bildungs- 
anstalt erwiedert« der Bisehof in dem Schreiben vom 28. 
Juni 1873: 

»Die .... Beantwortung des Schreibens den Vollzug des §. 9. 
des Gesetzes vom 11. Mai v. M. betreffend muss ich unter Be- 
eugnahme auf das CollecHvschrcihen, welches von dem Episco- 
pat der Monarchie im Anschlüsse an fi-ühere .Eingaben an 
des Königs Majestät , an das Königliche Staatsministerinm 
und an die beiden Häuser des Landtags unterm 36. v, M. 
an das Königliche Staatsministerium gerichtet worden ist, mit 
der Erklärung einleiten , dass ich ausser Stande bm , zum 
Vollzuge des vorbezeichneten Gesetzes mitguwirken. Vielmehr 
liegt mir die Amtspflicht ob, das Recht des Bischofs auf die 
unbehinderte Gründung, Einrichtung und Leitung der Fflanz- 

schulen des Klerus .... zu wahren < 

Auf die Strafandrohung des Ober-Präsidenten wiederholte der 
Bischof in dem Schreiben vom 27. Januar und 22. Juli 1873 diese 
SrklärungeD mit dem Bemerken, 
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»dass die ihm als unangemessen erscheinende Drohung im §. 13. 
des Gesetzes vom 11. Mai .... einen Einfluss auf seine Ent- 
schliessung nicht geübt habe . . . .« 

Auch bei den späteren Correspondenzen bezüglich der Revisio- 
nen des Seminars erklärte der Bischof wiederholt, namentlich in sei- 
nen Schreiben vom 3. März 1874, vom 10. März 1874, vom 11. 
März 1876, dass er das Gesetz vom 11. Mai 1873 

^^principiell beanstande.« 

Das Seminar sollte auf Anordnung des Ministers der geist- 
lichen Angelegenheiten auf Grund des §. 9. Abs. 3. a. a. 0. einer 
Kevision unterzogen werden, um über die Erziehungsweise, den Un- 
terricht und die praktischen Uobungen der Zöglinge ein sicheres ür-' 
theil zu gewinnen. 

Als die zu diesem Behufe von dem Ober-Präsidenten ernann- 
ten Commissarien am 27. November 1873 den» Bischof mit ihrem 
Auftrage bekannt gemacht hatten, erklärte dieser »unter Bezug- 
nahme auf den Protest des Episcopats gegen die Maigesetze,« 
dass er den Begens des Seminars angewiesen habe, eine andere Be- 
vision als eine solche, welche sich auf bau- , feuer- und sanitätspo- 
lizeilichen Vorschriften beschränke, nicht 0u gestatten. 

Der Regens Lala weigerte sich unter Berufung auf das ihm 
vom Bischof drtheilte Verbot^ die Commissarien den Vorlesungen 
und Uebungeu beiwohnen zu lassen, überhaupt über die Interna der 
Anstalt Auskunft zu geben; als die Commissarien gleichwohl am 
folgenden Morgen zur Zeit einer Vorlesung sich einfanden, um der- 
selben beizuwohnen, erklärte Lala, dass er die Vorlesung nicht eher 
fortsetzen werde, bis die Commissarien die Anstalt verlassen haben 
vmrden. Auch ihre Mitwirku^ig zur ProtocoUaufnahme hatten der 
Bischof und Begens Lala abgelehnt. Dieser Widerstand hatte zur 
Folge, dass auf Grund des §. 13. a. a. 0. die Einbehaltung der der 
Anstalt gewidmeten Staatsmittel von dem Minister der geistlichen 
Angelegenheiten unter iem 19. December 1873 verfügt wurde. 

Im Februar 1876 wurde von dem Minister eine nochmalige 
umfassende Revision des Seminars angeordnet. Allein auch hier- 
bei wurde den Commissarien des Ober-Präsidenten, als sie am 8. 
März den Bischof und Regens mit ihrem Auftrage bekannt gemacht 
hatten, Widerstand entgegengesetzt; der Bischof erklärte, dass das 
von ihm dem Regens ertheilte Verbot ,, eine staatliche Revision der 
Interna des Seminars zuzulassen, unverändert fortbestehe und sein 
principieller Standpunkt ihm verbiete, eine Aenderung hierin ein- 
treten zu lassen. Der Regens andererseits ' verweigerte jede Auskunft 
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und, HitwirfcQQg bei der Bevision 
Big? Wmanff des Bischofs. Insl 
at^ Grund der Inaintcticaen des i 
Commisaauen den Vorlesuugen und 
ten ; so lange die Comoiissarian ii 
er die Votlesiingen nnd U^bungen 

Aach die Ankündigung, das 
standeft die Sebliessimg der Aostall 
setzes vom 11. Mai 1873 ertojgen ^ 
los. Wegen dieses bebarrlicben W 
und aacbdem ferner durcb pratocol 
pfarrers Geistlichen Ratbs Boob v 
dass derselbe anf.Anaacb^n des Be 
nen Snbregens seit dem Herbst \\ 
Sendnar «rtbeilt bat, ohne dass zut 
a..O. gentäas eine Sei^^nanng- bei i 
m&ß nar,. bat den Herr. Minister 
mittelst Erlasses, yom 8. April 187 
Scbüessitng der Aastalt yeiifigt. I 
die Schliessang in Yollzog gesetzt 
ernenerb Protest einlegte ^nd die Ti 
to^joUs ablefa^te. 

4) Was die VoUstreckong der 1 
der Regieroiig zn Wiesbaden ai^ 
nacb der Anklage, nelche sich auf 
kondenbeweis stutzt, von der Steu 
sämmtlichen der Pt&ndung nnterwc 
Taxationsbetrage ron 2681 M. in F 
Bischof sieb seines Immobiliwbesit 

December 1873 entäussert hatte. Bei der Pfändung er^rte der 
Bischof, er besitze gar nichts mehr ; sowohl die gepfändeten' als die 
ihm belassenen Gegenstände habe er schon früher versch&\kL Qegen 
die Pffindung ist Seitens des Sfcadtpfarrers Röos Namens des Kirchen- 
fmids der Succursalkirche zum hl. Sebastian in Limburg Protest er- 
hoben aater abschriftlicher Vorlegung dreier Urkunden vom 18., 20. 
und 21. August 1875 , Inhalts deren Bischof Dr. Blum seiiteQ gan-> 
zen MobHiarbesitz, nämlich Möbel, Pretiosen, Gemälde, WäechQ,'HanB- 
gor^the etc. im Tasationsbetrage von 7850 M.^ vorbeheHüieh seUur 
fortdauernde» figenen Bemtüemg auf L^enBeeiti,^i6m gmasttea 
Kir^beafoods zu verschiedenen Zwecken schenkweise zogewwdt -hat, 
und zwar nach der Urkunde vom 18. August Gegenstände im tnir- 


^ 
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ten Werthe Von 2500- M. mit der Bestimmung, dass der Zinsertrag 
des an» der demnächstigen Veränsserung' sich ergebenden Capitals 
KU einem Jahreöamte für die Seelenruhe des Bischofs verwendet wer- 
den solle', niach' der Urkunde vom 20. August e'benfklls Gegenstände 
im teritten Weirthö von 2Ö06 *M. mit der Bestimmung, dass der 
demnächertige Zinsertrag zur Bemunerirung eines bei der Kirche ad 
St>. Sebastianum zu bildenden Sängerchores zu verwenden sei^ endlich 
nach iler Urkunde vom 21. August den ßöst seines Mobiliarbesitzes 
im taxMrtfln Werthe von 2860 M. mit der Bestimmung, dass der 
Erlös «:iMf Herstellung nnd • Unterhaltung eines in der Domkirche für 
cfen Bischof zu erriclitenden Grabdenkmals , «in etwaijrer Rest aber 
aobfa zui Böttmnerirung des vorher ^wähnten SängerchoWs verwen- 
det w^nJ^Ä'^öOfl^. Nach dem weiteren Inhalte der Documente sind 
die SehenküAgen von deitf damaligen Kircbenvorstande ad St. Se- 
bastian;Qm alabald aoceptirt word^ und hat s(!i^fort die Bedtzüber- 
traignng stat%efonden. — Die Steuercasse in Limburg hat sodann 
aufOrimd des §.32: der Allerhöchsten Verordnung vom 22. Sep- 
tember 1867, betreffend die exeoutivische Beitreibung der directen 
und ihdirbcten Steuern etc. an den Bendanten des Bisthumsdotätions- 
fonds die schriftliche Bequisition auf Innehaltung und Abfuhrung 
der dem Bischof Dr. Blum äu& diesem Fonds zukommenden rück- 
ständigen und demnächst fällig werdenden Gehaltsrateln bis zum Be- 
laufe der einzuidelienden Strafbeträge nebst Kosten in der durch die 
angefahrte Verordnung vorgeschriebenen Form gerichtet. 

per ißendant des Bisthumsdotationsfonds und. das bischöfliche 

, ^ , * * 

Ordinariat haben jedoch erkljärt^ dass dieser Bequisition keine Folge 
gegeben werden könne, weil der Bischof in Würdigung des ümstan- 
des, das3 die verfügte Temporaliensperre Seitens der Königlichen 
Staatsregierung als eine selbstverständliche Folge des, Widerspruchs 
der Bischöfe gegen die 1873er kirchenpoUtischen Gesetze charakteri- 
sirt worden sei, schon am 19. August v. J. bestimmt habe ,, dass 
er den der Bisthumsdotation erwachsenden. Ausfall, soweit seine. G^ 
haltsansprüche in Betracht kämen , ganz auf sich nehme und da- 
her auf jede andere Zahlung aus der Bisthumscasse verzichte. 

Aod dem Vorstehenden erhellt, dass der Bischof Dr. Blum un- 
mittelbac vor dem Zeitpunkte, zu welchem er die ersten Executiv- 
straten zu' erwarten hatte , auf seine Gehaltsansprüche an die Bis- 
thaJSBsdotationacasse verzichtet und sein ges^^mtes Vermögen unter 
ümgeliwiig des Gesetzes vom 23. Februar 187Ö über Schenkungen 
an Corporationen in einer Form, welche ihm die lebenslängli^^he Be- 
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nntzung sichert, veräussert hat, 3( 
Geldstrafen uneineieM>ar sind. 

D. Die Anklage macht de 
das erfolgreiche Bestrehen, bei de 
der seinigen gleiche Btaatsfeindlic 
eigenes Beispiel nnd VerOffentllchn 
tenbriefea nnd sonstigen Erlassen 
tont sie 

1) den in einem officiellen 
vom Jahre 1877 ~hei Hervorhehnn 
> — Aber gerade darum hai 
heraufbeschworenen sogenannt 
Kampfe des wieder erwaehteB 
tbnm, es daranl 
vom heiligen Gei 
jeweiligen Zeitgi 
zuwandeln und zu diesem Bei 
Christi .... dnrch Entzieh 
und Selbstständigkeit in des 
und Eirtenamtes zur willenlo 
znwnrdigen, dadurch aber di< 
Unterlage zu berauben nnd n 
gänzlichen EntchrisÜichnng 
benatzen. Schon ist es in I 
bersinnlichen nnd Gßttlicbeii 
Geiste der Lüge und Bosheit 
gebrachten Lehrsyatems des a 
berechtigten Freiheit Hohn b 
mos gelungen , onsere kathol 
Theüe' der heutigen europä 
Feindin der Humanität und 
Schrittes der Volker rerhasst 
das tr^erisch vorgehaltene i 
rannischen Bevormundung d< 
die Priester mit der üeberze 
nes rücksichtslosen Kampfes 
erlfillen. Zu welchem Grfiue] 
lebendigen Gottes aber ein s 
einmal Gewalt über die dem 
Religionsverfolgung während 
tion, welche mit der Decretii 
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des Klerus und iet fast ausnahmsloseix Unterdrückung aller 
geistlichen Genossenschaften beginnend, bald zur Aintsentsetzung, 
Landesverweisung und Hinmordung der den geforderten unsitt- 
lichen Staatseid glaubenstreu verweigernden Priester vorschritty 
und schliesslich die Abschaffung des Christen thums verordnete, 
. ja zeitweise sogar das Dasein Gottes und die Unsterblichkeit der 
3eale nicht gelten Hess. 

Und sind denn nicht schon die seit dem Entbrennen des anti- 
christlichen Oultwrkampfas in unserm Vaterlande und insbe- 
sondere auch in uoserm Bisthum, eingetretenen kirchlichen Zu- 
atp.nc|e nachtheilig und gefährlich genug für die Pflege des Rei- 
ches Gottes ? Die von Uns an die Guadenorte Marienthal, Bom- 
hof€in und Marienstatt berufenen Ordens- bezw« Congregations- 
priester^ welche sich durch Besorgung des Gottesdienstes daselbst, 
durch. Abhaltung yon Yolksmissionen und Priesterexercitien^, und 
durch Verpflegung, Unterricht und Erziehung armer und ver- 
wahrloster Kinder um unsere Diocese so verdient gemacht, muss- 
ten, ohne den geringsten Anlass zur Bozweiflung ihirer patrio- 
tischen Gesinnung^ gegeben zu haben, ihren segensreichen Wir- 
kungskreis verlassen und im Auslande eine Zufluchtsstätte su- 
chen. Den gottgeweihten Jungfrauen, welche sich der Erziehung 
und Bildung der weiblichen Jugend gewidmet und allen An- 
forderungen des Staates bezüglich ihrer wissenschaftlichen Lei- 
.stungsß.bigkeit genügt, ja vielfach lobende Anerkennung in die- 
ser Beziehung von den staatlichen Schulbehörden erhalten hat- 
ten, wurde einzig darum, weil sie kirehlichen Genossensohaften 
angehören, die früher gewährte Erlaubniss zum Unterrichte ent- 
zogen oder nur auf eine ganz kurze Zeit belassen. Mehreren 
Pfarrgeistlichen wurde die Ertheilung des Beligionsunterrichtes 
in den Elementarschulen untersagt , und zwar ohne' dass der 
kirchlichen Behörde auch nur eine einfache Mittheilung von 
diesem Verfahren gemacht worden wäre. Das einzige Gotteshaus 
für die nach Tausenden zählende katholische Gemeinde zu 
Wiesbaden wurde den wenigen dortselbst wohnenden Altkatho- 
liken, welche sich längst als selbstständiger Verein von dersel- 
ben und ihrem Pfarrer abgesondert, vom Diöcesanbischof und 
Metrop9liten diurch Bestellung eines eigenen Bischofs augen- 
scheinlich losgesagt, vom Mittelpunkte der Kirche, dem Papste, 
getrennt, und vor der weltlichen Obrigkeit ausdrucklich erklärt 
haben, dass sie die vom vaticanischen üoncil gegen die Leugner 
der Unfehlbarkeit der Lehrentsch^idungen des Papstes ausge- 
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aprocbeoe grSBsere Bicomm 
der Kirche, anf sieb nebmei 
gliedern der gedacbten Pfa! 
geben und in Folge dessen 
der Eatboliken nnbenntzbar 
dnng der Candidaten der ' 
Seminar ist geschlossen ; die 
einer ^orgftngigen staatlfche 
FElcbem im Weinberge des ~ 
den dürfen, suchen sich ii 
lungen; ,nnd die ndtbige F 
ist in dem Masse erschwert, 
ster ohne Gefahr strenger '. 
and Feiertagen in denselbei 
den Kranken vor ihrem Hii 
mente spenden kennen, üi 
stand gewiss von Niemandei 
pfänden werden kann und v 
nem pfiichtgetrenen Oberhii 
fort Und fort geschämig, di 
Bischöfe nnr aus Herrschsn 
gründen sich nicht in volle 

halt den anf ihr Amt boKäglichen dermaligen Vorschrüten des 
Staates nad den in dieser Hinsieht von der weltlichen Obrigkeit 
innerhalb ihrer staatsgesetzlich normirten Zuständigkeit getrof- 
feneu Anordnungen fügen und damit den verwaisten Gemeinden 
zu Hülfe kommen wollten. Als ob es nicht katholisobe Glau- 
benslehre wfire, was Pins VIII. in einem Schreiben an die Bi- 
schöfe QBserer Eirchenprorinz vom 30. Jnni 1830 mit den Wor- 
ten sagte: >Eraft göttiicher Anordnung ist die nnbeäeckte 
Braut des makellosen Lammes Jesu Christi frei, und keiner ir- 
dischen Macht unterworfen ....•: Und nicht anders als mit 
Verletzung und gänzlicher Verwirrung des von Gott geordneten 
Wesens der Kirche und der Natur ihrer Regierung kOonte es 
geschehen, dass ii^nd eine weltliche G)«walt über sie herrschte, 
oder ihrer Lehre Mass und Ziel setzte, oder dem Verkehre mit 
dem iSmischen Stuhle entgegenträte, mit welchem nach dem 
Zeugnisse des hl. Irenäns wegen seines nrspräi^lichen Vorranges 
alle Kirchen und alle Gläubigen der gan2en Welt übereiBkom- 
men müssen.« Und als ob es' mit einjuider verträglich und 
möglich wäre , einerseits an diesen kafholischeti Wahrheiten 
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glaubenstrea. im Handeln festzuhalten und die von Christus sei- 
nen Apc^teln und ihren rechtmässigen Nadhfolgern verliehene 
Amtsgewalt, nach eigenenpi gewissenhaften Ermessen d4e Diener 
des Wortes Gottes und Verwalter der göttlichen Ghiad^ge- 
hetmnisse zu senden, als hochheilige Hinterlege zu bewahren 
und pflichtgemäss anzuwenden, andererseits aber der weltlichen 
Gewalt die Befugniss als eine ihr kraft eigene Becbtes von 
selbst beiwohnende zuzuerkennen, dass ohne ihre l^laubniss kein 
Priester auch nur vorabergehend geistliche Amtsbandlangen 
vernehmen, ja nicht einmal öffentlich die hL Messe lesen ^ ge- 
schweige denn, dass einem Geistlichen ohne staatliche Geneh- 
migung irgend ein seelsorgliches Amt, wenn auch nurcias,«ines 
Hülfspriesters oder Pfarrverwalters, vom Bischof übertragen 
werden düWe, und dass sie unter von ihr bestimmten Voraus- 
setzungen auch Geistlichen ahs dem ihnen vom Bischof verliehe- 
nen Eirchenamt entlassen kömie. :./.M 

In unserm tiefen Schmerz bei dem Anbli^jke dieser und noch J3 

anderer Leiden unserer hl. Kirche dürfen wir jedoch nieht über- 
sehen, geliebte Bisthumsangebörige , dass für dieselben nicht 
einzig unsere' Glaubensgegner die Verantwortlichkeit zu tragen 
haben. Gibt es unter ihnen doch noch sehr Viele . , • . Fin- 
den si(di ja doch selbst heute, wo unsere katholische Elrclie von 
allen Seiten und mit allen Waffen der Hölle, — mit List, v^^ 

Lüge , Verleumdung und Gewalt bekämpft wird , noch immer, 
namentlich in den grösseren Städten, sehr viele Katholiken , . . 
... — in einer Zeit, in welcher — die Begünstiger und För- 
derer der neüheidnischen Gultur kei|ie Anstrengung und Mühe 
scheuen, um die unter ihnen noch an Ghristutn als den einge- 
borenen Sohn Gottes und Erlöser der Welt Glaubenden durch 5^ 
sophistische Vorspiegelungen für sich zu gewinnen und die her- 
anreifende Jugend durch confessionslose Schulen zu entchrist- 
lichen, — fürwahr in einer solchen Zeit ist das bezeichnete 
ärgemissgebende Verhalten von Katholiken doppelt schuld- 
Dar« . . • • • 

— Uebrigens hat sich die Zahl der wahren Streiter Christi, 
welche entgegen den unheilvollen Bestrebungen der Vertreter 
des modernen Heidenthums .... gegen die Irrlehren und fal- 
schen Grundsätzen unserer Zeit muthvoU und beharrlich käm- 
pfen, grade seit dem Ausbruche der neuesten und jetzt noch 
andauernden Verfolgung unserer Kirche bedeutend vermehrt . . | 

- Was insbesondere Euch anbelangt, geliebte Mitarbeiter 


■■.1 />i.-«iha 


Xü 






•1* 

■ ^ ■' 

■tri' 


<?'3 




.•■■'■< \ 




• . • 


.^...lüä 



892 Die staatibehördlicht Ahieiaufn 

im Weinberge des Herrn , die 1 
und zn unserer innigsten Freu( 
SQF Untreue in Ausübung £uer 
WOerstaud geleistet nnd Eucb 
ner Christi und Verwalter der 
bet, 60 därfen Wir gewiss mit 
aen , dass Ihr aucli fnr die Zi 
bringen, als von Euerer Ffliclitl 
Der Trost und die Freude, die 
dem erleuchteten Eifer Unserer 
Herrn zufliessen, würden uns j( 
gesetzten Versuchen, die Gläul 
Hinweisung auf die eingetreten 
zu einer anderen Haltung zu b< 
nen, wenn wir nicht wüssten, A 
ter der unmittelbaren Leitung ( 
von gleicher Standhaßigkeil he. 
nach Massgabe der Lehre des 
nestheils unter keinen Uinstänc 
kirchlichen Behörde nicht gesan 
sorger anzuerkennen, und aiidei 
sandten die schuldige Verebran 

gegenzubringen 

Qegeben am 18. Januar . . . . : 

(gez.) t Pete- 

2) Ferner rechnet die. Staatsai 

achofe aus Anlass seines Widetstan 

den Firmungsreisen dargebrachten C 

legenheit an ihn gehaltenen Anspra 

Hierüber berichten die zu di 

des Nassauer Boten von 1873 and 

Bei der Firmung in Wiesbadei 
liehe Bath Weiland als Festredner 
des Bischofs« und brachte die >trei 
Wiesbaden* zum Ausdruck, worauf 
eines solchen wahrhaft kirchlichen I 
Hoch auf den Papst brachte- 

Abends vorher wurde dem Biac 
bei der Redner die »Treue der Gen 
tonte ; dagu wies der Letztere daiai 
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geu Stürmen und Kämpfen die Kircbe immec mehr 
Ordnung .... erkannt werden werde.« 

Ueber ilie Firmungsreise nach Sonnenberg wird 
»dass der Bischof die Gemeinde durch Wort und \ 
und befestigt habe, so dass dieselben stets treu zu i1 
währten Führer stehen werde.« Bei der Firmung i 
forderte der Bischof auf »für ihn in dieser gefaht 
beten.« 

Festliche Kundgebungen erfolgten bei den Firtnu 
Tod, Marienstadt, Hachenburg, Herschhach, Wir^ 
Derobach, Dillenburg, Herborn und anderen Orten. I 
reisen bezeichnen die Berichte sals einen , Dank de 
der Kirchenfeinde gebildeten Triumpheug des Bischo: 
bach wurde ihm ein Fackelzug gebracht, wobei der B 


>. . . . wenn wir mit Christus leiden, werden wi 

verherrlicht werden.« 

Bei Gelegenheit der Firmung in Dernbach na 

eine grossartige Manifestation an. Auf einem Hügel 

Eeilborn versammelten sich die Katholiken der bena 

ter, an acht- bis zehntausend Menschen. 

Der Festredner richtete an den Bischof öffe 
"Worte : 

»Wir wissen nicht, wie lange wir noch dasOli 

den, Sie in unserer Mitte zu besitzen Di 

schon drei Bischöfe Deutschlands _ verfallen sim 
Ihrer .... Aber wenn Sie auch dem Körper 
Gewalt der Verfolgung ans unserer Mitte gerisa 
so wird keine Verfolgung nns daran hindern k9D 
im Geiste auch, im Kerkef vereinigt zu bleiben. 
Dabei legte er im Namen der ganzen Versamu 
liehe Versprecheti ab, niemals einen anderen I 
kennen, als den vom Papste gesandten, und nie 
deren Priester sieh zu unterwerfen , als dem v 
gen Bischöfe beauftragten.« — Der Bischof dar 
derte, 

»bald werde wohl über ihn die Stunde der Tri 
eben; denn sein Gewissen verbiete ihm, die von 
Heerde ibid verliehene Gewalt andern unbefugi 
überantworten. Aber wenn auch dieses Duglüi 
möge doch Niemand den Muih verlim'en und 
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Gott ..... der <lte Kirche ii 

Jahrhrntderte bcscbfitzt und dos 

komben binsaf anf die Zinnen t 

' aaeb beote noch, und werde a 

Tage seine Braut, die Kirche, 

ksnft, nicM mbissen. und t 

treuen I^eater alle verbannt ni 

t^D die bhiven obristKcben Fan 

bei ÜiteU Kindern versehen . . 

3) A.Deb die Ureaclie daviHi, 

eich dem Q«setE vom 11. Mai 187 

f^ haben, fflbrt die Siaateanwalte 

achiafa ünrOck. Sis bebt im EinEi 

yorlieg«nden gerichtliofaei) Untersuc 

Ea sind in Gemässlieit des §. 

Vornahme geistlicher Amtshaodlui 

bestraft fford«ii. Von diesen erkli 

Eingabe zu den Untersuchungsaktei 

von der principiellen Rechtsanschai 

auf- seinem, die Kirohe uof ihran 

vorladenden Polizeigencbt eine Cc 

richtung g«stliclier Amtshandlungii 

tn^enen Eirch^amt nicht an^-keii 

ßia Gleäches erklärten der 

Zimnier. 

Auch der Caplan Hardt erklj 

camber 1874 (Ü. S. Akluu widw 

Ternrine nicht wscheinen, weil er i 

ruma nicht anerkenne;« er fährt 1 

*. . . . Die Maigejetze sind 

halten werden« dieser zwangst 

derlegen. -»Lex aÜ jastal* I 

sondern auch von der Materie 

Die sogenanateh Maigesetse t 

Unabhängigkeit der Kirche, sii 

fossung und Glanbenslebre der 

sie memals ein Katholik als j 

Habeß ferner ebedei 

folgw d«n ersten Christen gen 
gemacht ni^, wenn diese iea 
wollten, ges:^: »Wir haben 
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französisehen Bevolötion «rliess der Cetnveöt das ebenso tbörioMe 

als frevelhafte »Gesetz,« es gäbe keiaen Sott, alle Priester adäss- 

' teE i ihres Amtes absohi^^öreii ; die Aii^übuBg der christlichen 

Religion sei unter Tode^strafo verboteilv Wer. m$£itte glauben, 

^* soleheim »Gesetze« sei zu gehorchen? i . . i« 

Dör Pfarrer Huydng erklärte ainf seine Vo»laduiig-«nt^ni 19. 
Anglist- '1875.: , ••- . -. \ •■ 

>; • . . . nsag auch eine nnbillige Andegang dw Staabtge- 

setze mich mit Strafen überhäufen:^ Nicht» 'bringt mich tom 

Wade der Gerechtigkeit und der ptiestörlichien Tugend ♦•. . .« 

- Inaeiner Benifnngaehrifk vom 2. DeceinböL^ 1875 erneuerte er 

seiäe »^Rechtsverwahrung gegen die weltlichen Gerichte.« ; i 

In der üntersübhong wider den Catplan Abel erhob der Bischof 
— allerdings wirkungslos — den Competenzeoqflict , und zwar in 
der Erwä^ng,; 

^dass es eine Com^etenzüberschreitung des weltlichen Geöriebts 
gegenüber der Didcesanobrigkeit sei, wenn eine gftichtliche Ver- 
folgung im Wege des Stmfparocesses wegen Ausübung des kä-- 
tholischen Priesteramtes eingeleitet sei ; 
dass ferner Amtshandhingen eines katholischen Geistlichen kei* 
nen Thatbestand bilden, wegen dessen eine weüliche Gerichts- 
behörde gegen denselben einzuschreiten befugt wäre, indem 
die katholischen Geistlichen nicht (Üs solche umi in ihren Amts- 
handlungm, sondern nur aZ$ Staatsgenassen und wegen ihrer 
dem bürgerlichen Bereiche angehörigen Akte den Gesetzen und 
d^ Gerichtsbarkeit des Staates unterworfen sind, ferner, dass 
die Staatsbehörden sich in die Frage nicht einzumischen hätten, 
in welcher Eigenschaft sich ein Katholik bei dem Cultus seiner 
Kirche betheilige — ob als Laie, oder als Kleriker . . . .« ^ 
Fünf Geistlichen musste wegen ihrer Haltung die Ertheilung 
des Beligionöunterrichts in der Volksschule, bezw. die Localschulin- 
spection und die Mitgliedschaft im Schulvorstande von der Begie- 
rung entzogen werden. 

Die gesetzwidrig angestellten Geistlichen Hguben, Vogel, Zim- 
mer und Hardt haben ausweise der Hegierungs- und ünterstichungs- 
akten ihre ungesetzliche Wirksamkeit ungeachtet specieller Verwar- 
nung und ider gerichtlichen Bestrafung hartnäckig fortgesetzt , so 
dass die Begiernng in Wiesbaden auf Grund des Rdchsgesetzes vom 
4. Mai 1874 die ^usei^me^n^ gegen diesdibeii verfilgen und den Geist- 
liohen Zimmer wegen NichtiJefolgnng der Ausweisung inkmiren 
musste. 
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Abgesehen von einem TereinKeliiten 1 
liehen der DiiScese Limburg die in §, 6. t 
1875 , betreffend die Mnstellung der Leis 
für die römisch-katholischen Biathämer un 
Erklärnng, die Gesetze des Staates befolg 
Ala zablreiche Meldungen um die im I 
steheode, erledigte Pfarrei Weisakirchen i 
rung von den Bewerbern zunächst die Ab] 
derte, wurden sämmäiehe Meldungen earüc 
za den gesuchtesten und bestdotirtenin i 
Die R^ernng zu Wiesbaden erka 
Zurücknahme die Besorgniss vor CoUis 
Dieser machte selbst am 25. Ängust 1 
die Anzeige von der Znrflcknahme der Be 

rersBdlke. Bei der Znrfichnahme der Bewerbung erklärte derQeist- 
iiche Abt, ' 

»er könne die geforderte Erklärnng nicht abgeben, indem eine 
AnH'kennnng der sogenannten kirchenpolitischen Gesetze ihn 
mit »einem Gewissen und seiner kirchlichen Olingteit iii Wi- 
derspruch bringen würde.* 
Der Pfarrer Mehrer erklärte, 

»er werde dieGeactze des Staates ferner so befolgen, wie er sie 
bisher befolgt habe; im Uebri^en müsse er auch seiner als 
Priester beschworenen Pflichten eingedenk bleiben.i 
Geistliche und Laien suchten sich in den Untersuchungen ge- 
gen Geistliche der eidlichen Zeugen-Vermhmlassutig zu" entziehen; 
verschiedene Geistliche gaben ihre Zeugnisse zwar ab, jedoch nicht 
auf Grund ihrer staatsbürgerlichen Pflicht, sondern, wie sie ausdrück- 
lich zu Protocoll gaben, nur in Folge Ermächtigung Sdtens der 
geistlichen Oberen. 

Insbesondere verweigerte der Caplan Houben in der Unter- 
suchung wider den Bischof sein Zengniss und gab dasselbe erst 
auf den Antrag des Staatsanwalts, ihn in das Gefangniss abzufäb* 
ren, ab. 

In der Untersuchung gegen den Bischof, betreffend die Geiste 
liehen Vogel und Abel, erklärte der Letztere bei Abgabe seines 
Zeugnisses ausdrücklich, es sei ihm vom Domeapitel vi Limburg die 
Weisung zugegangen, in dieser Sache die Wahrheit zu sigßa. 

In der UnteranctiuDg gegen den Bischof w^en des Geistlichen 
Zimmer erklürte dw Letztere, 


•>.T.'T-.'-;- 
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»er. gebe sein Zeugnis» auf ausdrückliebe Ermächtigung Seitens 
des Bischofs ab.« . 

Dasselbe erklärte der Geistliche Dr. Höhler. 
In der Untersuchung gegen den Geistlichen Abel verweigerten 
vier Zeugen aus dem liaienstande ohne gesetzlichen Grund die ^46- 
lei^itimg des Zeugeneides j wesshalb eine Geldstrafe von 40 Bthlr. 
gegen dieselben festgesetzt werden musste, worauf sie den Eid 
leisteten, " ' 

Die Pfarrgemeinden Balduinstefc, Wersdiau und Haintgeü, 
auf welche in Folge der von dem Bischof • in unges^zlicher Weise 
bewirkten Anstellung eines Geistlichen nach Masggafoe des Art. 8. 
des Gesetzes vom 21. Mai 1874 die Befugniss ßuar Berufung eines 
Geistlichen übergegangen war, zogen es vor, die von ihnen schwer 
empfundene Entbehrung eines Seelsorgers zu tragen , als von ihrem 
gesetzlichen Bechte Gebrauch zu machen, obwohKsie über dasselbe 
belehrt und von den betreffenden Landräthen zur Ausübung /dessel- 
ben aufgefordert waren. 

Auf die gemeinsamen Erklärungen der Bischöfe aus Fulda aus 
dea Jahren 1872 und 1873, sowie auf die in dieser Zeit von dem 
Bischof Dr. Blum allein erlassenen Kundgebungen, gegen die kirchen- 
politischen Gesetze haben ihm die Gemeinden der Diöcese Limburg 
im Jahre 1873 vielfach Z^siimmungS' und ErgebenheitS' Adressen Viber-' 
reicht, welche von dem Letzteren (sie!) mit Dank angenommen wurden. 
Am 23. März 1873 wurde in Oberlahnstein eine solche Adresse 
in einer Versammlung, in welcher die Geistlichen Butz und StoH 
als Redner auftraten und wobei StoU darauf hinwies, 

»dass die liberale Katholiken-Hetze an einem Punkte ange- 
kommen sei, wo kein Katholik, ohne Verräther an der S^-che 
der Kirche zu werden, mehr ruhig zuschauen könne,« 
berathen und beschlossen. In der Ä.dresse selbst mit 514 Unter- 
schriften wurde hervorgehoben: 

». . . . Wir schliessen uns einmüthig den überall in Deutsch- 
land mit Begeisterung votirten Ergebenheitsadressen an die Bi- 
schöfe an . . . ., wir werden die Mahoung Ihres diesjährigen 
Hirtenbriefes beherzigen . . . .« 

wir Laien sprechen unsere vollste Uebereinstimmung mit Ihnen 
aus . . . .€ 

Es folgten Adressen aus 17 Ortschaften des Amtes Selters mit 
über 1000 Unterschriften, worin die Unterzeichner erklärten, 

»dass die Adresse der Bischöfe an das Staats-Ministerium am 
30. Januar 1873 grosse Begeisterung entflammt habe und dass 
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■ie ala echt« Dltnunoatau« nie 
ten, dor nicht von «lern Biacho 
sowie am Ob^rairael, Hochheim , 
Oetersp«;, Xrottraut, Niederbreobeii, 

idaes man bei der jetmgen K 
vara Btsitfaof stehen and in k 
nqr auf seine Stimme hören w 
ferner ans ViUmar, Bleidrastadt, C 
holzhaueen« Basaetb&oli, Aalhansen, 
haha, Oberelbert, Haütgen, ilaoh 
Orten. 

Anch die gegen den Bischof im 
lidu»ExewiUmm'v\yT^va, wie die E 
teoa . des Volkes zu Demanätraiwn 
^»atee ausgebeutet. 

Die Aussage sechg vcarnommenc 
Nassauer Boten ergeben folgendes: 

Aut die Aoffordeniiig des Oei 
200 Rthlr. zn bezahlen, erklärte d< 

>er bezahle gutwillig nicht; 
werden.« 

Es wurde ein Beisewageu gi 
desselben in den Gerichtshof engl 
nicht , und erklärte die Ehefrau de: 
Bedingung, dass ihr Mann bei dei 
höflich sei.c Da sieb auch sonst a 
ten mit den Ultramontanen Nieman 
der Wagen durch gerichtliche Gefai 
der Versteigerung am' 1. Juni kau 
W^n fBr 245 Rthlr. und fuhr ihi 

bischöflichen Wohnung; unterwegs hatte sich fast die Hälfte der 
Einwohner timburgs at^gestetU. unter Jubel ltekrä»Jile"m)in den 
Wagen, spannte die Pferde aus und eog selbst ien yfkgeti noter 
Hiirrahrafen mm Bischof, welchem der Wagen zur lebeaEtUa^liclieti 
Ois^tion siirücliffeg^)eH wrade. Hierbei empfing der tiisehof'ftn^- 
lich die Depatation. Faohinger verlas eine schon bereit gehaltene 
acbriftlii^ Srklftrung'. Der Bischof dankte >iar äen Bev^ der 
Treue,« ertheilte seinen Segen, trat, als die auf der Strasse den be- 
kränzten Wagen, umabehende Menge ihm «in Hocb ansbtaoUe, an 
daf^ Fenster, hielt eine Ansprach» und achloss nnC einem Book rauf 
den Papst. 




M 
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^Äm 5.^ Juni worden; wegen der Strafe Ton 400 Bthir. Oelge- 
mälde, zwei Stahlstiche und andcire ^Gegenstände gepfändet' - 

iBei, Abholung derselben fand det G«ricbtsbote' ' He^rel schon ' ^^H 

eine grossB^Mensaihemnenge SLixi dem Bisohofeplabs vdrsmnoielt) vffe 
denn fib^rhampt alle diese. Demonstrationen vorher verabredet sein 
n^ussten.. :Sei der Vensteigerong am 17. Juni w^urde» die Sachen 
von dem Kaufmann Cahensly för 428 Btbir. g^kaoit^ ohne dasis, wie 
bei allen diesen Aoctiomen, ein anderes Oebot erlb^Sv' ' Es ersehien 
dabei Heine AnzalU F-rauen in' schwarxseidanen SMdern ^ begleitet 
von MStmern und festlich gekleidetem Mädoben« nut Blumenstrtassen 
und Kränzen. Die Frauen baten um die Ehre, die Gegenstände dem 
Blsefac^f !X{iiuckb|:ingett 2ti dürfisn. Je zwei trugen ein Bild ; sie ord- 
netenisleh m einem 2iige^ wacher sich, .gefolgt von einer grosseh 
Menschenschaao^v feierlich nacdi .4er biscböfliehen Residenz b&wegte. 
Die Frauen und Männer stellten sich im Saale des Bischofs auf, 
Ga^hensly verkus eiae Adr^e , wonach die Sachen dem Bisciiof zu- 
rückgegeben wurden, unter dem GeU)l>nlss, . i ^ 

»däss, wie der BSschof mit dem Beispiele AU^ töranleuchte, 
so auch die Diöcesanen unter, allem Wechsel der YerhSttnisse 
treu zu ihm stehen würden.« .. 

Auch eine der Frauen hielt eine Anrede und . betheuerte^ 
dass auöh äie Schwachen Frauen in dism hdssen Kampfe um 
die'höchsißn und heiligsten CHUer treu und unerschütterlich bis 
zum Tode aushairen wollten.« 

Der ßischof wies in seiner Erwiederung 

»auf die herrlichen Beispiele der Frauen und Jungfr^auen der 
Jetztzeit hin, die durch keine VexcUionen sich abhalten uessenr 
anch das Ihrige in der gegenwärtigen Verfolgung der Kirche 
ZU leisten.« 

: . * » . . . .'•-•, * . . • - 

Auf das von der Meng^ auf dem Platze ihm gebrachte Hoch 
trat der Bischof ans Fenster und brachte nach oiner Anrede dem 
Papst ein HQcb aus. < 

j 

Bei der dritten Exeoution am 26.. Juni worden vier.Odgem&lde 
gepfi^idet. Dijdselben w^den bei der Yersti^gei^ang am 18. Kov^^ 
ber von Facbinger^ Cahensly , . Held und Trombetta Üx 453 Btblr. 
angekauft und dena Bischof un^r feierlicher Aiisp]::ache und Er^ie* 
demng wieder zugestellt. 

Bei der vi^ten :&ecution vom 19. Februar 187& wegen der 
Qeldstrftfe von 400 BUir. wurde ei» goldenes Srenz gepfändet, voii 
dem früheren Begens des Priesterseminars zu Limburg , Pfarver 
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Mfinzenberger, in' Gegenwart der genannten Cahensly und Held an- 
gekauft und dem Büchof zoräckgestellt. 

Ab weitere umfangreiche Demonstration gegen Gesetz und 
Obrigkeit bezeichnet die Anklageschrift die MassendejHitationeD, 
welche ans Anlass der gegen den Bischof eingeleiteten Strafproee- 
dnren zu Limburg in's Werk gesetzt wurden. Durch dieselben sollte 
die Bevölkerung ihr Einrerständniss mit dem gesetzwidrigen Ver- 
fahren des Bischofs zu erkennen geben, ihn wegen seines Yerbattens 
feiern, seinen Widerstand als etwas Verdienstliches öffentlich aner- 
kennen und ihn der gleichen Beharrlichkeit versichern. So erschie- 
nen am 11. Jnni 1874 etwa 1500 Männer mit ihren Pfarr- und 
Gemeindevorstehern aus 11 Ortschaften des Amtes Wallmerod in der 
bischöflichen Wohnung und Kapelle. Der Führer Graf Walderdorff 
hielt die Anrede und äusserte : 

». . • . Wir beklagen, dass Sie, weil Sie das Bewusstsein ei- 
nes -katholischen Bischofs rein gehalten^ an Ihrem Eigenthum 
gepßlndet sind, um dem Gefängnisse oder der Verbannung zn- 
zuwandern. Tiefer Untnulh will sich unserer bemächtigen ; das 
Blui will uns manches Mal überwallen, dass wir Solchem erle- 
ben müssen u. s. w.c* 
Der Bischof erwiederte: 

»Dank nnd Freude erfallt mein Herz .... ich bin gewiss, 
dass Ihr feststehen werdet auch in der Stunde d^ Gefahr^ dass 
Gott Ench in den Gesinnungen stärke und erhalte . . . ., da- 
für will ich Euch den Segen ertheüen 

Am 17. Juni 1874 zogen, geführt von Vorreitern, auf zwölf 
mit päpstlichen Fahnen und mit Laubgewiuden gezierten Leiter- 
wagen 200 Mann aus Obertiefenbach in Limburg ein; gleichzei- 
tig kamen mit der Eisenbahn 1500 Männer aus Hadamar; sie zo- 
gen gemeinschaftlich zur bischöflichen Wohnung , wo der ßed- 
ner die 

»unerschütterliche Treue in dem entbrannten Kampfes betonte. 
Der Bischof erörterte in seiner Entgegnung, 

»die Natur und Verdienstlichkeit des Kampfes.^ 
Die Menge auf dem Platze brachte ihm ein dreimaliges Hoch, 
welches er an's Fenster tretend mit einem Hoch auf den Papst er- 
wiederte. Im feierlichen Zuge, die Vorreiter voran, unter Hurrah- 
rufen fuhren die Wagen durch die Stadt wieder ab. — 

Eine gleiche Deputation erschien im Juni 1874 aus dem Rhein- 
gau. Dem Redner dankte der Bischof; er sprach über die Zide 
der preussischen Kirchenpolüih und hob 
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»die Pflicht Aller, für die Freiheit der Kirche bis 0um läzten 
Athemeuge zu kämpfen,f 
hervor. 

Am 19. Juli erschienen Hunderte aus dem »goldenen Grunde« 
und d^n Nachbargemeinden, zusammen etwa 18 Gemeinden, auf 63 
mit Kränzen und päpstlichen Fahnen geschmückten und von 25 
ßeitern geführten Leiterwagen. Der Bisehof empfing diese Massen- 
deputation in der Stadtkirche. Der Redner Dr. Lieber gelobte 
»Treue und Ergebenheit in Glück und Unglück.« Der Bischof dankte 
für die 

»Treue der Diöcesanen, welche ihm und allen Amtsbrüdern 
Stütze und Trost in den für die Kirche entstandenen Gefahren, 
in den Zeiten der Stürme sei.« 

Sodann brachte er vom Fenster aus nach einer Ajirede an die 
Menge ein Hoch auf den Papst aus. 

Diesen, in Folge der Willkommenheissung Seitens des Bischofs 
immer weitere Dimensionen annehmenden, staatsfeindlichen M^^ni- 
festationen machte die Königliche Regierung zu Wiesbaden ein 
Ende, indem sie durch die Verfügung vom 23. Jpli 1874 4.en ihr 
untergeordneten Behörden die volle Anwendung des Vereinsgesetzes 
aufgab. 

Dennoch erschien noch am 9/ August 1874 eine Massendepa- 
tation aus verschiedenen Gemeinden des Amtes Bennerod, deren 
Redner hervorhob, dagß »weder Kerker noch Verbannung noch Ah- 
setzungsdecret sie von dem Bischof trennen würden.« Der Bischof 
entgegnete, 

»dass der Triumph der Sache Gottes 2; war unaufhaltsam nahe 
wstre, dass aber auch, wenn noch schwere Prüfungen durchge- 
macht werden müssten, seine Diöcesanen keine Mühe^ keine An^ 
strengung scheuen würden, um möglicherweise aufweiten We- 
gen zu den Sacramenten bei rechtmässigen Priestern 

zu gelangen « 

Aehnliche Ovationen wurden eimelnen Geistlichen mit Bezug 
auf die wegen Uebertretung der Maigesetze ihnen auferlegten Stra- 
fen oder sonstigen Nachtheile gebracht. Als der Caplan Houben am 
6. November 1874 nach Limburg und am 20. November nach« Zi§- 
genhain zur Verbüssung gerichtlicher Strafen gebracht wurde,, hat- 
ten sich viele Menschen eingefunden, welche ihn unter Hutschwen- 
ken und Hochrufen begrfissten. 

Ferner rechnet die Staatsanwaltschaft hierher 

a) die masslose Sprache der Adresse, welche dem Pater Raq- 

Arehiv filr Kirohenrecht. XXXVIII. 20 
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tOF dei Congregation yom allerheiligsteD 
Ton dem Eirchenvorstande, den Vorständen di 
Den, dem katholischen Vereine Gonstantia ui 
gemeinsam fiberreicht warde; dnzelne Stellt 
>Der schwere Schlag, welcher in der 

gung der Kirche gegen die ehrwürdige ( 

fährt wird . . . ., trifR; auf das Alleren 

liscbe Tolk des ehemaligen Xassanischei 

gen, den gerechten Unmuth fiber solche & 

Gewalt in unsem Herzen zn ersticht, 1 

vereagen, bei Ihrem Scheiden unsere Da 

nung auszusprechen, dass aach in nneerr 

Mge Geistesrichtnng an die Stelle eiper 

feindliehen StrÖmur^ treten werde . . . 
b) die theilweise mit dem ftüheren j 
ein in Verbindnng stehenden Katholikenrersi 
den Jahren 1873 nnd 1874 in der Diöeese I 
ter Weise mit dem Zweck veranBtaltet word 
die feindselige Haltung gegen die Staatsgesetze za verbreiten und 
zu befestigen. 

Wie die Staatsanwaltschaft behauptet, wurde bei den dem Bi- 
schöfe- dargebrachten Ovationen das Verhalten desselben aiid der 
Geistlichen bei Herabwfirdignng und Entstellung der Staatsgesetze 
und obrigkeitlichen Anordnungen gefeiert, und von der fanatisirten 
Menge zum Zeichen des Einverständnisaes ein leidenschaftliches Hoch 
auf den Papst ausgebracht. Versammlungen dieser Art, bei denen 
als Hauptredner die Geistlichen der Diöeeae Limburg aufgetreten, 
seien u. a. im Jahre 1873 beispielsweise in Camp, Oertrich, Bitville, 
Höchst, Niederselters, Dehm, wo etwa 2000 Männer versammelt 
gewesen, m Bodenheim, Langendernbach, Lahr veranstaltet worden, 
insbeeosdere sei im letzteren Orte eine grossartige Volksversammlung 
von 5000 Männern unter dem Vorsitz des Grafen v. Walderdorff am 
6. Juli 1873 in Scene gesetzt. 

Bei solchen Gelegenheiten sei von dem Redner ge&ossert, man 
ntdsse den BischGfen und Priestern , als den FQhrem im gegen- 
wärtigen Kampfe mutfaig und beharrlich folgen. In Deeeen habe 
am 26. April 1874 bei einer Versammlung der fraglicheo ^rt-det 
Geistliche Tbissen den Satz ausgeführt, dass es bei dem gegenwär- 
tigen Kampfe gegen die Kirche die Ehre und die Pflicht des Prie- 
sters sei, für die Sache seines Herrn zu streiten an der Stelle, wo' 
der Kampf entbrenne , desghalb sei er , Bedner, auch als Hei^BSge- 
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ber des Nassauer Boten als eines den Interessen der Katholiken ge- 
"Widmeten Blattes hervorgetreten. ^ 

Diese Angaben beruhen auf Darstellungen im Nassauer Boten 
für 1873 Nr. 44, 45, 46, 51, 65, 68, 80, 83, 98, 117, 119, 122, 
und für 1874 Nr. 5, 41, 50, 52, 71, 72. 

Die Staatsanwaltschaft macht gegenüber der oft wiederkehren- 
den Behauptung d<es Angeschuldigten , den erwähnten Preussischen 
Gesetzen nicht ohne Verletzung seines Gewissens Gehorsam leisten 
zu können , auf ähnliche der Staatsgewalt noch weit umfassendere • 
Befugnisse verleihende Gesetze und Verordnungen des vormaligen 
Herzogthums Nassau und der Freien Stadt Prankfurt aufmerksam, 
welche er ausweise der vorliegenden Nassauiscten Ministerial- und 
.Regierungsakten, sowie einer Auskunft des Königlichen Polizei-Prä- 
sidiums zu Prankfurt unweigerlich befolgt habe. 

Die Pormalien sind überall beobachtet. 

Mit Recht hat der Ober- Präsident den Angeschuldigten zur 
Amtsniederlegung unmittelbar aufgefordert, weil derselbe unter kei- 
ner kirchlichen Behörde innerhalb des deutschen Reichs steht, welche 
die kirchliche Untersuchung auf Entlassung aus dem Amte einzu- 
leiten befugt wäre (§. 25. Gesetz vom 12. Mai 1873). Das Concil. 
Trident. sess. XIII. c. 8. und sess. XXIV. c. 5. de ref. hat den 
in den Decretalen (cap. 2. X. de translat. , I. 7.) ausgesprochenen 
Satz bestätigt, nach welchem ein Bischof nur vom Papst versetzt 
oder abgesetzt werden kann. Darum bleibt hier die Suffragan- 
stellung des Angeschuldigten zum Erzbischof von Preiburg ausser 
Betracht. 

Die Vorschriften der §§. 26—29 a. a. 0. sind . gewahrt. 

Da der Angeschuldigte gehöriger Ladung ungeachtet im heu- 
tigen öffentlichen Audienztermin weder persönlich erschienen ist, 
noch durch einen Mandatar sich hat vertreten lassen, .$o hat ge«* 
mäsa §§. 30. 19. 1. c. nach Lage der Verhandlungen erkannt wer- 
den mdssen. 

In der Sache selbst sind alle Behauptungen der Staatsanwalt- 
schaft, soweit sie reine Thatsachen betreffen, als bis zur richterli- 
chen Üeberzeugung dargethan zu erachten. Denn 

a) die öffentlichen Kundgebungen sind zumeist im officiellen 
Amtsblatt des Bisthums, sowie im »Nassauer Boten« erfolgt. Von 
letzterem liegt eine grosse Anzahl von Nummern vor; wie daraus 
erhellt, wird das Blatt von ultramontanen Tendenzen beherrscht ; 
auch stand es laut diensteidlicher Aussage des Amtmannes Lorsbach 
zu Limburg mit dem bischöflichen Stuhle in Verbindung und wurde 

26* 
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in den Jahren 1873, 1874, 1875 im Verlage und unter Redaction 
des Domcapitulars Thissen herausgegeben. Zeuge fugt hinzu, es sei 
ihm niemals bekannt geworden, dass der Bischof irgend einen Artikel 
des 'Blattes desavouirt hätte. 

Gleiche Tendenzen, wie der Nassauer Bote, verfolgen die bei- 
den ausserdem von der Anklage in Bezug genommenen Blätter, näm- 
lich das Paderborner »Westfälische Kirchenblatt« und die »Germa- 
nia.« Darum kann ein Zweifel an der Echtheit der in den genann- 
ten Blättern geschehenen, von der Staatsanwaltschaft hervorgehobe- 
nen Veröffentlichungen nicht aufkommen. 

b) Das V ereidigungsprotocoU vom 22. Mai 1867 und sonstige 
Urkunden, SQ^e die vom Angeschuldigten mit den Behörden ge- 
pflogene Correspondenz liegen in den Akten urschriftlich oder in be- 
glaubigter Abschrift vor. 

c) Die gerichtlichen üntersuchungsakten, in denen die Straf-Er- 
kenntnisse ergangen, und die Verwaltungsakten, in denen die Execu- 
tivstrafen verfügt sind, liegen ebenfalls vor. 

Auch ist der Bischof, wie seine Auslassungen, namentlich in 
den gerichtlichen Untersuchungssachen und in seiner, vom 25. Oc- 
tober 1876 datirten Erwiederung auf das ihn zur Amtsniederlegung 
auffordernde Schreiben des Ober-Präsidenten klar ergeben, überhaupt 
nicht gewillt, die ihm schuldgegebene Handlungsweise an sich zn 
bestreiten. Er beschränkt sich vielmehr lediglich auf den Versuch 
des Nachweises seiner Befugniss und Verpflichtung zu jener Handlungs- 
weise , sowie des Nachweises der Unzuständigkeit weltlicher Behör- 
den, ihn wegen seines Verhaltens zur Rechenschaft zu ziehen. Da- 
bei geht er von der Ansicht aus, dasfe^ die Gesetze, gegen welche er 
sich vergangen haben soll, ihrem ganzen Inhalte nach für die Kirche 
unverbindlich seien ; dem Staate gebühre nicht die in Anspruch ge- 
nommene Machtvollkommenheit, einseitig und ohne Verständigung 
mit der Kirche und ihrem Oberhaupte das Verhältniss de3 Staats 
zur katholischen Kirche im Wege der Gesetzgebung zu regeln. Da- 
rum wäre eine Anerkennung der sogenannten Maigesetze eine Ver- 
werfung des göttlichen Ursprungs des Christenthums. Der Staat sei 
bestrebt, durch einseitige Gesetze die Kirche Jesu Christi mittelst 
Unterwerfung unter die staatliche Gewalt ihres göttlichen Charakters 
und Einflusses zu berauben , und auf der Grundlage des modernen 
Heidenthums die bürgerliche Gesellschaft wiederherzustellen. 

Der Angeschuldigte behauptet also , an kein die kirchlichen 
Interessen irgend wie berührendes Gesetz, welchem nicht die Geneh- 
migung des Papstes ertheilt worden, gebunden zu sein , und l^estreitet 
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desshall) in seinem oben gedachtem, dnrch die »Germania 
lichten Schreiben Tom 25. October 1876 auch die Cor 
Königlichen Gerichtshofes für kirchliche Angelegenheitei 
genwärtigen Sache. 

Dem gegenüber steht ztioächst die unbezweifelte 
fechtbare Bechtsregel des in der Provinz Hessen-Nassa 
gemeinen deutschen Bechts, dass die Gesetze unbedingt 
angehörige, fär welche sie erlassen sind, binden nnd dai 
Geltung nur in sich selbst tragen. Ausserdem bestinu 
fassungsurkundö vom 31. Jannar 1850, welche durch 
22. September 1866 (6. S. S. 555.) im ehemaligen 
Nassau und in der Stadt Frankfurt Gesetzeskraft erlan 
Artikel 106, dass Gesetze verbindlich sind, wenn sie in < 
setz vorgeschriebenen Form (Art. 44. 45. das.) bekan 
worden. Dies ist rücksiehtlich der seit dem Jahre 18' 
nen kirchenpolitischen Gesetze nach vorheriger Vereinban) 
Krone und Landtag geschehen. Es handelt sich toi 
solche Gesetze, , welche, wie Savigny (System des BOm. Rec 
sagt, mit unabänderlicher Nothwendigkeit , ohne der : 
Willkür Spielraum zu lassen, herrschen sollen, und in d 
der absoluten oder gebietenden geboren. 

Steht hiernach die Geltung der angedeuteten Gest 
Richter schon vollkommen fest, so mag noch, wie der 
bereits verschiedene Male auszuführen Gelegenheit ger 
bemerkt werden, dass jene Gesetze streng innerhalb der 
jestätsrecht der Kirchenhoheit (jus circa sacra) gezogen< 
halten sind, und keineswegs, wie der Angeschuldigte 
Schaft mit anderen Bischöfen behauptet, das innere Wes 
spirituales) der katholischen Kirche antastet, vielmehr 
Ansehung des Gottesdienstes und der kirchlichen Lehre 
Freiheit gestattet. 

Wollte man ans der angeblichen entgegengesetztt 
gung des Angeschuldigten eine mildere Beurtheilnng sei 
genstand der Anklage bildenden Verhaltens entnehmet 
sich die von ihm früher der Nassauer und Frankfnrter 
rung gegenüber in den wesentlichsten jetzt zur Sprache 
Punkten eingenommene Stellung mit jenör üeherzengu 
Einklang bringen lassen. Denn die gleichlautenden 
freien Stadt Frankfürt vom 2. März 1830 (Fraukf. 
181) und des Herzogthnras Nassau vom 30, Januar 
Verord.-Samml. S. 493) besten, dass zur gleichförmi 
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mang der Verhältnisse der Eircbflnprovioz 
Bflgierungen »nachMgeude Anordnungen vE 
wälirende genaue Vollziehung beachlosaen l 
einer Zustimmung des i)äp8tlichen Stuhls n 
fehlen in der Bulle Provida solersque und 
wovon Eingangs Erwähnung gethan, solch« 
blosse Ausfühmngei) die fraglichen Gesetze a 
Dieselben bestiinmen nun: 

§.3. Jeder Staat übt die ihm zoste 

Majestätwecbte der Oberautsich 

rem Totleu Umfange aas. 
g. 23. Die Decanate werden unter 

verst^dnisse der Kegierungs- und bis( 

besetzt., 
§. 26. Die Gandidaten des geistlich 

vollendeten ^dreijährigen theologischei 

Friesterseminar ausgebildet. 
§. 27. In das Priesterseminar werde 

daten anlgenommen, welche in einer d 

schSflichen Behörden gemeinschaftlich 

gut bestanden — — sind. 
Nach dem Edict vom 9. October \62 
S. 463) lag die Verwaltung des katholis 
welchem auch die Bistbumsdbtation einrei 
der Staatsbehörde, während dem Bischof ifi 
halten blieb. 

Laut amtlicher Auskunft der'Eönigli 
baden erfolgte in Gemässheit des trotz ^ 
zur Ausführung gebrachten Nassauischen 
5. März 1853 (enthalten in den vorliegeud 
rnngsakten betreffend däs Verhältnisa der 
Herzogthums zum Staat) die Ernennong 
der Lehrer am Priesterseminar auf den 
des Bischofs durch den Landesherm, und 
digte bis zum Jahre 1866 allen vorerwä 
gtandslos gefügt. 

Demnach erweist sich seine Behau) 
des preussiscfaen Staats aus Gewiaseneecru 
sagen zu müssen, als nichtiger Vorwand. 

Er hat feststehendermassen fiinl Cieii 
des Gesetzes ?om 11. Mai 1873 §. 15. ai 
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prämtkbten geforderte Wiederbesetzang erledigter T^farreien, entgegen 
dem §. 18. daselbst, abgelehüt, und dabei zwar den Mangel an Be- 
werberb Torgeschützt, dessen Ursache in dem an ihn gerichteten 
Oberpräsidialschreiben vom 16. September 1875 mit \Recht auf seine 
eigenej der Staatsgewalt gegenüber eingenommene feindselige Hal- 
tung znräckg^hrt wird, dagegen stets den angemassten Standpunkt 
festgehalten, von welchem aas er , sich den kirchenpolitischen Ge- 
setzen nicht unterworfen erachtet. Er hat ferner die staatliche Be- 
Vision des Eletikal-^Seminars zu Limburg, dem §.9. 1. c. zuwider, 
yerhindert^ durch dtfentliche, die Tendenz ' der gedachten Gesetze 
gänzlich entstellende Kundgebungen Klerus und Diöcesänen gegen 
die S^^sregierung mit Erfolg aufzureizen gesucht, und durch seine 
Erklärungen, zu denen auch diejenigen gehören, welche, weil vor 
Erlass der Gesetze abgegeben, keine Strafe nach sich ziehen können, 
jede Aussicht auf eine Sinnesänderung ausgeschlossen. 

Sein Verhalten erscheint um so gefährlicher, als demselben 
ausweise der erwähnten CoUectiv-Adressen und Sendschreiben des 
preussischen Episcopats eine geibeinschaftliche Beschlussfassung und 
ein einheitlicher auf den ganzen Umfang der Monarchie berechneter, 
vom päpstlichen Stuhle gut geheissener Plan der Bischöfe zu Grunde 
liegt. 

Dabei fällt schwer in die Wagschale, dass der Angeschuldigte 
sich in seinem Gewissen auch durch den Sr. Majestät dem Könige 
geschworenen Eid der Treue und des Gehorsams gegen die Gesetze 
nicht behindert gefühlt hat, dieselben zu missachten und gröblich 
zu verletzen. Hat er, wie in seinem Schreiben' an den Oberpräsi- 
denten vom 25. October 1876 behauptet wird, dem Eegierungsprä- 
sidenten von Diest unter dem 7. Mai 1867 schriftlich ^klärt, dass 
er die Wirkung der Leistung des Unterthaneneides ausdrücklich auf 
die rein staatsbürgerlichen Obliegenheiten beschränke, und die Rechte 
der Kirche, sowie den angelobten canonischen Gehorsam der Geist- 
lichen vorbehalte, so lautet doch der später von ihm gesishworene 
Homagialeid ganz unbedingt und fehlt zu einer Mentalreservation 
jede Berechtigung. Konnte er also nicht ohne stets erneuerte Ver- 
letzung seines Eides und namentlich des darin gethanen Gelöbnisses^ 
in den Gewissen von Klerus und Gemeinden die Gesinnungen der 
Ehrfurcht und Treue gegen den König, und des Gehorsams gegen 
die Gesetze mit Sorgfalt zu pflegen, weder sich persönlich gegen die 
Staatsordnung auflehnen, noch die Geistlichen und "Diöcesänen zum 
Widerstände gegen dieselbe aufreizen, so musste er zur Lösung des 
zwischen seinen vermeintlichen bischöflichen Fliehten und dem Eide 
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nflicts die Eothebung von seinem Amt durch den 
leu suchen; Ist er ab^r hierzu nicht geneigt oder 
B, dann tritt für den Gerichtshof die gebieterische 

ein, den verderblichen Bestrehnngea des Bischof», 
iac Staatsregierung tief und dauernd zu schä'Iigeii, 
m, nachdem sich alle gegen ihn angeorilneteu Uasa- 
rksam, insbesondere die vom Oberpräsidenten ver- 
iTstratea in Folge der Vermägenarwäusseiung als 
riesen haben. 

m Austährungen unterliegt es keinem Bedenken, den 
I, wie hierdurch geschieht, für thatsächlioh überführt 
g au erklären, ^ass er die auf sein Amt nnd: seine 
sverriditnngen bezüglichen Vorschriften der Staats- 
in dieser Hinsicht von der Obrigkeit innerhalb ib- 

Zostäudigkeit getroffenen Anordnungen so, schwer 
SB sein Verbleiben im Amte mit der öffentlichen Ord- 
icb erscheint. 

hat in £raft des §. 24. Gesetz vom 12. Mai 1873 
des Angeschuldigten aus dem Amte als Bischof von 
it werden müssen, und fallen ihm nach g. 37. daselbst 
Verfahrens zut Last. 

gt üntrr Siegel und Unterschrift des KSuiglichen 
ir kirchliche Angelegenheiten, 
fl 13. Juni 1877. 


Stwiy, Seoretär des Gerichtshofes. 
N. 116 K. 


wir uns nun eine kurze Besprechnng des Erkennt- 
tlich verdankt der Königlich Preussiscbe Gerichtshof 
Lngelegenheiten seine Existenz dem sogenannten Gul- 
iher eine ItistitutJon nöthig erscheinen liess, die der 

die Möglichkeit an die Hand gab, die renitenten Bi- 
obachtung legaler Formen zu beseitigen und dadurch 
1 gewissen Bemängelnngen vorzubeugen, welche die 

bewirkte Internirung des Erzbischofs Clemens Au- 

in der Festung von Minden bei der >freisinnigen< 
a hatte 1) — Bemängelungen, die übrigens ihren 
t keinesvfegs in der Ansicht hatten, dass die Staats- 
Erzbischof zwar nicht ohne vorliegendes Gesetz in 

1 Bottek veröffentlichte z. B. damals eine eigene Schrift gc- 
1 der prensaiachen Begierong. 
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seiner Amtsvrirksamkeit habe hemmen dürfen, fJooHl aber aufOrund 
eines solchen^ sondern in der davon völlig verschiedenen Ueberzeü- 
gung, dass es allen Begriffen eines geordneten Staatswesens wider- 
spreche, wenn die öfifentlich nnd amtlich ausgesprochene Beschuldi- 
gung, der Erzbiöchof habe im Vereine mil revolutionären Parteien 
des Auslandes gegen die Sicherheit des Staates conspirirt, dessen 
Gefangenschaft rechtfertigen solle, ohne dass der' behauptete Hoch- 
verrathsversüch Gegenständ einer strafgeriöhtliclien Binscbreitung nach 
Massgabe des Gesetzes werde. Bekanntlich gab auch Fürst Metter- 
nich als damaliger österreichischer Haus-, Hof- uöd Staats^Kanzler 
dem über Wien nach Rom zurückreisenden preussischen Gesandten 
von Bunsen auf seine diplomatische Motivimng des stattgehabten 
Vorgehens gegen den Kölner Erzbischof trocken die derangirende 
Antwort: »Sicher, Herr Gesandter» ist die preiissische Regierung im 
vollen Rechte, gegen einen hochverrätherischen Erzbischof mit aller 
Strenge einzuschreiten; aber ich hätte den alten Herrn, wenn er 
ein so gefährlicher und offenbarer Staatsverbrecher ist, wie Sie sa- 
gen, nicht zu später Abendstunde, sondern Mittags um 12 Uhr bei 
hellem Tage und vor aller Welt festnehmeir und ihm sofort den Pro- 
cess machen lassen.« Es liegt nun ausser dem Zwecke dieser Zei- 
len, das völlig Verfehlte der Erwartung nachzuweisen, dass die Be- 
nennung »Gerichtshof« und »richterliches Erkenntniss« in Fällen 
der vorliegenden Kategorie auf nüchtern denkende Geister einen be- 
stechenden Eindruck hervorbringen und über dem Klangie des Na- 
mens das Wesen der Institution vergessen machen werde; heute kann 
es ohnehin eines solchen Nachweises nicht mehr bedürfen, da es evi- 
dent ist, dass die vom Königlichen Gerichtshofe decretirten »Amts- 
entlassungen« der katholischen Bischöfe lediglich als factische Be- 
hinderungen der Amtsthätigkeit derselben aufgefasst und katholischer 
Seits ganz und gar in gleicher Weise, ja noch ab- und missfälliger 
beurtheilt werden, als der seinerzeitige Staatsministerialbeschluss der 
Internirung des Erzbischofs Clemens August. Dagegen dürften die 
hauptsächlichsten Bestimmungen d^s Gesetzes vom 12. Mai 1873 
über die Errichtung des Königlichen Gerichtshofes für katholische 
Angelegenheiten hier am Platze sein ^). Dieselben besagen*, dass 
die zur Entscheidung der Berufungen von den Dis(Äplinarverfügungen 
der Kirchenbehörden an den Staat und zur Entlassung von Kirchen- 
dienern unter der mehrgedachten Benennung berufene Behörde ihren 
Sitz in Berlin haben und aus 11 Mitgliedern bestehen solle, wovon 

1) Vgl. den Wortlaut des Gesetzes Archiv* Bd. 30. S. 129. und den 
Wortlaut der Geschäftsordnung des Gerichtshofes Archiv Bd. 31. S. 342. 
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der Präsident und wenigstens fönf andere Mitglieder etätsmSfkig nor 
gestellte Richter sein inüssten. Die darnach zulässige Benifotig von 
fünf Nichtjuristeü in den wQericfUshof^ wird in den Motiven tu dem 
Gesetzentwurf mit der Aufstellung begründet, dass die Fragea^ ob 
eine Disciplinarentscheidung der kirchlichen Behörde för eia^B »will- 
kürliche« zu erachten, und ob die fernere Amtsthätigkeü eiAes Kir- 
chendieners mit der »öffentlichen Ordnung« unverträglich sei, nur 
bei einer »unbefangenen« Würdigung der »richtigen« Grenzen zwi- 
schen den »Rechten« des Staates und denen der IQrcfae »sachge- 
mäss« eutschieden werden könnten. Daher müssten die Entschei- 
dungen von einer Behörde erfolgen, deren Mitglieder durch ihre 
Yorbildung, Erfahrung, Sachkenntniss und Stellung die Gewähr ei- 
ner gründlichen, sachgemässen und unparteiischen Entscheidung böten. 
Für die Qualification der nicht dem Riehterstande angehörigen Mit- 
glieder seien bestimmte Kriterien nicht vorgesehen, um die Zuziehung 
von höheren Verwaltungsbeamteu, angesehenen Rechtslehrem und 
hervorragenden Geistlichen zu ermöglichen. Wirklich zählt auch 
dermalen der Königliche Gerichtshof einen protestantischen Geist- 
lichen in der Person ^ General-Superintendenten Dr. Nieden zu 
Coblenz, einen Rechtslehrer in dem Professor Dr. Dove zu GötMngen 
und einen Verwaltungsbeamten in dem Oberbürgermeister von For- 
kenbeck zu Breslau; auch hat der genannte General*Superintendent 
bereits bei der »Amtsentlassung« des Erzbischofs von Köln am 28. 
Juni 1876 als Richter fungirt. 

Bei seinen inappellabelen »Entscheidungen« (sie) hat der Ge- 
richtshof, ohne an positive Beweisregeln gebunden zu smn, nach sei- 
ner freien, aus dem ganzen Inbegriff der Verhandlungen und Be- 
weise geschöpften üeberzeugung zu entscheiden (sie) — eine Directive, 
welche dem §. 7. der preussischen Strafprocessordnung für die im 
Jahre 1866 annectirten Provinzen nachgebildet ist, die aber hier 
eine ganz andere Bedeutung und Tragweite hat, da die Mitglieder 
des Gerichtshofes für kirchliche Angelegenheiten nicht ein&ch nach 
dem positiven Rechte, sondern vorzugsweise nach »richtigen Be- 
griffen« über das VerhäUniss zwischen Kirche und Staat zu ent- 
scheiden berufen sind, womit dem Subjectivismus und Oonfi^io- 
nalisnms ^ine weite Thüre geöffnet ist. 

Dieser also gebildete Königliche Gerichtshof für kirchliche An- 
gelegenheiten kann nun nach §. 24. des Gesetzes vom 12. Mai 1873 
die »Entlassung aus dem Amte« aussprechen, wenn der betreffende 
»Kirchendiener« die auf sein Amt oder seine geistlichen ÄnUsver- 
richtungen bezüglichen Vorschriften der Siaatsgesetae oder die in 
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dieser . Hinsicht, vßn ^ der Obrigkeit innerhalb ihrer : gesetdkhen Zrn^ 
ständigheit getroffenen Anordnungen so schwer verletzt, das» sein 
Verbleiben im Amte mit äer öffentlichen Ordnung unverkäglich er- 
scheint. Insofern nun darnach die Cirilgewalt berechtigt s^in soll, 
Vorschriften übe^ die geistliehe Amtsführung zu- ertheiloÄ und even- 
tuell em kirchliches Amt zu entziehen, liegt ein Widerstreit vor 
gegen das katholische Dogma von dem Ursprünge pnd der l^atur 
der kireblichen> Q^ewalt ; und insofern es eine protestantische Regie- 
rung ist, weJdiö durch ihre Organe jene Vc»schriften ertheiUn und 
eventuell katholische Bischöfe, Pfarrer u. s. w. aus ihrem Kirchep- 
amte entfenien will, Uegt ei^ Widerstreit vor gegen die . -historische 
Ausgestaltung des Verhältnisses zwischen Kirche und Staat in Deutsch- 
land oder praciser gesprochen, gegeq die positiven Bechtsbestim^ 
mungen über die Gränzen der Landesherrlichen Gewalt gegenüber 
der Beligionstibung ßiner dem Landesherrn fremden Confession, wie 
selbe {»inclpiell für alle Zukunft nornagebend in dem westfälischen 
Friedensinstrumente und in dem Keicbsdepatations^^Recesse vom 25. 
Februar 1803 zum vertragsmässigen Ausdrucke gekommen sind und 
die Grundlage jener der katholischen Kirche ^tjsusiehenden, feierlich 
verbrieften SteTkmg<i^ bilden, von: weleher der Minister von Ladeöberg 
in seinen . Erl&uterungen der Bestimmungen der Verfassungsurknnde 
vom 5. December 1848 zu Art. 12* spricht, üeber den erstbezeich- 
neten Widerstreit, den dogmatischen^ soll hier nichts weiteres be- 
merkt werden, als dass die Kirche das »geistliche« Amt auf die 
Worte des Sohnes Gottes s^rückfuhrt : »Mir ist alle Gewalt gegeben, 
im Himmel und auf Erden ; darum gehet hin und lehret alle Völ- 
ker und taufet sie im Namen des Vaters und des; Sohnes und des 
heiligen Geistes, und lehret sie Alles halteii, was ich euch befohlen 
habe (Matthäus 28, 18-20)« und; »Was ihr binden werdet auf Erden, 
das soll a^uch gebunden sein im Himmel (Matthäus IS, 18);<k — ^und 
dass die ImmUniikät, deren Aufrechthaltung in der 23. Sitzung des 
CoDcils Yon Trient Cap. 20. de ref* den Fürsten eingeiicbärft wird, ohne 
Frage vor Allem und hauptsächlich die Unabhängigkeit der »Kir- 
chendieaier« bezüglich ihrer geistlichen Amtsführung von der Laien*- 
ge walt einbegreift. 

Dagegen darf nach dem Zwecke dieser Zeitsehrift der rdo&^ 
liehe Widerstreit 4er Institution des Kdniglic^hen Gerichtshofes für 
kir^liche Angelegenheiten und. seiner Gompetenz gegen die histo-^ 
riech gegebene »feierlich verbrieftem Stellung der katholischen Kirche 
in Deutochlaud resp. Preussen nicht ohne nähere Erörterung bleiben, 
;^er ist nun vor Allem hervorzuheben, daea wenn ein protestantiaeher 
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Landesbetr das Recht hat, sei es auf dem WegQ der Ge8etzgd)iuig' 
oder detn der Verivaltung, sei es mit oder ohoe ^ubtimmung eioer 
protestaotisohen Ijammermebrbeit, sei es unmittelbar durch Cabi- 
uetsordres oder dorch Terfugaogen seiner Beamleu, den katlioliscfaen 
Bischöfea und dem ihne'i untergeordneten Klerus; Vorschriften in 
Bezug auf ihr Kirchenumt und ihre geistlichen Atatsxerrichtungea 
SU ertheüeriy und im Falle der Niohtbefolgung die »renitei^en« Bi- 
schöfe und Priester dorch eine Anzahl vom Landesherrn nater dem 
Namen >Gencfatshof< znr Abnrtheünng berufener Proteetanteu nnd 
ihver Kirche entfremdeter .Kathol^u mittelst >gerichtlicheD Er- 
kenntnieaes« aus dem Amte zu >entlasseii,c daneben unatreitig der 
Landesherr der oberste Träger des katholischen EirobcDreginieutes 
und der Vorgesetzte des Bischofs und seiner Geistlichkeit trt kirch- 
lichen Dingen ist. Wie wenig nun aber ein solches -autoritatives 
Verhältniss eines Landesherrn bezüglich dt;r Betigionsangelegenbeiten 
ein« ihm /remdeti Confession gerade nach protestantischer Auffassung 
statthaft ist, lehrt uns die Geschichte, die uns berichtet'), daSs die 
protestantischen Keichsst9nde nicht einmal för' den veltlicbeD Be- 
reich die Gesetze des Keiches nnd die reicbsverfnssungsmässigo Wirk- 
samkeit der Beichsbebörden gelten Hessen, wenn das ihr copfessio- 
nelles Interesse ihnen räthlich machte, So haben dies^beo. schon 
bei den Yerhandlangen änf dem Reichstage zu Speyer 1529 ihre 
^bflcbtbeacbtnng des Wormaer Edittes mit dem Grundsätze zu recht- 
fertigen unternommen, ^aaa in Sachen, die Gottes Ehre und der 
Seelen Wohl&hrt betreffen, die Mehrheit der Stimmen, d. b. die 
gescitzgebende Gewalt des Beiobes (nämlich des Kaieers und der 
Beichsstände), nlebt gegen sie mas^ebend sein können [n dem 
Pasianer Vertrage und Aagsbnrgör Bellgionsfrieden haben sie später 
Sicherstellung gegen jedwede Beschwerung ihrer Beligion und Ab- 
wendung einer Ueherstiiumujig beim Beichskammergericlite:Sicb aus- 
bedut^en; und bei den Fried^uverhaudlungaa zu Osnabrück. habeo 
sie mit Erfolg darauf gedrungen, dass das Reiehskanimergericfat mit 
der gleichen Zahl protestantischer und katholischer Blchter besetzt 
werden . müsse, und dass alle Rechtssachen stcischin Parteien ver- 
schiedener Confession, auch wenn ,8ie Uos , weltlicher NcUur seien 
tMd nicht in das SdigienB- ufid Kirchenwesen einschlügent der Ab- 
Drth^ilung durch eine gleiche Anxahl protestantieeher und katho- 
lischer Richter unterworfen werden mQsaten. Ja sifi wollten Anfiuigs 

1) 8. K. A. Menael^ VÜusie Geschichte der Dentschen, Bd. 1. ä 3)7. 
Bd, 8. & 486 und Bd. 8. 9. 237; 
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sogar zu der Entscheidung von «K^ and j'^en BgcÄfei^treitigkeiteii 
beiderseits protestantischer Parteien aussöhlifesslich 'nur die protes- 
tantischen Mitglieder des Gerichtshofes zulassen. Mit welcher Strenge 
und Wachsamkeit aber die protestantischen Heiiihsstände jederzeit 
die errungene Unabhängigkeit von der obei^ten ßeichsgewalt in 
allen confessionellen Angelegenheiten wahrnahmen, ist sattsarn be- 
kannt, und durch Moser's Geschichte der beröhmtesten Eeligrons- 
Streitigkeiten im deutschen Reiche fflr alle Zukunft aufbewahrt^). 



1) Angesichts des heutigen Culturkampfes verdient die interessante Aus- 
lassung des Ktiriaaln^isclien SuMelegirten und TTniversitäts-F^ofessors Johann 
BiGhaid von Both (in dessen »Frivatgedanken Qber^ das Eechft ' deutsc}!^ . Ijan- 
desherreii g^geü Eeligion uad .Kirche naeh de^r deut^chQB Staats- jrnd Kirohen- 
verfassung,. Wür?burg upd Bamberg hei Göbl^ardt 1805 S» 51 ff.«) über die 
Abstimmung der protestantischen Subdelegirten hei der Berathung des §. 63. 
des Regenshurger I>eputations-Recesse8 vom 25. Februar 1803, welcher den Lah- 
desh'en-n das bis dahin vom gesammten Corpus Evangelicorum a^ da« HeAiifste 
und Werkthätigste bestrittene Hecht zu&pr-acb, andere Eeli^glonsit^rwiindte eu 
dulden und ihnen den vollen Genoiss bürgerlicher Rechte zQ,gestati.tein, sp seihr* wie- 
der in Erinnerung gebracht zu werden, dass dieselbe trotz ihrer grossen Ausdeh- 
nung hier um so mehr wird eine Stelle finden dürfen, als das Werkchen Roth*s 
leider heute so gut wie vergessen ist, obschon es gerade für die gegenwärtigen 
Streitfragen von erheblicher Bedeutung ist. 

' »Wenn man — heisst es a.a. 0. — die ^and2iU9»^en.cler Protestanten 
zusammenstellt, was dieselben »ßit dem W» F. bis ifu unsern ZfCiten wider 
das Reformationsrecht der Landesherrn gtihan haben, ^enn ein pro- 
testantischer Ort an einen katholischen Landesherrn kam , und dann diese 
Handturigen mit den neuesten Aeusserungen protestantischer Kifr- und iPür- 
stenstimmen, und mit den neuesten Handlungen der Katholisehen verglicht, 
wa ein ganiser Haufen katholischer Orte an protest^niischP LuTkdosliQtxn 
auf.ein9ial Qberging; — so stellt si^h ein sonderbarer Cohtraat z^mnchen zwßien 
Religionstheilen über ein Gesetz — , zwischen alten — neuen — und neuesten 
Zeiten, zwischen Handlungen und Aeusserungen, — ein wirklich äusserst 
merkwürdiges Schauspiel von einer Geschichte dar, aus welcher der wahre 
Sinn und'Odisl^ des neuesten Gesetzes, des BeichsseMusses von 1803, (!ther< das 
landesherrliche Befoormationsreöht aufgedeckt, und erklärt werden muss^, 

lieber di^ Handlungen dnzelner protestantisicher Hanpei;, auch, des gan- 
zen protestantischen ReligionstheUs , das landesherrliche Reforniationsrecht 
betreffend, darf man aus tausenderlei Beweisen nur die feierlichsten Urkunden hier- 
über, die feierlichsten Ver^rÄ^rc und Reverse betrachten, Welche dleLandesherm, 
w^nnerie zur fta^/ioZitfc/ien Religion übergingen, ihren protesianÜschenUnier' 
thanen ausstellen mussten, und die Scfopüte des ganzent^^ote^t^nUseh^n 
J^lig'^'ßstf^eilß hierbeity^JX dem kursächsischen Reverse vom, Jahre ^697 a,n bis 
zum neuesten Nassau-Saarbrückischen Reverse vom Jahre 1779 erwägen; man kann 
dann wie in einem historischen Gemälde die ganze Entstehungsgeschichte der Grund- 
sätze des protestantischen Religionafheils in Hillsicht deä la)ide«herrUehen Re- 
formationsrechtes, wenns Katholische betrifft, ineln(9niB)i<^übtochfiiien,M?o- 
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radicale Brach der faentigen PreussischetJ (jeseUgebÜDg 
historischen Religionsrechte bildet denn auch die taervor- 
iignatnr des brennenden Kampfes znisclien der' Sirchen- 


Erstannen geräth, wenn man die neutufen Stimmen dei protestan- 
idelegirten aofdera Begeneburger Beichsdeputationstage, wo ea pro- 
ie LandeBbeirn betraf, damit in Tergleichung zieht ! 
prolexlanlischen FOrBten nnd der gaijze prote^lantisfhs Eeli- 
^ing Ton jeher bei allen Fällen, wo ein prolestan(isches Land an 
tolischen kam, oder nur kommen konnte, bis in die neuesten Zeiten 
■rundsalse ans, die evangelische Religion milsse in dem. Lande, 
I dem Entecheidnogaziele die heirachendc sei, ohne die niindeite 
ng Bchlecbterdinge beibehalten und geachQtzet werden, and dass die 
e Religion neben der protf.stnnüschen dort nicht eingeführt wer- 
Der katholische Tjandesberr mosate eich daher roTersiren, daas er 
Inng aller Angelegenheiten, welche das evangelische ßeligionB- yiai 
en aof irgend eine Art betreifen, lediglich und aussohliesalkh dem 
RatkscoUegium ohne Anfrage (in vira perpetaae Commissionis, nach 
acke der Beverae) überlassen wolle« er nrnsate über daa mit aeinen 
in and Landatänden eigene Vertrage eingehen, welche die Stelle 
>ndera verblndUcber Sicherbeitanrktmden über den wirklichsi;! Beli- 
id (actnalem Belwionia Statam) vertreten aotlten, wodurch die ^Katho- 
dt nar von aller Theilnahme an dem Eircheneigcnthnme, sotidem 
dem Genüsse aller bürgerlichen Rechte ausgescMoasen, znr 
in die Bflrgeracbaft, Zünfte, Dienste aller Art unfähig erhl^lrl 
daher jeder nene Staatsdiener vor seiner AnsteUung einen ReUgUma- 
n mneste, nnd bei einer Religionsverä'ndfrutig ipso . facto »eine 
g verlor; daher kein Katholik zn einer öffentlichen Lehr- mtd £r- 
nstalt zngelaasen, nnd Keinem ansser dem katholischen, Lajides- 
'rivalgottesdiensl, nnd diesem nnr mit Vermeidung aller Kenn- 
nes Cultua publici zugestanden wurde. Diese Verträge nndRe- 
en als Grundbedingnisse angesehen, auf welche der ÜTttert^an 
n iiandeaherrn den Huldigungaeid leisten, und vor ß^faUung 
dingnisse sogar den Huldigutigieid verweigern Aon|^(e,-^Ditd 
Ünterthanen je dagegen Etwas sngemiithetj so sei der Eid /ür, nicht 
■,u achten. Diese Verträge soliten ferner Vim Facti perpetui ha- 
ls Sanctiones pragmaticae und Leges f ai^iüiac in perp^luum 
angesehen werden; sie massten bei jeder feierlichen Veranlagung 
fon dem Land.eaherm selbst, mit fürstlichen Worten, und Tt^euen, 
ch mit einem körperlichen Eide neaerdiogs bekräftigt ipid.zn- 
den Agnaten anerkannt werden, dass sofort das gesammte C^orpus 
orum, loelches ditae Grundsätze als die »einigen at^ah, sich 
leiuschaftlich mit den auch ausser Deutsehland bestehenden Pre- 
lin eigenes Interesse daraus machte, hieraus ganz besondere . Bachtc 
id mit allen Sollemnitäten die Garantie der anfgeat^Utep Gioni- 
ich nahm. ' , 

ab eine fürchterliche, fast unglaubliche Geschichte von einer immer 
höher gestiegenen Intoleranz der proteataniiachen gegen ihre ka- 
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and Staatsgewalt ; ahi! weun der Herr Bischof yop Limbanr dem Herrn 
Oberpräsidenten der ProvinzHesseu-Nassan (siehe oh 
entgegengehalten hat, die ihm imputirte Auäehnu 


tholiachen Hitbürger! Könnte man dem Unglauben 
als hier ^— einer gleich christlichen — im Reiche weit 
Zügen bestandenen -- Religion geschah? — Heisst da 
desherrliche Beformationsrecht der katholischen Landcsl 
gesetzlichen nnd feinden Garanläe angeachtet vernichte 
das gleiche Rechte? Sei man aufrichtig, gestehe man, 
risch ist! 

Zweifelt man aber aii der Wahrheit dieser zu: 
schichte, so kann Jeder Satz, jedes Wort derselben aus 
der feierlichsten Verträge einzelner Landesherrn um 
des Corpns Evangelicomm, wenn es erfordert wird, bele 

Man lese nnr, was Friedrich August Kurfüm 
1097 hatholUch wurde, für leierliche Versicherungen 
testantischen Religions- und Kirohenwesens und in Anse 
Snbjecte ausstellen, auf allen Landtagen von 1699—1' 
— nnd dann Friedrich Äugoat II. 1734—1763, der Adm 
1764, nnd der Jetzige KnrfQrst Friedrich Attgost III. 
Tersprechen musste. 

Lese man, was der katholische Herzog von Wut 
der, als er 1733 an die Regierung kam, auf Verlangen 
Reverse feierlich versprechen masste., alle hohen Hof- u 
Collegien tmd 'Canzleien, keine aosgenommen , alle Ges 
Subjeden der Augsburger Confession zu besetzen ; 
in Stijttgart musste er trotz des "Westfälischen Frjedei 
therischen lassen, nnd sich mit einer Stubenkammer beg 
Schaft soll sogar nicht schuldig sein zu haldigen, ehe d 
verse anagesteltt. Dann wurde vermäge Krbvergleichi 
iwenn er gleich sonst unverwerflich wäre ,« vom 
rechte ansgeachlossen ; der allergeringste Aktus ein» 
dienslcB soll in dem ganzen Lande nicht ausgeübt, auc 
soll irgendwo Im Lande ein Cultus pHvatua in, ihr 
werden. Welch räne HOhe Von Intoleranz im anfgeklSi 
hundert ! ' 

GbeilBo mnSste d^r katholische Erbprinz von He 
dlesellngen BeVtesalien ausstellen. 

£ine gleiche nadh ieawilrtembergiacken und he 
Versen gemodelte Versicherung mnsste der Itatholische 
1773 ausfertigen. 

In dem Nassau- SaarbrOckiBchen ^amilienvertrage vo 
dieses nnsem Tagen so nahe Jahr an !) wurde festgesetzt; 
ui Orten, wo sie es nicht hergebracht, weder die E. 
Sattle, Spitals, Armenhauses, noch die Annehraang 
beständigen Schulmeisters gestattet sein soll, dass A 
Katholischen besetzt, und wenn Einer katholisch würde, 
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gesptze sei in Wirklichkeit nnr einfache VerBagung .seiner Zusüm- 
mung und Mitwirkung ?,n tiefgreifenden Störungen und Kränkungen 
der. im §. G3. dea Kegensburger Deputationsretesses von» 25! Februar 


pienHet fmltetiU werden ' soll. — Und alle diese RaUgtoagrAawoif^tioMD 
BUiii von dem Corpore Erangeliconini ganntirt! gatgreheisseo ! ! - 

Sind dies Huidlungen, welche die aufgeklärte Meuechheit, das göttlicli- 
aaiifte ChriBtenthaiti, die reich sfriedens- und reicliBBchliiasniäsBlgelteehtsgleidi- 
heit beider Religionen billiget, beiKget, TorschieiW? Vwglefche nao -dtanit -die 
imuuten, mcmekeDfremadHeli«D nid chriaüi eben. ErkttruRgen dar' ptfttestanti- 
Mben Stomen aaf dem auaeroidentlklien Beichsde^tation^a^e za S^e^eltf^- 
borg 1803. Zeige man mi aber ans der gaoien Ges^^ichte aller katholiBcben, 
geiatliehen und weltlichen Eeichslaiide vom Jahre f648»-l804 ein einziges Bei- 
spiel, wo ein katholischer Landesherr [in Gunsten des katholischen BeJigibnawe- 
sens] solch einen dio Menschheit empörenden ReligionBbaM (neniie man ^eiH^eh ein- 
iiiRl)«deiDlngni)ticAwiiiNanah!) felerlicb,Ukpcriieh,<ad]fcbb<MbvC«Ai«a«t«! 

Lik ■BterBoche biei nicht, -was lor gleichen AqfraahfbaltKiig.dec.Bechte 
Aet Kathaliachsn hätte geschehen Itönnen, oder nocli für die drei clLristlicbeD 
Religionen geschehen kann, sondern was wirklich geschehen ist. . , . ^ 

Als Kurböhmrn im Namen des Kaisers auf dem ReichsdepntatioDstage 
?n Eegensborff t803 nar den erster Hauch tbat, dtssdoch anch'^B*- dl**-- 
Haltung der biskeritfe'n Eetiijionsva-h/UtnisBe ^ MK^.nari 'dwdi' glea^ 
Oeict^gf^iiqiun — geserfft meiden mPe», ftWwia^Knrbrandeni^uj^i 
.. ,; «Dank sei es dem Geiste nnaete JaJirhunderta , dase die Zeiten Torüber 
seien, wo Aberglauben und t'auatismus jeden politischen Welthandel zur Keli- 
gionssache prägen konnte. ' Es würde' einen hBchst auffallenden 'WitierspnK* 
darstelle; «enn in dem fdmliel][en Üettpdnkte,- In «elefaem d?« Befchadepitt^tMB 
eMe Utgdmciae Raligitaufieilteiit in Bentsriilftad ferisetsb. aqdidie &itJK«inW 
SO' visier katiioUsohoi: Staude an «ua^«Jieclie Landesberrm in def IJfib^eQ^uig 
sanctionire, dass wie es das Beispiel doi preusaischen Staaten »chon seit einem 
h^ben Jahrhunderte hewiesen habe , katholische tTnterthanen, nntfr.^det Regie- 
rung Protestant! sehet' forsten ebenso glQcküch und ebenso 'herahigt in An- 
sebiing ihrer GewisaeoB^Hheit leben k^Doen, wenA in deiti niuiliehe« Z^t^odle 
esbodi blr Gebot ^'Netavu^kebiangejBheh >«Brdai^imU»t Mider, dügfe- 
:ianneii El«icharersam|Hltliig daaj6tin)m(^Teibj4taj^, i^b ei^,R^^«g^.£l!Bli.• 
'.l^oi^gleichheit in dar anwUrdigen Furcht abwägen zu. raüssen, daai^ eio.^^chs- 
theil den .andern unter dem Vorwande der Religion üb^rvorth eilen mophtelc — 
Es war aber flocW sfeit' einem Jsdirhnnderte 'eine des" ganzen prottitaritiseiieB 
Keligionstheils, nach ihren Handlungen nnd Aenaaernneren xit urthailen, wOidiKe 
:Vl¥<>bk ^^B» die proteatanljsoh« Religion möge 1 
::KqÜHOliBffher i^ einem evangelischen Lande su 
irtrdell*.. .(So, weit Herr von Roth.) ~ Bossuat 
t^eieante €juu:hi(dite .der Verändernngen des pro 
ißÄtiä^ni jiicht.wenigw:, intereBsant dürfte eine ' 
dei.proteatantiacl^n BechtsauSassungen über da 
jinl. Staat, und des Schickaales der Verträge sein 
JigioDitbdl s«ae kirchlichen Rechte dem |>roteat 
stellen beniQht war. ■ . . ■ .'■'■'•: ',' ^ ''"''" 
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1803 nach Massgabe des Westßllischen PriedejDsschlusses gerade 
gegen landesgesetzliche und sonstige staatsgewaltliche Eingriffe ihm 
und seinen Diöcesanen garantirten Beligionsrechte : so wird die nach- 
folgende Darlegung wohl dazu dienen , diese Behauptung als eine 
ganz begTHndete erscheinen zu lassen. Bekanntlieb hftt der ebeh 
erwähnte Deputationsrecess behufe Sicherstellung des . Mrchlichen 
Bechtszustandes in den an Beichsstände anderer Gonfession vergah.'- 
ten Territorien folgende Bestimoiungen getroffen : 

»§. 62. JHe erz* und biscfaöfiiehen Dioees^ verbleiben in ih- 
rem bisherigen SSustande, bis eine and^e Di^cesan-Einrichtung tmf 
reichsgdsetdiche Ar0) getroffen sein wird, wovon dann auch die Ein- 
richtung der künftigen Domcapitel abhängt. 

§, 63. Die bisherig B^ligionsübung eines jeden Landes soll 
gegeff Amfhebang und Kränkung aller Art geschützt sein; insbe- 
sondere jeder Religion der Besitz und ungestörte Genuss ihres 
eigenthümlichen Kirchenguts, auch Schulfonds nach der Vorschrift 
des Wesff'äUschen Friedens ungestört verbleiben; dem Landesherm 
s^ht jedoch frei, andere BeUgionsverwan4te zu dulden, und ihnen 
den vollen Qonussb&rgerlicher Rechte zu gestatten. 

§. 68. Bei denjenigen pistlichen Ländern, welche nioht gimz 
oder grösstentheils mit ihren Residenzen an einm weltlichen Herrn 

kommen , sondern unter mehrere vertheilt werden , sind . 

weg4)ii' der Sioherst^llung der Dienerschaften des Landes, auch Mrch- 
liehen^ religiösen Verfassung und dergleiehen alle diejenigen Grand- 
sätze in Anwendung zu bringen, welche hier oben schon festgeaetst 
worden. ... 

§« 72. Auf alle übrige zu den Landen letzt^edachter Art 
(iiämli^ wo die geistlichen Regenten linksrheinische Landestheile ver- 
Idrea, sbet reclitsrheinisch noch beträdhtliehd Besitzungen; bebalten 
haben) gehörige geistliche Regenten, Domcapitel . . . . gefst^ und 
weltliche Körperschaften, Landes- undf MrchUche Verfixssung ist aill^ 
auwendbar, was in Ansehung solcher geistlicher Lande, welche ganz 


1) Zu diesem Ausdruck hatte ein Erlass der Kaiserlichen Plenipotetits Toin 
6. November 1802 bemerkt, dieselbe glaube von der TJnterstellxuig tiusgeh^ au 
dürfen, dass hierunter die verfassungsmässige Vereinbarung' mit 8r, 
Päpstlichen Heiligkeit unfer dem Schutze und der MntdilUgüng «Sr. 
Kaiserlichen Majestät verstanden werde. In der Sitzung der Sübdelegiiten 
vom JL November 18Ö2 fand hierftber eine interessante Verhandlung statt, 
w^che mit dem Beschlüsse endigte, der Kaiserlichen Pienipotenz für ihre Zu- 
stimmung zu dem Deputationsheschlusse zu danken. (Siehe di^ Terhandlungen 
der Deput. Bd. II. Beil. 171. S. 283). <, 
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^er doch gr^sslentbeÜs an einen weltlichen B^eoten ftberg^han 
n. 9. w. festgesetzt worden.« 

Unterm 24. März 1.803 ertheilten die Kurfutsteo, ElnrsteD .»ad 

Stände des Reiches , und ewar auch die geistUckeri, dem BE^pota- 

tatioDsrewBse ihre Zustimmung und trugen in einem .gemeiiisaiaen 

Gutachten auf dessen reichsoberbauptliche Bestätigung, ^a,,i welche 

durch das unterm 28. April. 1803 zu ProtocoU dictirte S^fliche 

Commiasions-Katificationsdecret an die allgemeine Beichaver^apmüqng 

auch ertbeilt wurde, jedoch unier mehreren Bedinffttissm, der,en dritte 

»bereinstimmung mit pos. 2. des Raichsgatachteue wörtlich 

1S3 die in dem Beicbsgutaehten vom 24. M&rz ,ei;iTähnte 

l der Reichsgrnndgesetze, insonderheU des.^estfiäi^ffu» 

»1 wirkliche Ausführung und I^foidhai^iiiifg iiber- 

brend-die vierte die Ratification der yorgeBphlagpn-.g!»- 

irmebrung der Virilstimmen im Beichalürstenrat^ .in : Aa- 

er von Sr. Kaiserlichen Majestät heilig beschworoieu ■. Ve> 

zur Erhaltung der Beiebsverfassung und BescHüttaiOff da^ 

n Beli^ion einstweilen snspendirte und die, £ij)holi>PS' 0>r 

m ßeichsgutacbtens- xn dem Ende vc»bebielt» dfmit^.daidi 

I "erschlage dafür gesorgt werde, dass nachdem -dem 

] Beligionstheile schon in den KurfüC6tlij;^«Q pnd 

i in. Gollegien eine so entschiedene Stimmensjehtheit 

s hergebrachten Verhältnisse der, zwei Beligionptbeila 

1 lern .Fürstlichen Collegjom bis zur weseitliehea. De- 

1 er Stimmen-Parität abgeändert wurden. . . ^ . 

>Die fortwährende Qiltigkeit des Beicbsb^chLuage^ KOQ 4803 
p ündeten Bechtsverhä^Hniäse läs^t ^i^ ^J^pt ao 

w I sie wiederholt sogar ausdrüelcHche |Aneirlce!D- 

a B dies z. B, die Artikel 15. und 17, der^jtowt- 

a 1 .8. Juni 1815^ der die transrheiianiacbe.. Sa- 

al it betreffende Bundeabescblusa < vom 1,4. JbU 

1 tsakten für Geschichte und öffentlicbeEi >Becht 

des deutschen Bundes Th. II. S. 80), die schiedsricbteclich^, Entschei- 
dung über die dem Eheinschifffabrtsoctroi auferlegten directeo- Beu'- 
teil vom! 26. März 1816 (v. Meyer', Tb. I. S. 258), §, i,,d^ Ge- 
sehäftsordnung f. d. Bundestags- Commissionen vom 29. April 1819, 
in dessen Eingang der Vollziehung des unter die Garantie 
des Bundes gestellten Reichsdeputaiionsschlusses von 18Ö3 ge- 
dacht wird, und der die Interpretation dea §. 24. des Beichsdepa- 
tatioQsachlasaes vom 25. Februar 1803 betreffende BnndecAjesebläas 
vom 24. März 1824 (r. Meyer , H. 342) zeigen. Auch in der Ver- 
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fassangsnrkunde far Hannover vom 16. September 1833 §. 68. 
und der vom 6. August 1840 §. 75. wird bei den Bestimmungen 
über das Vermögen geistlicher Stiftungen die fortdauernde Giltigkeit 
fles im §. 85. des Reichöschlusses von 1803 begründeten besondern 
Rechtes ausdrücklich anerkannt ^).« 

' In der That wird sich dem natürlichen Rechtsgefühle niemals 
die Auifassuug annehmbar machen lassen, dass der Deputationsrecess 
vom 25. Februar 1803 zwar in Ansehung der der katholischen Kirche 
nachtheiligen Bestimmungen fortdauernde Geltung habe , nicht aber 
auch in Ansehung der sie gegen weitere Verletzungen schützenden. 
Pur unseren Zweck muss nun hier die Frage kurz erörtert 
werd^ön, was unter dem Ausdrucke: >Religioiisübüng« zu verstehen 
sei. Wir haben hiefür eine authentische Beantwortung in der Er- 
klärung; welche Kurböhmen (d. h. der Kaiser) im Namen aller ka- 
thMisclien Reichsstände auf dem Reichstage zu Regensburg im Jahre 
1689 abgab, als über die Verlegung des Reichskaramergerichts von 
Speiei" in eine andere Stadt berathen und als unerlässliche Beding- 
ung für die Wahl die Forderung aufgestellt wurde, dass dort den 
drei im deutschen Reiche nach dem Westfälischen Friedensinstru- 
mente recipirten Religionsparteien, der katholischen, Augsbargischen 
und reformirten, eine vollständige oder illimitirte Religionsübung zu- 
g^iöhärt sein müsse. Die fragliche Erklärung besagte, »ein solches 
Bxercitium müsse für die Katholiken bestehen 1) in einer unbe- 
schränkten üebuug ajler Säcramente nach dem Ritus der römischen 
Curie ; 2) in d«r Gestattung aller Processionen mit denen hergebrach- 
tön Solennitäten; 3) in ungehinderten Sepulturen der Verstorbenen 
auf Art und Weise , wie es bei den Katholischen gebräuchlich und 
üblich; 4) in Aufrichtung nothwendiger Schulen, Bestellung der 
CoÄöistorien (unier Vorbehalt des Diöcesanrechts) ^ Und was deme 
anhängfig^ s6wohl öffentlich als auch in denen Privathäusern, gleicb- 
Mef' solches denen andern Herrn Religionsverwandten auch zu- 
käraef^).«- 

Was nun aber unter dem hier erwähnten Diöcesanrechte ein- 
begriffen sei, welches das eigentliche Object des d^rmaligen Kampfes 
der' Preussischen Regierung gegen die katholische Kirche in seinem 


1) So das Königlich Sächsische Oberäppellationsgericlit zu Dresden in 
einem schiedsrichterlichen Läuterung« -Erkenntnisse vom 5. December 1850 zwi- 
sdMn:Piteu9aan and Sachseor Weimar wegen- derKechtswirküng der ron Ersterm 
Yertdgien Incam^tioia des Marienstiftes zu Erfurt auf dam Gebiete d«s Letz- 
tem, (abgedruckt im Archiv Bd. 11. S. .135). 

2) Vergl. Marx, Geschichte des Erzstifts Trier 11. Abth. IL Bd. S. 141. 
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fstmgm Siadium bildet, möge uns der schon vorher genaapte,b^ljpmte 
l^tesiantUiche Beichspoblicist Johann Ja^ob Moser . sagen ,,. wel* 
.dher in seinem Werke über die Landeshoheit im Geistlicbea 4^ Bach 
3^ Gap. §. 38. sehreibt : »Die geistliche Geriohtsbairkeit bestehet ei- 
gentlich in dem bei denen Katholischen sogenannten Juie.ei^iseopale 
oder dioeoesano, Kraft dessen ein Bisi;bof in seifier IMöoes «f2£^ «Son 
^ken^ welche geistUehe Personen oder Sachen beirren, verundfe^ tuM 
i^: die streitige evdsiAeideL — Mau theilet solche in die Jnra 1. Ordi* 

niflf 2. Jurisdictionis, 3. Legis dioecesanae nnd 4. Sjtatna,. pder dig- 
^; nitatis . . * .« »Was zn denen Jnribos ordinis, gehöre, ha^a wir 

Dben öfters gehört, nesolich der geisÜicheH Personen ^ besoiiclers der 
Kirchen-- und Sehddiener^ resp. Examen, Ordinirun^^. JS»«seteurt^ 
Yiditirang und Bestraffung. Zn der Jurisdiction wird gerechnet die 
Untersuchung nnd Entscheidung aUer streitigen Kirchen- und Ehe- 
sachen. Zu denen Diöces-Bechten gehören {die Oberaufsicht ^uber 
Kirchen, Schulen, milde Stiftungen, Dispensationen in Et^esaclien, 
Fasten ej^s., die Macht, Synoden zu halten u. s. w.c , ... 

An einem anderen Orte des nämlichen Werkes (4, Buch 1. 
Gap. §. 12.). sagt derselbe Schriftsteller ; »Endlich gibt es auch... 
Stücke und Sachen, welche nicht eigentlich zu dem Gottesdienst ge* 
hören, aber demselbigen anhangen« oder zu Hulffe. konimen. Xp, dem 
Instr. Pac. Osn. Art. L §. 31. h^sst es davon: Statuum Gatholi- 
corum Landsassii, Yasalli et Subditi cujuscunque generis, qui sive 
publicum siye privatum Aug. Conf. exercitium Anno 1624 < . ^ ha- 
buerunt , retineant id etiam in posterum una cum aimexis, t q^atenus 
illa dicte Anno exercuerunt aut exercita fuisse probare , jpoterunt : 
Gujusmodi annexa habentur : institutio Gonsistorlomm, ; Minist^riprum 
tarn scholasticorum quam ecdesiastic^rum , Jus Patronatus^ ,9Jiaque 
similia Jura • • • §• 32. Idemque observetur ratione sid)dit9i;ui|i Ca- 
tholicorum Aug. Conf. Statuum, ubi dicto Anno 1624 usum, et ezer- 
citium Gatholicae Beligionis publicum aut privatum habuerimt.€ 
Dahin gehören auch diejenigen Stöcke, von welchen (im §. 31.) gleich 
ilarauf disponirt wird « . . nee minus maneaat in possenone omnium 
df^tö tempore in potestate eorundem constitutorum Templomm/ fun- 
äationum, monasteriorum, Höspitalium cum omnibus pertiüentüs/^re- 
ditibus et accessionibus.« .. . . ♦ 

Zn nock sichererer Bestimmung des reichsgesi^ziic^ g^w^sa^ien 
ünifanges des jus dioecesanum dient der Begriff des >a8 - r^ormaa^, 
Reiches nach den Bestimmungen des Westfälischen FriMens eüi^m 
durch das Normaljahr begründeten confessionellen Bfeliittstaiide ge- 
genüber nicht zur Anwendung kommen darf. Der angeführte Bd£hs* 
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publicist Moser äussert hierüber (4. Buch 8. Cap. §. 57.) >. . .Der 
Priedenssciiluss selbst sagt Art. 5. §. 30: jus reformandi exereitium 
Beligiopisv die Religionsübung abändern; das ist deutlieb genug: 
und d^ sich zugleich auf das allgemeine Herkoä^men bezogt wird^ 
80^ belehret dasselbige soviel, dass danßnter alle Oebofte und Verbotte^ 
dtte Verordnung y Anstalten, Erlat^isse u. s. w. in ReHgums-* 
Ktrchen- Schtd' und anderen milden Sachen ^ m AhsicM awf Aas 
Kirchenregiment j die Lehre ^ den Ootiesdienst^ die geist^ und weU^ 
liehen Personen, die Stiffter^ Klöster, Kirchen^ Schulen^ ÄtmenhäU" 
ser eiö!, und deren Gefälle, Zugehörungen etc. hwrs^ was, tvir in <Kß- 
sem ganzen Buch bereits vernommen haben, verstanden werde.€ 

- Der Vollständigkeit halbw möge hier noch der §. 48. des Art. 
y, des Westfälischen Friedensinstrumentes insoweit eine Stelle fio«- 
den^ afe er für unseren Fall von Bedeutung ist. »Catholioorum Atn 
gostanae confessioni addicti statuls provincial^s et subditi, qui anno 
161^4 ecciesiasticam jurisdictionem agnoverünt^ in iis caisibua modo 
dictae Jurisdictioni subsint, qui Augustanam confessionem nullatenog 
Qoncernpnt; modo ipsis oceassione processus nihil injungatur Au^ 
^siana^ confessioni yel consciehtiae repugnans. Eodem'etiam jure 
Aügüstäpae confessionis magisträtuum catholici subditi censean^r, 
inque hos, qui anno 1624 publicum religionis catholicae exercitiitm 
babuerunt, jtis dloecesanuni, quatenus episcopi Ulud^dicto b&ko <^ete 
in eos exercueruht, sälvum esfoi).« 

Auf die vorstehenden reichsgesetzlichen Bestimmungen 4ittd auf 
die beiden l^ässauischen Üdicte über die Orenzen der landesherrli^ 
eben und bischöflichen Gewalt vom 16. und 31. August 1803, w^he 
wir im Anhähge mittheilen weMen, stützte nun der Hochwurdigste 
Bischof 'von Limburg^ nach Ausweis der in dem Erkennbiisse des 
Königlichen Gerichtshofes f. k. A. gegebenen Auszüge au» versokfei- 
den^nÄktehstücken und dem oben unter II. mitgetheilten SchTeiben 
seine Ablehnung der ihm von der Preussischen Regierung zugema«- 

^ 1) 0er letzte Hlektifigeber einer Textaüsgabe de« Westfälischen Friedens- 
B(M\iB^eB, Dr.0€u:ki'{StMm(ih\>ei Seidel IS48) sagt iu seiner Yor^mii^erpig 
S* TL:r'»Diö: Zeit" hat 4ie Bestimmtingen des Westfälischen Friede^ und mit 
ihm zuglßit^ 4ie heiligsten Rechte in Deutschland vergessen lassen, 
Msfti dachte nicht mehr daran, dass er der erste nnd yorzüglichste Yölkerver- 
trag von Etu:opfi sei, und dass kein deutsches Landrechi giltig sein knnn^ 
das nicM ai*f diestn Frieden 6a»#rif is^.* — 'Was den Depotationsrecess 
vom S5. Febroiäf 1803 betrifft, so habesi — zur Schande der deoj^ch^n .Nation! 
— fremde. BlaoMe, Flanlcreleh uad Bussla^d, denselben »vermittelt,« nnd die 
47 ersten Faragraphen desselben sind deutsch — ümd französisch abgefasst ; 
Beweis. genn^p lilr seinem internationalen Charakter. 
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tUeten VoltKiehaDg der sogenannten kirch< 
menilich die Verweigerung der Anerfeennu 
nseb forthin kein Priester obne ErfaUiing 
-HeranbiMang der Kleriker regelnder Sta 
stohnng einer Sta&tsprflfong in der Philo» 
tenttur nac\ absolvirtem theologischem St 
^ge ErlaubniBS des Ober-Pr&aidenten ^rge 
Stellung soll erhalten können, ntid wonach 
in der Liturgie einer Staatskritik unterlief 
rafhng bat der Prälat wohlbedacht einen 
welcher von Vornherein alle die unfruch 
rungen abschnitt, welche seit dem Aus 
Über das Verhältniss zwischen Kirche xtm 
fertigung der Maigesetze mitunter selbst 
nnd Aktenstücken breit getreten werden. 
Ton dem Satze , dass der Staat kraft eig 
der kirchlichen Selbstständigkeit festzusi 
Kirche dem Staate unterworfen sei. De 
Westfälischen Friedens und des Deputatiot 
1803 sind ja von der souveränen Staats; 
gleichen die yorgedachten Naasanischen £■ 
die bündige Zttsicherung enthält, dass siel 
tiem Voneande in die Ausspendnng der I 
Schliessung von densdben, in das Predigta 
Jugend in Beligionssachen ond in die it 
Pfarrer miscben werde, und dass der Biscl 
nfithig scheinenden Interdtcte, Suspension 
ÜbarbaQpt aUe im Goneil von Trient bestir 
Strafen, sowie das Jas carceris - episcopali 
Emeriten- und DemeriteobüuserD lediglicl 
Der Staatvregiernng wie dem Ki>nigliehei 
legenheiten war also die Aufgabe gestellt 
rechtigte seiner Auffassung und Berufunj 
dieselben nicht glaubten gelten lassen zi 
lieh in neuester Zelt eine Ansicht übe 
Rede stehenden Festsetzungen des Westll 
Regensbni^er Deputationsrecesses vom 2S 
worden, welche, wenn sie plausibel wäre , 
etwas Ueberflässiges erscheinen lassen kSn 
früheren Hessischen Ministerpräsidenten Ho 
I. Kammer der Grossherzogl. Hessischen 
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10; Nave0)ber il874 4ahin formuUi^ti wordent dass durcb die iii fied^r 
steheoden Beiehagesetze jsvpar der. evaogeliseheii imd kfttboli^^l^QQ 
Ekobe^ to Recht dffeatUeher Corporatioaeii mit dem Secbt^ 4dr üS^W 
litheni OotteaT^mhitang gewäbrkistety keineswegs ;abj^ eip SeJjUnliZ cg^ 
geü BittgrijBfe der Laude$berrliflhea Ge^lt gegebeik iSeiw. Der^HfirF 
Miniater -^^ jet^i PräEddiaiit deisr deutacbeu Beichsfcaasdei^aQiteefr^md 
K^iügiich Preussiseber Staatsminister ohaePortefet&ille-«^ bat: hier* 
bei aller Wahr£!K:;h^liehkeit nach im Siune gehabt, was der fFuJftere 
WiärttesfibergiBcfae Oültusminister OberoonaisjborialTPräsideBtt Dr.. (Siol- 
their IQ BeiQeiQ einige !^it vocber ver&ffeDtliehteii. Buche: »SerStoat 
uBdi die katbeUaebe .Sirefae in Württembergs; 8. 147 über dea : (Ge- 
genstand; mit dea Worten sagte: :»dü88 dutth den W^äHs^mi 
Bned^'^ünd amh den Depwtaiionsrecess vom äo^F^ruar 1803?) 
vor0ug8wm4. nur die LändergeUete bestimmi worden ^eiewy tw 
welchen die eine oder die andere Gonfession au^ herrsehen hai^e^ hei* 
neswege aber dcts BecM$gebiet jiwißchen Kirche und ^mt im Ein- 
steinen abgegränjft worden mU Aber wer so Etwas schreibt und 
sagt, gibt eben nur zn. dem Zweifel Anlaas, ob er jemals dasWest- 
fälisehe Friedensinstrament gelesen und von den deütscheniBeligions- 
Verhältnissen auch nur die alleroberflichljiebste Eenntniss sich ver- 
sehafiEt habe^). 

Damit es nun nicht etwa scheine , als ob wir der Ansicht der 
Herren Minister von Hofmann und von Gholtber weniger wissenschaft- 
liehe Gteltung' zukommen liessen als ihr gebühre, wollen wir zuvor« 
derst an die Uebersehrift des Art. V. des Instr, P. Osn. »6rra«?a«»«ma 
ecdesiastioa h^Ui tricenualis causa« und an die in §. 1« ausgespfo- 
^hene Bestätigung des Pa9sauer Vertrages und des Augsbur ger Be* 
ligionsfriedens erinnern; w^eiterhin auf die in den §§. 3 — 12. ganz 
speciell normiipte kirchliche und politische Parität der ; beiden Oon- 
fessionen in den Beichätädten Augsburg, Dinkelsbühl, Bavenshurg^UAd 
Biberacb. aufmeorksam macbeii; sodann die Uebersehrift des §. 26. 
citiren: >in mixtis locis jura antiqua Serventur,« wozu der Sdbluss- 

1) Angesichts der frappirenden Thatsache, dass selbst sp gelehrte und 
so hochgestellte Männer wie die genannten Herren Minister ein zureichendes 
Verständniss der in Frage stehenden Rechtsmaterien vermissen lassen, dürfte 
wohl der^Wtmsbh gitoechtfertigt sein, dass man doch .lieber für eiife grMdli^ 
cbere 'U^terwei^tiuig roji^exeir künftigien Biobt^r und* Staa't9nwiin6r ia. d^?.46utr 
scheu jE^eicluir, uiid Eßohtsgeschichte besorgt sein möge als. für die A^hi^d^ng 
der künftigen katholischen Priester, und dass zu dem Ende der Besuch eines 
Collegiums über den Umfang der Landeshoheit im Geistlichen nach deutschem 
Hechte ^ind das Erstehen eineif Prüfung über dessen erfolgrelche'Benutzun^* bb- 
ügatoriseli. geftiacht ^erde. = . . , ^j 
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m^.^«ß»»%-W yergleichei):[.»stBUtis, ai 
.Boteoevitor , i4Wd Catbl0li«Drt)i3i vel ^ Angnsl 
.fR)Q"C9BsäBiitMin' etiififtnaaiD pro eujaaqus 
ij9piWiQr?7poS8^g' iadW! <difl Aagieaiebts 
-i»ikrt««wleTte.aiter, Erster, d^elt relevw 

«Midioiai i^ue. difi. 1. JaBtarii ainiOi 16 
«i^yBRiiatv pQBudwnt:et.i^i sioiiliter, uti 
i^tsi St»Ui<W temtoiÜB-et ditienibns :ei 
;fr|ios r^igiöwtEom ordioes, ^oaän titioFam're, 
.iwiintiwtantiff, sim UMaja reli^oswom «cd 
wto' 'msgcrt^atst Catlloliconiiii Itbernm ( 

tu<a»(«, and enüieb dea Art. VIL'-vorföh 
di^ß^ tat' difl-B^r^iuten und ttttelieraiH 
ßielnea Staat) ^iid Hüebe,« im EtBaelnen. tL 
ISsSik desUsb^rttititea «ittes iDthenscbea iL: 
C{ii(4«a9toitodetmDg«kahrtderLaad«sheiTZVi 
fe8mn<:^Uw< kfliaeanegs aber die {iffentlic 
his^ahin--giitiffen MreMü^un Geaeige oder 
etkn: unter: dm Vei'wvnde des Mgchies da 
jemB »Üiel^am- ^ter ttmnülelbttril. W^sA Ai 
4iti,BMäimvs' oder.eimM: Naohih^ auf», 
^xeicllQetBnt.Palle' dar LaAdosherr/oAneü 
JQUOre' siebihüir «a- das Freoasisclie Gestüt: 
die . Vorbildirag '.und Anstellaag. dar Gm 

dtm.yorscbla^eiifaBdiäire ConsistoriäD ode 
j;Mi0gelapg/oft«a«ge)idFi>gw BflliSrdfiii. diea 
iif}^fiig& Si^imw^ nnd wjdiairt habep w4b 
dg^\itite'»k^&ia\uig des B»chteg«l»t 
^if«he< . jp W0it^Uee)i«n FriedsitHiistrura 
<iiwEatholib.(m,gegeEmb«r den Protestaateit 
i^-iM:^ dfta.EwileflflaMeiöböndeHiörHai 
jli)kaQgW> Iber die, -ßcäigioIiSübiiBg mit Ai 
,<)f«l«mQtith:Wd. diei'k|rBälich9&ariaht8bair)[< 
i^: mii/,V«Bhftltei88ft ' allöB! ötoth wendig« • kl 
»gt.ww,[ iWß d«* die voibjtt aii6 Mosfer i 
sen. Füf daA'BiBtliuw.Qen&biri^Glt . bat ^\ 
Jj^vin d3i^ ,^in prpteataotischer Bis(;lipf mit 
niieD sollte, das Instr. F. Oanabr. im A 
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detaülirt» Abgi^nznng des Rechtegebietee zwischen Eircl 
vorges^en , nnd sie li^ tot in der ron Kaiser nud 
st&tigteB Gapitiilatio perpetua Osnabmgensis vom 28; JtiU 
die'Nassatiisohe Religioflsasaecnranzakte vom 29. Mftrz 1 
gleic&enist, welche das Coipos Evangelicorum als den Gm 
Wisißiisehm Friedens gemäss darch ConcIasQm vom 30. ] 
gmt 1179 garantirte. Da es sich in dem heute bremwi 
kampfb lim die Rechte eines protestantiBchen Latadesherr 
dem Btöcesanreebte der katholischen BiscbOif^ ttnd ' int 
ten R^gionaQbiug der kathatisohen 0nterthaii«n himde] 
ans' det ersterwähnten ürknnde (abgedruckt bei von 1 
pkcie «xecntionie publica Bd. 2. S. 534 S.) korz angeft 
dass durdi dieselbe der protestantieohe Landesherr') {*< 
rende BisehofF AugspUTg. Confession«) vermöge anno l^i- 
tetm matrttntenti pacie nach Artikel 4. fSt verpflichtet« 
alle 'Glaubensartikel, Ordinal«), Censnras, Visitationes, ' 
SjDodos , cognitionem et jnrisdictionem eansarnm Ecel 
cfUD omoibns ^is -spöciebns , sonderlich aber cansas n 
nnd was davon dependirt, die ganse Kirchen- und Seh 
and alle dergleicfien Sachen, soweit sie die kcUholiseiien 
und üntart^aneh bärafen, den katholisoheD Prälaten 
keiten ' übt Ani^rdnntig ond Entscheidung nach ^em 
Ghteiaen zu überlassen und die Inspeciäoir and oben 
dem Metropoliten (Erabischof von Coln) znzngestehen, av 
foUfiigen Anordmingen der geistlichen Obrigkeit über die 
StsftseiDgesessenen »stet and vest eu haUen, euch tmfEr 
emige SSndenmg oder Vorwmd ohne weitere Cogmtion 
iiih aw exsquiren, im Geringsten aber kein^ Sarwider g 
gehan^abt werden , jedoch gebQhrende Appellation ad 
nam vel Pontificem vorbehalten ;< nach Art. 10. , zu 
Kirchcoteiteni nur einen tob zwei dnrch das Domcapi 
siumBimg des Metropoliten oder seines Vicars ernannten 
>8iibjeoHs<c an -präsentiren ; nach Art. t€., aninerkeDne 
katholischer * Kirchendiener ohne Erketmtmss seiner 
Obrigkeit seiner Frälatur , Beneficien oder Amis primi 
trwtsfmrt* werden könne, und nsoh Art. 26. , das Ton 
des Klems zu respdetiren, und eur AbnrÜieilang von i 
brechen ktitholiaeher Geistlicher , Kirchen- oder Schult 
ut^arteUsehe Ritter katholischer Religion eu bestellen. 
!) WatEriich waren tim vena gAoz analoge Verpfiichtnng' 
llMikea FDnUtitobof auferlegt ; 


Hiebe Alselzutig dea Bischof» von l/j,mAurg. 

itiohtuDg entkleidet die Nassauispbe K^igions- 
}ea etwa,, zur Regierung gelangefideii !E^rsteii 

bie ins ^EUnzelnste biueio aller und jed^r Eiu- 
iestantisclie Kirchen- und Schulwesen, aii^ zwar 
prptfistantische Landesconsistorium iär unaiihän- 

Lmidcshei-rii und für bereelitigt .priläit wirdi 
t Landesherrlichen, Befßhl zu befolgent welcher 

ReligioDSwesea ii^ den Fürstlichen Landen eu 
tereichätt könnte und der Ässe<^an^rAhte et*-. 
solche Bo^nit«,. welche don katholis^shen ^ürs^n 

dieser f(ichtuDg anzvQrdnj^u, i^s Dienste? enf- 

^% . [ '.'.:'.:.■ ,;,'...., ,;■./-,. 

fut zeitgemäss, ans dieser merkwürdigen in A. L. 
Th. 7. S. 173. abgedruckten Sanctio pragmatica mit 
Jhe vomCoipöaEvangelieortm ah denti Westfälischen 
HS imtenii 81. AngoBt 4779 aceeptdit and gututtit wof 
1 miitzutiteileD. - ■ ■ \ . 

r das — latheriscbe CoDBÜtoriiim m^ so viel melu ai|f- 

in vorerwähnten Stücken nach Pflicht nnd Einsicht zu 
über den ganzen Inhalt dieses ewigen Hans- und Fanü- 
Hosoll der katholiache Landesherr nicht befugt sein, 
tntlberhiatpt noch ein »Ummfahrende» MiU/Hed 
' dtiurcb $:€waU, Drohttngeu, unÜUidf Ditniaaianes, 
mgen, oder ^auf aonatige iciii^rrechtlicbe Ar^ tw» 
tmdssiger Ausrichtung seiner Übt iegenheilen «6- 

FÖBsererVerücJieTDng, dasa gegtitwärtig<er pragmatiadior 
Jan lutchgelebt werde, BollSn di« nntertbanen dem ,kk- 
uiU»lger die gewöhnlichen HoldigangapfliektaQ nicht 
iig sein, oIb bis derselb« die gensneste Festhattiui|; 
ttelst eines sdiriftlichen (md eidlichen BeverBea wird 
rt haben, wie dünn ouck der von den Unterlhanen 
■üixldigungaeidiiugeaagte Gehorsam insofern von 
Kraft »ein soK, alt ihnen e^ae, sa gegtrtuiüt^em 
ist, anbefohlen v)ird. Sollte nnn dieser Fall nchwirk- 
edet vom katholisdiea LandeBhemi oder aeioAn gewis- 
diesem ewigen Gesetce entgegengehandelt weisen, so 
«Tentienes, ob sie gleich schon an sich selbst null nnd 
tigen, welche daTon Nachricht erhalten, sofort bei den 
lamot dam kathtJiBefam Landesberm gesiemanäe Vsr- 
^hendtr Bemednr die Sache anudisvAinga r^ioreMk 
.niMererei Hasses gelnacht laad.Ton' dauettea sachge- 
, ergriffen, allen&llj.anoh bei dem Gorpora.E»«BgBJJoo- 
onia dieser Constitution Hälfe gesacht, und derye- 
Ifher. ■die Contravenlion bösUch veranlasst ^der 
»eine* Dienstes enJaittst werden; asdtiiii diese Tv 


T«^^^Tr 
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W«nn das Alles keinä auf dein W^ätf^lisf(ihöh :Pke'detf ^fe^ 
und durch* denselben nbrtnirte'.»Äbgrätizün^en deö ftechtsg^tiete^^ 
zwisfcfieh Staat und Kirche' im EitizeWeh^t sind.* 3aM gibt eöfibör- 
häupt solche Abgränzungen nicht; 'und wir möclAen unserer' &6lt^' 
behaüptien , dass der Hauptzweck der Bestirtitniiigeh dös "W^tftli- 
schen iViedens über Beligionssachen eben 'der war, den tJn'ifiin^'d'W 
Landeshoheit in dieser Materie gegenüber detii Besitzstandö des ^oi\ 
nialjahres zu bestimmen, bezw. die Anwendung der LandesherrBctien 
G(3walt zum Zweckender Abänderung dieses Besitzstandes aiiSÄÜi- 
schliessen. ' Dife ^nz singulare Ansicht des flerrh von öoUÄer iiliiäö 
auch urö^ mehl* .fluffalleti, als derselbe iri sdniei' Schrift eingeliend 
der Religionscauteleii der hettiigen Württembei^gischeh Verfassiihg in 
einem historischen Rückblick auf die Periode des vorigeA Jahrhun- 
derts gedenkt, in welcher die Herzoge von Württemberg katholisch 
Vareur- Cautelen, die einen ebenso voUstluidJig^^ > Ausschluss ^ines 
katiioliseben fiegenten von . Württemberg von jeder \^Eilkwi1rkwlg;«^aui 
das protestantische Kirchen- und Schulwesen bezWedken und Sicher 
stellen, wie sich derselbe im Königreich Sachsen von Alters her vor- 
findet, wie er in d^r Landschaftsprdnung . für Braunschweig vom ,12. 
September 1832 §. 214. vorgeseliea ist, und wie er vow,. d^n.HerzpgAO 
van AnhaUrK^theü und Sachsoja-Gotha xnaeh.sder«n\.nebei*t]iti>Wir 
kaihoUi^hen Kirche vor einigen ^Die>cemiien aas fraei' Entechü^smrg 
mit EÄcksicht auf das historiscbe ReKgionsreoht in D'eut,stlhlan*aö- 
cretirt worden istO. • , * 

oTämung die Kraft eines Instrumenti guara&tiglati haben, fblglieK diiiraitf Man- 
data 8. le. im deit< höchsten Ridiohsgerioliten- ansgielnraoht werden ^kftnnen;« >' t < 
• > So liat: man früher^ im deutschen Beiche äief^Mest»w^t9CheH)drMkh^ 
Rechte einem künftigen katholischen Regenten gegenQber gesichert t soll da- 
ran» heute zil Gnusten der katholisehen Religionsrechto nichts 'mehr folgen? 

1) Trotz 'aller dieser^ Thatsachen argument^rt nlfl(n:al>er ^oteBtäntiq^er 
8eit8 foi^snd'fort mit der gilisst^nUnb'efiaBgeBüheitr^^s* die^l^ivfate/ wel«hÄ> die 
kathüHsöbie'» Eegenten bezttgliiffa der , Angelegenheiten iAiM^rMKirtibe bentEf»^» 
auch diea protesianiischefi Festen von xSta^t8t9«geii^2ukeiinme& nülBBt^nv^^^ 
sdion docli für .den Mssii^tnss 'dern^lhen von jeder Eyin3vvitk«ng)>au£ tlie katibo-i 
lischen fiarchea-» und Sohulsabhen mindestens die gleiofaen fi^xGiick sprechm^c knit 
welchen die katholischen Fnreten in Sachsen o. b, w/' ron* jedem ^Eioflasse h'of 
das protestantische Kirchen* und ^hulwesen ahirev Landes' vo« jeher ansgesohlosi' 
sen wordim'smdv und^fasehondie hierini Betmoht konunebd^n^B(i«id»A«thDii8«heB 
Be^ent^ lentwefler auf jkireUücheruyBrlciliuiig ihbrahen^/Ako 'i6chldgj)tigi£;tlto 
eiaseiiag an^feeigiiet^mittatii iJechtsnogiltig 'i^ind. : Üeb8rihsispt>qi# es cbavld^lfimf 
tisoh, idbuc( unsere' heutigen Staiatscandsiistea factiBche..Biitgfi^ iaiiibb Beehtss 
geblei. des Kirche '-von «^eit^n. deE>Staati^gewali^\ina'inentliieh\\twsbn^ vsit^^im ßta^ 
wände von> tik«setsen^ oAei^ Yorasdnungeä^^TöHiegto;« ^dohedenkliah»' AM^iB^htsfdK- 
guiüente ^erwierthen^^ ühne\tdier> timhliohen Ptete8ttttiens».\nnd^fiai4iHAatuii8B 
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ate.iMfOo^«ter, Gwi«bt8l«»f .^: k. lAjrifiJj 

ipEic>« »n4iSta8t:w«gan -dfff.döm.Rc&latea 
ilH^tlaestwg derauf »un .,bisf;b<lflwbes .^ 

!*«,.*. 'dwipnffiiwUhMoit: dar w^hcbep 

JWniJenpiftBi ffjtfltm.n ,^a»BWtiJcb.,wt-di» ri 

4«f ■ÄiÄtft'adheo; ;Ki«*töre<)htel(ibFl«if hffl, 
j^Kiei-daB fV^haWißisa^*« ,dflni.Reicii^,:f 

niBBffefe=idaf^itW9l^hq-4«^CMjf?sE|iftn6a Ud 

^tfiWgflMPWBÄ a^«f;(di8. Fortdauw eiaaf 
ffi8^qfr>SW^iir!5indjyi;P«jl};jetiist,^jagii j 
&jh«tfefc meiste«- j«^>yoWw??t>r^Mp,Ä 

gegeben hat.« 

Httrn^-Bisbbtff V(,a:<UnA&.rs'. aosgtfsptocl! 

4>tf üisHUikte iAatottriim. rfia.r Bd.! ^w hiptorüwl 

Ktfetta^tiHBw.? «ir |j d 8W;v<bei< f(«Mt(ii sie. Freib 

(BttLH«M*lil»SlA«tiBiUMUn;it .>die 'Abhuidlwi«- 
ittiodio>Be^rtnr<«gii«Mtl«i)iäW foLlrtgfi (l«*e 
fi..Jv»nJltrili:tfeR> 4«r:Snt«tH d« BAligion^«^ 
Hiiiei WiederbentaUnng (Vmiw l&?t5> iMi 'KinM 


9itJht>)i''^nct 'A^ BiäcUSäicIito 
Weatfiäi^h'eti' FriMeyitliEtftiii 
25; I^ebhkr ISOuJ-oad Wegen 
l!HäsfibiäChen' 'MieUa - ' vötn' ^St 

««i^'frJSittHitFt^^MaVtli^bt äi 

vor; eiD^'t^tfeBltAnAlkrieans 
sen'de9'Atageb}a:g:ten ütid"iua ] 
FtirmaDg9felBA Qüd 'die' Pfabd 
ewar nicht <iline R«E« ial Bdd 
äie iibel'jnrtetiBöli allen W«rt 
etwa 4Mn EU örkännen hat' 
wegMi consti^t ist', 'wie ds 
zur La^t 'gäei^ffbrileftkkM, 
bel-gebräohtd > S^g^ätt^ag 
g^Onimäil'liM, ätad Wie-K^ss« 
ttnd Yölkee g4gea' diä Staalta 
btirg TeHttk)^ sted, da keini 
rtra^ericUtliebeii 'MoBeItr«ifci 
afiffdaeltd^r WbiHe 'iHyd' racttl 


i) Hit'dieaem ätiÜsctiwdgc 

S. 8.) die Frage erörtert tist, ob 
fibtf <li«.PneU«idM SMirendeii, .1 
Uiti ISaO, dufQhi^wBaiehwtritfgl 

Bftge dea AmtmanuB tod Limbar; 
kltiiCridW'Mtiws'wi«V(tM jeitigi 
absrtaftmu 6^' Jväü l^ToridBift, 
AvrSmUfketi fiotw 'Ktomallr io b-grn 
in äemi&tmiBlMUof '^estatideti'« 
[rfkog^D- tkbe , -wMBf.ftartlidMi fioe 
gvin aeinlJUnd «t^iat--w nrnkt 
einen so flagnoten Widenpnidii 


n^ dea Biichofa von-l 

it,; SQndeni; ihm Tftnsta.tt dereKdben 
iTi vielaiebr^iB die\P*tl«- sti*et, 

^atuutt lnheUonaeh ^t.AieKiirdie 
>te nioht^die beanaptucbif! Mßoht- 
: nnd' ohne VaratSndigaig/mii-d«!' 
Pwh&UiHss d«sStaätes zorikiatiio- 
2^bttng .Ett reg«ln;i:uiid!'daa8'«f, 
liIiQ))«Q 'loteFesaea- irgendwie :b^ 
lohea oicH ^ Gentbmigittg^os 
18 quid 'pro 1^00; aild'[«n.:30lche8 
Itend geuiachieQ.Sle«>htäiiafbtia*tig 
[rbe JSriUk lj«*«a«fo«lfero *>; -wk 
,"UDd lwe)i4«Q Bjis;ili^r «iAer 
t- dflpiK$iBigU«he TÖerkhtefceif -fiir 
rpaiehtUD^ doä • Bis^iä i /vonimü.-^ 
■A*9ä9n- giiTaBUrte'^ttcentiiTeditei, 

CfwseqDSDZ'ifcber'Aaciväie stteiv 
M9aa0iirböniaJehtheUigeQdwi6taat8r 
eai umot.' P&ile*to ttrlF denn, 
lkaiato«Bgftfaßt^ , tffiit':wtl«to sie 
»^ ibier^6ettnqghnar< ln.aicb-.3clb«t 
au- nm- fitidcftee ;:)ia)id$lev nw^b«, 

des : BQmiaeb«» BfobtdftiO'lr. .L 

nfdärt nnteTH&'DjipAB.-^.' KtA 3« 

< untersagt werdi^a raüssei), beteiphifet 
it den Nachweis TermisBen,, woher die 
etbclte'ab(e*Äe'AÜgealititräei''inIi&rict 

hen 'BohSsafln ^ich ituitBrkcmmTä!^ 

iQbeftts?ea,.l»ßjgt 8«i9%.v'in3«n ^r- 
Bischofs unterliege. No^&n^i^end^ 
lof in der Untersnchnng wider, d^ Ca- 
ftbe. "War denn das nicht' tfad'^iietiiiöhe 
ifc, insofeme d«rielto der*'&llMfefatiisr. 
nnungcn des NosavbclieDSdietWtOB* 
itandes der Geiatlichen Torlie^e? Und 
.ngezeigt schien, der BiseTiof habe den 
bo ' bätte Mloii^ auch ' MgeA^ ' ireHen 
I den sdisöbncD'Ceiittat iddit «ift-e«ht 
itet ibd beispMdi nnS iag«gte vom 


Die stäalabeHOrdliehe Abselmtng deä Bi'aeh&fs ttmlAmblurg. 


%.''i6 sage, »mit UDabänderlicher Ntithnettf 
daellei& WUlkQr Spieltanm zu lassea, h«rTi 
Eat«^ri6 der absoläten oder gebietenden g 
ffihmhg lällfc neben die' Sauhe: denn Bebon' 
dlb iü B^de stehenden Staatsgesetze tbatsä 
iicfatt 'NMbtrendiglteit« abtoitiach niöht wirli 
gehfirüDg vZQ der Kategorie der absoluten 
denen, die' sie V«rpflicliten wollen , einfach 
f^ne da^s die Staatsgewalt das ändern kan 
■dOBs äch die fragiich^n äe&etze nicht, v 
ala ganz selbsbret'st&Ddtich^ stillschweigend i 
ricfatig'Beini'Sf^,' libsolat voranssetzen mut 
Materien bestibrftnkvs,' w^XeÜe anbestritten i 
lie4)«< und nielvt »igefstliehe« Sachen äind, - 
Bea:eidb0 deS' Staates angeboren and ' dar« 
Dispbsitioader Tollzieheudeh Gewalt desl 
iaHra Ton di^m repfSgte Ordnung' dartim ' 
kann. Esi COTtmrrirt hier vieim'^r 'iii gi 
da» : Prin«i^ der KeUglobsßviheit 'ii&d de 
wenn sioh allerdings eineraeita' der Satt! 
jeden&U»' nicht wird- nnanteebtbar Itegt^ 
Seohte; welch» der Staat' seiner Natur v 
LD Besag anf 'Hrcfbltdle Ai%eleg»theiteii 
^ejkfeund nntel- iseimn Verhältnissen itti-' 
und durchgeheads nur im Wege des Vertrat 
der Staats- und Kiri^hengewaitregttlirt' wer 
noch weit wenige* inÖetttecÄfowid uHd inel 
der Satz eine Geltiiog beanapraehen, dass de 
herr in.Keligions- und Kirchen-Sachen der 
Erme$aen vnd nach den ledigtieh von ihm , 
Ministern und den pr^lestantisefien' Mitglii 
ttmg eü be»rtke^enden Zteeckniässiglödtsgi 
erachteten Begriffen über das Verhältnis^ 
Staat AiuM-dnungen et* treffen hefu^t sei'*] 
Hobeitsrechte des Landesberrn in Bezog ai 
in Fretraaen haben nan ihren dem Worte ( 


1) Wir 4eBfceB hier i. B. trn Länder, in n 
gion nicht iDgebtaMii war, ftrUtin &ber j^edtddet \ 

2) Vgl die Schrift: >Aiug]«icbiigedaBkei] tm 
bei Liinbarth 1877.« 
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WIM des Kaisers und Oott was Oottes ist!« ganz adäquaten Ans- 
dniek io dem ScMusssatze des Art. 12. der Prensssefaen Ver- 
fassnngs-Urlninde gefanden, wonach den bürgeriiehen und stacds- 
bürgerlichen PftidUen durch die Aosfibang der Religionsfreiheit kein 
Abbrach geschehen darf, — eine Bestimmung, aber w^he der 
Cultosniiiiister 7on Ladenberg in seinen schon erwSäinten ErHLnte- 
rungen bemerkt: »Hieraus folgt zuvörderst, dass Niemand sieh uater 
dem Yorwande der Religion den poiUiven Leistungen entziAen kann, 
welche das Gesetz den Staaisgenossen auferlegt .... Feroer 
ab^, . , daas die Religionsfreiheit Niemanden das Recht rerleiht, 
straios den Verbaten zuwiderzuhandeln , durch welche der Staat 
die QruncUagen des öffenäiehen Lebens , die Sitttkhkeit unä cbxs 
Reekt^ gegen Verletzungen sichert.^ Hiergegen nun wird roit den 
Bischöfen nicht der geringste Widerspruch erhoben , wohl abet da- 
gegen^ dass ihnen von dem protestantischen Regenten mittelst Ans* 
ibung seiner gesetzgebenden Gewalt^) Vorschrißen fSr ihre geist^ 
liehen AmtsverridUimgen und für ihr Amt ertheilt werden wollen, 
und noch dazu selche, wdche der »feierlich verbrieften SteHungc 
det katholischen Kirche schnur-stracks zuwiderlaufen. ' Selbst 
Suareß schreibt in seinem im Justizministerialfolatt, Jahrgang 1875 
8. 37 ff;, abgedruckten Au&atz aber das Verhältniss zwisdieh Kirche 
und Staat: ^Wenn das exercUium rdligionis dt^reh Verträge und 
Verfassungen b^timmt ist, sotnuss der Stäid darüber halten.^ So 
schreibt der Vater das äämlichen Allgemeinen Preüs^schen Landreeh- 
tes, tu desseii protestantisch-territorialistiscfaen Bestimmungen heute 
vbn- den Staatscanönisteh a bi Gneist der Normalcodex fSr die Ab*- 
messtti^ der dem katholischen Religionstheile zuzugestehenden kirch* 
liehen Rechte gefunden und welches mit dem firtotzen Worte:' No- 
Inmus legem terrae mutari! selbst fdr iM)lche Territorien , die' dem 
heutigen Prensslschen Staate erst seit Kurzem angehören und die 
bis in dieses Jahrbunderii geistliche Regenten hatten, als unan- 
tastbare magna Charta libertatis eeclesiae proclamirt werden will! 
Das Princip der Geset:^bnngsallmacht , nach welchem n^an heute 
im offenen Gegensätze zu dem von Suarez statuirten P^incip ^ 


JU. 


1) Die oft und auch in den ICoiiven des ans besehäfbigendeii firkenntr 
hImoi betonte »ZuBtiimnuig der LaaidefTertretoBg« istiuM^ reitciisfichtliehem 
ila^sgtabe ,wie juicli 4er Nator der Sache inelevant: dena Q9, hi^bei^HBh«« nnr 
die Protestanten den Ifaigesetaien zugestimmt, die Katholiken ab^. wi^Jenpro- 
chen. Schade, dass dieser Widerspruch nicht dadurch für alle Zeiten constatirt 
worden ist, dass die katholischen Landtagsmitglieder nach vorgangiger Protes- 
tation TOT den Abstimmungen jedesmal den Saal verliessen ! 
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piß e^al8l(^r4lifihe Ahßelmu^g. des piAeh&fit vfm^Mmb'^^ffr, ^^^ 

ausper Kraft setzt, ij^tn die angebllcb be^r^bt^, on^ verkanute 3Mir^ 
räitötat de^ Staates \in4 Majestät des, Ge^ets&^d ^u iij^oitK^as .^i^iljl^ 
übi-^g^^ kaum trjiftig|3r als unplategr^ftic^Iii. iM^.ßi,9»,<kif^^ 
biet, ^ami^ntUoh im^paritätiscli^nPreussen, erwiesea w^4#n kj^iuMA) 
alfi durch |(>lg^ade SteUe. aus. deiu.im. ^fi^i«» ^, M-.; .-%* -^^S^ 
mtgethailtea ßeriebte der ^eptttatioa : dei^. Jü.f 8fecb»f^^ ^iwaffeWT 
za.^pi JSatwurta^ d^, Sm^b^i^^en vQesatfi^aif . vcp .^3.. 49gwt l#?)^ 
ü^r tdie Ausqb^og des. \sta^tl|clmat Ob«rau&iQht$fe!6We^^|ttbjB#*tdi# 
kaji^Kdi^be-Ktrcbe 4m..Köiiigr^^ Saplkiie;!.: »tü^^liiii^ mi^ bei mm 
£ajr|Jas Köaig^eich, Sachsen bes^timi&te». v<xesei(2^eiAt^B|f% .j^est vi^ig^ 
li<siieÄ .4rt.i^ UW>nd^j;fii^ Yej;lb|ltw^^t der vObtjrt^wejltüi-iuv ^ 
,tefy5^.au .wAbeo. ..IXiQ^.ür^i^^ yom> 1?.. ,N$i¥^«*iW\48at4v4ie^l^ 
4i^waa^qg, der ^ y^plasam^g ,d^ .göiffigreich^, -3af H?^ >,tnf; «lift^ftl»» 
la^üi^it;». i^dijag&^adii\ca^kHi..4^^^ P^;rtiiCul^^rfi^ßUj9g\($e^^f 1^^^ 
^etr^ffe^^ ^tJl^ti^^§.,^.: fa^gefida¥oracJMrii^; ;;t.(^igljM»|^ ^iH^ 
^a Be^ug, ^ufodiej.EeJigi^öft- ly^d JfilrcbU?JiQ, ^Vft^fe99Wg^)^^ -PfeSJ» 

Ja^te **k^ l^WW* Wg?8^ ^W 4*.S^b|er.gpl|#o||gHtl>w4i>h^ 
,4«|i^ Verfe^afl«g,iy#^h^4«vcb.tÄw Tra^j^i^rec^v^K^iiäiP. ^l^ 

f i8sit?tf Ht^.yoJij^K yurjifa^g^,, apdi^fllslisJh,^i«lrt^tVil?S.:8iinif«T#n^ 

U«wep^t(^S l^^i,^r\^i^»vHiösj9fet,d#^,Qpm^^l4flJ^^^ «^^,j^H^^tw)».e«||»^ 
-ßeith<er.i)^ai|d^en.,Bfn?jiqt}t^ng,«r,^ ^^pilh^W SAs x^^'t^m^^iUmn 
ürJ5.!lQ^fe.^abw. h^t j^i;, in c|er;üfkw44j|..^<ij)«it«|i^, V;^rtir«|Puöl)ff ,^f 
Prfivu^a\yj^rfa«ßÄi>g .(J^.Ob^laiHfitiÄ iei»e,.bftwu4«rÄ<.^ m^^ 

n,j NQF^mJ»er.a33<l a#Äirtca|w(»v.Religipi|?n{iip4*ir4Wi^^ 
g^cbj4pbfta^frjl .Ty^^eiiOd^Fr ^^pob d^^^R^f^g^s^tw^ti^M^ 

Auch bei der grössten Voreingenommenheit wird .msm jdocb 
zjiige^t^^iKf .pauiSjeJUf. Am mv^M^S(9i^hßm ^md^^^^ ^bßr.i4i«^atho- 
hst^um iMigi#iMorbälbQiBi0 ttndki' .«ohne iWeit6IK8^^Uull|?^^flart)«A» 
ganae" MiHiafifebie «beans^uchen IcaÄn; dleteey* T%flr %stM(^ ^heft-^^'flk 
auch itt P^eüssen '' raögjicfi' sei* , •; und daSs' darKtti' , 'die 'ffibW^haufiM 
des Biscbofs vou/Iiinjburg gegen dfe Ä^wp^dba^keit i 4er ,'5^ 
auf die zu seinem B|istjiuru g^Qrigeri . früh^ijf^a tg«i?tli(*e^«vSti{^ 
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lande, welche heate einen Bestaudtheil des Kömgreichea Vm 
bildeo, eine gründliche juristische Erörteiung um so mehr erh^ 
hätten, als Seine Majestät der König in dem vom Bischof ange- 
rufenen Sehreiben Tom 21. November 1866 die Aufrechterhaltung 
der Freussiscbeo Verfassuugsbestimmungen über das Verhältniss 
zwbcben Kirche und Staat den Nassaniaehen und Frankfurtischeu 
Katholiken unzweideutig zugesichert hat. Ueberdies spricht die 
heute in den deutschen Bundesstaaten concurrirende und durch 
einander laufende Beichs- und Landes-Gesetzgebiing und die Beser- 
vatstetlung einzelner Bundesstaaten, namentlich Bayerns , seibat auf 
dem rein staatlichen Gebiete für die Zulässigkeit der materiellen 
Prüfung gesetzlicher Vorschriften auf ihre rechtliche Gilligkeit und 
Verbindlichkeit, und wir haben gerade in neuester Zeit erlebt, dass 
ein Sächsisches Gesetz von den Sächsischen Gerichten als nicht in 
Betracht kommend erklärt und behandelt wurde , w4ü es eise der 
Keichsgesetzgebung vorbehaltene Materie betraf. 

Nun fuhrt die Motivirung des Erkenntnisses freilich ao — and 
das soll ein weiterer Stützpunkt für die unbedingte Verpöichtong 
des Angeklagten zur uneingeschränkten Vollziehung der Staatskirclien- 
gesetze von 1873 sein — , dass nach Art. 106. der Preussiacben 
Verfassungsurkünde Gesetze und Verordnungen verbindlich seien, 
wenn sie in der vom Gesetze vorgeschriebeoen Form bekannt ge« 
macht worden, und dass die Prüfung der Bechtsgültigkeit gehörig 
verkündeter Königlicher Verordnungen nicht den Behörden, soadem 
nur der Landesvertretung zuetebe. Aber dieses Argument spricht 
bei näherer Betrachtung weit mehr für, . als gegen den vom Herrn 
Bischof von Limburg eingenommenen Standpunkt. Deat die von 
1 "Rechtfertigung seiner abiebnenden Haltung angeführten , 

I ,e und Nassaaiscbeu Ekiicte über die Grenzen der I^andea- 

ti nd dßr Bischöflichen Gewalt sind zu ihrer Sleit gehörig 

[ rdea und bilden die Grundlagen der »feißrlich Terbrief- 

t :<, welche nach Anerkennung der Freussischen Stoats- 

r er evac^elischen und ri>mi3ch-kathc^schen Kirche zu- 

steht <). üie neuen Gesetze hätten also doch wohl allermiodesteas 


1) An dieser Stelle sei die interessante Verhandlang der deatschen Bnn- 
deBvergammlong über die Beschwerde des Herrn von der- Keltenburg wegen 
beeinträchtigter Beli^onafreiheit vom Jahre 1S53 (abgedruckt im 3, Qefte der 
Beiträge iura Freussischen and dentschen Eirchenrechte — Paderborn betSch&- 
ningh' 1856) in Erinnerung gebracht Baden z. B. erklärte damals: >Die 
Eirchenhoheit und du Reformationsrecht des Landesberrn ist durch die Bun- 
desgeaetzgebaag nicht beschrankt: er kann vermöge desselben naiAtoU nur 


Bie staatshehördliche Ahsetzung des Bischofs von Limburg. 43t) 

ansdrücMich erklären müssen, dass die reichs- und die particular- 
rechiflichen Bestimmungen über den Umfang der ßeligionsübung und 
des I>iöcesanrechtes des iatholischen ßeligionstheiles aufgehoben sein 
sollen; Dies ist abe'r nicht geschehen, und es scheint uns keines- 
weges Selbstverständlich , dass die Frage nach der Anwendbarkeit 
der Preössischeh allgemeinen Staatskirchengesetze der letzten Jahre 
gegenüber einem abweichenden , auf dem Westfälischen Frieden und 
dem' Regensburger Deputations-Becess vom 25. Februar 1803 be- 
Tulienden "Particularrechte eines im Jahre 1866 annectirten Landes 
ohne WMfieres als durch die banale Regel: lex posterior derogat 
priori! erledigt betrachtet werden müsse. Nur die Oberfläclilichkeit 
wird sich' damit befriedigt fühlen können! 

'Will man übrigens den Satz aufstellen, die 1873er Staats- 
kircherigiesetze trügen »das Mass ihrer Geltung in sich selbst« un- 
zwtElifelfiaft dahin, dass alle und jede entgegenstehende Bestimmung 
ausser Kraft trete — selbst »Vertrag und Verfassung« (mit Suarez 
zu fedeh), ifaäem die fraglichen Gesetze nirgends eine «ähnliche ein- 
schränkende Bestimmung über ihren Geltungsbereich enthielten, wie 
das vorerwähnte Sächsische Staatskirchengesetz sie in seinem §. 37. 
bezüglich 'der Oberlaüsitz enthält : so hat man damit für die Rechts- 
gültigkeft jerle!^ Gesetze äem katholischen ReUgionstheü und seinen 
J^ischöfen' gegenüber immer noch nichts gewonnen, wenn man nicht 
behaupten will,' dass die Katholiken überhaupt der Staatsgewalt 
gegenüber gar kein Recht haben. D6nn es tritt dann eben der' 
Anspruch auf, dass die Preussischen Gesetze gerade so wie das 
Säehöisclre einefa' dem bestehenden garantirten 'Religionsrechte eht- 
spteehendenVorl)ehalt Glätten zum Ausdrucke bringen müssen, und 
dass d?6 bezügliche Omission dem vertragsmässig garantirten Religions- 
rechte nicltt ptäjttdiciren könne,' sondern dass hier die Rechtsregel 
Anwendung leide: Lix spöcialjs derogat generali, und wenn die 
Preussiifehe''Vi9rfaäsung*'der 'Ländesvertretung betreffs Königlicher 
Verordnungen' über Unzweifelhaft der Landesherrlichen (Staats-)Ge- 
walt unterliiegende Materien' die Befugniss zur Prüfung ihrer Rechts- 
göltigkeit beilegt, damit auf solche Weise einer Landesherrlichen 



den tJrHfÜng äer ReUgiorisübung einer Confession, welcher der Besitz-' 
stand des yähr es f6^4' nicht zur Seite steht^ nach den besonderen Lan- 
desve.rhäitnissen näher bestimmen.* Das argumentum a contrario für den 
Fall, wo der Besitzstand des Jahres 1624 einer Conf esston zur Seite 
steht, bedarf wohl keiner Ausfahrung.. — Alle Bundesglieder, vorab in erster 
Linie die protestantischen, waren auch darin einverstanden, dass bei ßeligions- ; 
angelfegenheitefn die itio in partes Platz greife ! 
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Verletzung der rerfassungsmässigen Bec 

staatUcben Bereiche vorgebeugt nnd gegebenen Falles geatonert 
werde: sollt« es denn da nicM ganz in der Gonsequeoz. li^en nnd 
durch die Katur der Sache gefordert werden, dass den Bitchftfen als 
den Vertretern dee katholischen Beligionstbeiles bezägUch seäner 
IciTchlicben Rechte die Prüfang der Rechtügültigkeit ' aller £fiiHg- 
lichen Verordnungen und Qesetze zustehe, die sioh'anf die ireie 
Beligionsnbung der Katholiken einschlies^ich des von deraelbeB 
unzertrennlichen DiScesanrechtes der Biscbi^fe bezieben?' üad stalte 
das "Recht einer solchen FrOfang nicht ganz besonders daltm oaer- 
kannt werden müssen, wenn vom Landesberrn salbst: in< gesatzlitdier 
Form ansgegangene Festsetzungen der Grunzen der Landesberrlicben 
Gtewalt in kathoÜisch-kirchlichen Angelegenheit«» rorUegeUi < wehshe 
(wie'z. B. die Nassauiscfaen Edicte Tom 16. und 31. AngoBt 1803) 
bezfiglich einzelner Materien die ausdrückliche l^klämag mtd Zn- 
sicherung enthalten, dass sie der Bischöflichen Gewalt aüem unter- 
lägen und dass sich der Landesherr mit denselben iin^edr keinem 
Vorwanäe — also auch nicht nnter dem einer Wahraehmnag der 
»Hechte des Staates« — befassen werde? Oder geht es an, dass 
der Landesherr seine eigenen Bestimmungen Dessen, was ausserhalb 
der Landesherrlichen Gewalt liege, bintendrein wiedfir aufbebe und 
dem Bereiche seiner' Gewalt zuschreibe, was er vorher ^a 'doselben 
nicht unterworfen feierlich erklärt hat? 

Wir constatiren gerne, dass sich die Herren £ggeling, Diepen- 
broik>Oruiters u. 3, w, bei ihrer Entscheidung Aber die Anklage- 
schrift des Oberstaatsanwaltes' Irgahn gegen den HodiwürdigsteD 
Bischof von Limburg den* für die Verneinung dieser Frage sprecbeo- 
den Gründen nicht ganz verschlossen zu haben aoheinen. Deon die 
Gründe, womit das Erkenntniss vom 13. Jiini c. versehen ist, be- 
gnügen sich nicht mit der Auistellung des Satzes, dass die Geltung 
der sogenannten Maigesetze für den Rickler vollkommen feststehe 
(worum es sich freilich nach dem von uns eben Ausgeführten gar 
nicht handelt; wohl aber liandelt es sieb um den territorialen und 
juristischen ütr^ang dieser Geltung!); sondern sie bemerken weiter, 
idasB jene Gesetze streng innerhalb der für das Majestätsrecht der 
Kirchenhoheit (jus circa sacra) gezogenen Linien gebalien seieu, and 
keineswegs, wie der Angeklagte in Gemeinschaft mit anderen 
Bischöfen behaupte, das innere Wesen (res mere spirituates) der 
katholischen Kirche antaste , vielmehr derselben in Ansehung des 
Qottesdieostes und der kirchlichen Lehren die vollste <} Freiheit ge- 
1) Zn dieser irotlsten« Freiheit stimmt aber der FeldiDg der Btutere- 


Die Haatsbehördliche Abgelsung de$ Bise 

statte.« Äl^eaehan davon , daas auch biet 
liiDgeB de» Bischofs : von Limburg in bobeti 
«DTollständig referirt werden, so daas diese 
aabtea kJhii:Äe, über eine objectiv« Entstell 
siob 2U beaohireren , ^en wir uns darc 
»Gröiidea sofort vor die Frage gestellt: W 
hanpteii die Maigeaatze seien nicht streng ij 
stätsFeohte circa sacra gezogenen Grenzen g 
ddB innere Wesen der Kirche, ein , — bat 
Asaprucb auf . Anerkennung seiner Auffasstinj 
MiniatOT- oder Bichter-CoUeglum, welches da: 
Hat denn nicht .der Freossisobe Cultusniim 
seinen Erl&nternngen der Bestimraangen der P 
UrkBijde über die Baligion B^ber bemerkt, 
änssecen und inneren Angelegenheiten der R< 
nifgends fest bestimmt P Und kann man im 
Mn Bischof sieb verpfilcbtet hallten müsse, ni 
eäglicfaenv auf gewisseobafter Brwägung, | 
Billigung 'des Oberhauptes der Ejrche beru 
den Umfang seiner Amtsrecbte und der seim 
den BeligionSübung zu bemessen und zu veri 
die Stimme aeines Gewissens and klar? Er] 
die gegentheilige Auffessnng von uisserhalb 
im Innern möglicher Weise deren Ruin herbei 
Es sei uns erlaubt, die &ütvi(yit mit der in < 
evangelischen Beichsständen zn Osnabrück a 
formuliüteu »gravamiua eccleaiastjca« vorkom 
»In freitvilligeu und denen Sachen, da heit 


gientng gegen die von den BischSfen TOi^eBchriäben 
Betaindetn:^ uJcht wenigei SeeUoTgspriestor in Eit 
riohtss, die ,AiirteHmg von wegen Häresie eicomnn 
feiaareu der [Theologie und dieJBeibefaaltung solcher 
füi Katholiken, die Aufreizung der Farochinnen zur 
gegen die Glaubenslehre dca Concils von Trient Sess 
m. eben ao achlecbt, wie die gerichtliche Verfolgung 
nicht angestellten Priestern, das Verhot von Processi 
Kirchen an die äeete der Altkatholiken, die Aofhebi 
ähnlichen Congregationen a. a. m. 

I) Der CoBcipient der »Gründe« hat sich erl 
oder mintlor aasfChrlich niotivirte üeberzengung dei 
gehllche« zu prädioiren und damit diesen zn verdScl 
berechtigt;? 


-Die staatshehordliche Absetzung des 

»•theyen mit einand^- machen, ixjk 
lun uud laesen EoUe, Mass und 7 
ischlichen Vernmift und von JV 
mfen , wann eine Partkey der 
schwerung ai^äring&t wolMe;*. 
otivirung der Ablehnung der i 
timmung mit einer immensen 
1 Wormser Edictea zu erinneru 
. der Seelen Wohlfahrt betreffen 
ttfinden könue.« In der That, 
: richtig und zulässig wäre: Ai 
t gehabt, anf dem Wege der C 
Ketigiougsachen zu beseitigen , 
der katholis';heii Reichsst^de 
sen wäre; dann das von den pi 
,bte Kirch enregiraent namentlicl 
ach dem Master unserer beut 
uud schliesslich dem proteatani 
m als die res mere spirituales -- 
ichst der Protestantismus bald hl 
är prüfen wir die fragliche Beh 
aa genauer, als sie .eigentlich <Sz 
t der Rechtjstandpunkt debi Aog 
d. Was ist unter dem tecbnis 
s< zu verstehen? Sckenkl gibt . 
ecciesiastici P. I, §. 389 die i 
laas spirituales vulgo in 1) intr 
spiritu^es tribuunt; alias 4) ( 
quaedam. 

isae 1) intriusece. spirituales sunt 
ta, s. ministerlum, s. litm-giam 
; 2) accessorie spirituales seu 
ca ea, quae spiritualibiis conaei 
ecedunt, comitautur vel consequ 
8, jus electiouis, collatioiiis , in 
B, jus decimarura etc. 3) per 
:t res temporales atüngaiit, nil 
udi periculi, ratione b) appositi' . 

ii protractae jnstitiae , ratieiie d) protectionia raiserabilibus 
ab ecciesia debitae ad foraiu ecclesiastiemu [«retrabun- 


JHg 6taat»behDrdliche Abtetäu/ng des Bischofs von L 

Eis animadTersis facile iAtelligimtur isthaec coro 
I. GaUsae intrinsece spirituales privative et necesa 

ecciesiasticae reeervantur; ati et mere tetnporale 

jiirisdietioni profanae sunt sulijeotae. 
II. Causae accössme spirituales, si separari tempoi 

tnalibua queant, qnaQtnm ad t«iiporalia, ad fort 

qDantum ad spiritnalia, ad forum eeclestssticQiD 

ani foro ecciesiastico relinqueudae. 
III. Gausae per accidens spirituales olim liberios ad 

siasticuiD protra«tae foro poUtico, volente princip 

tnendae. 
ly. In causis certo suis quaevis potestas jus suuh 

proprüs vindicat; in cansis dubüs contra non 

alterutraque potestate utendum reraediis, sed am 

sition) locns dandus. 

Was Scbenkl (in der tO., von Professor Dr. Seh 
Ausgabe seines besonders in Fragen des älteren in Den 
tigen Eircbenrechtes wertbvoUen Lehrbuches) hier sag 
meine Lehre der katholischen Ganonisten, und der Bis 
bürg ist ohne Zweifel bereciitigt, in diesen Aufstellung 
tigeu Begriffe über das Verhältniss zwischen Kirche u 
finden: sie enthalten aber offenbar ein Verwerfungsn 
modernen Mrchen-politischen Gesetze Preussens, welehi 
die Regnlirnag der Erziehnng, Unterweisung und pra 
bildung der Kleriker, die kirchliche Strafgerichtsbarke 
liehe Aemterwesen, die Orden u. s. w. ,' kurz die ga 
Kechtsordnung der Gognition und Disposition der pr 
Staatsbeamten in den Verwaltungsbehörden und R 
unterwerfen, sondern sogar so weit gehen , dass sie di 
I die Befagnisa beilegen, »Kirchenhedieflstete,« selbst 1 
dem Amte zu entlassen, die Erledigung kirchlicher Äi 
Bereich der Kirche mit angeblicher Eechtswirkung i 
gottesdienstliche Handlungen, wie die Weihe von Oel 
die Lesung einer stillen Messe, die Abhör einer Beicl 
spendung der Taufe und der Stetbsakrament« n. s. w 
fugte« Amtshandlung zu verbieten und unter Strafe zi 
dass sie überhaupt nnleugbar das Princip statuiren i 
macben, dass der protestantische Landesherr befugt so: 
lischen Klerus Verschrien in Bezug auf sein Amt an 
luvten Amtsverrichtuegen zu ertbeilen — , nicht zu v( 
die Gesetze die .Strafgerichtsbarkeit auswärtiger Kirehi 


baelsMntf des Bischofs voh'^BÜnbäty: 

istea, anwirksam niacheii,. aäf' diese 
Katholiken des Lftfides tiictiä^h be- 
iptglaubenasatz dBr katholische« -Kirciie 
Tie! an ihnen liegt'). Wir-zWeitelD, 
:■ ift! Stande sein werde, aaeh'niir mit 
ilehreri! von AnBehen wine AufstellDiig zn 
■Thm dies gelingen sollte, so wäre darait 
:elieferti, daas diese seine AnfstellnDg 
[1 eben protestantische' Autoren Qegen 
ftiger wird- behaupten wolten, daas ein 
: sei , sich seine üeberzengnng' nach 
bilden and nicht nachkatholischeo. 
ch in' der fraglicHen Hinsicht gir nicht 
itisehen Gontroyerae noch nnteitiegen ; 
mien Erklärungen des Oberhauptes der 
»eiche die mit den Maigesetsen erho- 
als nnrerträgheh mit der lehre anÖ 
Kirche aiif daa Entschiedenste zurflck- 
)r der Bayerischen Regiemug und den 
leil KirchenproYinz : man kann also nicht 
1 einer Animositfit gegea die Prenfsiache 
r weisen hier mr hin auf das Brere 
von TriSnt, Chur und Biixen \*om 
anate Note des Garditials Conaalvi vom 
s Brere Pius VHT. aö die Biachßfe der 
le vom 80. Juni IBSO^). Um nicht 
leschr&iken wTr uiia auf die AnfShrong 
■ TOT den rebus nwre spiritualilrtis be- 

itfertjgung des §. I. äea Gesetzes vom 12. Hai 
n^ewalt Mf die frfiher tlUlch gewesen« Bestel- 
e 3. luBtani, übersieht aber dabei g&ni, 1. Aass 
sticae im vortwiliffen reiehs- osd kirrhefi- 
mit Ausnahoie der canaae majQrea h&otlelte. 
itscheidong und straf richterliche EinBchieitung 
and 2. dass. anth heot zn Tage die Bestelliug 
scdraiasti'cis totd Papste «DstandsloBbewilligt 
u kein« TeraDlawUig' m ' eioM BiiiiDiMbasg 

;elle aas. diesem Tieye babw die j*GI^EkBde* 

s dem 18T7er Fasteshirtenbriefe des Heirn 

wir kBnnen also daAaf versichten,' dieselbe 
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treffender Aeu^serijDg in der ^fTote des Cardinals Coqe 
Frufting des 6. Artikels der Declaration bat der heil 
dass maa die Absicht hat, den Bischöfen das iluicn zi 
n»ube9, über die,kirGblicben Sachen und iuabesoni 
sachep zu erkemtan. Der heilige Vater kann tiici 
er hitüäoglich sicbe^e Betreise habe, die ihn.aicl 
daas man den Bisch{^fen das Recht , den grMsteD 
liehen Sachen zu entscheiden, nicht zugestehen , 
Competenz der Ciyilgewalt unterwerfen will. Se. 
sieb in dieses Idee durch die Bemerknng bestärki 
dem befragten JP^nkte der Declaration nicht nur 
»Ecclesiasticisc rermieden , und dafür »Spiritnali 
welches nach, dea jetzt b^rscbeuden Begriffen i 
Gewissenssacben bezieht, sondern dass sogar auch 
vermieden , nnd . dafür das Wort »rebus« aubst 
Wenn die protestantischen Fürsten und Staaten 
itnerkeunen wolkn, daas die Entsch^dang der k 
sonders d.er Ubesachen den Biachßfen zusteht, sc 
Vater dies nnr befalagea, und es missbilligen ; abe 
geht, zu .verlangen, dass selbst das Oberhaupt der 
des Epiacopates zerst&ren, das canosiacbe Becbt 
Haufen werfen, und die Vertheidigang eines do| 
des tridentiniscben Concils aufgeben soll, so vird 
keinen Preis i sich hierzu verstehen. Da es nun ein 
tischen. Glauben» ist, d^ die Ehesachen vor üa 
gehören, so kann der heilige Vater w^er von dei 
tiniscbe Coneil Can. 12. Seas. 24. geheiligten £ 
matrimoniale?,« noch von der andern «causaSi ' 
gehen, und dafür jene »res spiritualesc annehmei: 
aufrichtige Mann wird bekennen müaaen , dabin 
des Episcppats zu zer8t(h:en und das caaoniscb 
HanÜBn m werfen.«' 

Gehen wir übrigens concreter zu W^rke, ui 
der Knrlürst Erzbischof Clemens Weuzeslaus von 
von Nassau- Weilburg auf dessen präventive Re 
hiernäcbst einseitig erlassenen Edictes über die G 
berrlicben und Bisch^ichen Gewalt vom 16. An 
Respectirung der i ursprünglichen« BischOSichei 
»Spiritnalien ')« in einem Schreiben vom 15. Od 
antwortete: 


1) Der Farat von Nassau- Wdlburg, desBen Edict 


' ttaalsbehordtiche Absetsung dt 

\ä Ew. lÄebden geehrtem Sei 
9 ieti aoter anderm mit Be 
IS TerachiedetieB Bfickäichten i 
heb QDd kirehlicben Befugnisse, 
ischrftnken zn niässen, und die 
erlassene Verordaung zeiget t 
1 ein so andern Sechten nnd i 
ier Kircbe und meines Kirchen 
meinem allein noch übrig geh 
glsnbte ietfar die Aufrechter 
nstitiltjonelleii Besitzstandes eil 
g. 63; nnd 63. des von Kaii 
Hitätiona-Oonrilasi zu finden ; n{ 
legrftnztes Vertrauen aut die vt 
d katholisohe Oeistlichkeit geäu 
und ich hätte mir gescbmetche 
rfassnng ' bis Eur erfolgenden 
on in dem bisherigen Besitzstai 

biä Veit entfernt, das Ew. 
esberr, nach dem wahren u 
ndamentalgesetze , zustehende J 
il zu ziehen; kann gleichwohl 
bisclicflicbe Q'ewalt auf ihren 
sodann di« Beligionsübnng ge^ 
nur int die Freiheit defl inne 
JÖnne. » 

r teichskundigen Vorgänge "mit 
en an das Corpus Bvangelicora 
Reversalen, sowie jene des '. 
Würtemberg Tom Jahre 173; 
m-Cassel Tom Jahre 1779 wer 
lein, wodurch diese katholischi 
leiiäetben die Aufrechthaltuog 

dem Besitzstände und allen 
Lsieheni miissten> wie denn auc 

irUtie lat im Vergleiche xa iea hei 
Mrief sich hiernäcliBt in eioem Sehn 
vode TOD Pistoja and die fratßSBisc 
I nnTerkeinibare üel}ereinBtimanng 
JlOTgfi und (leB VerMchea ihrer Durc 
Stutea! 


lischen BiBcbjtfeD^ ihre Befugnkise in 1 
test^ntisobeD B«icl»sstäiid« naqh Massg 
eihaltenj nntt ieh.io .Ausübung, dargeli 
chen^angelr'einverleibtcai weltUcban 
dfflj bin. : ... . .,..■■■■!. ^ .■ . 

-Bi komint daber gegenwärtig ni 
der Fraga > an,..wa« dem Biecii^e ;v»tioiie 
vi jurje dioeces^ efe j^ri^dictdoBi^ ecc 
Kin;b8i)«ert*sspng zustete,. 'Unwiders] 
apd irL,sacj.-a' i» Itaüiolischpn.LilBder 
nonuripneii.ErigQipiepjdfin Bischöfen 'i 
dias. Jus adyoci.tjaa ei. drca sacra dav 
jeues,aiu',iI>eitimig|.«le8..1{atholiscben. ß 
dige Gewalt estbä^Ui, so kCinn,en anoh 
der pwtestantiaobea -ConaiatorieQ und 
zuiflckgedräjigt werden, sondern müsae 
copale, sd^ie die proteetantiscbea Reg 
Hier dürfte mio die richtige 9tf 
»am zu machan, dass alleja nacb ide 
Bischof YOn Limburg heute wie tof 
Begieruag. gegenüber vartrelieiien Pi'ii 
digende Lösung,. -daB . schwebenden i fei 
2U' gewinnen aeia wird. Den BiSjchof ■? 
lieh gawordape jiositive Becht uiid ha 
'siüon gpgeu.dio üelbendmachung K 
über das >richtige» Verhältnias Kwisc 
conservativ; .et Qimn^t.i^lftjenige Ort 
uisses : iäi- seine . DiöcBs«. .^n., ■ ; .wei^h« ' 
kaunt- und 'gewährleietet^.li^ti');i ea < 
wälches'die$$ Ordnung war; und daa 
fache uod leichte Ai>fg^t>9T ida di»-Sa 
aus d«n Pri?tocol|fn dei,:frähe(ren' -erz 
Guneralvicaiiate sofort un6chw«r imd 

1) yfü uostichiialtig dre heute belieb 
biete des Glaubens und desQottesdienstea d 
nach (teatwhein,.^stite iiit:,. ia.» beveist u. 
deatBcIieiitltaifbe^.iiie.Be^ijwerilo d^ £urf 
ilim dA"?li äifi friniaösi^fho QpsetKgeHn«. '^ 
zagnfugtt! Evänliutig seiner Metropalitaa- niu 
tage vom 10. December 1790. (Vgl. Marx, 
5. S. 21;0,). 


■'■ Vorerst, 4QaäSenTrti"h; 
Wwte »Ses SfÖiiitoeiti förtg 
äVe Preti^^i^e'^ Staatsfegf«! 
NSiiHichB k' AflspWch , im 

dage^li'ießpouiFi, "dasa'*)« 
dte^'Naättiateehe dielli« 'ä t 

aUitfiUe'? "Der göhaaatä PA 
Bkehatea Preobsens aeinC 

1819 ^a %agkr^\\gtita d^ 
»Bt-fc«n g«iiOHligt Wat ■ i-^ 
stätsr^bt^ 'deiti'SiiüVerf^-, ' 
Stelle 'd^mprcFtestabtiacbeü 
-Ofcerpr&Hidefiteti, «iAQ 'tttiUmi 
ben Werde, wddileV wife' Oöü 
fahren gänzlich unbekannt ' 
Kirche deil gifttJicllen -^ 

Die iGrflnde« eiiären i 

»§. 23. Ota BöcanatO'' 
ständnissß der ftegiet^ngs-'i 

Wenn dieses :Cftafc bei 
▼erlangt sei , wele&es die' A 
das znzagelren ; - aber es mü! 
g'leicheßeätinimung heote w 
-wenn ei« /^m*- s*cä aUein ii 
weil ja^der Biöch^ bei n&l 
früher einftHsh'db 'Docänftt i 
: Aö '«rittet' Stelle mttti 

>g. 26.' Die'Oafodfäat 
vollettdetän <dreij&hHgM th<»t 
setaiäsT aüB^btlÄet.' 

§. 27. In das Priaste 
d:tten' aäf^enoninlen, 'welch«' 
lichoä' Behörden ^emeiftschk 
stianden sind.« ' ■' ■ ' 

Der Verfasser der »Gi 
'altefasBen dörftö :'' '■'■■■ 

■dund eür' Et'Uaigtmg i 

ihnen unter obiger Vo. 

funden werden.* 
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Danh dieaeii verschwiegen ^ ™.^i..^™,„^. g. -.. 

stAM Tichtjgft Bedentong dahin, daas flie »gemeinscbafÜkbe«- Prfl- 
iong' ZHgleicheinePrflfnng für dit Erlangung des Lcmäeskertiichen 
TieeMiteU war. Desgleichen erhalt Äer g. 26. durch den anter- 
drfläkten^ZuäatZ! >un4' swar insoweit Unenigelffit^, als die tn-dea 
IhtationAerhttnden für die Scminarien ttuagesetgten Siaatueli sk- 
rei^en,'* eine ganz andere Facres. Abgesehen mm von di«en 1)61- 
den 'auffallenden OmiaMonen; abgesehen weiter ^aron, dass der Ver- 
taase^ der »Gtßnde« in tadelhaflester Wdse rerschiTiBigt,' d^ der 
§; 2t. dea Edietes voin -30. Januar 1830' in-Berabkatcht^alig dtr 
gesell denselben vtun angeklagten Bischof erhnbeb^ ReitionstrstSoi) 
dordli den §: 8: des Kassanisehen Edictea vom l.rMftir res'3'*inrf- 
gehoben worden ist,' also aeit mehr als ßO- Jalreen rechHici gar 
nicht mehr eiistirt; abgesehen sodann davon, äass wed^'jeäer 
PAregraph nodi dieser im ffiBthoin l4mbm'g je ziita Völteiige ge- 
kommen,' «ondem dass die bezfigliche BetfeeiKgUBg.dir^SÖAfebö- 
hörde stet» anf flw ESftaicht der ihr behitfa'Erioifhmg-^s-LaniäiS' 
herrlichen TiscMileh Voh der- Bfeehfiflidhen Behörde mi^^heiWen 
Pi-fifungBarbeiten beschrankt geblieben ist; abgesebeH -eBdlidi''^da^- 
von,- dsBs ^ÜBi MittiieiluBg «w gleioftetn Zu/ecke der PredSsiSehen 
Btgt«rung' aaeh «aeh d4t 'Maig^3etzg<ebaBg nieht -versagt ' vnirde 
— 'i 'Blas* matt fragen, womit ■ 4eon -hier a*eh"bw^eiil S<fl*aiten 
von ßewieis daffir ■geliefert wird, dias- der HiJcbWötdifafe -^rr 
Bischof t>t: Blttm -fröhei" Gesetee uad TeroMnraigen! itaiftii^fifth 
befolgt habe,' die' dar Staatsgewalt* wioefa weit-nmfessendere »erf^- 
niBse'vftrliehen,! 'Wie die Atiklageschifift'behati|»tet,''oderr4ft3tc-Bo8h- 
derSülbe, Tri« d«r »Verfasser dep'->Grönde« sieh'aaeiiraclffc, '^iri' d«j 
weäenÜiohsfcBn jetzt zaf Spraöhe koinffiendeit Pftnktfen' ftrüher eibe 
StWlnng eingenommen tiabe,- die mrt deäsenx^^iiehä'^^^^i^ 
Ueblsrzeugtinjg nicht im-BiäMftttge stelM'?«- DieSeaiiittrtpWfäiii^'nM 
diB'-Aaftifthnie' i» 'das Seminar kommerf'ja 'iii- dffl' Heoati^iStatfÖ- ■ 
kirehengesetzen gftr nicbtin Frage, wohl aber ein*' ■?6Bi"Staäle' ÄÜi; 
geordnete besonder* Pröfatig-der Theologen, ohM: dÜ'enlitM'^iittffi^' 
Er Hehan^ diesi^^en nicht' aiütelluHp fähig Sern soUent ifeatf Aaa 
nnft nicht Viel weiter geht und iJer Staatsgewalt ift Hreusaeta ein« 
viel »umfassendere Befugniss« beilegt, als der §. S.'deä NaasaäJscfteft 
Edteteä vom l.' März 1853, dahn weichen ebendiö »B^grttPEf'« *es- 
Verfassers deriflrQndec- ond seiner (ToHegen Eiehr.^Be&r -*6ii '<ikb- 
voR'deD uiijierigert, und gewina' nkht von den uneerigen allSk-J-- ' ■■ 
Die »Grflnde« .führen dann noch das Nassauische Bdict vom 
9. Oetober 1827 iiiBctreff der Bildung des fcatboliäclien Central- 
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kirchenfnnds an, ohnp flbrig,ens zu 
H^rr Bischof Dr. Blum wiedeiholt 
lieh der Verwaltung des katiioljsc! 
und in Folge dessen durch iie Jiöc 
Adolph vom 25. Mai 1861') die . 
ohue seine Genehmigung keine Aus 
tralkirehenlonds gemacht werden dC 
denn der, ßischof Weiteres hätte th 
und Aaßa derselbe unter ausdrücklic 
tung gegenQbei' , der Nassauisehen 
Pcetissischen Gesetze < vom 7. Juni 
mügens-VerwaltuBg sich conformirei 
will, liat d^r .Verfasser der »Gründe 
Herrn Bischof geradezii, gerecUfertii 
Rndlich wii;d> beigebracht,: da 
Königlichen Begierung zu Wiesbade 
lieben und der Lehrer am Priest^ 
Vorschlag des Bischöfe durch den 
Nassauischea Ministerial-Erlasses v 
welcher trotz Widerspruches der Bi 
worden sei. Kine ^ßbue Unwabri 
ist nicht leicht denkbar: denn es i 
Bischof von Limburg jenen .Minie 
öfifeatlichen Eenntnisa gebrachten I 
znräjckwies und demnächst ohne e 
herrn diejenigen erledigten Stelleu 1 
Landesffirstliches Patronat nachgewi 
einem offenen Condicta, zu dessen Bi 
Päpstlichen Stuhle durch dea Nle< 
Liedekerke nnter Assistenz des B 
knüpft^ wurden» die aber ins Stocl 
Badischen Coocordatsbruches und i 
Württemberg von dem abgescblossei 
wurden. Hiemächst setzte sich E 
sdolich ins Benehmen mit dem Bisi 
selben die ebenwohl öffentlich beka 
an die Nassaaische Landesregierung 
züglich der Pfarrer (nicht der Pfa 
sich ausdrücken , wa? zu der irrigt 

1) Siebe ArcMv Bd. 6. S. 375. - 


liehe Abtetzutag des Biachofa von 1 

itwalter und Capläne einbegriffen !) die fSr den 
ch günstige Bestimmnng enthielt , dass der 
itandige Ansübung aller seiner FräseDtaÜons- 
I sich mit der BeEugnias begnügte , die ihm 
en Candidaten als personae grcUae zu nomi- 

alao : nicA/ als Pfarrer zu, ernenne», sondern 

PersöräichkeUen für die vom Bisehof beeeich- 
Iren. Ei lag also die Besetzung aller Pfarreien, 
irrlichen Patronate stehenden, ganz in der Sand 

allein sieh die Bewerber wenden müssen, und 
ihm als der geeigneteste erschienenen Gandi- 
als -vom Hersog zu eniennende genehnte Per- 
:h war in dieser Beziehung auf dem Wege des 
visorisch ein Yerhältniss etabUrt Shalich wie 
inten Artikel 7. des Westfälischen Friedens- 
), wonach ein Calriuischer Landesberr den ihm 
Qsistorium prasentirten Pfarrer (u. vice vecsa) 
üigen musste! Zwar konnte aus factische» 

oder politischer Natur ein Candidat als Pfarrei 
ang Fceusirt werden: aber der Bischof hatte es 
cusirten als Pfarrvcnoalier so lange fiiagireu 
I gut schien , und ruhig abzuwarten , bis eine 
usation surückgenommen wurde. Denn es mar 
teeht nicht zugestanden , die jinstellwig eines 

Caplans von ihrer Zustimmung ahhängig zu 
d sich kein Fall anführen lassen, dass der 
olehe Zustimmung beantragt h&tte. Nicht der 
Preussis(^e Regierung war es denn auch, welche 
86l9r Vereinbarung verlangte, und wir dürten 
S3 . der Bischof nach lürlass des Gesetzes vom 
bereit gewesen sein würde , jene yereinbaruDg 
ren. Was aber die neue Kircheagesetzgebnng 
Bestimmungen über die Anstellung der Geist- 
uelweit von dieser Vereinbarung verscliieden: 
Stimmungen soll forthin ohne vorgängige Zu- 
räsidenten kein Priester auch nur ais blosser 
itellt werden können , der nicht eine eigene 
ich setner »allgemeinen wisseiisefaaftlicben Bil- 
, während nach der Nassauischan Landesherr- 
: vom 25, Mai 1861 der Biaobof volle Freiheit 
1 ordinirtea Priester nach freiem Ermessen ohne 
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alle vorgfingige Communication mit der Regierung ab 
Pfarrv^rnalter anzusteUen, and zwar selbst dann, wenn 
niemals eine deutsche ünivereitöt gesehen, geschweige 
dem aeine philosophiBChen und the<dogi3Chdu Stad 
deutschen Collegium eu Kom oder im Bischofliche 
Mainz oder Trier gemaeht hatte. 

Was sodann die Ernennung der beiden Seminaq 
trifft, so hat der Herr Bischof nirgends er^Iftrt, das 
der Besötzang der vom Herzog Wilhelm m Lasten des 
Gentralstudienfonds 1836 errichteten Professur nicht 
die Zustimmung oder Bestätigung des Oberpräsidenten e 
und da ohne eine solche Geuehmhaltung der Q«halt 
worden wäre, und auch' nicht hätte beansprucht werdi 
mochten wir annehmen , daas der Herr Bischof bei 
fraglichen ftofesaur factisch und maierieU den Vorsei 
setzes vom 11. Mai 1873 nach Thunlichkeit würde 
tragen haben. Die &eie Besetzung der nicht mit Stai 
dirten PiMfeBSur würde der Herr B^ohof allerdings Ica 
geben, sehr möglicher Weise aber einen Ausw^ ge 
einen Conflict zu vermeiden. Die hezägliche Anffthrnng 
i^llt also ^anz neben die Sache. 

Noch heller als durch die bisherige Beleuchtun 
nähme der »Gründe« auf die ang^liche Oonniveuz 
digaten' Herrn Bischofs Dr. Peter Joseph Blum — ds 
nennt ihn auffallender Weise Joseph Peter Blum ^r 
lieh viel grösser^ Usurpationen der Nüssaniachen und I 
Gesetzgebung dürfte das gänzlich Verfehlte derselben 
ten, wenn wir das Object der über den Herrn Biscl 
Straffen mit Rücksicht auf ^e Frage ins Aäge fassen, 
Kasaanischen Gesetzgebung ein analoges' 8trafTerfahri 
greiften können. Diese Frage mnss entscfaieden'vernein: 
die »Gründe* des Absetzungaurtheils anführen, ist de 
von Limburg vom dortigen Königlichen Kreisgeriefati 
ansehnlichen Geldbussen belegt worden , weil er a) • 
herrn ron E(z-Rübenaeh präsentirten Oaplan Houbeti 
Balduinstein instituirt; b) die Priester Zimmer, Abe' 
Pferrverwaltem ernannt; und o) den Priester Hsrdt 
Frankfurt a. M. angestellt' hatte, ohne zuvor dem Hf 
sidwiten von seinen dessfallstgen fintschliessungoR Ken 
und dreissigTage lang abgewartet zu haben, ob dortseits 
erfolge. Kein Zweifel i gegen das' Frdttssfsche Gesetz 

Arel.iv für KirchaDreeht XXXVIU. 


•"n^^^vr - 
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abgeschlosaeDen Vertrags besagt kurz nnd bC 
indem derselbe dem Biaehof die Befugniss s 
der ganzen Diöcese nach Beliehen diejenige: 
in Frankfurt als Capläne anzustellen für g 
Domcapitel eine Anzeige von der geschehe 
Senat yerlangt, was sich von selbst verstant 
Capläne fär Frankfurt Ausländer waren, 

Hieraus ergibt sich als unwiderleglich 
der Nassauischen Gesetzgebung der Bischof 
hatte, IQ den oben augefähi^teu Anstellungs 
destaerdichen Behörde auch nur eine Anzeige 
dem, so viel wir wisse» und uns auf Erht» 
ster ScOe versichert wird, dem Herrn Bise 
theiltm und darum formell als eine dense^ 
nicht verwerthharen StaatsministerialrescriptE 
vom 25. Mai 1861 die drei Pfarrvarwaltei 
angestellte Gaplan vom Herrn Biacbof o 
werden honr^ten; c) dasa nach eben diesem 
des Pfarrers Honben eine vorgängi^e Aofraj 
mfissen'. Aber selbst bezfigliub dieses einzigen 
wichtige Punkt in Betracht, dass jenes Eef 
ohne eine solche Anfrage erfolgte Institution 
den Kirchenbereich nichtig sein, wie das d! 
bung in ganz einzig dastehender Weise ve 
dasselbe Oberhaupt gar nicht daraber ausspri 
etwa geschehen werde, wenn der Bischof ei 
gängige Anfri^ oder ohne Rücksicht auf e 
der Regierung ertheilön werde. Die Berufung 
Nassauischen Zeiten wird sonach ganz enti 
sckof zum Vorth^le gereichen, zumal derse 
sauer Boten« Nr. 148 vom 14. Deeember 1 
ten Schreiben an den Herrn Oberpräaiden' 
vom 23. Juni v. J, sich ausdrücklich erbot 
stattgehabten Anstellung eines Hilfspriesters 
sondere bezüglich der eventuellen Entsendun 
Nievern zur Aushilfe, nra welche es sich dai 
SU verfahren , wie desfaUs unter der früh 
Bischöflichen Behörde verfahren worden se 
Herrn Ober-Präsidenten — wie ebenfalls a 
unterm 26. Juni v. J. Nr. 3726 erwiedert t 
Tconne nur nach dem ^eussischen Gesetze von 
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Herrn Bischof vod Limburg mit Kecfat be; 
sich früher anstandslos Gesetzen und Vei 
welche dem protestantischen Landraberrn x 
Qinfassendere Befugnisse Verlieben , lals äi 
so wäre damit doch noch lange nieht «rwit 
schuliKgten in den Mund gellte Erkl^voi 
»ans Gewissensscinipeln« den Qeborsam T« 
>Qicbt%er Vorwandc sei, wie der Verfasaet 
hat, sieh auadröcken ssii dürfen. Denn es 
gewaltigen unterschied^ ob ein Bischof bei 
oder minder weit ' gehtmde Beschränkangen 
liehen Frdbeit und Selbstständigkeit vorfin 
s^it lange im Staatsleben eingebürgerten Z 
stände nothgedmngen Rechnung trägt, o 
toüUff Sie Hatid dazu hietei, dass solche Si 
führt werden. Selbst ein noch so mittein 
einsehen und es als einen nngeheueren Tri 
desäbalb, weil der Herr Bischof von Limbt 
Antritte seines ihm bekannter Massen ' 
apostolischen Amtes den gewaltsam dm 
tignngen der dem katholischen Religionstbi 
Begensburger Depntationareceeses T«m 25. 
leisteten bergebravbten ReligiansfibuDg die 
trug, jedoch unbesehadet des ernsüic^w t 
Rechte wieder evr Geltung eu bringen, n' 
Rechts und Gewissens wegen sich dh Terpl 
müsse, noch ärgere Verletzungen der kir 
als die mit <3ott^ Beistand glücklich beseit 
helfen. Es mnss wirklich in hohem Qrade 
sailhiate EJnterachied ■) in den >GltüDden« ^ 
blieben ist^ obschtin die Anklagesclirift doc 
des Episcopates der oberrheinischen Kirc 
welche gleich im Eingange eine äusserst 
rung über die Verpflichtung der Bischöfe z 

1) Friedrieh Wilhelm IIL verpSichtete »ich 
ter Frieden von 1807 Frankreich gagenttber, die 
me« auf 40000 Mftnn zn bcsohranken. ondthat di« 
daraas du TeraQofti^er folgern, dei König habe ä 
Verlangen Frankreichs aDch nach den Befceian 
der SelbetBtändt^keit Preasaeni eingehen können < 
etwa gar eingehen müBsen? 
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^»tfehaDdlüngeu Zwingen oder gar absetEen 
der in Freussen^) heute gescbieht uad als I 
dings proclamirt wird, nachdem der vor 't 
Bawegungeu des Jahres 1848 mili dem ßotv 
Strafgesetibttches im 27. Titel §§. 412 ff. 
laui; die Geistlicben dntch weltliche Gericht 
fenieiK und aiisweiaen lassen zu köanen, e 
wleklang der Dinge vollständig geseheitert i 
Wir haben eine ganz eingebende Wid 
Beschuldigung , der Herr Bischof von Limbn 
i-KeiehSfräbdliohkeitc oder >Preussenhass< ? 
Weise heute kirohenfeindlicben Qes^tzai geg' 


1) Angeaiclits dieaer Verschiedenheit des Ver 
der Preussischen Regierung möchte man fast an f 
rede zam >AthaiiasiiiB von J. GQrres« denken; >. 
die rohen und Bnges«hUchten Insbrache jenes st 
man zuviel Ehre anthat, wenn man einen Geist- ihn 
die Säbel gewetzt and dann im Felde ai meisterfid 
groasväter Zeiten hat er den trefflich langen Stock 
verfallene Rücken zugleich beatreicheodi derselbe, 
genöthigt, Augenzeuge der Hinrichtung seines I 
blutigen Bompf dem Ohnmächtigen zur Seite hingt 
des Erwachenden ihn wieder treffe. Dieaei verbaas 
seine Aoffordernngen, wie im Eatba, ao in denSflei 
lung berbeibeachworen ; er rumort jetzt wieder im 
znr Gewalt, zum Niedertreten aller BechtsanspTilcbt 
cordate' her« »fordernd, und dabei noch seine Ternü 
Vei«5ba]icUkeit der Welt anrühmend. Dieser alte E 
G«iat. der jetzigen PreoBnachen Begierang; aber ea 
nicht ablassen vUl, im Preimiachen Staate nraingel 
Bei allen «iditigeren Veranlaasungen , in allen kri 
wir ihn immer aufa Nene aus seiner Modergrabe ai 
seren Gegner Fehde und Feindschaft bietend Mag 
Tnannennud kräftigen, — an den Ansgäng des Ka 
einandes streiten, ist. das Sdiicksal der Monarohie 
kamiit, vqn welcher Saite isf Preussischen Begienu 
bracht wordea ist, mit Geldstrafen werde jeder Wii 
setze leicht gebrochen werden: dieselbe hätte »b 
Gesinnungs^emf/ii/ieif findet und wo Gesinnnngsai 

2> t^n vergleiche hleraber: >Üeber dls 
nach dto netten Entwürfe des Pievaaiulieti S4a«ff 
thige Kritik von F. Walter, Bonn bei Adolph M: 
Demselben, Bonn bei Eduard Weber 1848. Die An 
zur Kritik dea Titela Aber die Verbrechen der öei 
wurfe des Strafgesetzbuches, ' Von Dir. München 
herg 1848. 
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für bedeutungs- und wirkungslos zu eri 
ein solches Verfahren dem Vorwurfe ei 
iDoralischeu Metitalreservation verfalle 
Bischofs war, wie derselbe in dem oben i 
stücke kategorisch sagt und nicht wide 
öffentlich erklärt, und zwar dem den 
selbst, dass er nur in Bezug auf die 
lieg;enheiten den Hotnagialeid leisten wt 
der Rechte der Kirche und des ihm v 
canonischen Gehorsams; von eineT Ment 
zfiglich seiner absolut die Rede nicht s 
ewoifelhaft der Kechtsgrundaatz c. 35. ] 
gut , dass der Eid auf das klar Zugi 
müsse, und nicht auf Anderes zu erst« 
aber die Ausdehnung , welch« die >G 
nisse geben, auch ganz abgesehen von ' 
Erklärung des Herrn Bischofs, in welcl 
und seinem Klerus gescliworen werde 
Erwägung. Der Bischof ist — wie Sc, 
katholischen Kirchenrechts, 2- AuS. S. 
— als Bischof nicht Staatsuntert 
thanenscbaft nur Rechte und Pflichten 
lieber und staatsbürgerlicher Natur siui 
den ein besonderes Verhältniss vorauase 
Handhabung bischöflicher Hechte an ui 
letzung der Rechte dea Staates, noch c 
bürgerliehen von Privaten enthält, km 
Staat ihn wegen Ausübung kirchlicher 
Schaft ziehen ■ . . noch endlich ist die 
solche weder überhaupt noch im einze] 
fahrena vor weltlichen Gericliten , mitl 
weltlichen Gerichten nnbodingt ausgescl 
dass cap. 27. X. de jurej. (II, 31) sog 
das Recht der Kirche geleisteten Eid fü 
nach c. 35. a. a. 0. aus dem eidlichen 
setze beobachten zu wollen, keineswege! 
(eine anderweiie Verpflichtung bleibt 
Beobachtung eines erst später gegebeni 
kann: dann wird loaii anerkennen müss 
l) Gerade so wie das die oben angefü 
ranz-Akte za GaBsten dee protestantischen E 
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spricht' ^DOb'^öh'di«' A:nsicht>gar zhiev 
schenverstaade , dass aiis dem Unterthaii 
einer ' KircbengesellBchaft , -mit dem A'; 
also in nitserem Falle fDr 4en Heri» Bis 
pßtehtung iolgeii'Sell, dieiihm im Id;eEi 
h«rgel»^i;bteQ fteUgioiisfibäog gvrad« dei 
zustehenden und'verbriefteo Hechte aof d 
mäSBen. Dos wäre' offenbar gleiohbeäeu 
Rechtlosigkeit der Katholitren gerade anf 
dem der Religion. Man sage nicht, es 
Landesherrliche Änordhung'en; ' Cabinetsbe 
Geilet^' dir voD'deriLindesrartretirag gei 
sehieil davon, dass ' ■diesem LandesvertrHung 
regierun^ geforderte Eid von desBön Generalvicai 
ein Gleiöbe« von Öer Bisthnma-GtiatBchkeit in 
leistet werde. loh «limeiohle mit aber EQgleidi,' I 
fladen, ^ir da^g'äQ , die yeraicbening . zn geben; 
Er^biachäfl. Rechten eben so wenig als den, Fi^i 
ten der Geistlichkeit aaf keine .Weise, am aljerw 
der KircbenTerfaHanng nachtheilig oder beelntläi 
Ich verharre etc. 

Angrtnrg, 3. Jauntu ISOS. 

HoChteür^igster, i>utcMauF.bti. 
' Hochgeehrteater Barr 'S 

Von den EinsieliteB Ew. Hoheit nnd JMh- 
dereB erwarten, ala was das Schreiben vom 3. d, 
dignng der geistlichen Peraomen enthält. Selbst 
behalt fichrribe ich nur dem Gefühle Von Pflicht 
Hoheit und Liebdeh zn. . 

' Dia Ansabiing .deB Erz> und Biaohaflicfcra 
dem, iusofeme sie umf luierkanotes Staats- and K 
' dieser Anaübuog, sowie bei Allein, was. die Erha' 
und die Hechte der Gbistlichlteit betrifft, gibt nie 
sondern selbst der neueste Depritationa-Haaptschlli 
denen ich mich nicht' entziehen werde. Der 1* 
der Mannskloster Zulassungen , von denen ich ki 
wenn ich kein Uebermass entdecke. 

Zar Beruhignng Ew. Hoheit nnd Liebden 
beitragen, dass ich in meinen angestammten Lai 
ligion beschirmt, und in der Grafschaft Sayn-Ha 
ichBinfluaa and Theil bekam, Kirchen und Mön 
gestört habe. * 

Ich schmeichle mir dadurch den billigen V 
den za entspreebcn, nnd' Tefbidbe' ete, ■ 

Weilbsrg, dra IS. Januar ISO&i ' 

IjeK/) Fi5edr: 


Die aiaätabeTtördliche Abselmtig i 

geistlichen Amtsverrichtnngen ziifolg 
16. UD^ gi. August 1803 noch in 
s(ch lim einen dem Bischof selbst i 

machten Strafproeeaa ; die b'etreffendi 
her um so mehr verpflichtet fühlen , 
den, ala, sie dem Bischof untef aus 
lürnng (vgl. dea §. 34. des Naasaui 
1830) den canpnisclieu Gehorsam ges 
conniyente, Haltiing dea Herrn Bisch 
df^lurch iu helles Licht gesetzt, dasf 
lieben anwies, das verlangte Zeugnis, 
was die Laiei^ betrifft , . so wusstcu ( 
lung ihrer Geistlichen wegen »nnt 
Ämtshaudlutig^u.sie des Gottesdienst 
düng berauben wfirde; kein Wunder 
seits ein solches Resultat herbeifäbre 
ersten Jahrhunderte haben wohl in 
gemacht. 

Die >Gefährliebteit* des Verha 
aus den in' den »Gründen* erwähnte: 
schreiben des Preußischen Episcbpat 
ben constatirten gehieinschäillichen ] 
geblichen einheitliche)!, aiif den gani 
rechneten, yocQ päpstlicheil SiuhTe gr 
leuchten soll, wird ma'n ((er' »freien 
müssen, welche den' Mitgliedern d^ 
SQtzlich garantirt ist. In' den Augen 
aber die vom Coucipieiiten der »Öi 
jedenfalls keine besonders' dringliche 
Bischof von Limburg iibch 'fast volle 
genannten Massentlepiitatioti und na< 
gegen dasGesetz vom 11. Mai l87J 
heiligen Amtes zu walten. In der '' 
■für well es sollte »gefährlich« w*n 
einen Hilfsprlester ebenso 'Im'' 33. 3 
vorgängige Kriaubuiss' eines pl-otestai 
wie er dies unbehindert 32' Jahre la 
eine Pfarrstelle längör als Jahresfr 
w«tan sich Niemand am' dieselbe be« 


1) Wie wüide ein Prenaaisclier Militi 
unter Nichtachtung der ITilitärgerichtsbar 


Di£ staatabehör 

schof : von' Limburgt 
einige Uetung h»ti 
>Eutla8snng aus dt 
ten nir: atfs iom J 
luHget): ad pei'petua 
und Ob«rtribunalsri 
mit allieii Anscjiuld 
in. Ansprucb riiabm. 
dauert hatte, ereügn 
stiach-komiäphef Be 
hifes «kne rechtUch 
Herr Staatsiinwdlt . 
dem R^denten '<l4 
sidbnt .vwküttdete, 
gessen worden; es 
nachber dae bis.jel 
sCbeUte' nach ' einen 
meldet, d^elbe se 
koinmeD.< Dieser 
von vorbin ,wiirile y 
bumoristiscJien ,Epii 
seinen BtensiUen t\ 
tes ftirtgefahfea. * 
*lfi& AnschuU 


in Prflussea erlebt,,, 
lag&: >l)<ilid Bisch 
Widerstand ^eg'ött ■ 
säbhticb mc1t Erifla 
sie Geistlich^ ohne 
swninarp ni«ht levii 
Hirtenbriefe , ' Aa*^ 
öffentlicfete Akten» 
Diöcataaeu znir.Anfli 
Irrgahn betreffs dt 
cken beliebtet »verj 
wäsBten, was von d 
»lifän kann (v 
denken , iind, wie I 
viele Vertheidiget { 
die Freussiscbeu M» 


lilAe Abffetvmtfi des Biachof» con Limburg. 

lauBgieifeiL Im Winter dieses Jahres war es 
Revision der Maigesetze als di3cutiri)ar erklärte, 
!n ist auch ein schlesisches ^]att dieser Än- 
Die heutige Verhandlung des kirchlichen Ge- 
ihr als irgend etwas geeignet sein , hier zum 
1. Wie der Fürstbischof von Bredlaa ist auch 
^em^ssigteren Eircbenfürsten, niid was die Ad- 
trachte , waren keinerlei Eicesse , aufhetseride 
lagitatioaea, sondern eben der, alte passive Wi- 
: dar Besetznng von Pfarrstellen , untarlassene 
Besetzungen an die Kegieriing, Verweigerung 
legten Geldbuasen n. a. W: Die ednzige actlve 
obligaten Hirtenbriefen, die aber im Vergleich 
;ehr gemässigt waren, bestand in den .poch's, 
90 Papst ai|3briichte,,weD4 die Mas^Q beiden 
lenen Pfändungen demonstrirten.« 


AB^HIg. 


ilm von 0<dtes Chtaden Fürst zu Nassau e/c. 

I mehr oder weniger' entfernte Abschlnas des zwischen 
Kaiser und Beich zU berich tipenden Coucordats veran- 
ältige Bestimmung der landesherrlichen und bischaf- 
in den nns znr EntsehädigTing aiigewiesBnen Besten der 
; ist — den an anag esetitert lantlesyäterli eben Bedacht m 
ä zugleich die Sicherung der wechaelseitigen B«cbte, daa 
n, imd'die h erzua teil ende Ordnang der Dinge, und he- 
bt, uns in die inneren Anfrelegenheiten der iSmisch- 
niachen , noch auch die uraptiln glichen liachöflichen 
i, djren Anfrechthalt^ng tibd thätigate Dnterstfitiung 
irrücben Pflicht etets rechnen werden, 
iher aacb dieae unsere Verordnung proriadfisoh, und, 
d Beich ein Anderes nicht bestimiQt sein wird, — suf 
i Ordinis, B) Jura legis dioecesanae und C) die Juria- 

eschliesalichen biachSflichen Gerechtsame z£hlen: 
klläi deaaen, Waa in die 61 anbenalehie einschlägt, 
ftlt, die daher fliesBendett Poenae medicinaleff nnd In- 

' der Sacrameiite, nnd die ndtbig scheineodeAuBSchliea- 

der Kirchen und Benedicirung" der' EircbbSfe, 
und den Unterricht der Jugend in Beligionssacben, 
horiiabilia der Pfarrer— und alle dieae der biBchÖflicben 


DU slaaUbehSrdUcke Absel9Uitg de» BUchöfa von 

Gewalt nnter^ordaet inerkeDiieii, aaeb mit Boleh» nn turta 
befassen werden; so werden wi( dahingegen ' 

ad B) Qaoad ya» legis dioecesanae unsere landaBherrl 
intioweit einschreiten laeaen, dass soviel 
, 1. die Viaitation der DiQceae, 

2. äie ZQsammenbernfnng der Synoden, and 

3. di« BeateUmi^ der Sendgeridite bef den Pfitrr 
solche nach Gntdünkm des Bischoft zwar Tonnnehmen , nn 
hienn jedoch vordersamst eininholen sein, so wie es auch ' 
wird , ob nnd anf welche Art die hiernSchst gnt beflndl 
Terfttgnngen ansgefQbrt weiden sollen, und in welchem Uai 
erlegt werdenden Uedidnalatrafen Cleld- nnd sonatige BnneD 
dQifen. 

4. Die Bestimmnng der P&rrgieniea hänget ladigUcb 
liehen Gewalt ab; die-Vertbeilnng oder Vereinigung der Pf 
Gegenstände, welche — wo nicht ^tlich anazagleichen — docl 
lische Weitlänfigkeit von dem Vicariat nach vordersamer B( 
serer Kcgiemng ia Ehrenbreitstein per viam ordinatioilia 

5. Die Emennnng in Benefläen und Pfarreien iat an! 
herm in all jenen Fällen devolvirt, wo das PatronatBrecht voi 
genten, oder von einer uns lur ^tsriifidigiuig angewieaenan 
geöbt worden. 

Die von nnn an eintretenden Erledigongafälle ^ipd mu« 
znberichten, nnd da wir ibi Wiedeibesetzong aoleHer Stsltei 
im Wiesensohaftlichen sowohl , als im iSittUchen wohlgepiftfl 
nnter diesen immer den Würdigsten zn' wählen HOnaehen ; so ' 
liehe nm eine solche Stelle einkommende Bittschriften anser 
der Verordnung angehen latsra, darüber mit dem Viciadat 
tu treten, Qber das Sittliche nnd Moralische der Snpplicaab 
kondigang einzuziehen, und dlesemnacb den Würdigsten oue 
mit dem Vicariat in Vorschlag zn bringen. Wir weiden die 
oatioD nicht versagen, sondern dMselben vielmehr anweisen, 
tntiouem anthoriaabUem nnd die Weianng zur EinfQhiong ii 
Vicariat geaiemend nachzusuchen. Da aber unsere üntertb 
landeshenliche Anthorisation an keinen Vorg^etzten irgend e 
werden können; so hat dei nominirte Pfarrer von der erhal 
authoriiabili bei unserer Begiernug die Anzeige zn machen, 

6. üie Einführung eines neuen Pfarrers in sein Amt 
nen, dass solche in der Kirche von einem Vicariats-Commisai 
nnseres Local-Beamt«n geschieht, und dem erstem die üeber) 
der Kirche, des Tabernakels, des Taofsteins, der Besitz des 
der Kanzel, als Folge einer ganz spirituellen Sache, le< 
bleibe , dass dahingegen die Vorstellung desselben .in dem ] 
hause dnrcb unaem Beamten in <jegenwart desVicariats-Comn 
werde. 

7. Die Liturgie undBitns sacros betreffend, so geb6ren 
lieh zum bischdflichen Wirknngskrei«, wohingegen 

8. die Anordnung der Fest- und Fastt&ge nnd affontlit 
Andiiv tax KirabenreRbt. XXXVIU. 


Die ktaatibehO^dttche AbsHisiMg des E 

i. Sind die VatTimonlakacheii nur dann a 
tracbten, wenn die Ehe nicht als an hSrgerlid 
Sacrament angeBclien wird In diesem Falle sii 
dea BlBcbofa nntet^eordnet ; in allen Fällen abe: 
tiiento cancmico nnd eigenen BeUgionsg^aeben dU 
Ton dem weltliches Bichter zn entscheiden. 

S; JS^uiie ^eiHficioMmi. jdife pattoiutu 
än^^tsT' kriaam! Vonmnd Vor ein gdstliefaes Ol 
HtaridH deiNettimtch^oder HoYalielintAi, wdel 
den 'iD'toMtAi 4m loalt« Becht taaban, ain Stn 
ima iwdtlicben Biobtar eüi^ und nainfühien. 

6. Die EheTersprechnngaaachen als maüi 
HatrinWuigeli&TSD.ui'nqd fOi sich cor gaaUiol 
hiwübet ein« ^«»rdjtnDg bfiatebet. nach welche] 
:iw«ien Z«»geq ,eiiig«9aQg«B«t ^nsal^ «rUtig Ü 
beis Bachtsqtreie mehr; e«t«tetiani; und pii bela 
Verordnung lediglich. 

:.. r Wi^^befe)Ue>k:di«wwlachallm^ns«ren gei 
Uennlti gn&tUget, and. wollen, dass yw ihnen die 
in> alten FODlrUn künftighin eelwwiivt .oachgeli 
Pflichten gemöea nnabbrücbig festgfjutten. ,wm4« 
a:fakI,.QirellirQ)tBili^.in^elah anOs^imi, aticlM 
darathond hsrhilnuiiliidieF Slassen, ib Jedarnwwi 
UrkwidlMt; «ueier. etgutafindigNi iT7»t>«no^nft 

. ' •ie4g«ben.XiuitBeblo«BiEi^n..den 16. A«c 
Friedrich 

i ■,-;, ,; ^..J ■■ ■ ,- ..,„ T-.^r"- 

1>le Grttnzen ^r tamdesMrrHotieii wtfBiwI 

,„ 1fPtr;,JFWe(?rt^A.^Mirt^j von QoUes Qnai 
fQgen-aQiiitlasea t idaudardM.dtBoialfl ia.dea geist) 
elDiJ^riUiff d«n<Iiaade8heErila]wn nsd.SiwhQflioben 
Person die sorgßltige Bestjuunnng der Qiänze 
Befugnissen um so weniger n&thig machte, ata 
nich^ lU(^^ Ül^j^^tent. d^ g^lat^i^ea Keg^ten 
.l^faen kooptep,, in w^c)^f Eigenschaft aie Gere 
.nngeB.erlieflitep, ^.aber j^nnji^ehr.iiafh erfolgtet 
isa ZOT Entecbädigiijlg anjgewieseBeB Landen bow< 
als dieSichernngdei^^eobselseittgen Bechte erfor 
bezeichnen tmd allen nachtheiligen Colliaionen nni 
gen, Wir Uns bewogen finden, diejenigen ans der 
hergeleiteten (Jrnndaätae bekannt zu machen,'« 
heit der Keichageaetze, des letzten T)epntationas( 
dem Beispiel katholischer weltlicher' Baichaat&nde 
sei anj Beich andere Bestimmimgen getroffen ae 
finden, nnd wonach sich TTnaere güsttichie nnfl 
kommenden FfiUen sn bemessen haben. 


tätibehßvaiiiihlS- Absem*ng d 

hierbei keineswegs ünaere Abrit 
olftch-kstholiicheD Kirche m ml 
' den Staat blas die Qlaobeiulet 
»iritoale« sn bätmoMeR sind : Wi 
»gen der oberen gdatlichos Bc 
iboa ordüiis und derLita^gfe gt 
}a, und solchergestalt die eigent 
»e beelntifichtigea. Dkgegen we 
ffe in du Vne zustehende jus 
«vSterliche FOtsorge f Or du ? 
Im dieaen iriebt^ea Ötvensta 


Patronatare^ht in Ünsem neuen 
rn in allen denen Fallen devol' 
CntachädigtiDg angewieeenen LS 
idliche Corporationen dasselbe i 

ünsera katholiaeben LandMi e 
leficien and If&rrelen ünMrer 
>it«n; nnd' da Wir m Wiederbe 
ffEssenechaftliehen iowt>bl. als i 
ühlen w9n8chen, st) hat TTnaere 
keiten der Snpplicanten sorgffl 
ich sich Zengnisae über deren 1 
itea Toilegen za lasson. DeHijen 
•tg fikr den WOrdigsten erkenn 
irthellen, tmd denselben anweist 
^tntioi»« anthoriubilem and 
I feiiemend naGhEosachen. 

CnMre üntertlmnen ohne tihM 

TorgesetEtHi irgend einer Art 
irte Pfarrer von der erhaltenen 
leiang'die Anzeige an machen, 
I aün Amt in der Art za TerfUg 

YiDariats-Conunisaaiio in Oegi 
id dem Enteren die TJebergahe i 

des Taofateines, der Besitz des 
» g»ia spirituelleQ Sache, ledig 
esaelben' hingegen im PEarr- an 
Glegenwart des Vicariats-Ckiinmi 

r vermöge des uns als Lasderi 
bt and Advokatie nber die Kitct 
arden, dass der irohltfaUige Zt 
inigong erreidit werde, folglioh 
Disciplin und andere Anordnon 

ISnrichtnugen in eine glacklicLo uwumun gmaauBu •»«> um- 
allgemeine Wohl bhrt am flchersten befiirdwt werde, so .«ersteht 


■Di£ ilaatabehördliche. AbseUmmg de» BUekoß, t 

■ «B Bicli Vffa aelbtt , dtt»a keüe geistlioba Beb^de b«! 
■ ■ > UitwitseD nnd' aoBdrOckUcba Oeuehniigwir solclie Aj 

f6g>angea lu treffan , weloba nut der LandespoliMi i 

nnd in die bfiigerlieh«! Vertk&ltQiHe nnBeier Untertb 

ii^aTliab^.au<i'^eäeUtliidieitnad fichollehrer versti» 

' «ioe Art ÜBgieifeiL Es ist demnacb. ITusere bw>nder6 

: tohioigtisg «rfiirdMlldi t 

a) za YMtatkmea der DiBctBO, Zneammenbarnfimg der 8] 
" gerkhten bei FhrrSAitmi; 

b) zb fiMtimtnang der Phrrgränzea; 

e) BiiffabniDg aener Feet- und Fksttä^e; Aneidnnng 

Aoatellimg von bisher nngeWShnlicben oder »ucb nnr 

den Processionen und andern Necerongen in dem Sne 

Ab Scbiotil^eci, der Eirehe werden Wir zo^eich a 

Verwaltung nnd Terwendang d« Eiiohraeinkünfte ■ < 

, . hieben,', and jiaqptsäichlidt Uns die beBsece Einricbtiing 

, Eircbeabftcbei; dj b. w. angelegea sein laBeeu. 

Sg ist daüer Toa UoBsrea Beamten und Gsricbt« 

dus keine Verfügtmg von der eben angeTiUir^en Art 

Unser Mätvässen ood Plaeet zum VoUeuge gerächt w« 

' ohnerachtet etwas AdhaUches vQn irgend ein«r geistli 

tltt werden. w<^te, sogleich von denselben die pflic^ 

machen. 

Was »dliidi i : , 

Driltma äie Geriohtnbaiteit betrifft , eo blähen die Qei 

^ Bdigion in deiten Sachen, die blM ihre AmtsTerriditii 

liehe Disdplhi betreffen, den geistlichen Gerichten a 

' allen' ftbrlgen Gegenständen aber sowohl der straitig 

Oerichtabarkeit, wo dieselben zagleich als Staatsbürgei 

den neltliehen Q«rieliten ansMAUeaslich ood nm so m 

' die Torigen geistliches Regenten nor in der Jägensol 

für diese Personen, eigene Gerichte anzaordnen befugt 

Mb verordnen jedoch, daas dieae Geistliche (mit An 

diener nnd Schnllehrer, welche den reip6ct. AemterB 

gleich andern priTilej^irten- Personen in erster Instani 

gericht zn WieShadMi Stehen und vor demselben be 

Bei 8teri>fällen sind aber die Obsignationen Von den < 

' tern ez connnisaione perjwtoa ohne ZolasmiDg «iner ai 

■ nehmeü; bei der Inrentarisation dagegen ist dn Vi 
zuziehen, damit Lesern die in das Pastoral- oder Beneflei 
Papiere ansgehändigt werden können. 

,■ Hatrimoninbaobea gehövett nur dann vor ein geiat 
: die Ehe nicht somhl als bürgeiüäier Gontraot, sondei 
traahtet wird; in aUan Qlirigen Fällen aber, wo nict 
motte caoonieo >nnd eigenen Beligionsgesetzen die Bei 
blos vom iroltljchen Siebter sn entscheiden. Gansae 
manim et Joris Fatranatns.kdnnen von nnn an unter ] 
f^R geistliches Gericht gMogM werden. 


XXill 
Entscheidung des Preussiscben Cultus-Mir 
hhisichtticfi 'der BeKreibting der Kirc 
katholiken " 

*Die frühere AnordnUDg, wonach dii 
katholischen Kirchengemeiiide , welche veni 
gegeu die vaticanisclien Beschlüsse das in i 
Anatbem aber sich nehmen, mit adminisl 
der Kirchengtener zn verschonen sind, her 
da^ eine nothwendige Yoraussetzung der 
YoUstreckang, die Klarheit des obwaltenden 
den innerhalb der katholischen Kirche ents 
sei. Diese in früheren Jahren begründet 
nicht mehr eu. Abgesehen davon , dass dii 
rang von, jeher vertretene Auffassung, dergei 
lange sie nicht ihren Aastritt aas der kat 
haben, fortgesetzt als Mitglieder derselben 
zwischen die Zuäimmur^ der Landesvertre 
erkennung des obersten Q«richtshofes gefun 
Frage, ob die Altkatholiken zur ferneren I 
stenern verpflichtet seien , vom Obertribiui 
«otschieden worden. Bs sei den Altkatholiki 
der Qennss derjenigen Rechte gewährt, wel 
mitgliedern bei der V^waltung desKiroher 
stehen. Bei dieser veränderten Sachh^e e 
gerechtfertigt, die YerwaltungszwangsvolMi 
Kircbengemeinden ihren altkathoUschen Mi 


Oberkamp, Fatonatsrecht bei divisi 

jede Bemfung aat eine Bechtsqnelle oder anf < 
tat und wird nnr der eine Gedanke als iDnei 
macht: >Der Patron, von dem die Dotation d 
rQhrt, iat eben darum auch Dotator des neae 
Dieser Qrand yerscheintt- ^Itöi4iicbt »gi 

Coiifinnatiwi eiiier, Stiftung, ^fler ojich vqllzo 
I*ätidi|'äie«'^ii??'feiii'W*däs5cfe 
äerjmigen Person, weUW^h^t- oder dÖs^'X 
aii^4^.ihris^,gus(i^ie^.-^'i., , , , a,. 
Wird von ein^ Bischöfe, in Änweni 
§§. 1. Trid. (de ref.) bezie^ungsiiveise des c. i 
{in.AS.y^eimPkn^ sbgbtheilt Bifd mii^ E 
kirclw' flrtii* j: ■ bo' wird vielnieM ^ — weil ebea 
ndtiecbt! bE^Qndflb, ^ Mn lUcbtstit^ asf s 
lnf<bbe''enr«rbe»,' di« «s änrch iltfen BectoF'&t 
' Dflr'Fatron, der die Mnttorkirche fornla' 
der> KirchbD-> odel- PModestittung so wenig i( 
kanntlich kcSn WidärB^rachst<echt gegen die ] 
nicbt «du ' Verwattangereetit Vm dem , went 
rflteendeti SMftnaggvWmftgen znsteht; j&,'das 
mit AlimeutatloDe-Anspnichen igegen daaselbe 
soUtfr «t dftna als Urheber einer^ Woblthst g< 
kiVclÜiclbea' Bägüinstigntig für einö sokbe bedä 
8(^ Ztltbiih tiad' ans einein ^VermßgeB ihren 1 
in der That nicht mehr das seinige ist? — 
metidiana eteriön ei'scbeinenden'LeHrb, für ^ 
.mesÜeB-^ugbisse d^^ Cauonisten frOb^t' hm 
stDÖ (W; SXXVI,!S.'«08ff,>, iaiiieMHnmg 
Handbsebeä -eins- sin^d&re ' üdd diese SiogalBi 
dieie'BäbE^ptingt'siefabiiiitück, eo weit, dass 
theilusgetn«*- Patrooatth^P&SiläeUa i^'Pfrfl 
den Gesetzen und der Doctrin bisher gleich 
gründe eia^s Pst^onEitwecbteg' wwdetL wäi^l«.' 
': ■ in: der-NoUlwendiglceit,' der' P-ermanede 
gqgen EU' treten, zog ^ der Schreilm dieses diä' 
ihm t>ei«JnU«b rerBht4e> Verfasser 'btibä >dfo -hi 
tale Alei^anders m. in minder glücklicher 'VVei 
der ebenfalls EfingnUren Üeinqng eiittös älteri 
angeschlossen (S. Ä.pmSTkwg.Bdi XXXVL.S. 
ohne jedes positive Fundament in den Gese, 


:ny,M 1,1. :,: ..iliX! 


."RP'i 


,J i Bamachj <ifl^. d%«Me«k^ 

.!,;ji-.>Är(Ä»;»87?I.',.,.fIÖ»t[rt«H. ; 
,-. i ;f:,iDwae' ÄJttlniAnfigüd«»! üjierd 
bfltsento I]it)htiivetlbr«iteaiiart^ie 
¥01) Bonifacni'^UjiiUiEftnvBe^ 

west^ifiligabeaiTrieAcm/^Ahti'grU 
9pbitt^BanlUfa«(en[it» alfteaiwic;, 
4efl :.OeeideMB berücttäiclitigtd ubdi- 
der kirdfalicAienfE^MiclDelndgiaiDf 
iat/DMileiitÜGk 'nidht) bbte 'die- 
scndero >«aeh die iGeBehüJhtiS' idei 
Bmrtell OnmÜlsti laiti Mv^aätkt! 
BeicfiB abgahand^t; wosäen. '>'.: - 
i .& : :^L£if«-cihm</a«£f{M2iHt9 der, 

- ' (Ei»e .poptiliJ», !^lnr! «ttfgfiJti 
Interesse gewinnt , wenn man i 
franzOsiachen Revolation die des ] 
vergleicht. (Eine im Verlag de: 
verwandte Schrift: iiD« Oaltörii 
1789—93 yoT^H. Frhr. v. B.« ii 
3. Der Episeopai der höchste • 

Historiseh-dogmai. Abhandb 

m Brandau. Wien, 1877. 

(1 Fl. OeOr. W.) 

Dr. Enrz vertbeidigt von ü 
lischen Theologen und Canonistei 
Episcopat als der höchste ordo s 
aber dem ordo des Fresbyterates i 
dem Yerf^er nicht znr Qenfige 
wähnt lAsst er sogar die 1861 zi 
Partner, welche dieselbe Ansieht 
Ton den apostolischen Constitatioi 
bloss für eine spätere Änfzeiehnn 
lin, sondem als von den Apostel 
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■ G. G. Naumann 187'!', i 
VKratsheride ÄbhandlnDg 
piiiSelibii"Doctotgra'deö an d6r 
ein fleiisig ond nicht oTiiie 0« 
niaiäQ änS ^uäeren Matßrialiei 
Synode, in «elcher der'25jlt 
A-fttoren den Höhepunkt der ki 
geechk*te erblfclrt, der'ftiemc 
nlla^HödalordB-nn^ 'ttittht wifd"i 
iMcÄter auch nicht ^hzblind 
aaiion'iliid d^ ÜöschäftäärJftu 
crfttiacbeh - 2]ti3am'nietls6tznrig< ji 
gflnujErfeWtferflfVon-eioerTJcht 
Cilleh zmii Möiate in detka 
den Votdt-theileri'dBr pAtestai 
^inleitong' lesen wir die Sät^e 
stiem selbst noch die ersten' 
dnreMirf und' wt die Kitchö , 
Völliger (?) Abhängigkeit 'voij 
dne pftTlauientäli'islibk 'O^gfäib 
{^n den sich keine Spuren lil' 
sttdann die^ kii^hlicbe Sfoibärc 
■Primatt (WanhP Öötih 6i4ht 
fttt^deü,}istt«l!r iHe auf Serben 
Abzielenden Be^rebuügeä^rst 
nitfhi' die'OoDcFtien >de '^\U 
Und 'sieh itt der' Gewalt 'dds !e 
der irühere» Syiiöään' (?) älä ! 
treten war;*: - Nur Hei deh t 
der Verfawer, lira dietiednil 
Contilien m zeigen; 'dann sc 
nientatismns ' h* ' Piaa'(li09)' 
rathung'uud Abätimmü'ng nfti 
er' ti^cUt'VerlKti&'eä kann; ' 
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m)t froher vprf^an^e AUfl / 
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' Än^etti^ neUt gi^ett BraVe 

IUI o^iü -iiti^eiL J ^ I 
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